Herausgeber: 

Akademie der Wissenschaften der DDR 
Institut für Theorie des Staates und des Rechts, 
Berlin 



und bürgerlicher 
Aufstieg Verfall Demokratie 




Staatsverlag 

der Deutschen Demokratischen Republik 
Berlin 1976 


Autorenkollektiv: 

Kapitel 1 bis 3 : Prof. Dr. sc. Karl-Heinz Röder (Leiter) 
Kapitel 4 bis 6 und 8 : Dr. sc. Ekkehard Lieberam 
Kapitel 7 : Prof. Dr. sc. Wolfgang Menzel 
Personen- und Sachregister: R. Rosenfeldt und V. Schmidt 

Redaktionsschluß: November 1975 


© 1976 by Staatsverlag der DDR, Berlin 
l. Auflage 
VLN 610 DDR 
LSV 0495 

Printed in the German Democratic Republic 
Umschlaggestaltung: Michael Göring 
Gesamtherstellung : 

Staatsdruckerei der Deutschen Demokratischen Republik 
(Rollenoffsetdruck) 

Bcstcll-Nr.: 770 984 2 
DDR 10,- M 



Inhalt 


1. Die Herausbildung der bürgerlichen Demokratie im Ergebnis 

der bürgerlichen Revolution von 1775 bis 1783 (Unabhängig- 
keitskrieg) 7 

1.1. Die Bedeutung der Unabhängigkeitserklärung für die Entste- 
hung des bürgerlichen Nationalstaates der USA 7 

1.2. Die Verfassung von 1787 als Ausdruck der Errungenschaften 

und Schwächen des revolutionären Unabhängigkeitskrieges 27 

» •• 

2. Die Festigung der bürgerlichen Demokratie in der bürgerlichen 

Revolution von 1861 bis 1865 (Bürgerkrieg) 41 

3. Der Beginn der Krise der bürgerlichen Demokratie mit der 

Machtergreifung des Monopolkapitals 1898 bis 1917/18 68 

3.1. Die Machtergreifung durch die Monopole in der Periode 1898 

bis 1917/18 73 

3.2. Der Beginn der Krise der bürgerlichen Demokratie in den USA 76 

4. Die Krise der bürgerlichen Demokratie im staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus 86 

4.1. Die volle Herausbildung des staatsmonopolistischen Kapitalis- 
mus in den USA 86 


5 



4.2. Grundzüge der Deformation bürgerlich-demokratischer Institu- 
tionen und Rechte 95 

4.3. Die sich verschärfenden ökonomischen und sozialen Wider- 
sprüche vertiefen die Krise der bürgerlichen Demokratie 102 

5. Die Metamorphose des zentralen Staatsmechanismus der USA 

im staatsmonopolistischen Kapitalismus 110 

5.1. Autoritäre Wandlungen des Regierungssystems 110 

5.2. Der Ausbau der Präsidialmacht 118 

5.3. Der Kongreß im Dienste der Kapitalinteressen 128 

5.4. Die widersprüchliche Stellung des Obersten Gerichts im zentra- 
len Staatsmechanismus 135 

6. Bürgerliche Demokratie und Zweiparteiensystem 144 

6.1. Staat, Parteien und Monopole in den USA 144 

6.2. Die Integrationsfunktion des Wahl- und Parteiensystems 153 

7. Die Deformation der Rechte und Freiheiten des Menschen 167 

7.1. Unsicherheit und Angst statt Menschenwürde, Glück und Sicher- 
heit der Person 167 

7.2. Die Rassendiskriminierung als Negation der Menschenrechte 175 

8. Arbeiterbewegung und demokratische Alternative in den USA 191 

Quellen und Anmerkungen 205 

Personenregister 223 


Sachregister 


229 



1 . Die Herausbildung 

der bürgerlichen Demokratie 
im Ergebnis der bürgerlichen 
Revolution von 7775 bis 1783 
(Unabhängigkeitskrieg) 

1 .1 . Die Bedeutung der Unabhängigkeitserklärung 
für die Entstehung 

des bürgerlichen Nationalstaates der USA 


Die politische Geschichte der Vereinigten Staaten von Amerika im 18. und 
19. Jahrhundert wird entscheidend von der allgemeinen historischen Gesetz- 
mäßigkeit geprägt, daß die entstehenden kapitalistischen Produktionsverhält- 
nisse, um sich festigen und voll entfalten zu können, ihren eigenen politischen 
und juristischen Überbau insbesondere in Gestalt des bürgerlichen National- 
staates und der bürgerlichen Rechtsordnung erfordern. Diese für die Heraus- 
bildung des Kapitalismus allgemeingültige Gesetzmäßigkeit setzte sich in den 
USA unter spezifischen historischen Bedingungen durch. Sie waren vor allem 
dadurch gekennzeichnet, daß es keine feudale Vergangenheit gab. Zugleich 
existierte jedoch die Sklaverei, nicht als eine historisch vorangegangene Gesell- 
schaftsformation, sondern als widerspruchsvoller Bestandteil der sich ent- 
wickelnden kapitalistischen Produktionsverhältnisse. Sie waren weiterhin 
von dem völligen oder teilweisen Fortfall eines Bodenmonopols bestimmt. 1 

Wird das Entstehen der USA allgemein dadurch charakterisiert, daß 
hier „die Geschichte anfängt mit den im 17. Jahrhundert schon herausgearbei- 
teten Elementen der modernen bürgerlichen Gesellschaft" 2 , so trifft dies nicht 
weniger auf die Herausbildung der bürgerlichen Demokratie, des bürger- 
lichen Nationalstaates und des bürgerlichen Rechtssystems der USA zu. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika traten als bürgerlicher Staat in die 
Weltgeschichte ein. Seine Existenz war nicht das Ergebnis der Überwindung 
eines Feudalstaates, wohl aber das Resultat zweier siegreicher bürgerlicher 
Revolutionen. Die eine Revolution verlief in der Form eines revolutionären 
kolonialen Befreiungskrieges und die andere in der eines Bürgerkrieges. 

Die Herausbildung und Festigung der bürgerlichen Demokratie, des 
bürgerlichen Nationalstaates und des bürgerlichen Rechtssystems in den USA 
wurden in ihren allgemeinen Wesensmerkmalen und spezifischen Besonder- 
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heiten entscheidend von dem Charakter, dem Verlauf und den Ergebnissen 
jener beiden Revolutionen bestimmt. Deshalb muß diesen Revolutionen bei 
der Einschätzung der politischen und juristischen Institutionen und Anschau- 
ungen, wie sic sich in dieser Periode in den USA herausgebildet haben, eine 
Schlüsselstellung eingeräumt werden. 

Die ersten Elemente der neuen politisch-staatlichen und juristischen Insti- 
tutionen entstanden, als sich die kapitalistischen Produktionsverhältnisse in 
den englischen Kolonien Amerikas allmählich entwickelten. 3 Auf diese Periode 
soll daher zunächst die Aufmerksamkeit gelenkt werden. 

Bereits gegen Ende des 16. Jahrhunderts gründeten Francis Drake im heu- 
tigen Kalifornien und Walter Raleigh im heutigen Virginia erste englische 
Niederlassungen auf amerikanischem Boden. Konnten sich diese Ansiedlun- 
gen zunächst auch nicht halten, so nahm die englische Kolonisation Nord- 
amerikas zu Beginn des 17. Jahrhunderts doch einen raschen Aufschwung. 
Ohne die bewegte Geschichte der einzelnen Kolonien, in denen sich zum Teil 
erst nach mehreren erfolglosen Versuchen der Siedler Dauerniederlassungen 
bildeten, hier näher zu verfolgen, sei erwähnt, daß im Jahre 1607 mit der 
Kolonie Virginia die erste auf eine königliche Charter (die Charter - Erlaß — 
stammt aus dem Jahre 1606) zurückgehende englische Kolonie Nordamerikas 
entstand. Wenig später erfolgte die Gründung der Kolonien Massachusetts, 
Rhode Island, Connecticut und Maryland. Bis zum Jahre 1733 hatten sich 
schließlich jene 13 englischen Kolonien herausgebildet, die sich 1776 als die 
Vereinigten Staaten von Amerika konstituierten. 4 

Die ökonomische Basis der Kolonien wies bei allen gemeinsamen We- 
sensmerkmalen, die sich aus der Herausbildung kapitalistischer Produktions- 
verhältnisse ergaben, recht unterschiedliche Züge auf. In allen Kolonien exi- 
stierten zum Beispiel große Landbesitzungen. Am stärksten zeigte sich diese 
Erscheinung im Süden. Dort waren die großen Plantagen der Sklavenhalter 
vorherrschend. In anderen Kolonien versuchten einige Großgrundbesitzer 
feudal-aristokratische Verhältnisse zu schaffen; andere gaben ihre Ländereien 
in Erbpacht oder teilten sie in kleinere Parzellen auf und verkauften sie. 5 
Ausdruck des Klassenkampfes war es, daß andererseits landsuchende Siedler 
noch nicht von Weißen besetztes Land in Besitz nahmen, zumeist, indem sie 
es den Indianern einfach Wegnahmen. Besonders im Norden und später im 
Westen entstand dadurch eine landwirtschaftliche Produktion, die häufig von 
Bauern auf einem kleinen Stück Land betrieben wurde. Damit war eine öko- 
nomische Basis geschaffen, aus der sich schließlich im entscheidenden Maße 
die radikal-demokratischen Züge der bürgerlichen Revolution Nordamerikas 
herausbildetcn. „So nahm schon im Jahre 1635 eine Gruppe von Kolonisten 
in Massachusetts, die mit den Beschränkungen auf agrarischem und politi- 
schem Gebiet sowie mit den religiösen Verfolgungen der Puritaner unzu- 
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frieden waren, unrechtmäßigerweise Land in Besitz und gründete die Kolonie 
Connecticut. Auf dieselbe Weise gründete 1636 eine andere Gruppe von Kolo- 
nisten unter Führung von Williams die Kolonie Rhode Island. Das waren die 
ersten Squatter, in denen sich die Tendenz des sogenannten ,amerikanischen' 
Entwicklungsweges des Kapitalismus in der Landwirtschaft verkörperte. Er 
ist gekennzeichnet durch freies bäuerliches Eigentum an Grund und Boden 
und durch eine von feudalen Überresten freie Entwicklung der kapitalisti- 
schen Verhältnisse." 6 Besonders in den Hafenstädten der Ostküste, so vor 
allem in Boston, Philadelphia und New York, entwickelte sich mit der Aus- 
breitung von Handel und Gewerbe, Piraterie und Schmuggel die Handels-, 
Bank- und später die Industriebourgeoisie. 

Der politische Überbau über den Basisverhältnissen der einzelnen Kolo- 
nien war, worauf besonders Kuczynski hinweist 7 , kompliziert. Das bedingten 
allein schon die großen geographischen Entfernungen und das gering ent- 
wickelte Verkehrs- und Nachrichtenwesen. Die Kolonien standen nur in 
lockeren Beziehungen zueinander und wurden auch getrennt voneinander ver- 
waltet. 

Die amerikanischen Kolonien übernahmen die entscheidenden politischen 
und juristischen Einrichtungen, wie die Verwaltung, die parlamentarischen 
Körperschaften, die Gesetze (das Common Law) und die Rechtsprechung, 
von England als der „Metropole". So entstand im Jahre 1619 in Virginia die 
erste parlamentarische Körperschaft auf amerikanischem Boden in der Form 
einer gewählten Siedlervertretung. Die Wahl dieses Parlaments von 22 Abge- 
ordneten, dem eingewanderte Mitglieder des- englischen Adels und reiche 
Kaufleute angehörten — die armen weißen Siedler waren von der Wahl aus- 
geschlossen — , bedurfte noch der Bestätigung durch die Virginia Company in 
London. In ihrer „Verordnung für Virginia" aus dem Jahre 1621 forderte die 
Virginia Company die parlamentarischen Körperschaften der Kolonie auf, 
„möglichst vollständig Regierungsweise, Gesetze, Sitten, Gerichtsverfahren 
und sonstige Justizverwaltung dem im Königreich England herrschenden 
Brauch anzunähern und anzugleichen, wozu wir auch durch Seiner Majestät 
Freibrief angehalten sind -8 . Die Abgeordneten der Kolonie Virginia betonten 
jedoch bereits 1623 ihr Recht, die Steuern selbst festzulegen und zu erheben, 
eine Forderung, die zweifellos schon den ersten Keim einer Einschränkung 
der kolonialen Hoheitsbefugnisse der englischen Krone enthielt. 

Die Rechtsstellung der Kolonien wies gewisse Unterschiede auf, so die 
einer Kronkolonie, einer Eigentümerkolonie oder einer Freibriefkolonie. 

Kronkolonien waren unmittelbares Eigentum der englischen Krone. Die 
für das englische Königshaus bedeutendste Kronkolonie war Virginia. Zu- 
nächst befand sie sich im Besitz von Aktiengesellschaften, ehe der englische 
König Jacob I. sie 1624 in eine Kronkolonie umwandelte. Die Besiedlung 
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Virginias erfolgte auf kapitalistischer Grundlage durch zwei Aktiengesell- 
schaften, die in London bzw. Bristol ihren Sitz hatten. Zwischen diesen beiden 
Gesellschaften mit einigen hundert Aktionären wurde ebenfalls auf Grund 
einer königlichen Charter nordamerikanisches Siedlungsgebiet aufgeteilt. 
Dabei erhielt die Londoner Gesellschaft Süd-Virginia und die Bristoler Ge- 
sellschaft Nord-Virginia. 

Das sich herausbildende Grundeigentum war die Basis für das Entstehen 
der sogenannten großen Familien wie der Byrds und Washingtons, die als 
führende Vertreter der herrschenden Klasse später maßgeblichen Einfluß auf 
die Politik der Vereinigten Staaten von Amerika nahmen. 

Virginia stellte auch in seiner politisch-juristischen Struktur das ausge- 
prägteste Beispiel einer englischen Kronkolonie auf amerikanischem Boden 
dar: An der Spitze stand der vom englischen König eingesetzte Gouverneur, 
der die erste Kammer, den Staatsrat, ernannte. Weiße Großgrundbesitzer, 
Kaufleute und Beamte gingen in Wahlen als Abgeordnete der zweiten Kam- 
mer, der Allgemeinen Versammlung, hervor. Diese Kammer besaß die Ge- 
setzgebungsbefugnis. Gegen die Beschlüsse der Allgemeinen Versammlung 
konnte der Gouverneur Einspruch erheben. 

Eigentümerkolonien waren jene (so Delaware, Maryland, Pennsylvania), 
in denen der englische König durch einen Erlaß (Charter) Handelsgesellschaf- 
ten oder einzelnen Vertretern des Adels den Grund und Boden der Kolonie 
übertrug und sich selbst lediglich bestimmte lehensrechtliche Befugnisse vor- 
behielt. So erhielt der zweite Lord Baltimore und erste „Lord Proprietor of 
Maryland', Cecil, dessen Vater ein Freund von Jacob I. war, das gesamte 
Gebiet von „Mary's Land" als Besitz mit dem Recht der „persönlichen Regie- 
rung" . Die Baltimores hatten in der Eigentümerkolonie Maryland damit auch 
das Recht, Beamte zu ernennen, Münzen auszugeben und Adelstitel zu verlei- 
hen. Nach dem Vorbild Marylands wurde auf Grund einer königlichen Char- 
ter auch die Eigentümerkolonie Pennsylvania, eine der reichsten Kolonien 
an der amerikanischen Westküste, von dem wohlhabenden Quäker William 
Penn gegründet. Die Familie Penn verfügte bald über den größten Landbesitz 
in den amerikanischen Kolonien. Besonders charakteristisch für die poli- 
tisch-juristischen Überbaueinrichtungen der Eigentümerkolonien waren die 
Institutionen der Kolonie Pennsylvania. 

Bereits in seinem ersten „Frame of Government" (1682) setzte sich Wil- 
liam Penn als Gouverneur seiner Kolonie ein. Die von ihm wenig später er- 
lassene „Charter of Privileges" (1700), die bis 1776 die Verfassung dieser 
Kolonie blieb, sah einen Gouverneur, einen Rat (Council) und eine Versamm- 
lung (Assembly) vor. Den Rat wählten die wohlhabenden Steuerzahler. In die 
Versammlung kamen je vier gewählte Personen aus jeder Grafschaft nach 
einem Wahlrecht, das auf einem Eigentumszensus beruhte. 
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Freibriefkolonien schließlich waren solche, in denen Siedler, die zumeist 
aus religiösen Gründen England verlassen hatten, unter der Oberhoheit der 
Krone auf Grund eines königlichen „Freibriefes" eine stärker ausgeprägte 
Selbstverwaltung ausübten (New Plymouth in Massachusetts, New Haven in 
Connecticut und die verschiedenen Rhode-Island-Gründungen). 

Im Freibrief, den Karl II. 1663 für Rhode Island erteilte und der bis zur 
Verfassung von 1842 galt, heißt es: „Um das hoffnungsvolle Unternehmen 
Unserer genannten treuen und geliebten Untertanen zu unterstützen und 
ihnen freie Ausübung und Genuß aller ihrer bürgerlichen und religiösen 
Rechte ... zu gewährleisten und um ihnen die Freiheit im wahren christlichen 
Glauben und Gottesverehrung zu erhalten, . . . erklären Wir hiermit, . . . daß 
niemand innerhalb der genannten Kolonie künftig wegen irgendwelcher reli- 
giöser Meinungsunterschiede belästigt, bestraft, beunruhigt oder vorgeladen 
werden darf, sofern er nicht den bürgerlichen Frieden der genannten Kolonie 
tatsächlich stört." 9 

Zu den Siedlern, die aus religiösen Gründen England verlassen und bereits 
in Holland Zuflucht gesucht hatten, gehörten auch jene 41 Männer vornehm- 
lich bürgerlicher Herkunft, die mit ihren Familien und ihrer Dienerschaft als 
„Pilgerväter" am 22. Dezember 1620 mit der „Mayf lower" am Plymouthf eisen 
landeten und sich in einem Vertrag gegenseitig verpflichteten, als treue Un- 
tertanen der englischen Krone, jedoch nach selbstgegebenen Gesetzen das 
Land zu besiedeln. Dieser als „Mayflower Covenant* bezeichnete Vertrag ver- 
mittelt einen charakteristischen Einblick in die Vorstellungen jener ersten 
Siedler der englischen Kolonien Nordamerika^ : „Wir, die Unterzeichner die- 
ses, treue Untertanen unseres erhabenen Herrschers und Herrn König Ja- 
kob I., . . . haben zur Ehre Gottes und zur Ausbreitung des christlichen Glau- 
bens und zum Ruhm von König und Vaterland eine Fahrt unternommen, um 
die erste Kolonie in den nördlichen Teilen von Virginia zu gründen. Und wir 
kommen hiermit feierlich und wechselseitig, vor Gottes Angesicht und vorein- 
ander, überein und vereinigen uns selbst zu einem bürgerlichen politischen 
Körper; zur besseren Ordnung unter uns und zu Schutz und Förderung der 
obengenannten Absichten; und kraft dieses wollen wir von Zeit zu Zeit ver- 
ordnen, errichten und einrichten rechte und billige Gesetze, Verfügungen, Er- 
lasse, Einrichtungen und Ämter, wie es uns am zuträglichsten und zweckmä- 
ßigsten für das allgemeine Wohl der Kolonie erscheint." 10 Der „Mayflower 
Covenant" enthielt somit bereits erste Vorstellungen über eine Verfassung. 

Bei allen Unterschieden überwogen jedoch die Gemeinsamkeiten in den 
Institutionen des politisch-juristischen Überbaus der Krön-, Eigentümer- und 
Freibriefkolonien. So übten stets die Gouverneure, ob von der englischen 
Krone oder den Eigentümern eingesetzt, die exekutive Gewalt aus. Sie kontrol- 
lierten die gesamte innere Verwaltung der Kolonien und verfügten über das 
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Kommando der kolonialen Streitkräfte. Als Vertreter der englischen Krone 
besaßen sie das Recht, untergeordnete Beamte zu ernennen. Sie kontrollierten 
auch den Außenhandel der Kolonien. Die gesetzgebenden Organe bestanden 
im allgemeinen aus zwei Kammern, und zwar aus einem vom Gouverneur 
ernannten Oberhaus (Council) und einem durch einschränkende Wahlzensen 
(Eigentum, Rasse) gewählten Unterhaus (Assembly). Das Unterhaus besaß 
das Recht, Gesetze zu erlassen. Gegen die Gesetze konnten jedoch der Gou- 
verneur Einspruch einlegen, und sie bedurften in allen Kolonien, außer in 
Connecticut, Maryland und Rhode Island, bevor sie rechtskräftig wurden, 
der Zustimmung des englischen Königs. Zugleich war der königliche Privy 
Council als höchste Berufungsinstanz berechtigt, Entscheidungen der kolonia- 
len Gerichte zu revidieren. 

Die sich in einigen Kolonien herausbildenden politischen und juristischen 
Institutionen schlugen sich juristisch in Verfassungen nieder, von denen vor 
allem die „Fundamental Orders of Connecticut" (1638) hervorzuheben sind. 11 

Unter dem „Dach" des durch England errichteten Kolonialstatus ver- 
schärften sich insbesondere in der Mitte des 18. Jahrhunderts zunehmend die 
ökonomischen, politischen und ideologischen Widersprüche zwischen England 
und den amerikanischen Kolonien. In den eineinhalb Jahrhunderten von der 
ersten Besiedlung durch Einwanderer aus Europa bis zum Vorabend der 
ersten bürgerlichen Revolution auf amerikanischem Boden war die Bevöl- 
kerungszahl, gemessen an damaligen Verhältnissen, beträchtlich gestiegen. 
Betrug sie im Jahre 1610 nur 350 (Virginia), 1650 etwas mehr als 50 000 und 
1700 251 000, so war sie bis zum Jahre 1770 bereits auf 2,1 Millionen Men- 
schen gestiegen. 12 Allein in zwei Jahrzehnten, von 1750 bis 1770, hatte sich 
die Bevölkerung in den amerikanischen Kolonien von 1,2 auf mehr als 2 Mil- 
lionen Menschen erhöht. Die meisten arbeiteten in der Landwirtschaft. Be- 
sonders die in den Plantagen betriebene landwirtschaftliche Großwirtschaft 
erzeugte Produkte für den Export. Hauptausfuhrartikel im Jahre 1770 waren 
Tabak, Weizen, Mehl, Brot, Fisch, Reis und Indigo. 

Daneben verstärkte sich jedoch die gewerbliche Produktion, und hier vor 
allem der Schiffbau und die Eisenherstellung. Namentlich der Schiffbau und 
der sich ausdehnende Handel der Kolonien auf eigenen Schiffen entwickelte 
sich bald zu einer ernsthaften Konkurrenz für das englische „Mutterland". 
Der Anteil der englischen Kolonien an der Erzeugung von Eisen betrug 1775 
bereits ein Siebentel der Weltproduktion. 

Die ökonomische Entwicklung in den Kolonien und die Bedürfnisse ihrer 
weiteren Entfaltung widersprachen auf diese Weise mehr und mehr den 
Interessen und der Politik der englischen Kapitalisten und Grundherren, die, 
wie der amerikanische marxistische Historiker William Z. Foster feststellt, 
davon ausgingen, „daß die amerikanischen Kolonien mitsamt ihren Einwoh- 
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nern eigens zum besonderen Nutzen der englischen herrschenden Klassen 
geschaffen worden seien". Deshalb scheuten diese auch keine Mühe, „die un- 
abhängige wirtschaftliche und politische Entwicklung der Kolonien zu er- 
sticken". 13 

Der englische König George I. erklärte in seiner Thronrede vom 19. Okto- 
ber 1721 unumwunden, seine Politik sei darauf gerichtet, die Kolonien in 
Amerika davon abzuhalten, „Industrien zu errichten und zu betreiben", durch 
die sie mit denen Englands „direkt in Konkurrenz treten würden". 14 

Die Politik der herrschenden Klassen Englands zielte vor allem darauf 
ab, sich die Kolonien als Rohstoffquelle für die englische Industrie wie auch 
als gesicherten, ausdehnungsfähigen Markt für englische Industrieprodukte 
zu erhalten. Dem diente eine Anzahl vom englischen Parlament erlassener 
Gesetze, die jeden Handel der Kolonien mit anderen Ländern mit solchen 
Waren, die England selbst benötigte, verboten, die Ausfuhr von Fertigwaren 
und selbst die Produktion bestimmter Fertigwaren in den Kolonien untersag- 
ten und den Handel mit den Kolonien englischen Schiffen und Kaufleuten 
vorbehielten. Als ein Beispiel englischer Kolonialpolitik sei die gegen die 
nordamerikanischen Wollmanufakturen gerichtete Verordnung von 1699 ge- 
nannt, in der es hieß: „Nach dem 1. Dezember 1699 darf keine Wolle, noch 
Artikel aus Wolle oder mit Wolle gemischt, falls sie Erzeugnis einer englischen 
Pflanzung in Amerika sind, in ein Schiff oder Fahrzeug unter irgendeinem 
Vorwand verladen, noch auf ein Pferd, einen Karren oder ein anderes Fuhr- 
werk geladen werden, um aus einer englischen Pflanzung in eine andere oder 
an irgendeinen anderen Ort verfrachtet zu werden." 15 Foster stellt dazu fest: 
„Von Anfang an hatten die englischen Herrscher immer wieder Schiffahrts- 
gesetze erlassen, die den englischen Schiffseignern das Monopol am Kolonial- 
handel gewährten; dazu kamen Handelsgesetze, die den englischen Kauf- 
leuten den rentabelsten Kolonialhandel zu Monopolpreisen vorbehielten, In- 
dustriegesetze, die die Interessen der englischen Fabrikanten auf Kosten der 
Fabrikanten in den Kolonien schützten, und Finanzgesetze, die den Kolonien 
die Ausgabe von Papiergeld verboten und darauf angelegt waren, die kolo- 
nialen Schuldner in Abhängigkeit von den englischen Gläubigem zu hal- 
ten, usw." 16 

Unzufriedenheit mit der Politik des „Mutterlandes' breitete sich jedoch 
nicht nur bei den Reedern, Kaufleuten, die oft zugleich Piraten waren, und 
den Gewerbetreibenden der Kolonien aus, sondern auch bei den Plantagen- 
besitzern des Südens. Da sie vom Export ihrer Erzeugnisse nach England 
abhingen, mußten sie hinnehmen, daß die englischen Kapitalisten willkürlich 
die Preise für Waren festsetzten, die aus den amerikanischen Kolonien nach 
England verkauft oder von dort bezogen werden mußten. Die Kolonial- 
gesetze wie auch die gesamte Politik Englands gegenüber den amerikanischen 
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Kolonien wirkten sich jedoch in erster Linie nachteilig auf die Lage der Werk- 
tätigen, besonders der kleinen Farmer, des städtischen Kleinbürgertums und 
der Lohnarbeiter, aus. 17 

Das trat besonders deutlich hervor, als die englischen herrschenden Klas- 
sen nach dem Ende des siebenjährigen Krieges gegen Frankreich (1763) im 
wesentlich stärkeren Maße dazu übergingen, die Kolonien auszuplündem und 
darüber hinaus noch einen großen Teil der Kriegslasten auf die Kolonien ab- 
zuwälzen. Die jahrzehntelangen Kriege Englands vom Ende des 17. bis zur 
Mitte des 18. Jahrhunderts hatten das „Mutterland" davon abgehalten, sich 
intensiver mit den amerikanischen Kolonien zu befassen. Das nutzten die 
amerikanischen Kapitalisten, aber auch die vom wirtschaftlichen Aufschwung 
der Kolonien profitierenden Kolonialbeamten aus, um die Kolonialgesetze zu 
umgehen und ihre eigenen ökonomischen Interessen zu verfolgen. Die ame- 
rikanischen Reeder und Kaufleute zogen ebenfalls beträchtliche Profite aus 
Handel, Schmuggel und Piraterie, die sie während der Kriege Englands immer 
ausgedehnter betrieben. Die reiche Oberschicht sah diese Vorteile gefährdet, 
als sich die englischen herrschenden Klassen stärker den amerikanischen 
Kolonien zuwandten. So hatte schon der 1764 vom englischen Parlament 
erlassene „Revenue Act" scharfe Proteste in den Kolonien hervorgerufen, die 
sich wesentlich verstärkten, als 1765 der „Stamp Act" folgte. Danach wurde 
eine Stempelsteuer auf alle Drucksachen und juristischen Dokumente erho- 
ben. Das betraf nicht nur die Oberschicht der Kolonien, sondern die gesamte 
Bevölkerung. Ähnliche Erbitterung rief der im gleichen Jahr erlassene „Quar- 
tering Act" über die Einquartierung englischer Soldaten in den Wohnungen 
der Bevölkerung hervor. 

Diese und andere Maßnahmen, die sich mit einer höchst arroganten Hal- 
tung der herrschenden Klassen Englands gegenüber der Entwicklung in den 
Kolonien vereinten, verstärkten rasch die oppositionelle Haltung aller Klas- 
sen und Schichten in den Kolonien. Es kam zu ersten Zusammenstößen mit 
den englischen Soldaten, wobei das „Boston Massacre" vom 5. März 1770, bei 
dem Soldaten vier Arbeiter töteten, für die Entwicklung einer revolutionären 
Situation besondere Bedeutung erhielt. Die englische Krone erließ 1773 den 
„Tea Act", der der East India Company das Einfuhrmonopol für Tee in die 
amerikanischen Kolonien einräumte und eine hohe Importsteuer für Tcc auf- 
erlegte. Daraufhin warf eine als Indianer verkleidete Gruppe von Männern 
auf Initiative des wohlhabenden Schiffseigentümers und Schmugglers Han- 
cock die Teeladung von im Hafen von Boston ankernden englischen Schif- 
fen ins Wasser. Nach diesem auch als Bostoner „Tea-Party" bezeichneten 
Zwischenfall sprach die englische Regierung davon, daß nunmehr Krieg 
gegen die Rebellen geführt werden müsse. 

Am 19. April 1775 kam es an einer Brücke bei Lexington (Concord) zu 
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einem Gefecht zwischen Farmern und englischen Soldaten, das seinen Wider- 
hall in der ganzen Welt fand: „Heard around the worid". Der Unabhängig- 
keitskrieg des amerikanischen Volkes gegen das englische Kolonialjoch, die 
erste bürgerliche Revolution auf amerikanischem Boden, war ausgebrochen. 

Schon in seinem 1748 erschienenen Reisebericht über die englischen 
Kolonien hatte der schwedische Naturwissenschaftler Peter Kalm festgestellt: 
„Engländer, und zwar nicht nur in Amerika geborene, sondern sogar aus 
Europa zugereiste, sagten mir, daß die englischen Kolonien in Nordamerika 
in etwa dreißig oder fünfzig Jahren imstande sein dürften, ein selbständiges, 
von Altcngland völlig unabhängiges Staatswesen zu bilden." 18 

Dabei war es jedoch keineswegs so, daß die führenden Kräfte in den 
englischen Kolonien — selbst dann nicht, nachdem das englische Parlament 
verschärfende Gesetze erlassen hatte - sich sofort vom „Mutterland" tren- 
nen und einen unabhängigen Staat bilden wollten. Sie traten vielmehr zu- 
nächst für eine eigenständige kapitalistische Entwicklung unter der Vorherr- 
schaft der englischen Krone ein, wobei jedoch über Charakter und Umfang 
dieser Oberhoheit schon unterschiedliche Auffassungen bestanden. 

Der Konflikt zwischen den Kolonien und dem „Mutterland" spiegelte 
sich ideologisch vor allem in den politischen Theorien der führenden bürger- 
lichen Kräfte in den Kolonien wider. Das betraf besonders ihre Auffassungen 
über die Rechte und Freiheiten der Bürger in den Kolonien, über die Grenzen 
der Verbindlichkeit der vom englischen Parlament erlassenen Gesetze und 
über die von der Vertragstheorie ausgehende Gleichstellung der parlamen- 
tarischen Körperschaften der Kolonien mit dem Parlament in London unter 
der Oberhoheit der englischen Krone. 

So forderte der Bostoner Kaufmann und Jurist Samuel Adams, daß die 
vom englischen Parlament erlassenen und die wirtschaftliche Entwicklung der 
Kolonien knebelnden Gesetze für ungültig erklärt werden müßten, weil sie 
ohne Billigung der Kolonien zustande gekommen seien, die keine eigenen 
Abgeordneten in das Parlament nach London entsenden durften. In der 
Bostoner Stadtversammlung bekannte sich Samuel Adams aber auch bereits 
zum Selbstbestimmungsrecht, das — konsequent verwirklicht — nur die Un- 
abhängigkeit von England bedeuten konnte. In der gesetzgebenden Körper- 
schaft von Virginia verkündete der Abgeordnete Patrick Henry das Recht 
auf Selbstbesteuerung als ein Naturrecht, das den Bürgern der Kolonien durch 
die Steuergesetzgebung des englischen Parlaments nicht beschnitten werden 
dürfe. John Dickinson aus Pennsylvania suchte einen Kompromiß, indem er 
zwischen „äußerer" und „innerer" Besteuerung unterschied. Er räumte dem 
englischen Parlament die Befugnis der Handels- und Zollgesetzgebung, den 
Kolonien aber alle anderen Rechte der Steuergesetzgebung ein. Und James 
Otis aus Boston glaubte das englische Parlament zu einer für die Kolonien 
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vorteilhafteren Gesetzgebung veranlassen zu können, wenn es den Vorrang 
der verfassungsmäßigen Rechte und Freiheiten vor den Entscheidungen des 
Parlaments betonen würde. 

Noch ging es den führenden bürgerlichen Kräften darum, die bedrücken- 
den Kolonialgesetze für nichtig zu erklären, ohne damit auch den Bruch mit 
der englischen Krone zu vollziehen. Charakteristisch dafür sind die Beschlüsse 
des „Stempelsteuer-Kongresses" vom 19. Oktober 1765, in denen die Ver- 
treter von Connecticut, Delaware, Maryland, Massachusetts, New Jersey, 
New York, Pennsylvania, Rhode Island und South Carolina um die Rück- 
nahme der Sondermaßnahmen, insbesondere der Stempelsteuer, ersuchten. 
Es heißt dort: „I. Daß die Untertanen Seiner Majestät in diesen Kolonien 
der Krone Großbritanniens die Ergebenheit schulden, die für seine innerhalb 
des Reichs geborenen Untertanen Pflicht ist, und daß sie der erhabenen Kör- 
perschaft des Parlaments von Großbritannien alle schuldige Unterordnung 
zu leisten haben. II. Daß Seiner Majestät pflichtschuldige Untertanen in 
diesen Kolonien zu allen angeborenen Rechten und Freiheiten seiner im 
Königreich Großbritannien geborenen Untertanen berechtigt sind. III. Daß 
es ein unzertrennlicher Bestandteil der Freiheit eines Volkes und das unzwei- 
felhafte Recht von Engländern ist, daß ihnen Steuern nur mit ihrer eigenen, 
persönlich oder durch ihre Vertreter erteilten Zustimmung auferlegt werden. 
IV. Daß die Bevölkerung dieser Kolonien im Unterhaus von Großbritannien 
nicht vertreten ist und wegen der räumlichen Entfernung nicht vertreten sein 
kann. V. Daß die Vertreter der Bevölkerung dieser Kolonien nur Personen 
sein können, die daselbst von ihr gewählt wurden, und daß ihr niemals 
Steuern auferlegt wurden noch verfassungsmäßig auferlegt werden können, 
außer durch ihre entsprechenden gesetzgebenden Körperschaften . . . 
VIII. Daß die Stempelsteuerakte, die den Einwohnern dieser Kolonien 
Steuern auferlegt, und mit ihr verschiedene andere Akte . . ., offenbar den 
Umsturz der Rechte und Freiheiten der Kolonisten erstreben. IX. Daß die 
durch verschiedene Parlamentsgesetze kürzlich auferlegten Abgaben wegen 
der besonderen Umstände dieser Kolonien außerordentlich schwere und 
drückende Lasten mit sich bringen . . . XII. Daß Wachstum, Wohlergehen und 
Glück dieser Kolonien vom vollen und freien Genuß ihrer Rechte und Frei- 
heiten sowie von einem gegenseitig freundschaftlichen und gewinnbringenden 
Verkehr mit Großbritannien abhängen." 19 

Besonders die Forderung „no taxation without representation", die be- 
inhaltete, daß keine Steuern ohne Zustimmung der Kolonien festgesetzt wer- 
den sollten bzw. daß die Kolonien die Steuern selbst festlegen, fand unter 
der Bevölkerung der Kolonien weite Verbreitung und Unterstützung. Sie 
brachte deutlich das Streben nach größerer Selbständigkeit im Rahmen des 
englischen Königreichs zum Ausdruck. Auch solche bedeutenden politischen 
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und geistigen Führer der ersten bürgerlichen Revolution. Amerikas wie Ben- 
jamin Franklin und Thomas Jefferson traten noch, unmittelbar bevor der 
Unabhängigkeitskrieg ausbrach, für ein Verbleiben der Kolonien unter der 
Oberhoheit der englischen Krone ein. Voraussetzung sei allerdings, daß die 
englische Krone ihre Haltung gegenüber den Kolonien entscheidend änderp 
und den Kolonien die Rechte und Freiheiten für eine ungehinderte — kapita- 
listische - Entwicklung gewähre. Franklin legte 1770 seine These über die Un- 
abhängigkeit der Kolonien vom englischen Parlament dar, das in „Machtanma- 
ßung" die „Autorität an sich gerissen - habe, „Gesetze für sie zu erlassen". 20 

Wie Franklin sprach sich auch Thomas Jefferson 1774 in seiner Flug- 
schrift „A summary view of the rights of British America" dafür aus, daß die 
Kolonien nicht mehr an die Gesetzgebung des englischen Parlaments gebun- 
den sein sollten, jedoch noch dem englischen König unterstehen müßten. Der 
König sei aber als „oberster Beamter des Britischen Reiches" der Souveräni- 
tät des Volkes verpflichtet. 21 

Um so schärfer erfolgt jedoch nur wenig später auf der politischen und 
ideologischen Grundlage der von Thomas Jefferson verfaßten Unabhängig- 
keitserklärung („Declaration of Independence") der völlige Bruch mit England 
und die Bildung eines unabhängigen bürgerlichen Nationalstaates. Was hatte 
diesen revolutionären Umschwung herbeigeführt? Die Erklärung liegt vor 
allem in der Verteilung der Klassenkräfte und in der Entwicklung der revo- 
lutionären Ereignisse selbst. 

Die in den Kolonien herrschenden Klassen, die Großgrundbesitzer, die 
reichen Kaufleute und die Unternehmer, verhielten sich zu der historischen 
Aufgabe, den Kolonialstatus zu beseitigen und die politische Unabhängigkeit 
zu erringen, keineswegs einheitlich. 

Da war zunächst die Gruppe der „Loyalsten", die auf seiten Englands 
stand und sich von Anfang an entschieden gegen jede revolutionäre Ent- 
wicklung wandte. Zu dieser Gruppe gehörten zahlreiche Großgrundbesitzer 
im Norden und Süden, jedoch auch Großkaufleute sowie die englischen 
Beamten und Angehörige der hohen anglikanischen Geistlichkeit. Über ihre 
Haltung und ihr Schicksal während und nach der Revolution schreibt Foster: 
„Im Verlaufe des ganzen Krieges sabotierten sie den Kampf, und am Ende 
des Krieges flohen etwa hunderttausend von ihnen nach Kanada, den Baha- 
mas oder nach Großbritannien . . . Nach dem Krieg wurden viele von ihnen 
vom Volk enteignet. Dieser Verlauf der Dinge, so sagte Hardy, ,trug weit- 
gehend dazu bei, die Bodenmonopole und die grundbesitzende Aristokratie, 
die von der englischen Politik so gefördert worden waren, zu zerschlagen'." 22 

Bei den Kaufleuten, Unternehmern und Großgrundbesitzern, die mit der 
Revolution mitgingen, gab es auch einen konservativen und einen liberalen 
Flügel . 23 
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Zum konservativen Flügel zählten der überwiegende Teil der Handels- 
bourgeoisie und des gewerblichen Bürgertums, das gerade von Armeeaufträ- 
gen profitierte, sowie ein nicht unerheblicher Teil der Großgrundbesitzer, 
darunter besonders jene, die an England verschuldet waren und sich vom 
erfolgreichen Verlauf eines Krieges gegen England die Löschung ihrer Schul- 
den versprachen. Die Mehrheit der offiziellen Führer im revolutionären 
Krieg, so George Washington, zu Beginn des Unabhängigkeitskrieges selbst 
noch einer der größten Sklavenbesitzer, Alexander Hamilton, John Jay und 
Joseph Galloway, gehörte diesen Kreisen an. 

Den liberalen Flügel der Bourgeoisie und Plantagenbesitzer bildeten 
solche bedeutenden Staatsmänner und Wissenschaftler ihrer Zeit wie Thomas 
Jefferson, zu diesem Zeitpunkt auch noch ein Sklavenbesitzer, Benjamin 
Franklin, Samuel Adams, Henry Gadsden und Isaac Sears. 

Zunehmend revolutionären Charakter nahm die Bewegung gegen die 
englischen Kolonialfesseln jedoch vor allem durch die kleinen Farmer, Hand- 
werker und Lohnarbeiter an, die zur „Hauptkraft des sich verschärfenden 
revolutionären Kampfes gegen das Mutterland" 24 wurden. „Die kleinen Far- 
mer", stellt Foster fest, „bildeten auch das Gros der Streitmacht der Revo- 
lution. Sie waren eine revolutionäre Kraft und kämpften nicht nur für die 
vollständige Unabhängigkeit von England, sondern auch gegen die Boden- 
monopolisten in den Kolonien." 25 Der amerikanische marxistische Historiker 
Herbert Apthckcr bezeichnet den organisierten Widerstand der Volksmassen 
als den wichtigsten Wesenszug der amerikanischen Revolution. Wenn auch 
genaue Angaben fehlen, spricht nach Aptheker alles dafür, daß mindestens 
70 Prozent der Bevölkerung den revolutionären Kampf tatkräftig und be- 
wußt unterstützten. 20 Aptheker nennt drei Hauptfaktoren, deren Zusammen- 
wirken zur ersten bürgerlichen Revolution auf amerikanischem Boden führte: 
„Dies waren erstens die Widersprüche zwischen der Kolonialmacht und den 
Kolonisten. Dies waren zweitens die in den Kolonien entstandenen Wider- 
sprüche, in denen die Klassendifferenzierung zum Ausdruck kam, wobei 
jedesmal, wenn diese Widersprüche zu einer politisch brisanten Situation 
führten, die Macht Großbritanniens für den Schutz des , Status quo', gegen 
die Kräfte des Volkes gebraucht wurde. Dies war drittens, daß sich im Ver- 
laufe mehrerer Generationen die Empfindung herausbildete, zwischen dem 
»Amerikaner' und dem Engländer bestehe ein Unterschied; cs formierte sich 
also eine neue Nation und folglich ein eigenständiges Nationalbewußtsein." 27 

So bestätigte sich auch in der ersten bürgerlichen Revolution auf ameri- 
kanischem Boden, daß die werktätigen Massen oft konsequenter für die 
Durchsetzung der geschichtlichen Aufgabe, die vor den herrschenden Klassen 
stand, kämpften als die herrschenden Klassen selbst. „. . . sie wirkten ge- 
legentlich gegen die herrschende Klasse für deren Interessen, die, da das Bür- 
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gertum der Bannerträger des Fortschritts war, auch die historischen Inter- 
essen der Werktätigen darstellten." 28 

Der Druck der werktätigen Massen bewirkte einen raschen Verlauf der 
revolutionären Ereignisse. Auf dem 1. Kontinentalkongreß, der vom 5. Sep- 
tember bis zum 26. Oktober 1774 in Philadelphia tagte, waren die Vertreter 
der herrschenden Klasse, die für einen Kompromiß mit England eintraten 
und eine bewaffnete Auseinandersetzung vermeiden wollten, noch in der 
Mehrheit. Unter den Abgesandten waren auch einige „Loyalisten", die bald 
offen in das konterrevolutionäre Lager übergingen. In mehreren Resolutio- 
nen sprach sich der Kongreß für die Rückkehr zu dem Zustand aus, der vor 
dem Erlaß verschärfter Gesetze gegen die Kolonien, also vor 1763, bestanden 
hatte. Zugleich verabschiedete er eine „Erklärung der Rechte und Beschwer- 
den" (Declaration of Rights and Grievances) sowie eine Petition an den 
englischen König. Auch rief er die Kanadier auf, ein Bündnis mit den Kolo- 
nien einzugehen und ihre eigenen Rechte gegenüber der englischen Krone zu 
vertreten. 

Ein Beschluß des 1. Kontinentalkongresses zu Philadelphia erlangte 
jedoch für die Herausbildung der neuen Staatsorgane im revolutionären Un- 
abhängigkeitskrieg besondere Bedeutung. Unter der Bezeichnung „The 
Association' entstand ein System vom „Überwachungsausschüssen", die den 
Boykott englischer Waren kontrollieren sollten. Diese Ausschüsse, die den 
bereits ein Jahr zuvor gebildeten „Korrespondenzausschüssen' unterstellt 
wurden, spielten in der Entwicklung der Revolution eine bedeutsame Rolle. 
Sie koordinierten bald alle antienglischen Aktivitäten, hielten die Verbin- 
dungen zwischen den einzelnen Kolonien aufrecht bzw. festigten sie und 
waren in der Bevölkerung propagandistisch, aufklärend tätig. Später bildeten 
sie sich in „Sicherheitsausschüsse" um, die sowohl militärische als auch 
administrative und repressive Ermächtigungen zum Vorgehen gegen die kon- 
terrevolutionären Kräfte der „Loyalisten" erhielten. Über die Tätigkeit des 
Bostoner „Korrespondenzausschusses' schreibt der bürgerliche Historiker 
Willi Paul Adams: „Im November 1772 setzte das town meeting von Boston 
auf Anregung Samuel Adams' ein Committee of Correspondence von 21 Män- 
nern ein. Völlig unabhängig von Gouverneur und General Court konnte 
dieser Ausschuß so oft zusammentreten, wie er es für nötig hielt, und eine 
Politik betreiben, die er nur vor dem town meeting zu rechtfertigen brauchte. 
Der Ausschuß brachte politische Artikel in die Zeitungen und veröffentlichte 
eigene Handzettel und Plakate. Er forderte alle Gemeinden von Massa- 
chusetts zur Bildung gleichartiger Ausschüsse auf. Die Mehrzahl der Gemein- 
den folgte der Aufforderung, und das Bostoner Komitee entwickelte sich zu 
einer Informations- und Agitationszentrale, wie sie dem Gouverneur nie zu 
Diensten gestanden hatte." 29 
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Zusammenfassend charakterisiert Foster diese Organe folgendermaßen: 
„Für den Kampf gegen die Briten besaß die Kolonialbevölkerung bereits zur 
Zeit des Ausbruchs der Feindseligkeiten die Anfänge eines Regierungsappa- 
rates. Diese Organisation hatte sie während der letzten zehn Kampfjahre, 
die der Revolution vorangingen, geschaffen, ohne ihre wahre Natur und 
revolutionäre Bedeutung voll zu erkennen. Die Korrespondenzkomitees, die 
Sicherheitsäusschüsse, die Provinzialversammlungen und Kontinentalkon- 
gresse, die die Kolonien neben den britischen politischen Machtorganen ge- 
schaffen hatten, wurden zum Kern der revolutionären Regierung, die nach 
1776 voll ins Leben trat. Während die amerikanische Kolonialbevölkerung 
den Krieg mit England führte, nahm ihre noch in den Anfängen stehende 
Regierung allmählich Gestalt an/ 30 

Der Drang zur Unabhängigkeit war nun so stark und hatte mit dem 
Beginn des Krieges gegen England eine solche revolutionäre Zuspitzung 
erfahren, daß sich nach den Worten bürgerlicher Wissenschaftler „auch viele 
Konservative diesem Ruf anschließen mußten, um ihre bevorzugte Stellung 
in den Kolonien nicht zu verlieren'' 31 . 

Der 2. Kontinentalkongreß, der am 10. Mai 1775 unter Vorsitz von John 
Hancock und der Assistenz von Benjamin Franklin, Thomas Jefferson und 
John Dickinson wiederum in Philadelphia zusammentrat, hatte aus der Ent- 
wicklung der Ereignisse die Konsequenzen zu ziehen. Er unterstellte die Miliz 
seiner Autorität und ernannte George Washington, der sich im englisch- 
französischen Krieg militärisch besonders hervorgetan hatte, zum Komman- 
dierenden General der Streitkräfte. Am 7. Juni 1776 beantragte Richard Henry 
Lee, Abgesandter aus Virginia, auf dem Kongreß zu erklären, daß die Kolo- 
nien unabhängige Staaten seien. Nach heftigen Debatten nahm der Kongreß 
diesen Antrag an und beauftragte Thomas Jefferson, die Unabhängigkeits- 
erklärung abzufassen, die schließlich am 4. Juli 1776 verabschiedet wurde. 
Der 4. Juli ist seitdem der höchste nationale Feiertag der USA. 

Die Unabhängigkeitserklärung von 1776 und die Verfassung von 1787 
sind die beiden wesentlichen politischen und juristischen Dokumente, mit 
denen die USA sich selbst ihre Geburt als bürgerliche Nation und kapitalisti- 
scher Staat bescheinigten. Charakter und Bedeutung dieser Akte wären nicht 
zu erhellen, wenn die historische Aufgabenstellung, die Errungenschaften, 
aber auch die Schwächen der ersten bürgerlichen Revolution auf amerika- 
nischem Boden außer Betracht blieben, deren Auftakt eben die Unabhängig- 
keitserklärung und deren politisch-juristischer Abschluß die Verfassung bil- 
deten 32 

Der Unabhängigkeitskrieg des amerikanischen Volkes, der 1775 begann 
und 1783 mit dem Frieden von Paris, in dem England die Unabhängigkeit 
der dreizehn Kolonien anerkannte, endete, war ein revolutionärer Befrei- 
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ungskrieg. W. I. Lenin schrieb dazu in seinem „Brief an die amerikanischen 
Arbeiter" : „Die Geschichte des modernen, zivilisierten Amerikas wird durch 
einen jener großen, wahrhaften Befreiungskriege, wahrhaft revolutionären 
Kriege eingeleitet, deren es so wenige gegeben hat neben der riesigen Zahl 
der Raubkriege, die . . . durch den Streit der Könige, Gutsbesitzer und Kapi- 
talisten wegen der Teilung der erbeuteten Länder oder der zusammenge- 
raubten Profite hervorgerufen worden waren. Das war der Krieg des ameri- 
kanischen Volkes gegen die englischen Räuber, die Amerika unterdrückten 
und in kolonialer Sklaverei hielten, genauso wie diese zivilisierten' Blut- 
sauger bis auf den heutigen Tag Hunderte von Millionen Menschen in Indien, 
in Ägypten und an allen Ecken und Enden der Welt unterdrücken und in 
kolonialer Sklaverei halten." 33 Und Karl Marx wies auf die Bedeutung des 
Unabhängigkeitskrieges über den amerikanischen Kontinent hinaus hin, als 
er in seiner Adresse an Abraham Lincoln feststellte, daß auf dem Boden 
der englischen Kolonien in Amerika . . zuerst der Gedanke einer großen 
demokratischen Republik entsprungen war, von dem die erste Erklärung der 
Menschenrechte ausging und der erste Anstoß zu der europäischen Revo- 
lution des 18. Jahrhunderts gegeben wurde." 34 

Der Unabhängigkeitskrieg löste die entscheidende Aufgabe dieser bür- 
gerlichen Revolution. Sie bestand darin, durch die Befreiung von den Fes- 
seln des englischen Kolonialjochs eine Übereinstimmung der kapitalistischen 
Produktionsverhältnisse mit dem Charakter und den Entwicklungsbedingun- 
gen der Produktivkräfte herzustellen. Sie bestand weiterhin darin, mit 
der Herausbildung eines nationalen Marktes und eines bürgerlichen Staates 
die wichtigsten Bedingungen dafür zu schaffen, daß sich die Produktivkräfte 
auf der Grundlage der kapitalistischen Produktionsverhältnisse schnell wei- 
terentwickeln konnten. Dabei wurden auch die wenigen vorhandenen feu- 
dalen Elemente beseitigt. 

Foster trifft dazu die folgende Einschätzung: „Ihr (der Kolonien — d. 
Verf.) rasch wachsender Kapitalismus konnte nicht länger in den Fesseln 
gehalten werden, die England ihm angelegt hatte; so sprengte er diese Fes- 
seln gewaltsam. Diese Revolution wurde zu einem bedeutenden Meilenstein 
in der geschichtlichen Entwicklung des Weltkapitalismus. Sie legte das Funda- 
ment für die rasche Entwicklung der kapitalistischen Gesellschaftsordnung 
in den neuen Vereinigten Staaten.“ 35 

Die wichtigste Aufgabe der Revolution, die nationale Unabhängigkeit 
zu erringen und den bürgerlichen Nationalstaat — zunächst in Gestalt von 
dreizehn selbständigen Staaten — zu schaffen, fand ihren politischen und 
ideologischen Niederschlag vor allem in der Unabhängigkeitserklärung. Es 
sind nicht jene glorifizierenden, weil von den historischen Grundlagen und 
Zusammenhängen gelösten Urteile bürgerlicher Historiker und Juristen über 
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die amerikanische Unabhängigkeitserklärung als Verkörperung „wahrer Frei- 
heit" und „wirklicher Demokratie", als des idealen Ausdruckes von Freiheit 
und Demokratie schlechthin, die dem Charakter dieses Dokuments gerecht 
werden. Diese Einschätzungen dienten und dienen vielmehr allzuoft der 
Apologie des Kapitalismus, besonders der Verschleierung der Krise der bür- 
gerlichen Demokratie im Stadium des Imperialismus. Die historische Bedeu- 
tung der Unabhängigkeitserklärung von 1776 besteht darin, daß sie, an- 
knüpfend vor allem an die Ideen der bürgerlichen Aufklärung in England 
und Frankreich, das Recht des Volkes auf Revolution verkündete. Es heißt 
dort: „Folgende Wahrheiten erachten wir als selbstverständlich: daß alle 
Menschen gleich geschaffen sind; daß sie von ihrem Schöpfer mit gewissen 
unveräußerlichen Rechten ausgestattet sind; daß dazu Leben, Freiheit und 
das Streben nach Glück gehören; daß zur Sicherung dieser Rechte Regie- 
rungen unter den Menschen eingerichtet werden, die ihre rechtmäßige Macht 
aus der Zustimmung der Regierten herleiten; daß, wenn irgendeine Regie- 
rungsform sich für diese Zwecke als schädlich erweist, es das Recht des Vol- 
kes ist, sie zu ändern oder abzuschaffen und eine neue Regierung einzusetzen 
und sie auf solchen Grundsätzen aufzubauen und ihre Gewalten in der Form 
zu organisieren, wie es zur Gewährleistung seiner Sicherheit und seines 
Glücks geboten zu sein scheint." 36 

Die Unabhängigkeitserklärung als grundlegendes Dokument der ameri- 
kanischen Revolution ging folglich von einer Staatsauffassung aus, die es 
als vornehmliche Aufgabe des Staates ansieht, seinen Bürgern das Recht auf 
„Leben, Freiheit und das Streben nach Glück" zu gewähren. Sie entsprach 
damit der Tradition des philosophischen und politischen Gedankengutes der 
bürgerlichen Revolution in England und der Wegbereiter der bürgerlichen 
Revolution in Frankreich. Deren Vertreter erklärten den Schutz „des Lebens, 
der Freiheit und des Eigentums" als die wesentliche Aufgabe des Staates. 
In der Unabhängigkeitserklärung erfuhr dieses Postulat insofern eine gewisse 
Abwandlung, als dort neben dem Recht auf Leben und Freiheit das Streben 
nach Glück unterstrichen wird. Selbstverständlich bedeutet das in keiner 
Weise, daß die führenden Kräfte der amerikanischen Revolution mit der 
Betonung des „Strebens nach Glück" das Privateigentum nicht geschützt wis- 
sen wollten. Sie hielten die Existenz des Privateigentums für den unumstöß- 
lichen Grundpfeiler jeder „vernünftigen" menschlichen Ordnung und sahen 
folglich in dessen Schutz eine der Hauptfunktionen des Staates. Zugleich 
brachten die Worte vom „Streben nach Glück" jedoch auch die Vorstellung 
zum Ausdruck, daß es möglich sei, dem Staat allgemeinmenschliche Aufgaben 
zu übertragen. 

Der revolutionäre Kern der Unabhängigkeitserklärung bestand in der 
Idee, daß das Volk nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet sei, ein 
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Staatswesen zu beseitigen, das nicht in der Lage ist, die genannten Aufgaben 
wahrzunehmen, und an seiner Stelle ein neues, die Rechte des Volkes gewähr- 
leistendes Staatswesen zu errichten. Sollten diese Veränderungen nicht anders 
als auf dem Wege der Revolution herbeizuführen sein, sei es das Recht und 
die Pflicht des Volkes, die Revolution durchzuführen. 

Es war gerade dieser große, fortschrittliche Gedanke der Unabhängig- 
keitserklärung, der, wie das Ereignis des kolonialen Befreiungskrieges selbst, 
dazu beitrug, den in Europa und auf dem amerikanischen Kontinent heran- 
reifenden bürgerlichen Revolutionen beträchtlichen Aufschwung zu ver- 
leihen. 37 

Stellvertretend für andere sei hier nur einem das Wort gegeben, der wie 
kaum ein anderer berufen ist, aus zeitgenössischer Sicht die Wirkung der 
amerikanischen Ereignisse auf das Frankreich am Vorabend der Revolution 
von 1789 wiederzugeben, dem damaligen Gesandten der USA in Paris, Ben- 
jamin Franklin : „Ganz Europa ist in dieser Sache auf unserer Seite, soweit 
Beifall und gute Wünsche es vermögen, . . . man liest mit Entzücken die Über- 
setzungen unserer einzelnen Kolonialverfassungen . . . Daher kann man bei 
uns überall die Bemerkung hören, daß unsere Sache die der ganzen Mensch- 
heit sei, deren Freiheit wir mit unserer eigenen verfechten." 38 

Die Verkündung des Rechts auf Revolution drückte die Interessen der 
aufstrebenden Bourgeoisie aus, die als führende Klasse des Übergangs vom 
Feudalismus zum Kapitalismus zugleich den gesellschaftlichen Fortschritt 
vertrat. Darin bestand die geschichtliche Bede.utung -dieses Rechts. Es konnte 
seinem geschichtlichen Wesen nach niemals über die Rechtfertigung der bür- 
gerlichen Revolution, der Schaffung des bürgerlichen Nationalstaates und 
der bürgerlichen Demokratie als der politischen Formen kapitalistischer Klas- 
senherrschaft hinausgehen. Darin bestand seine historisch-klassenmäßige Be- 
grenztheit. Und es wurde von da an von der Bourgeoisie bestritten und 
schließlich erbittert bekämpft, als die Arbeiterklasse das Recht auf Revolu- 
tion als ihr grundlegendes Recht, die Fesseln kapitalistischer Ausbeutung und 
Unterdrückung zu beseitigen und die von der Ausbeutung des Menschen 
durch den Menschen freie, sozialistische Gesellschaft zu schaffen, in Anspruch 
nahm und anwandte. Nicht anders steht es um das in der Unabhängigkeits- 
erklärung verbriefte Recht auf nationale Selbstbestimmung. In seinem Zei- 
chen traten die Vorkämpfer der amerikanischen bürgerlichen Revolution, 
unterstützt von den Massen des amerikanischen Volkes, zum Kampf gegen 
die englische Kolonialmacht an, der schließlich zum Sieg des bewaffneten 
Volkes über die stärkste Wirtschafts-, Handels- und Militärmacht jener Zeit 
führte. 

In krassem Gegensatz zu den proklamierten Idealen der bürgerlichen 
Demokratie, die die Gründung der Vereinigten Staaten von Amerika beglei- 
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teten, mißachtet deren herrschende Klasse, als imperialistische Bourgeoisie 
zur Hauptkraft der Konterrevolution in der Welt geworden, das nationale 
Selbstbestimmungsrecht des eigenen Volkes wie fremder Völker. Zu Recht 
weisen daher die Kommunisten der USA heute darauf hin, daß es gilt, für 
die Gewährleistung vieler demokratischer Rechte und Freiheiten, die in der 
Unabhängigkeitserklärung und der Verfassung verankert worden sind, zu 
kämpfen. Für die amerikanische Arbeiterklasse und die gesamte fortschritt- 
liche Menschheit ist daher „. . . die Unabhängigkeitserklärung nichts rein 
Amerikanisches, sondern ein Dokument von welthistorischer Bedeutung . . . 
Das ist der Grund, warum heute der 200. Jahrestag der amerikanischen 
Revolution gesetzmäßig mit den aktuellen Problemen des Kampfes aller 
Arbeiter und aller progressiven Kräfte für allgemeindemokratische Ziele ver- 
knüpft wird." 39 

Thomas Jefferson, der die Unabhängigkeitserklärung entworfen hatte 
(Benjamin Franklin und John Adams als Mitbeauftragte hatten nur gering- 
fügige Ergänzungen hinzugefügt), konnte sich auf das fortschrittliche philo- 
sophische, staats- und rechtstheoretische und politische Denken seiner Zeit 
stützen. Er selbst äußerte sich dazu: „Ihr (der Unabhängigkeitserklärung — 
d. Verf.) ganzes Ansehen beruht denn auf den übereinstimmenden Gefühlen 
der Stunde, wie sie ausgedrückt wurden in der Unterhaltung, in Briefen, in 
gedruckten Aufsätzen oder in den Grundbüchern des öffentlichen Rechts eines 
Aristoteles, Cicero, Locke, Sidney." 40 

Jefferson war wie andere führende Vertreter der bürgerlichen Aufklä- 
rung in Nordamerika vor allem von dem bedeutenden Philosophen und poli- 
tischen Theoretiker der englischen Revolution des 17. Jahrhunderts, John 
Locke, beeinflußt, dessen Ideen nach den Worten von Karl Marx „der klas- 
sische Ausdruck der Rechtsvorstellungen der bürgerlichen Gesellschaft im 
Gegensatz zur feudalen" 41 waren und dessen Auffassung vom Staat „als 
Muster für die englische bürgerliche Konstitution" diente. 42 

John Locke vertrat die Auffassung, daß die Menschen mit ursprüng- 
lichen und unveräußerlichen Rechten ausgestattet seien. Als jene unver- 
äußerlichen Rechte sah er das Leben, die individuelle Freiheit sowie die 
Existenz des Privateigentums an. Er ging weiter davon aus, daß die Menschen 
freiwillig, um ihre Rechte wirksam zu gewährleisten, einen staatsgründenden 
Vertrag schließen. Die Herrschaft in diesem Staat sei darauf beschränkt, 
diese unveräußerlichen Rechte des Menschen zu wahren und zu fördern. 
Wird dieser Auftrag durch die Regierenden verletzt, beende das die Ver- 
pflichtung der Regierten, sich der Herrschaft zu unterwerfen. Damit sei ge- 
rechtfertigt, „den Himmel anzurufen" 43 , das heißt die Rechte selbst wahrzu- 
nehmen. Die von Jefferson ausgearbeitete Unabhängigkeitserklärung knüpft 
zum Teil wörtlich an die Formulierung der Schrift von John Locke „Zwei 
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Abhandlungen über die Regierung" (1690) an, daß es dem Volk nach „einer 
langen Kette" willkürlicher Handlungen der Regierenden gestattet sei, selbst 
eine Änderung herbeizu führen/* 4 Locke selbst hatte das ihm nur in vagen 
Vorstellungen bekannte Amerika als die Verkörperung des ursprünglichen 
Naturzustandes bezeichnet: „So war zu Anfang, mehr als es heute der Fall 
ist, die ganze Welt ein Amerika . . Z' 45 

Andererseits fielen gerade seine Ideen von den mit unveränderlichen 
Rechten ausgestatteten Menschen, die freiwillig einen Staatsverband gründen, 
um diese Rechte zu gewährleisten, bei den antikolonialen bürgerlichen Kräf- 
ten in den Kolonien auf einen fruchtbaren Boden. Die führenden Köpfe der 
Revolution waren jedoch nicht nur nachhaltig von Lockes Auffassung über 
die allgemeinen Aufgaben des Staates beeinflußt. Sie legten weitgehend auch 
die von ihm entwickelten Vorstellungen über die Organisation des Staates, 
insbesondere über die Legislative und Exekutive sowie über das Gerichts- 
wesen, der Struktur des aus der Revolution entstandenen bürgerlichen Staa- 
tes zugrunde. 

Anknüpfend an Locke und sich hierin von den französischen Materia- 
listen unterscheidend, ging auch Jefferson, wie es die Unabhängigkeitserklä- 
rung zeigt, von einer deistischen Begründung des Naturrechts aus. Zugleich 
beeinflußten Jefferson aber auch die Ideen des radikalsten Vertreters der 
amerikanischen bürgerlichen Aufklärung, des erst kurz vor Ausbruch des 
Unabhängigkeitskrieges aus England eingewanderten Thomas Paine. Be- 
sonders dessen Schrift „Common Sense" (1776), die nach zeitgenössischen 
Berichten von Hand zu Hand ging und für 'damalige Verhältnisse weiteste 
Verbreitung fand, war von bedeutender ideologischer Wirkung auf den kolo- 
nialen Befreiungskampf. „Eigene Regierung ist unser natürliches Recht", be- 
tonte er in „Common Sense". 40 Paine, der die Monarchie als eine absurde 
Staatsform bezeichnete, forderte als einzig zweckmäßige Form staatlicher 
Organisation die demokratische Republik. Auf einen bis ins einzelne gehen- 
den Vorschlag für eine Verfassung verzichtete er, da er meinte, die Aus- 
arbeitung neuer Verfassungen für die einzelnen Staaten sei nach der Unab- 
hängigkeitserklärung nicht mehr schwierig. Für die Einzelstaaten sah er die 
Errichtung von Einkammerlegislativen vor, die einem Kontinentalkongreß 
unterzuordnen seien. Paine wollte auf eigenständige Exekutivorgane sowohl 
auf der Ebene der Einzelstaaten wie auf Bundesebene verzichten. 

Die herrschenden Kräfte, die den flammenden Appell Paines für die 
Unabhängigkeit noch hinnahmen, lehnten dessen politische Vorstellungen 
scharf ab. John Adams schrieb, um den in den Massen populären radikal- 
demokratischen Ideen von „Common Sense" entgegenzutreten, ebenfalls 
1776 die Flugschrift „Thoughts on Government", in der er für einen „ruhigen" 
Übergang von der Kolonie zur Republik eintrat. John Adams brachte die 
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Befürchtungen konservativer bürgerlicher Kräfte vor weitergehenden revo- 
lutionären Aktionen des Volkes zum Ausdruck. Der siegreichen Bourgeoisie 
war Paine entschieden zu radikal, zumal er sich in seinem politischen und 
literarischen Schaffen direkt an die Volksmassen wandte. Zur Kennzeich- 
nung der heutigen Haltung bürgerlicher Ideologen der USA zu Paine kann 
folgende Feststellung in dem sowjetischen Werk „Geschichte der Philosophie" 
gelten: „Den zeitgenössischen reaktionären Philosophen und Soziologen der 
USA ist Paine eine der verhaßtesten Persönlichkeiten. Man lehnt ihn wegen 
seines .Demokratismus' und .Atheismus' ab und kritisiert ihn wegen seines 
.Materialismus '." 47 

Die Position Jeffersons, der mitten im politischen und geistigen Kampf 
seiner Zeit stand, war nicht frei von Widersprüchen. So vertrat er einerseits 
radikale bürgerlich-demokratische Anschauungen, die ein nicht unwesent- 
liches Element der amerikanischen Revolution ausdrückten. Andererseits 
ging er jedoch auch Kompromisse mit der Großbourgeoisie und zum Teil 
selbst mit der Sklavenhalteraristokratie ein. Das zeigt der Vergleich zwi- 
schen dem von Jefferson verfaßten Entwurf der Unabhängigkeitserklärung 
und der vom Kongreß verabschiedeten Endfassung. 

Jefferson hatte in den Entwurf der Unabhängigkeitserklärung einen Ab- 
satz aufgenommen, der sich scharf gegen den von der englischen Krone be- 
triebenen Sklavenhandel und damit im Kern gegen die Sklaverei überhaupt 
wandte. An der betreffenden Stelle hieß es: „Er (der englische König 
George III. - d. Verf.) hat einen grausamen Krieg gegen die menschliche Na- 
tur selbst geführt, indem er die heiligsten Rechte des Lebens und der Freiheit 
in den Angehörigen eines ganzen Volkes verletzt hat, das ihn nie beleidigt 
hat, indem er sie gefangennahm und als Sklaven in eine andere Hemisphäre 
verschleppte oder sie auf ihrem Transport dorthin einem elenden Tode preis- 
gab. Diese sceräuberische Kriegführung, die Schmach heidnischer Völker, 
ist die Kriegführung des christlichen Königs von Großbritannien, der ent- 
schlossen ist, einen Markt einzurichten, wo Menschen gekauft und verkauft 
werden sollen ." 48 Auf Verlangen einer Mehrheit der Abgeordneten beschloß 
der Kongreß nach erregten Debatten, diesen Passus zu streichen. Jefferson 
beugte sich dieser Entscheidung. Er durchschaute durchaus die der Strei- 
chung des Absatzes über den Sklavenhandel zugrunde liegenden Interessen 
sowohl der Sklavenhalter des Südens wie der am Sklavenhandel profitieren- 
den Reeder und Kauflcute des Nordens. Das geht aus seinen eigenen Worten 
hervor. Eine Verurteilung des Sklavenhandels erfolgte, so Jefferson, nicht, 
im Interesse jener, „die nie einen Versuch gemacht hatten, die Sklaveneinfuhr 
zu beschränken, sondern sie im Gegenteil auch jetzt noch fortzusetzen 
wünschten. Und ich glaube, auch unsere Brüder vom Norden fühlten sich ein 


26 



wenig von dieser Kritik getroffen; sie haben zwar dort sehr wenig Sklaven, 
aber sie haben sich im Transport an andere recht wacker beteiligt " 49 
So enthielt schon die Unabhängigkeitserklärung zu Beginn der Revolu- 
tion jene wesentliche Schwäche dieser ersten amerikanischen bürgerlichen 
Revolution: die Beibehaltung der Sklaverei. Die in der Unabhängigkeits- 
erklärung proklamierte Gleichberechtigung aller Menschen schloß aber nicht 
nur die Sklaven von den gleichen Rechten aller aus. Ihre Unterzeichner gin- 
gen auch davon aus, daß diese Rechte im wesentlichen den Männern, nur 
in beschränktem Maße den Frauen und bei den Männern vorrangig den 
Besitzenden zuzuerkennen seien. Dennoch waren die Ideen der Unabhängig- 
keitserklärung, gemessen an den historischen Erfordernissen ihrer Epoche, 
der Epoche des Übergangs vom Feudalismus zum Kapitalismus, ein wesent- 
licher Schritt nach vorn mit entscheidender revolutionärer Wirkung. 


1.2. Die Verfassung von 1787 

als Ausdruck der Errungenschaften und Schwächen 
des revolutionären Unabhängigkeitskrieges 


Die dreizehn englischen Kolonien hatten sich mit der Unabhängigkeitserklä- 
rung zu souveränen, selbständigen Staaten erklärt und damit die zunächst 
entscheidende politische und juristische Voraussetzung dafür geschaffen, daß 
sich die kapitalistischen gesellschaftlichen Verhältnisse in den USA ent- 
wickeln konnten. Für die Handels- und Gewerbebourgeoisie sowie die Plan- 
tagenbesitzer als die führenden Kräfte dieser bürgerlichen Revolution stellte 
sich nun die Frage, wie ihre politische Herrschaft organisiert, wie das neue 
Staatswesen in seinen Institutionen und Formen beschaffen sein sollte. Die 
Antwort gab der Verlauf der revolutionären Ereignisse und die Verteilung 
der Klassenkräfte in dieser ersten bürgerlichen Revolution auf amerika- 
nischem Boden. Die Struktur und die Formen des jungen Staates und der 
gesamte Mechanismus seiner politischen Institutionen, wie sie sich in der 
Verfassung von 1787 juristisch manifestierten, waren wesentlich bestimmt 
von dem Kräfteverhältnis in den herrschenden Klassen sowie von den schon 
in der Periode der Staatsentstehung einsetzenden Klassenauseinandersetzun- 
gen zwischen der Handels- und Gewerbebourgeoisie sowie den Plantagen- 
besitzern einerseits und den kleinen Farmern, Handwerkern sowie Lohn- 
arbeitern andererseits. Dabei ist nicht außer acht zu lassen, daß sich die 
Herausbildung dieses neuen, kapitalistischen Staatswesens unter den Bedin- 
gungen eines revolutionären, antikolonialen Befreiungskrieges vollzog. 
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Auf Empfehlung des Kontinentalkongresses gab sich die Mehrzahl der 
nunmehr selbständigen Staaten eigene Verfassungen: so New Hampshire am 
5. Januar 1776, South Carolina am 26. März 1776, Virginia am 29. Juni 1776, 
New Jersey am 2. Juli 1776, Delaware am 21. September 1776, Pennsylvania 
am 28. September 1776, Maryland am 8. November 1776, North Carolina am 
18. Dezember 1776, Georgia am 5. Februar 1777, New York am 20. April 1777 
und Massachusetts am 16. Juni 1780. Lediglich Connecticut und Rhode Island 
ersetzten die königlichen Charters erst 1819 bzw. 1842 durch eigene Verfas- 
sungen. 

Die meisten dieser Verfassungen enthielten Erklärungen über die Ge- 
währung bürgerlicher Grundrechte. Am 12. Juni 1776 verabschiedete der Kon- 
vent von Virginia ohne Gegenstimmen die „Bill of Rights", die als die pro- 
gressivste bürgerlich-demokratische Grundrechtserklärung der Einzelstaaten 
gelten kann. Sie übte einen bedeutenden Einfluß auf das staatstheoretische 
Denken am Vorabend der bürgerlichen Revolution in Frankreich und in ande- 
ren Ländern Europas aus. 

Das bürgerliche Klassenwesen der in den Grundrechtserklärungen und 
Verfassungen proklamierten Volkssouveränität zeigte sich vor allem darin, 
daß, nur unwesentlich variiert, der Erwerb und der Schutz des Privateigen- 
tums als eines der wichtigsten Grundrechte genannt und die Wahl in öffent- 
liche Ämter von Eigentumsnachweisen abhängig gemacht wurde. Die Verfas- 
sungen selbst oder die ihnen folgenden Wahlgesetze bezeichneten im wesent- 
lichen vier Arten dieses Eigentumsnachweises: Eigentum ohne nähere Be- 
stimmung der Höhe und Form; freier Grundbesitz unbestimmter oder be- 
stimmter Größe,- eine Kombination von freiem Grundbesitz und sonstigem 
Eigentum sowie schließlich die Zahlung von Steuern. Dazu seien folgende 
Beispiele genannt: Nach der Verfassung von Georgia mußte jeder Wähler, 
der an den Wahlen zum Abgeordnetenhaus teilnehmen wollte, Eigentum von 
mindestens 10 Pfund Sterling haben und Steuern zahlen. Wollte er sich als 
Kandidat für das Abgeordnetenhaus aufstellen lassen, mußte er über min- 
destens 250 Acre (1 Acre = 0,40 ha) freien Grundbesitz oder über sonstiges 
Eigentum in einer Höhe von 250 Pfund Sterling verfügen. Die Verfassung 
von South Carolina legte fest, daß nur derjenige an den Wahlen zum Abge- 
ordnetenhaus teilnehmen darf, der wenigstens 50 Acre freien Grundbesitz 
hat oder entsprechende Steuerabgaben leistet. Wer sich dort als Kandidat 
für das Gouverneursamt aufstellen lassen wollte, mußte freien Grundbesitz 
im Werte von 10 000 Pfund Sterling nachweisen. Die Verfassung von Mary- 
land bestimmte, daß nur jene Bürger für die Wahlen zum Abgeordnetenhaus 
wahlberechtigt sind, die über 50 Acre freien Grundbesitz oder über Eigentum 
in einer Höhe von 30 Pfund Sterling verfügen. Kandidaten für einen Sitz 
im Abgeordnetenhaus mußten ein Eigentum in Höhe von 500 Pfund Sterling 
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besitzen. Die Verfassung von New York sah vor, daß nur die Bürger an den 
Wahlen zum Abgeordnetenhaus teilnehmen dürfen, die freien Grundbesitz 
im Werte von 20 Pfund Sterling haben oder Steuerzahler sind und regel- 
mäßige Einnahmen aus Hausbesitz beziehen. 

Der Kontinentalkongreß, der den Einzelstaaten die Annahme der Ver- 
fassungen empfohlen hatte, unternahm zugleich Schritte in Richtung auf 
einen engeren Zusammenschluß der dreizehn Staaten, der sich vor allem aus 
den Erfordernissen des Krieges gegen England ergab. Ein Ergebnis dieser 
Bemühungen waren die .Articles of Confederation“ (Konföderationsartikel), 
die der Kongreß im Jahre 1777 verabschiedete. Sie traten nach einer sich 
lange hinziehenden Ratifizierung durch die Einzelstaaten am 1. März 1781 
in Kraft und werden als erste Verfassung der USA bezeichnet. 

Die USA traten damit zunächst in der Staatsform einer Konföderation 
in die politische Geschichte ein. Historisch gesehen stellte diese Konföde- 
ration eine Zwischenstufe zwischen der Einzelstaatlichkeit der dreizehn ehe- 
maligen englischen Kolonien und dem bundesstaatlichen Aufbau der USA 
dar, wie er seit der Verfassung von 1787 besteht. 

Der Staatenbund setzte sich nach Artikel II der Konföderationsartikel 
aus souveränen, voneinander unabhängigen Einzelstaaten zusammen. Der 
Kongreß, in dem jeder Staat eine Stimme hatte, verband sie lediglich locker 
miteinander. Wie sich bald zeigte, war von entscheidender Bedeutung, daß 
die Staaten die uneingeschränkte Kontrolle über alle Steuern und sonstigen 
Abgaben sowie die Befugnisse zur Regelung des Handels behielten. Die 
äußerst geringen Rechte der Zentralinstanz beschränkten sich darauf, Mün- 
zen, Gewichte und Maße zu bestimmen, das Postwesen einzurichten, Streitig- 
keiten zwischen den einzelnen Staaten zu schlichten und auf die. wie es hieß, 
„Handhabung der indianischen Angelegenheiten". Letzteres war angesichts 
der nach der Staatsgründung einsetzenden gewaltigen Ausdehnung des Gebie- 
tes der USA auf Kosten einer systematischen und barbarischen Vertreibung 
und Ausrottung der Indianer für die herrschenden Klassen von besonderer 
Bedeutung. 

Die Konföderationsartikel, durch die die Einzelstaaten faktisch die poli- 
tische Selbständigkeit behielten, während den zentralen Instanzen nur ge- 
ringfügige Befugnisse zugestanden wurden, erwiesen sich für die Bedürfnisse 
der kapitalistischen Entwicklung nahezu in jeder Hinsicht als unzureichend. 
Sie erschwerten vor allem außerordentlich den Krieg gegen die englische 
Kolonialarmee. Die völlige finanzielle Abhängigkeit der Zentralinstanzen von 
den Einzelstaaten, die ihrerseits eifersüchtig über ihr Recht der Eintreibung 
von Abgaben wachten, machte es faktisch unmöglich, die notwendigen Mittel 
für die Ausrüstung der revolutionären Streitkräfte aufzubringen. 

Von der tiefen Krise, in die das gerade erst entstandene Staatswesen 
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dadurch geraten war, zeugt ein Brief des damaligen Oberbefehlshabers der 
Streitkräfte, George Washington. 

Washington schrieb am 8. Juli 1783: „Ich bin sicher, wenn dem Kongreß 
nicht entsprechende Machtvollkommenheiten für die allgemeinen Belange 
der föderierten Union gegeben werden, werden wir uns bald in kleine Teile 
auflösen und in den Augen Europas verächtlich, vielleicht sogar zum Spielball 
seiner Politik werden . . . Mit einem Wort: ich glaube, daß das Blut und das 
Geld, das dahingegeben wurde, ohne rechten Zweck verschwendet worden 
ist, wenn wir nicht dadurch besser zusammengekittet werden können,- und 
das kann nicht geschehen, wenn den Vorschlägen der obersten Gewalt so 
wenig Aufmerksamkeit geschenkt wird." 50 

Zutreffend stellt Foster fest, daß es erst des „heftigen Druckes der Revo- 
lution" bedurfte, „um diese partikularistische Entwicklung zu überwinden". 51 
Die Herausbildung des bürgerlichen Nationalstaates der USA in Gestalt eines 
Bundesstaates „wurde schließlich nur unter größten Schwierigkeiten und 
unter dem Hochdruck des Revolutionskrieges erreicht, als es um Sein oder 
Nichtsein ging" 52 . Es war jedoch nicht allein die offensichtlich gewordene 
Unfähigkeit der Staatsform der Konföderation, den Erfordernissen des revo- 
lutionären Befreiungskrieges und der kapitalistischen Entwicklung ausrei- 
chend Rechnung zu tragen, die die führenden bürgerlichen Kräfte zu einer 
Revision der Staatsverfassung drängte. Hinzu kam als weiterer wesentlicher 
Faktor, daß sich die sozialen Gegensätze im Lande selbst verschärften. Sicht- 
barer Ausdruck dessen war der Volksaufstand in Massachusetts im Jahre 
1786 unter Führung des Veteranen der Revolution, Daniel Shays. Die kleinen 
Farmer, die Handwerker und Lohnarbeiter, die Soldaten — sie stellten die 
Masse der Kräfte, die den antikolonialen Befreiungskampf zum Siege führ- 
ten — sahen sich um die erhofften Früchte ihres Kampfes betrogen. Während 
die kleinen Farmer immer mehr verschuldeten und unter dem Einfluß der 
Inflation und ökonomischen Depression sowie der allgemeinen wirtschaft- 
lichen Zerrüttung das Lebensniveau der Volksmassen sank, strichen die kapi- 
talistischen Kriegsgewinnler und Spekulanten, sei es als Piraten und Kauf- 
leute oder als Heereslieferanten, hohe Profite ein. Das alles verstärkte die 
Unzufriedenheit der Massen des amerikanischen Volkes und führte schließ- 
lich zu dem als Shays-Rebellion bezeichneten Aufstand der Besitzlosen gegen 
die Besitzenden. 

Diese örtlich sehr begrenzte Bewegung blieb jedoch ohne Erfolg (noch 
bestand keine Arbeiterklasse, die berufen ist, die kapitalistischen Produk- 
tionsverhältnisse zu überwinden). Die Erhebung der Armen hinterließ jedoch 
bei den herrschenden Klassen Angst und Schrecken und veranlaßte bürger- 
liche Autoren rückblickend zu Einschätzungen wie der folgenden: „Die Shays' 
Rebellion hat wesentlich dazu beigetragen, den wohlhabenden, für ihr Eigen- 



tum und ihre Bevorrechtung fürchtenden Bürgern die Einführung eines eine 
feste Ordnung aufrichtenden Regimes für die ganze Union als notwendig er- 
scheinen zu lassen." 53 Vertreter der herrschenden Klassen, der Handels- und 
Gewerbebourgeoisie und sklavenhaltender Plantagenbesitzer, aus fünf Staa- 
ten traten im September 1786 in Annapolis in Maryland zu einem Konvent 
zunächst mit dem Ziel zusammen, über eine einheitliche Regelung der Han- 
delsbeziehungen zwischen den einzelnen Staaten zu beraten. Alexander 
Hamilton, Delegierter des Staates New York, erklärte jedoch, daß wegen 
der engen Verbindung der Handelsfragen mit anderen politischen Fragen 
ein allgemeiner Konvent aller Staaten erforderlich sei. Ihm ging es darum, 
die Konföderationsartikel dahingehend zu revidieren, daß die zentralen 
Bundesorgane gestärkt würden. Dem folgend, rief die Versammlung von 
Annapolis dazu auf, einen Konvent aller Staaten der Konföderation zu dem 
„besonderen und alleinigen Zweck" einzu berufen, die Konföderationsartikel 
zu überprüfen und einen „Plan zur Abhilfe etwa sich herausstellender Män- 
gel" zu beraten. 54 

Der unter Vorsitz von George Washington am 25. Mai 1787 in Phila- 
delphia eröffnete Konvent verabschiedete am 17. September 1787 die Verfas- 
sung der USA. 

Manche bürgerliche Autoren meinen, daß die 55 Delegierten des Ver- 
fassungskonvents von Philadelphia an Zusammensetzung und Qualität ein 
Gremium bildeten, „wie cs großartiger für ein Verfassungswerk kaum ge- 
schaffen werden konnte" 55 . Solche Äußerungen sind jedoch wohl mehr zu 
jenen Deklamationen zu rechnen, die das geschichtlich bedingte Klassen- 
wesen der Verfassung der USA negieren und ihr den Glorienschein des Ideal- 
bildes einer Verfassung verleihen sollen. 

In ihrer sozialen Zusammensetzung repräsentierten die Delegierten des 
Verfassungskonvents die herrschenden Klassen, die Handels- und Gewerbe- 
bourgeoisie und die sklavenhaltenden Plantagenbesitzcr. Kuczynski gibt fol- 
gende soziale Zusammensetzung des Konvents von Philadelphia an: 28 An- 
wälte, 13 Kaufleute, 8 Plantagenbesitzcr und 6 andere. Die Anwälte waren 
entweder selbst Kaufleute oder Plantagenbesitzer bzw. deren Vertreter. Eine 
andere, ebenfalls von Kuczynski angegebene Einschätzung weist aus: 14 Land- 
spekulanten, 24 Geldverleiher, 15 Sklavenbesitzer, 40 Regierungsanleihen- 
Besitzcr und 11 Geschäftsleute 50 , woraus ersichtlich wird, daß nicht wenige 
der ehrenwerten Delegierten sich gleichzeitig auf mehreren Ebenen kapita- 
listischen Profiterzielens versuchten. Der bürgerliche Staats- und Verfassungs- 
rechtler Karl Loewenstein kommt zu dem Ergebnis: „Fast alle hatten kapi- 
talistische Interessen . . . Eine Vertretung des kleinen Mannes, ob Farmer 
oder Handwerker, fehlte völlig." 57 Deutlicher noch wird in einer neueren 
Abhandlung der bürgerliche Politikwissenschaftler Hans J. Kleinsteuber, 
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wenn er feststellt: . . ein hoher Anteil (der Delegierten des Verfassungs- 

konvents — d. Verf.) zählte zur Geldaristokratie und war Geschäftsmann 
oder Sklavenhalter. Ihre Vorstellungen waren anti-royalistisch und republi- 
kanisch, aber ebenso anti-demokratisch und gegen die Interessen der Mehr- 
heit der Amerikaner gerichtet — Farmer und Handwerker, die um ihre soziale 
Gleichberechtigung rangen ." 58 

In der Tat bleibt festzuhalten: Unter den Delegierten des Verfassungs- 
konvents gab es auch nicht einen Interessenvertreter der kleinen Farmer, 
Handwerker oder Lohnarbeiter, geschweige denn der Neger oder Indianer. 

Die Zusammensetzung des Konvents hatte selbstverständlich nicht zufäl- 
lig dieses Bild. Der herrschenden Klasse ging es mit diesem Konvent gerade 
darum, nach dem Sieg der bürgerlichen Revolution ihre politische Herrschaft 
allseitig zu festigen und die politischen und juristischen Institutionen so zu 
organisieren, daß sich die kapitalistischen Verhältnisse möglichst ungehemmt 
entwickeln konnten. Man kann Kleinsteuber zustimmen, wenn er erklärt, 
daß die politische Praxis davon ausging, „die im Unabhängigkeitskrieg ent- 
standene Sozialrevolutionäre Unruhe abzubremsen', und daß sie sich dazu 
„auch erprobter Institutionen und Verfahrensweisen der angelsächsisch-poli- 
tischen Tradition" bediente . 50 Das bedeutet jedoch wiederum nicht, daß die 
Delegierten des Konvents über den nun im konkreten einzuschlagenden Weg 
übereinstimmender Auffassung gewesen wären. Es kam vielmehr zu scharfen 
Auseinandersetzungen, die sich auch nach der Unterzeichnung der Verfassung 
bis zu ihrer endgültigen Ratifizierung durch die einzelnen Staaten in der 
Presse niederschlugen. 

Im wesentlichen standen sich zwei Auffassungen über die Gestaltung 
der politischen Herrschaft der Kapitalisten gegenüber, repräsentiert einer- 
seits von der Gruppe um Hamilton und Madison und zum anderen von der 
um Jefferson, der auf Grund seiner diplomatischen Mission in Frankreich 
nicht selbst am Verfassungskonvent teilnehmen konnte. 

In der bürgerlichen Literatur wird Alexander Hamilton oft als „genialer 
Vorkämpfer der Verfassung", als „Schöpfer des amerikanischen Industrie- 
staates" und „first american businessman" bezeichnet. Welche Klassenkräfte 
und -interessen vertrat er jedoch tatsächlich? Hamilton war der Interessen- 
vertreter der reichen Kaufleute und der sich herausbildenden Industriebour- 
geoisie. Als einer der Führer der Partei der Föderalisten, deren Kern Groß- 
kaufleute und Spekulanten bildeten, war er einer der konsequentesten Be- 
fürworter und aktivsten Förderer der kapitalistischen Industrialisierung 
Nordamerikas. Er erkannte deren Erfordernisse hinsichtlich der Wirtschafts- 
und Finanzpolitik sowie des Aufbaus der staatlichen Struktur. Als erster 
Finanzminister der neuen Bundesregierung unter Präsident Washington be- 
trieb er daher auch eine konsequente Politik der Förderung der industriellen 
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Entwicklung mittels staatlicher Kredite und Schutzzölle, der Regelung der 
Kriegsschulden und der Reorganisierung des Währungssystems zugunsten der 
Handels- und Industriebourgeoisie und der umfassenden Entwicklung des 
Handels. Hamilton setzte gegen den Widerstand der auch in der Regierung 
vertretenen agrarisch orientierten Kräfte der herrschenden Klassen die Er- 
richtung einer Nationalbank der USA durch, deren Aufgabe darin bestand, 
die kapitalistische Industrialisierung finanziell zu unterstützen. 

Hamilton sah voraus, daß sich mit der raschen Entwicklung des Kapi- 
talismus die sozialen Gegensätze zwischen Bourgeoisie und Proletariat ent- 
wickeln würden. Um den Kapitalismus entwickeln und die kapitalistischen 
Eigentumsverhältnisse vor den Volksmassen schützen zu können, trat er 
daher für eine starke zentralistische Exekutivgewalt wie überhaupt für eine 
starke kapitalistische Staatsmacht ein. Im Staat sah er ein wichtiges und 
nützliches Instrument, das den Interessen der Mächtigen, deren Macht sich 
auf das Eigentum gründet, zu dienen hätte. 

Hamilton ging davon aus, daß ,die Hauptquelle aller Spaltungen ... 
stets die ungleiche Verteilung des Eigentums" sei. 60 Diese „ungleiche Vertei- 
lung des Eigentums" sei jedoch das Ergebnis „verschiedener und ungleicher 
Fähigkeiten" der Menschen. 61 Die wichtigste Aufgabe des Staates bestehe 
daher darin, die Menschen in der Entwicklung und Nutzung ihrer ungleichen 
Fähigkeiten zu schützen und zu fördern und die aus der ungleichen Vertei- 
lung des Eigentums unvermeidlich auftretenden Konflikte zu regulieren. 

Hamilton hielt es nach seinen eigenen Worten für undenkbar, daß eine 
Regierung die Belange der Eigentümer nicht erfülle oder gar den Interessen 
der Eigentümer zuwiderhandle. Die Grundsätze seiner Staatsauffassung legte 
Hamilton am 19. Juni 1787 in einer Rede vor dem Verfassungskonvent dar. 
Dort erklärte er: „Alle Gemeinwesen bestehen aus den wenigen und den 
vielen. Erstere sind die Reichen und Wohlgeborenen, die anderen sind die 
Masse des Volkes. Die Stimme des Volkes soll, wie behauptet wird, Gottes 
Stimme sein, aber so allgemein diese Lehre angeführt und geglaubt wird, 
in Wirklichkeit stimmt sie nicht. Das Volk ist ungestüm und wechselhaft, es 
urteilt oder entscheidet selten richtig. Man gebe daher der ersten Klasse einen 
besonderen und dauernden Anteil an der Regierung. Sie wird das unstete 
Wesen der zweiten in Schach halten/' 62 

In der gleichen Rede stellte er fest, daß er „die britische Regierungsform 
für die beste jemals auf der Welt geschaffene" halte, da sie gleichermaßen 
„öffentliche Stärke und individuelle Sicherheit" gewährleiste. 

Tatsächlich war Hamilton wie auch andere Vertreter des aufstrebenden 
Industriekapitalismus bereit, in den USA eine konstitutionelle Monarchie 
nach englischem Vorbild einzuführen. Er sah in dieser Staatsform den wirk- 
samsten Schutz vor den Volksmassen. Angesichts der Aussichtslosigkeit eines 
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solchen Vorhabens in einem Lande, das sich gerade von den kolonialen Fes- 
seln einer Monarchie befreit hatte, sprach er sich dann jedoch für die repu- 
blikanische Staatsform aus. 

Hamilton brachte am klarsten die politischen Interessen jener Kräfte 
der herrschenden Klasse zum Ausdruck, die für eine bürgerliche Republik mit 
einer starken Zentralgewalt und möglichst geringen demokratischen Zuge- 
ständnissen an die Volksmassen eintraten. Das geht insbesondere aus der 
von ihm gemeinsam mit James Madison und John Jay in den Jahren 1787 
und 1788 verfaßten Artikelserie, den „Publius-Briefen", hervor, die unter 
dem Namen „The Federalist" 03 bekannt geworden ist und in der bürger- 
lichen Literatur als die „Bibel des Republikanismus" und als der noch immer 
„beste Kommentar" zur Verfassung bezeichnet wird. Loewenstein sieht in 
den Federalist Papers „einen der tiefsinnigsten Beiträge zur Analyse des mo- 
dernen Staates überhaupt, der sich neben den großen staatstheoretischen 
Abhandlungen von Aristoteles, Cicero, Locke und Montesquieu wohl sehen 
lassen kann" 64 . Einem solchen Vergleich hält diese Artikelserie jedoch keines- 
wegs stand. Sie wurde geschrieben, um die nach der Unterzeichnung der Ver- 
fassung durch den Konvent in mehreren Staaten der USA aufgetretenen 
Widerstände und Zweifel zu überwinden und die endgültige Ratifizierung zu 
ermöglichen. Ihre Verfasser argumentierten vor allem für eine starke Bundes- 
exekutive und die Institutionalisierung des bürgerlichen Prinzips der Gewal- 
tenteilung. 

Plamilton schrieb in Nr. 70 von „The Federalist" : „Tatkraft ii der voll- 
ziehenden Gewalt ist ein Hauptmerkmal bei der Begriffsbestimmung einer 
guten Regierung . . . Die Bestandteile, welche die Tatkraft in der vollziehen- 
den Gewalt bilden, sind: erstens Einheit, zweitens Dauer, drittens angemes- 
sene Vorkehrung zu ihrer Unterstützung, viertens hinreichende Vollmach- 
ten .. . Die Politiker und Staatsmänner, die am höchsten wegen ihrer gesun- 
den Grundsätze und ihrer gerechten Ansichten gefeiert worden sind, haben 
sich für eine vollziehende Einzelperson und für eine vielköpfige gesetz- 
gebende Körperschaft ausgesprochen." Seine Verachtung des einfachen Vol- 
kes, das nach seiner Meinung strikt von den staatlichen Angelegenheiten 
ferngehalten werden müsse, kam unter anderem darin zum Ausdruck, daß 
er das Volk als eine „große Bestie" verunglimpfte. 

Führende Vertreter der Partei der Föderalisten erwiesen sich zugleich 
als Gegner des revolutionären Frankreichs, dessen „Radikalismus" und „De- 
mokratismus" sie als gefährlich für die bereits verankerte bürgerliche Ord- 
nung in den USA ablehnten. Sie orientierten sich, den Interessen der Groß- 
kaufleute und Industriekapitalisten entsprechend, an England. Hamilton 
bezog sich auf die revolutionären Ereignisse in Frankreich, besonders auf 
die Hinrichtung Ludwig XVI., als er in einem Brief vom Mai 1793 schrieb: 
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„Es kann nicht ohne Gefahr und Unzuträglichkeiten für unsere Interessen 
sein, zu proklamieren, daß wir vom gleichen Geist beseelt sind, der seit 
einiger Zeit die Maßnahmen derer unselig mißleitet hat, die die Angelegen- 
heiten Frankreichs lenken." 03 

Deutlich wandte sich auch ein anderer Führer der Föderalisten, John 
Adams, Nachfolger Washingtons auf dem Präsidentenstuhl, gegen die Ideen, 
die die Französische Revolution vorbereiteten, deren gefährliche Auswirkun- 
gen er in dem Aufstand der Armen unter der Führung Shays' sah. John 
Adams erklärte in einem Brief an Jefferson vom 13. Juli 1813: „Als die fran- 
zösische Notabeinversammlung zusammentrat als ich ferner sah, daß 
Shays' Aufstand in Massachusetts ausbrach, ... als ich sah, daß die Neigun- 
gen in Amerika vom französischen Feuer ergriffen wurden, da war ich ent- 
schlossen, meine Hände von all dieser Gemeinheit nach Kräften rein zu 
waschen." 60 

Unter der Präsidentschaft John Adams' verabschiedete der Kongreß 
1798 die „Alien and Sedition Acts", Gesetze, die kritische Äußerungen, die 
„geeignet sind, die Regierung, den Kongreß oder den Präsidenten herabzu- 
setzen, in Mißkredit zu bringen oder Haß gegen sie zu erregen", unter Strafe 
stellten und die Ausweisung politisch verdächtiger Ausländer ermöglichten. 
Diese Gesetze sollten vor allem verhindern, daß sich die Ideen der Fran- 
zösischen Revolution in den Volksmassen der USA verbreiteten. Das fürch- 
teten die Föderalisten vor allem. 

Die kleinen Farmer und das städtische Kleinbürgertum, die ihre Hoff- 
nung auf die Republikanische Partei unter Führung von Thomas Jefferson 
setzten, lehnten die unverblümt auf die Interessen der Großkaufleute, Spe- 
kulanten und Industriekapitalien ausgerichtete Politik der Partei der Föde- 
ralisten ab. 

Jefferson, dem auch sein politischer Gegner John Adams eine „unwandel- 
bar freundliche Meinung über die Französische Revolution" 07 bescheinigte, 
trat für eine Demokratisierung des politischen Lebens in den USA 
ein. Selbstverständlich gingen auch Jeffersons Vorstellungen niemals über 
den Rahmen der bürgerlichen Demokratie hinaus. Seine bürgerlich-demokra- 
tischen Ideen, die sich besonders während seiner Präsidentschaft (1800 bis 
1808) auch in der Politik der USA niederschlugen, spielten jedoch eine pro- 
gressive Rolle in der Geschichte der USA. In der Verfassungsdiskussion 
wandte sich Jefferson gegen Bestrebungen, eine starke zentralistische Bun- 
desexekutive zu schaffen. Vor allem kritisierte er, daß die vom Konvent aus- 
gearbeitete Verfassung keine Bestimmungen über die bürgerlichen Grund- 
rechte enthielt. Von Paris aus schrieb er in einem Brief vom 18. März 1789: 
„Ich gehöre zu denen, die es für einen Mangel halten, daß die wichtigen 
Rechte, die nicht durch den Verfassungstext selbst sichergestellt worden sind. 
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nicht durch eine ausdrückliche ergänzende Erklärung gesichert werden... 
Es ist das Recht, zu denken und unsere Gedanken in Wort oder Schrift zu 
äußern, das Recht auf freien Verkehr, das Recht auf Freiheit der Person . . . 
Wir dürfen es jetzt aussprechen, daß uns eine Erklärung der Rechte, als 
Ergänzung der Verfassung an den Punkten, wo sie Stillschweigen wahrt, zu 
unserer Sicherheit fehlt." 68 

Die im Jahre 1787 verabschiedete und aus sieben Artikeln bestehende 
Verfassung der USA sanktionierte die wesentlichen Ergebnisse des Unabhän- 
gigkeitskrieges von 1775 bis 1783, der ersten bürgerlichen Revolution Ame- 
rikas. In ihr wurden die beiden hauptsächlichen Resultate dieser Revolution 
juristisch verankert: die Erringung der nationalen Unabhängigkeit von der 
englischen Kolonialmacht und die Konstituierung des bürgerlichen National- 
staates in der politischen Form einer Republik. Die Verfassung von 1787 
bekräftigte, daß es keine Restauration der alten sozialen und politischen 
Verhältnisse mehr geben darf, und stellte jeden Anschlag auf das soeben 
Errungene als Hochverrat unter Strafe. Sie trug damit wesentlich dazu bei, 
daß sich die neuen sozialpolitischen Verhältnisse konsolidieren konnten. In 
ihrer konkreten juristischen Ausgestaltung drückte die Verfassung politisch- 
juristisch den Kompromiß der vor allem im Norden ansässigen Handels- und 
Gewerbebourgeoisie mit den Plantagenbesitzern des Südens aus. 69 Der Ver- 
fassungskonvent sprach sich, nicht zuletzt unter dem Einfluß der Plantagen- 
besitzer, die eine Machtkonzentration in den Händen der Großkaufleute und 
Kapitalisten zu verhindern suchten, nicht für die von Hamilton und seinen 
Anhängern angestrebte allmächtige Bundesexekutive aus. Die Verfassung 
verankerte vielmehr ein Föderativsystem, eine bundesstaatliche Struktur der 
USA, das den einzelnen Staaten unter der Oberhoheit der zentralen Bundes- 
organe noch ein hohes Maß an Autonomie beließ. Die Zuständigkeiten des 
Bundes werden im ersten Artikel der Verfassung katalogartig aufgezählt. 
Darüber hinaus legte das X. Amendment (der 10. Zusatzartikcl) der Verfas- 
sung fest, daß alle nicht dem Bund zugewiesenen Zuständigkeiten und solche 
Zuständigkeiten, die den Einzelstaaten nicht ausdrücklich entzogen sind, den 
Einzelstaaten verbleiben. Diese Zuständigkeitsverteilung hat es aber nicht 
verhindert, daß der Bund seine Befugnisse auf Kosten der Einzelstaaten seit- 
her wesentlich ausdehnen konnte. 

Artikel I der Verfassung enthält ferner die Bestimmungen über das 
gesetzgebende Organ, den aus zwei Häusern, dem Repräsentantenhaus und 
dem Senat, bestehenden Kongreß. Das Repräsentantenhaus setzt sich aus den 
von den wahlberechtigten Bürgern gewählten Abgeordneten zusammen, wo- 
bei sich die Anzahl der Abgeordneten, die aus jedem Staat gewählt werden 
können, nach der Bevölkerungszahl des Staates bestimmt. Der Senat wird 
nach der Verfassung von 1787 von den gesetzgebenden Körperschaften der 
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Einzelstaaten für sechs Jahre gewählt. Das XVII. Amendment aus dem 
Jahre 1913 legt fest, daß die Mitglieder des Senats durch die wahlberech- 
tigten Bürger der Einzelstaaten gewählt werden. Eine bedeutsame Rolle spie- 
len die Kongreßausschüsse, die den einzelnen Fraktionen und Gruppen der 
herrschenden Klasse als Organe dienen, um ihre Interessen in der offiziellen 
Politik der USA umzusetzen. 

Artikel II regelt die verfassungsrechtliche Stellung des Präsidenten der 
USA. Die Verfassung erwähnt vor allem, daß der Präsident Oberbefehlshaber 
der Streitkräfte ist, daß er die USA völkerrechtlich vertritt und das Recht der 
Ernennung der Beamten hat. Der für jeweils vier Jahre gewählte Präsident 
ist dem Kongreß nicht rechenschaftspflichtig und kann außer durch öffent- 
liche Anklage vor dem Repräsentantenhaus und Verurteilung durch den 
Senat („impeachment") nicht abgesetzt werden. Aus der mehr beiläufigen 
Feststellung in Artikel II, daß der Präsident für die Ausführung der Gesetze 
zu sorgen hat, wurde im folgenden die Praxis der Konzentration der Exeku- 
tivgewalt beim Präsidenten gerechtfertigt. 

Artikel III der Verfassung bestimmt die Zuständigkeit der Bundes- 
gerichte. Er besagt, daß die Bundesrichter vom Präsidenten mit Zustimmung 
des Senats ernannt werden und daß die Bundesgerichte aus einem Obersten 
Gericht (Supreme Court) und Untergerichten bestehen. Entgegen Behauptun- 
gen bürgerlicher Juristen sieht die Verfassung die im Gerichtswesen der USA 
ausgeprägte Praxis der richterlichen Prüfung von Gesetzen nicht vor. In 
Artikel III heißt es: „Die richterliche Gewalt der Vereinigten Staaten liegt 
beim Obersten Gericht und bei solchen unteren Gerichten, deren Errichtung 
der Kongreß von Fall zu Fall anordnen wird." Schon bald, nachdem die 
Verfassung angenommen worden war, begann sich jedoch die Praxis des 
richterlichen Prüfungsrechts („judicial review") durchzusetzen. So legte der 
„Judiciary Act" von 1798 fest, daß die Bundesgerichte zugleich die Beru- 
fungsinstanz für Entscheidungen der Gerichte der Einzelstaaten sind. Der 
damalige Chefrichter Marshall, ein Anhänger der politischen Ideen Hamil- 
tons, nutzte dieses Gesetz, um ein Kontrollrecht des Obersten Gerichts über 
die von den Legislativen der Einzelstaaten erlassenen Gesetze zu beanspru- 
chen. Marshall ging jedoch noch einen Schritt weiter und formulierte 1803 in 
dem seither im Gerichtswesen der USA oft zitierten Verfahren Marburg gegen 
Madison erstmals ein Recht des Obersten Gerichts zur Überprüfung von 
Bundesgesetzen. Die Erhebung des Obersten Gerichts zum Kontrollorgan 
über die Tätigkeit der Legislative stand in scharfem Gegensatz zu den Auf- 
fassungen Jeffersons und seiner Anhänger, die der Legislative das alleinige 
Recht der Gesetzgebung und Verfassungsinterpretation zugestanden und die 
richterliche Tätigkeit der Verfassung und den von der Legislative erlassenen 
Gesetzen unterordneten. In der Folgezeit setzte sich jedoch, gerechtfertigt 
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durch die bürgerliche Verfassungstheorie, die Praxis des richterlichen Prü- 
fungsrechts als die Befugnis, „über die Verfassungsmäßigkeit von Gesetzen 
und anderen Regierungsaktionen zu entscheiden" 70 , durch. Das richterliche 
Prüfungsrecht entwickelte sich zu einem wirksamen Instrument, um solche 
Gesetze außer Kraft zu setzen, die den herrschenden Kräften nicht genehm 
waren. 

Die 1787 verabschiedete Verfassung stieß auf erheblichen Widerstand 
mehrerer Staaten und der werktätigen Schichten des amerikanischen Volkes. 
Das verzögerte ihre endgültige Ratifizierung. Erst als die zusätzliche Annahme 
eines Katalogs bürgerlicher Grundrechte zugesagt wurde, bestätigten die ein- 
zelnen Staaten die Verfassung. Die Annahme der „Bill of Rights" im Jahre 
1781, die als die ersten zehn Amendments Bestandteil der Verfassung sind, 
ist ein Ausdruck dafür, daß in dieser ersten amerikanischen Revolution das 
bürgerlich-demokratische Element, getragen von einer starken Schicht kleiner 
Farmer und des städtischen Kleinbürgertums, eine wesentliche Rolle spielte. 

Die Verfassung dokumentierte jedoch zugleich die Beschränktheit der 
bürgerlichen Demokratie in den USA. Nicht nur die Frauen waren vom allge- 
meinen Stimmrecht ausgeschlossen; durch Eigentumsnachweise, Wahlsteuern 
und Bildungsprüfungen war auch einem beträchtlichen Teil der Männer das 
Stimmrecht verwehrt. Kuczynski gibt an, daß zur Zeit der Annahme der Ver- 
fassung nur wenig mehr als die Hälfte der Weißen das Stimmrecht besaß. 71 
Und Foster kommt zu dem Ergebnis, daß, bedingt noch durch den Ausschluß 
von Afroamerikanern und anderen, zu diesem Zeitpunkt in den USA bei 
einer Bevölkerung von drei Millionen nicht mehr als 120 000 das Stimmrecht 
erhielten. 72 

Das „indenture System", das die eingewanderten armen Weißen so lange 
in Schuldsklaverei hielt, bis sie ihre Schulden bezahlt hatten, die häufig durch 
die Kosten der Überfahrt von Europa und die Gründung einer Existenz ent- 
standen waren, blieb ebenfalls bestehen. 

Welche Beschränkungen die bürgerliche Demokratie in den USA kenn- 
zeichneten, zeigt sich vor allem daran, welche Stellung die Verfassung zur 
Sklaverei 73 einnahm. Es gab wohl hervorragende progressive Kräfte der 
Bourgeoisie wie Benjamin Franklin, Thomas Paine oder Samuel Adams, die 
mit Entschiedenheit die Abschaffung dieser nach Paines Worten „Abscheu 
erregenden Einrichtung" forderten. Auch hatten George Washington und Tho- 
mas Jefferson, beide Plantagenbesitzer des Südens, ihren Sklaven die Frei- 
heit gegeben. 74 Aber schon im Kriege, als viele Sklaven mit der Befreiung 
vom englischen Kolonialjoch auch ihre Freiheit erhofften, verschärften sich 
vielfach die Unterdrückungsmaßnahmen gegen die Sklaven. Bei der Ausarbei- 
tung der Verfassung selbst konnten sich die sklavenhaltenden Plantagen- 
besitzer des Südens insofern durchsetzen, als sie eine Bestimmung erreich- 
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ten, daß hinsichtlich der Sklaverei zunächst bis 1808 der bestehende Zustand 
erhalten bleiben sollte. Außerdem legte die Verfassung in Artikel IV, Sek- 
tion 2, Paragraph 3, zur Sklaverei sinngemäß fest, daß Sklaven, die aus Skla- 
venhalterstaaten in „freie" Staaten entlaufen, von diesen an ihre Herren aus- 
zuliefern sind, auch wenn in den „freien" Staaten die Sklaverei gesetzlich 
untersagt ist. Die Auslegung dieser Klausel durch eine reaktionäre Recht- 
sprechung des Obersten Gerichts der USA ermächtigte in den folgenden 
Jahrzehnten faktisch die Sklavenhalter, die Sklaverei auf das gesamte Gebiet 
der USA auszudehnen. 

Die Verfassung unterließ es, die Sklaverei zu verbieten. Es blieb ein Ver- 
säumnis der Revolution, die Frage der Sklaverei nicht zu lösen, sondern zu- 
gunsten der Sklavenhalter zu beantworten. Das war ein Grund dafür, wes- 
halb die amerikanische bürgerliche Revolution nicht die Reife der Französi- 
schen Revolution erreichen konnte. Friedrich Engels stellte zu diesem Ver- 
säumnis der amerikanischen Revolution fest, daß „es für den spezifisch bür- 
gerlichen Charakter dieser Menschenrechte bezeichnend ist, daß die amerika- 
nische Verfassung, die erste, welche die Menschenrechte anerkennt, in dem- 
selben Atem die in Amerika bestehende Sklaverei der Farbigen bestätigt: die 
Klassenvorrechte werden geächtet, die Racen Vorrechte geheiligt" 75 . Die Revo- 
lution konnte die Frage der Sklaverei nicht lösen, weil sie den die Plantagen- 
wirtschaft betreibenden Großgrundbesitz, die ökonomische Grundlage der 
Sklaverei in den USA, nicht beseitigte. Sie war noch nicht in der Lage, die 
widersprüchliche Verbindung von Sklaverei und kapitalistischen Verhältnis- 
sen 76 . die sich bereits unter kolonialen Bedingungen herausgebildet hatte, zu 
durchbrechen. Erst als im ersten und zweiten Drittel des 19. Jahrhunderts die 
kapitalistischen Verhältnisse einen höheren Reifegrad erreicht hatten und die 
Verhältnisse der Sklaverei zur absoluten Fessel ihrer weiteren Entwicklung 
geworden waren, weitete sich dieser gesellschaftliche Widerspruch zum be- 
herrschenden Konflikt des politischen Lebens und der Verfassungsgeschichte 
in den USA aus. In der Form des Bürgerkrieges und dessen Ergebnissen löste 
sich schließlich dieser Konflikt. 

Die bürgerliche Revolution von 1775 bis 1783 hielt nicht nur die Sklave- 
rei aufrecht. Sie überließ auch den sklavenhaltenden Plantagenbcsitzern des 
Südens entscheidende politische Machtpositionen in der Verwaltung und 
Rechtsprechung des amerikanischen Bundesstaates. Das war ein anderer 
wesentlicher Faktor, der mit dem Erstarken der Kapitalistenklasse des Nor- 
dens in den Jahrzehnten nach der Verabschiedung der Verfassung die Wider- 
sprüche zwischen den Industriekapitalisten und den Plantagenbesitzem ver- 
schärfte. 

Insgesamt bedeutete jedoch der Unabhängigkeitskrieg von 1775 bis 1783, 
die erste bürgerliche Revolution auf amerikanischem Boden, die zugleich der 
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„erste erfolgreiche Aufstand gegen die Kolonialherrschaft in der neuen Ge- 
schichte" war, einen entscheidenden geschichtlichen Markstein „auf dem Wege 
zur Befreiung von kolonialem und nationalem Joch, zum Sieg über den Ras- 
sismus und das Elitedenken in allen seinen Erscheinungsformen, auf dem 
Wege zur Befreiung der Arbeiterklasse ". 77 



2. Die Festigung 

der bürgerlichen Demokratie 
in der bürgerlichen Revolution 
von 1861 bis 1865 
( Bürgerkrieg) 


Der bürgerliche Nationalstaat und seine Organe (Verwaltung, Gesetzgebung, 
Rechtsprechung) hatten sich nunmehr konstituiert, und der gesamte in der 
Verfassung verankerte Mechanismus des politischen Systems war in Gang 
gesetzt. Damit endete zugleich eine entscheidende Etappe der Herausbildung 
der bürgerlichen Demokratie in den USA. Es hieße jedoch die Entstehung der 
bürgerlichen Demokratie in den USA als politische Erscheinungsform kapita- 
listischer Klassenherrschaft unvollständig charakterisieren, wenn sic auf die 
Ergebnisse der ersten amerikanischen bürgerlichen Revolution von 1775 bis 
1783 reduziert würde. Erst der Sieg des Systems der freien Lohnarbeit und 
die Erringung der uneingeschränkten politischen Herrschaft der Industrie- 
bourgeoisie in der zweiten bürgerlichen Revolution von 1861 bis 1865 prägten 
die bürgerliche Demokratie in den USA des vorimperialistischen Kapitalismus 
klassenmäßig voll aus. Vor allem, wenn der gegenwärtige politische Macht- 
mechanismus des USA-Imperialismus den politischen Errungenschaften der 
beiden bürgerlichen Revolutionen gegenübergestellt wird, so verdeutlicht das 
die tiefe und unüberwindbare Krise der bürgerlichen Demokratie unter den 
Bedingungen der Herrschaft der Finanzoligarchie. 

Auf die Entwicklung der bürgerlichen Demokratie in den USA in der 
Periode zwischen den beiden bürgerlichen Revolutionen und im Ergebnis der 
Revolution von 1861 bis 1865 wirkten eine Reihe von Faktoren ein. Die 
Geschichte der bürgerlichen Demokratie in den USA von 1783 bis 1861, seit 
dem Ende der ersten bis zum Beginn der zweiten bürgerlichen Revolution, ist 
vor allem die Geschichte des sich trotz aller zeitweiligen Kompromisse stän- 
dig verschärfenden Kampfes zwischen den sklavenhaltenden Plantagenbesit- 
zern und der aufstrebenden Industriebourgeoisie. Die Plantagenbesitzer, die 
das Übergewicht in den entscheidenden staatlichen Machtpositionen besaßen. 
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konnten in der Innen- wie in der Außenpolitik weitgehend ihre Interessen 
durchsetzen. 1 Andererseits drängte die Industriebourgeoisie mit ihrem öko- 
nomischen Erstarken zur vollen politischen Herrschaft. 

Um die Tiefe des fundamentalen Konflikte, der schließlich zum Bürger- 
krieg führte, zu veranschaulichen, ist ein Blick auf die wirtschaftliche Ent- 
wicklung nach der Gründung der USA unumgänglich. Die Periode von den 
neunziger Jahren des 18. Jahrhunderts bis zu den sechziger Jahren des 
19. Jahrhunderts erwies sich als eine Zeit stürmischen Wachstums der Indu- 
strie, des Finanz- und Verkehrswesens sowie der Landwirtschaft. In diesen 
Jahrzehnten entstand in den USA eine bedeutende kapitalistische Wirtschaft. 
Die industrielle Produktion — die Grundlage jeder kapitalistischen Entwick- 
lung — nahm in den USA mit der Ende des 18. Jahrhunderts in den nordöst- 
lichen Bundesstaaten einsetzenden industriellen Revolution einen außer- 
ordentlichen Aufschwung. 

Die industrielle Revolution begann auch in den USA, ähnlich wie in 
England, in der baumwollverarbeitenden Industrie. In den USA entstand 1790 
die erste Baumwollfabrik. Erhöhte sich die Zahl der Spindeln von 20 000 im 
Jahre 1800 auf 130 000 im Jahre 1815, so erreichte sie 1830 1 247 000 und 
1840 2 285 000. 2 Die baumwollverarbeitende Industrie Englands war zu jener 
Zeit der Nordamerikas zwar noch überlegen, jedoch seit den vierziger Jah- 
ren des 19. Jahrhunderts konkurrierten Baumwollerzeugnisse aus den USA 
bereits erfolgreich mit vergleichbaren englischen Produkten. 

In der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts nahm auch nach ersten beschei- 
denen Anfängen die Eisenindustrie in den USA an Umfang und Vielfalt der 
Erzeugnisse einen bedeutenden Aufschwung. Die Produktion von Roheisen 
stieg von 30 000 Tonnen im Jahre 1790 auf 55 000 im Jahre 1810 und 290 000 
im Jahre 1840. Lediglich England stand in der Eisenproduktion (1S40 = 
1 396 000 Tonnen) noch vor den USA, die jedoch ihrerseits den Stand 
Deutschlands (1840 = 167 000 Tonnen) schon beträchtlich übertrafen. 3 Mit 
der Entwicklung der Eisenindustrie und wenig später der Anwendung von 
Dampfkraft stieg auch die Kohleproduktion in den USA. Verglichen mit Eng- 
lang und Deutschland, ergibt sich hier das folgende Bild : 


Kohlcproduktion 1800 bis 1840 (1 000 t )'* 


Jahr 

USA 

England 

Deutschland 

1800 

100 

10 100 

300 


300 

12 500 

1 500 

Bä; 

2 200 

30 300 

3 400 
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Von überragender Bedeutung dafür, daß sich die kapitalistische Wirtschaft 
entfalten und sich ein innerer Markt in den USA herausbilden konnten, war 
die Entwicklung des Verkehrswesens. Von der sofortigen Inangriffnahme 
dieses Problems hingen wesentlich der rasche Aufschwung von Industrie und 
Handel sowie die Besiedlung der noch unerschlossenen weiten Territorien ab. 
Schon bald nach der Revolution von 1776, als ein Straßennetz auf dem Land 
errichtet und große Kanäle gebaut wurden, verbesserte sich das Verkehrs- 
wesen entscheidend. Zu nennen ist hier besonders der Bau der Cumberland- 
straße, eine der Hauptverkehrsadern nach dem Westen, sowie der 1825 fer- 
tiggestellte 580 km lange Eriekanal, der die Großen Seen mit dem Hafen von 
New York verband. Der Dampf schiff verkehr auf den Flüssen entwickelte 
sich ebenfalls rasch, nachdem 1807 auf dem Hudson das erste, von Fulton 
gebaute Dampfschiff der Welt vom Stapel gelaufen war. Eine besondere Be- 
deutung beim Ausbau des Verkehrswesens kam jedoch der 1828 begonnenen 
Errichtung eines ausgedehnten Eisenbahnnetzes zu. Mit einem Eisenbahn- 
streckennetz von mehr als 30 000 Meilen vor Beginn des Bürgerkrieges hatten 
die USA alle anderen Länder überflügelt. 

Schon diese wenigen Angaben weisen nach, daß sich die USA in den 
ersten Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts einen wichtigen Platz neben den 
größten und industriell am fortgeschrittensten kapitalistischen Staaten Euro- 
pas erobert hatten. Dennoch waren die USA insgesamt gesehen in dieser 
Periode ein Land, in dem die Landwirtschaft in der Volkswirtschaft vor- 
herrschte, ein Land, das noch im starken Maße auf die Einfuhr wichtiger 
Industriegüter angewiesen war. Bedeutsamer für die weitere Entwicklung 
der USA war es jedoch, daß sich der Kapitalismus hier im gleichen Zeitraum 
wesentlich schneller entwickelte als in den wichtigsten Staaten Europas. In 
der Zeit von 1827 bis 1858 hatte sich die Industrieproduktion in den USA 
auf das Achtfache erhöht, in England war sie nicht einmal auf das Zweiein- 
halbfache gestiegen. Im Jahre 1860 hatten die USA bereits alle anderen 
kapitalistischen Staaten außer England dem Umfang der Industrieproduktion 
nach überholt. 

Mit der Entwicklung der kapitalistischen Ökonomik setzten sich die dem 
Kapitalismus innewohnenden Gesetzmäßigkeiten, Triebkräfte und Wider- 
sprüche immer stärker im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben 
durch. Das traf ebenfalls und besonders auf die politischen Verhältnisse der 
USA zu. 

Mit der Entfaltung der industriellen Produktion, beschleunigt durch die 
industrielle Revolution, bildeten sich auch in den USA die beiden Grundklas- 
sen der kapitalistischen Gesellschaft, die Industriebourgeoisie und das Prole- 
tariat, heraus. Kuczynski gibt an, daß in den industrialisierten Staaten des 
Nordens der USA vor dem Bürgerkrieg etwas mehr als 100 000 Industrie- 
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betriebe mit insgesamt mehr als einer Million Arbeitern und Kapitalinvesti- 
tionen von fast 850 Millionen Dollar bestanden. 5 Außerordentlich bedeutsam 
war dabei, daß bereits in dieser Periode in einer Reihe von Industriezweigen 
„eine ausgesprochene Tendenz zur Ausmerzung der Klein- und Mittelbetriebe 
und zur Schaffung von großen Bctricbscinhcitcn" 6 fcstzustcllcn ist. Kuczynski 
schätzt das folgendermaßen ein: „Dieser Prozeß bedeutet nicht, daß man 
bereits mit der Bildung von Trusten und monopolartigen Einrichtungen be- 
gonnen hatte — obgleich sich bereits einzelne embryonale Anfänge zeigen, 
wie etwa in der Tatsache, daß die ,Boston Associates', die 15 Familien um- 
faßten, 1850 etwa 20 Prozent der Baumwollspindeln im Lande und 30 Pro- 
zent des Eisenbahnnetzes von Massachusetts kontrollierten. Er deutet aber 
das große Ausmaß der Konzentration von Kapital an . . . Seit dieser Zeit ist 
insbesondere die Produktion von Textilien, Eisen und Stahl in der Haupt- 
sache in großen Betrieben durchgeführt worden. Natürlich war eine solche 
Entwicklung nicht möglich, ohne daß sich die gesellschaftliche Position und 
die allgemein politische wie auch die wirtschaftliche Macht der Großkapita- 
listen außerordentlich stärkten." 7 Eine starke Triebkraft der Kapitalkonzen- 
tration in den USA in dieser Periode ergab sich aus den hohen Aufwendun- 
gen im Verkehrswesen, namentlich im Eisenbahn- und Schiffahrtswesen. 
Diese Aufwendungen förderten die Bildung von Kapitalgesellschaften und 
enge Beziehungen des Industrie- und Handelskapitals zum Bankkapital. 

Eine besondere Rolle nahm in diesem Zusammenhang die Bank der USA, 
die United States Bank, ein, die auf Initiative des ersten Finanzministers der 
USA, Hamilton, gegründet worden war. Sie hatte sich, gestützt auf die 
Finanzmittel des Bundesstaates und ausgehend von den Vorstellungen Hamil- 
tons und anderer großbürgerlicher Kräfte, zu einem mächtigen Instrument 
des Großkapitals entwickelt. Mit ihrer Hilfe wurden nicht nur die Mittel- und 
Kleinbourgeoisie in zum Teil starker wirtschaftlicher Verschuldung gehalten, 
sondern vor allem die kleinen Farmer und die Arbeiter ausgeplündert. Ein- 
flußreiche großbürgerliche* Kräfte im Kongreß und in der Regierung der USA 
unterstützten die Bank. Der Druck der US-Bank, der Kapitalgesellschaften 
und der größeren Betriebe sowie andere soziale und politische Auswirkun- 
gen der industriellen Revolution lasteten so stark auf den Farmern, dem 
städtischen Kleinbürgertum und den Arbeitern, daß schon Ende der zwanziger 
Jahre des vorigen Jahrhunderts im Norden der USA eine Volksbewegung 
gegen die Macht des Großkapitals in der Industrie, im Bank- und Verkehrs* 
wesen entstand. Diese Bewegung rief zum Kampf gegen „das Monopol" auf, 
wobei sie unter Monopol jede wirtschaftliche Machtkonzentration verstand; 
sie wird auch als „Bewegung der Jacksonian Democracy" bezeichnet. 

In der bürgerlichen staats- und verfassungsrechtlichen Literatur wird 
die Präsidentschaft Andrew Jacksons — Jackson wurde 1828 nach einem 
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heftigen innenpolitischen Kampf in das höchste Staatsamt der USA gewählt — 
gern als der „Anbruch der unverfälschten Demokratie in den Vereinigten 
Staaten", als das „erste Zeitalter des ,Mannes auf der Straße'" 8 glorifiziert. 
Jacksons Präsidentschaft habe zu einem „Frontalangriff auf die Herrschaft 
jeder Art von Elite" 9 und zu einer „sozialen Gleichstellung der Klassen" 10 in 
den USA geführt. Diese und ähnliche Aussagen tragen in starkem Maße apo- 
logetischen Charakter; sie dienen dazu, das imperialistische Wesen der poli- 
tischen Verhältnisse in den USA der Gegenwart zu verschleiern und diese 
Verhältnisse als Weiterführung und schließlich gar als Vollendung jener 
angeblichen „unverfälschten Demokratie" für alle Klassen und Schichten zu 
preisen. Allein schon dieser Mißbrauch bürgerlich-demokratischer Bewegun- 
gen für völlig entgegengesetzte imperialistische Interessen und Ziele gebietet, 
die objektive historische Rolle dieser Bewegung und der sie tragenden Kräfte 
hervorzuheben. 

Die „Bewegung der Jacksonian Democracy" war, besonders in der ersten 
Periode der achtjährigen Präsidentschaft Jacksons, in hohem Maße eine Be- 
wegung, deren Ziel darin bestand, bürgerlich-demokratische Reformen durch- 
zusetzen. Sie beabsichtigte dabei nicht nur, die privilegierte Stellung der 
Bank der USA und ihre den Interessen des Großkapitals dienende Politik 
einzuschränken 11 , sondern sie beinhaltete auch und vor allem die Forderung, 
die politischen Rechte für die Volksmassen zu erweitern. Im Ergebnis dieses 
Kampfes wurde das Wahlrecht ausgedehnt, indem in den neugeschaffenen 
Staaten allen weißen Männern das allgemeine Wahlrecht gewährt und in den 
nördlichen Bundesstaaten der Vermögenszensus bei den Wahlen aufgehoben 
werden mußte. Dadurch besaßen bis 1840 etwa die Hälfte aller weißen Bür- 
ger der USA die Stimmberechtigung. Über die diese Bewegung tragenden 
sozialen Kräfte heißt es in der von sowjetischen Wissenschaftlern herausge- 
gebenen „Weltgeschichte" : „Wenn im Westen die Farmer die entscheidende 
Rolle in diesem Kampf spielten, so waren dies im Osten das städtische Klein- 
bürgertum und die junge, sich eben herausbildende amerikanische Arbeiter- 
klasse, die damals die historische Arena betrat." 12 

In diese Zeit fiel auch die Gründung politischer Parteien. 1828 entstand 
die Partei der „demokratischen Republikaner", die Demokratische Partei, in 
der damals vor allem gegen die Großbourgeoisie eingestellte Kräfte vertreten 
waren: Farmer, Vertreter des städtischen Kleinbürgertums und- ein Teil der 
Arbeiter, jedoch auch Plantagenbesitzer. In jenen Jahren besuchte der fran- 
zösische bürgerliche Historiker und Politiker Alexis de Tocqueville, selbst ein 
Anhänger der konstitutionellen Monarchie, die USA und schrieb unter dem 
unmittelbaren Eindruck der „Jacksonian Democracy" das Buch „De la Demo- 
cratie en Amerique" (1835). In diesem Werk beschrieb er detailliert die da- 
maligen staats- und verfassungsrechtlichen Verhältnisse der USA. Er bekun- 
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dete seine „felsenfeste Überzeugung . . daß die demokratische Revolution, 
deren Zeuge wir sind, eine unwiderstehliche Tatsache ist, gegen die anzu- 
kämpfen weder wünschenswert noch klug ist" 13 . 

Einen beachtlichen Platz in der bürgerlich-demokratischen Bewegung der 
zwanziger und dreißiger Jahre des vorigen Jahrhunderts nahmen die Arbei- 
ter ein. Sie beeinflußten in bedeutendem Maße die Forderungen und Aktivi- 
täten dieser Bewegung besonders in New York und einigen anderen Städten 
des Nordostens der USA. Überhaupt breitete sich in den Jahren der „Jack- 
sonian Dcmocracy" die Gewerkschaftsbewegung rasch aus, nachdem im 
Jahre 1827 in Philadelphia die Gewerkschaft der Mechaniker gegründet wor- 
den war. Foster stellt dazu fest: „Der erste wirkliche Aufschwung des Ge- 
werkschaftswesens erfolgte in der Periode von 1825—1837 . . . Gewerkschaften 
der Drucker, Bauarbeiter, Schuh- und Textilarbeiter, Bäcker, Schneider, See- 
leute, Hafenarbeiter, Fuhrleute und anderer Berufe schossen überall in die 
Höhe... Der erste zentrale Gewerkschaftsrat wurde 1833 in New York 
gegründet; ihm folgten in verschiedenen Städten bald örtliche Räte. Fünf 
verschiedene Gewerbe schufen sich Gewerkschaften im Landesmaßstabe, 
und im Jahre 1834 wurde die National Trades Union, die erste nationale Ar- 
beiterföderation in den Vereinigten Staaten gebildet. Im politischen Leben 
war die Arbeiterbewegung durch kampffähige örtliche Arbeiterparteien ver- 
treten, die in New York, Philadelphia und anderwärts organisiert wurden. 
Diese Parteien, eifrige Anhänger Jeffersons, unterstützten Jackson, insbeson- 
dere nach 1832, und die Gewerkschaften entfalteten ihre Wirksamkeit in der 
demokratischen Atmosphäre, die durch Jacksons Sieg über die kapitalistische 
Reaktion geschaffen worden war." 14 

Einen ernsten Rückschlag erlitt die junge Arbeiterbewegung jedoch mit 
der großen Wirtschaftskrise des Jahres 1837, als sich fast alle Gewerkschafts- 
und örtlichen Parteiorganisationen auflösten. Es erwies sich, daß es die Ar- 
beiter noch nicht verstanden hatten, ihre Organisationen in Zeiten tiefer Kri- 
sen zusammenzuhalten. Die Arbeiterbewegung blieb — insgesamt gesehen - 
in dieser Periode ein Anhängsel der bürgerlich-demokratischen Bewegung. 
Ihre Programme waren weitgehend auf soziale und politische Reformen ge- 
richtet. Auch beeinflußte der utopische Sozialismus, die Auffassungen von 
Robert Owen und Charles Fourier, erheblich die junge Arbeiterbewegung 
der USA. Auch wenn es in jener Periode bereits zu sozialen Kämpfen zwi- 
schen Bourgeoisie und Proletariat kam, die sich besonders in der großen 
Streikbewegung für die Einführung des zehnstündigen Arbeitstages und für 
eine Erhöhung der Löhne ausdrückten, so war der Klassengegensatz zwischen 
Bourgeoisie und Proletariat noch nicht der beherrschende. Die Arbeiterbewe- 
gung befand sich noch in den Anfängen ihrer Entwicklung, noch war die 
Arbeiterklasse nicht klassenbewußti Außerdem stand die Bourgeoisie als 
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Klasse noch auf der Seite des gesellschaftlichen Fortschritts, war sie in der 
Lage, Aufgaben der bürgerlichen Revolution zu lösen! 

Der bestimmende gesellschaftliche Konflikt, der auch die politischen und 
ideologischen Verhältnisse prägte, bestand im Konflikt zwischen den herr- 
schenden Klassen der USA. Die sklavenhaltenden Plantagenbesitzer vor- 
nehmlich des Südens standen der sich auf das System der Lohnarbeit stüt- 
zenden industriellen Bourgeoisie des Nordens gegenüber. Dieser Konflikt wi- 
derspiegelte einen antagonistischen Widerspruch in der ökonomischen Basis. 

Wie bereits erwähnt, hatte die kapitalistische Wirtschaft in den nörd- 
lichen Bundesstaaten der USA besonders in den zwei Jahrzehnten von 1840 
bis 1860 einen außerordentlichen Aufschwung genommen. Von bürgerlichen 
Ideologen werden diese Jahre ob der fast unerschöpflichen Ausdehnung der 
Industrie und der Profite auch das „goldene Zeitalter* genannt. Eine ganz 
andere Struktur kcnnzcichnctc dagegen die Wirtschaft in den südlichen 
Bundesstaaten, die im wesentlichen auf der Baumwollerzeugung auf der 
Grundlage von Sklavenarbeit in den großen Plantagen beruhte. Sklaverei 
und Sklavenhandel stellten schon vor dem Unabhängigkeitskrieg einen be- 
achtlichen Faktor im ökonomischen und gesellschaftlichen Leben dar. Sic 
erreichten aber erst mit der Erfindung der Baumwollentkörnungsmaschine 
(179.3) eine große Verbreitung. Bisher hatte ein Sklave fast einen ganzen 
Arbeitstag verwenden müssen, um ein Pfund Rohfascr zu entkörnen. Mit 
dieser Maschine konnte er jedoch täglich 150 und später, als Dampfkraft ange- 
wendet wurde, 1 000 Pfund entkörnen. Infolgedessen entwickelte sich die 
Baumwollproduktion sehr schnell. Damit verbunden war eine ebenso bedeu- 
tende Zunahme der Zahl der Sklaven. Von 462 000 im Jahre 1772 erhöhte 
sich diese Zahl auf mehr als eine Million im Jahre 1810 und auf etwa vier 
Millionen im Jahre 1860. 15 Mit der erheblichen Ausweitung der Sklaverei 
verstärkten die Sklavenhalter aber auch ihre ökonomische Macht. Vor Aus- 
bruch des Bürgerkrieges gab es etwa 400 000 Sklavenhalter. Davon besaß 
jedoch nur eine kleine Schicht von 1 500 bis 2 000 mehr als 100 Sklaven. Diese 
Sklavenhalteraristokratie konzentrierte in ihren Händen Reichtum und Macht 
im Süden. Sie herrschte nicht nur über das Heer der Sklaven, sondern auch 
über Millionen „armer Weißer", die, ruiniert und deklassiert, von Gelegen- 
heitsarbeit und Raubzügen lebten und, wie Marx fcststcllte, mit den Plebe- 
jern der verfallenden römischen Sklavenhaltergesellschaft vergleichbar waren. 

Diese Sklavenhalteraristokratie des Südens führte in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts einen außerordentlich scharfen politischen Kampf nicht 
nur, um die Sklaverei zu verteidigen, sondern auch, um sic auf die neuen 
Staaten des Westens der USA auszudehnen. Die starken Positionen, die sie 
in den wichtigsten zentralen staatlichen Institutionen besaß, begünstigten 
diese Offensive. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß in 
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dem Zeitraum zwischen dem Unabhängigkeitskrieg und dem Bürgerkrieg über 
insgesamt fünf Jahrzehnte der Süden den Präsidenten der USA stellte oder, 
anders gesagt, daß elf Präsidenten Vertreter des Südens waren (die politische 
Hegemonie des Südens erreichte unter der Präsidentschaft von James C. Bu- 
chanan in den Jahren 1856 bis 1860 ihren Höhepunkt). Die Mehrzahl der 
Beamten des Apparates der Bundesregierung bestand aus Vertretern des 
Südens. Die Sklavenhalterstaaten besaßen die Überzahl im Senat in Washing- 
ton und verfügten über die Mehrheit der Stimmen im Obersten Gericht der 
USA. Es erübrigt sich, besonders darauf hinzuweisen, daß sie die Regierungs- 
tätigkeit, die Führung der Geschäfte im Senat und die Rechtsprechung durch 
das Oberste Gericht selbstverständlich als Handhaben ansahen, um ihre eng 
begrenzten Klasseninteressen durchzusetzen. Das verdeutlichte besonders ihre 
Haltung zu den neuen Territorien, auf die sich das Staatsgebiet der USA zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts auszudehnen begann. 

Es ist kein Zufall, daß es zu den ersten heftigen Zusammenstößen zwi- 
schen dem verfallenden Sklavensystem und dem sich stürmisch entwickelnden 
kapitalistischen System der freien Lohnarbeit vor allem hinsichtlich des gesell- 
schaftlichen und politisch-staatlichen Status der neuen Territorien kam. Bei 
der Inbesitznahme der neuen Territorien bedienten sich die USA aller jener 
Mittel des Landerwerbs, die die Geschichte der Ausbeutergesellschaften je 
hervorgebracht hat: vom Kauf „mit vorgehaltener Pistole", einer Methode, 
die, wie Foster bemerkt, „sowohl gegenüber rivalisierenden Kolonialmächten 
wie gegenüber den Indianern" 16 angewandt wurde, bis zum „gewaltigen Dieb- 
stahl" fremden Landes durch kriegerische Eroberungszüge 17 . Es kann hier nur 
erwähnt werden, daß die Inbesitznahme neuer Territorien besonders im 
Westen des Landes mit systematischen und blutigen Ausrottungsfeldzügcn 
gegen die Indianer einherging. 18 Zu letzterem weiß das renommierte bürger- 
liche „Staatslexikon" der BRD lediglich lakonisch festzustellen: „Zur Zeit der 
Entdeckung Amerikas gab es ca. 1 Mill. Indianer, 1870 rd. 26 000." 19 

Vor allem auf Grund des riesigen Landerwerbs und des wachsenden 
Stroms von Einwanderern vorrangig aus Europa wie auch durch die Ein- 
fuhr von Negersklaven, die zwar seit 1808 durch ein Bundesgesetz verboten 
war, mit Duldung der Regierung aber ständig zunahm (15 000 Sklaven wur- 
den allein 1859 eingeführt), erhöhte sich die Bevölkerungszahl der USA in 
diesen Jahrzehnten sprunghaft: von 3,9 Millionen im Jahre 1790 auf 7,2 im 
Jahre 1810, auf 12,9 im Jahre 1830 und auf 23,2 Millionen im Jahre 1850. 

Hauptsächlich für die Sklavenhalter des Südens gab es elementare öko- 
nomische und entsprechende politische Gründe, weshalb sie daran interes- 
siert waren, daß das Territorium ständig ausgedehnt wurde. Karl Marx deckte 
in seiner prinzipiellen Analyse des Konflikts, der im nordamerikanischen Bür- 
gerkrieg schließlich offen ausbrach, vor allem „das ökonomische Gesetz, 
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das die beständige Erweiterung des Territoriums der Sklaverei gebietet" 20 , 
auf. Er stellte dazu fest: „Die durch Sklaven betriebene Kultur der südlichen 
Ausfuhrartikel, Baumwolle, Tabak, Zucker usw. ist nur ergiebig, solange sie 
mit großen Gängen von Sklaven, auf massenhafter Stufenleiter und auf wei- 
ten Flächen eines natürlich fruchtbaren Bodens, der nur einfache Arbeit 
erheischt, ausgeführt wird. Intensive Kultur, die weniger von der Fruchtbar- 
keit des Bodens als von Kapitalsanlagen, Intelligenz und Energie der Arbeit 
abhängt, widerspricht dem Wesen der Sklaverei ." 21 Die Erschöpfung des 
Bodens, hervorgerufen durch den Raubbau, so bemerkte Karl Marx, veran- 
laßte bereits nicht wenige Sklavenhalterstaaten, selbst wiederum Sklaven zu 
„züchten", um sie mit hohem Profit in die Sklavenhalterstaaten des äußersten 
Südens und Südwestens zu exportieren. So wurde „der Erwerb neuer Territo- 
rien nötig, damit ein Teil der Sklavenhalter mit den Sklaven neue fruchtbare 
Ländereien besetze, und damit dem zurückgebliebenen Teil ein neuer Markt 
für die Sklavenzucht, also für den Verkauf von Sklaven, geschaffen werde" 22 . 
Das bedeutet: Die „fortwährende Ausdehnung des Territoriums und fort- 
währende Verbreitung der Sklaverei über ihre alten Grenzen hinaus ist ein 
Lebensgesetz für die Sklavenstaaten der Union ". 23 

Zu dieser ökonomischen Triebkraft, ständig das Territorium zu erweitern 
und immer neue Sklavenhalterstaaten zu schaffen, kommt ein für die Herr- 
schaft der Sklavenhalteraristokratie ebenso wichtiger politischer Faktor 
hinzu. Die Sklavenhalter mußten — um ihre materiellen Existenzbedingun- 
gen aufrechterhalten zu können — ihr Übergewicht in den zentralen staat- 
lichen Organen zu erhalten und zu erweitern suchen. Die Vertretung der Ein- 
zelstaaten im Repräsentantenhaus war von der Bevölkerungszahl der jewei- 
ligen Staaten abhängig. Aber die Bevölkerung der Staaten, in denen keine 
Sklaverei herrschte, wuchs wesentlich schneller als in den Sklavenhalterstaa- 
ten. Die Zahl der Mitglieder des Repräsentantenhauses, die die Nordstaaten 
vertraten, würde bald die der Südstaaten übertreffen. Anders dagegen im 
Senat, in dem jeder Einzelstaat die gleiche Zahl von Vertretern besaß. Mit 
noch mehr Sklavenhalterstaaten gegenüber den „freien" Staaten konnte der 
Süden also über die Mehrheit der Stimmen im Senat verfügen. Das war ange- 
sichts der verfassungsrechtlichen Stellung des Senats eine Schlüsselfrage der 
Einflußnahme auf die Regicrungspolitik. Dazu bemerkte Karl Marx in seiner 
Analyse der Ursachen des Bürgerkrieges: „Um seinen Einfluß im Senat und 
durch den Senat seine Hegemonie über die Vereinigten Staaten zu behaupten, 
bedurfte der Süden also einer fortwährenden Bildung neuer Sklavenstaaten. 
Diese war aber nur möglich durch Eroberung von fremden Ländern, wie im 
Falle von Texas, oder durch Verwandlung der den Vereinigten Staaten ange- 
hörigen Territorien erst in Sklaventerritorien, später in Sklavenstaaten, wie 
im Falle von Missouri, Arkansas usw ." 24 
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Die Sklaverei auf die ursprünglichen Sklavenhalterstaaten zu begrenzen, 
mußte folglich nach dem genannten ökonomischen Gesetz zu deren allmäh- 
lichem wirtschaftlichem Erliegen führen und politisch das Übergewicht der 
Sklavenhalterstaaten im Senat und in anderen zentralen Organen des Bundes 
beseitigen. 

Auf der anderen Seite konnte die Großbourgeoisie des Nordens, wenn 
man von einigen ihrer mit den Sklavenhaltern des Südens wirtschaftlich ver- 
flochtenen Vertreter absieht, weder ökonomisch noch politisch daran inter- 
essiert sein, die neu erworbenen Territorien der Sklaverei und den Sklaven- 
haltern zu überlassen. Ihr ging es darum, in diesen Territorien und Staaten 
einen Markt für Industricerzeugnisse zu schaffen (und dort bot sich ein sehr 
aufnahmebereiter Markt an), die industrielle Produktion dort selbst zu ent- 
wickeln (und dazu wurden freie Lohnarbeiter und keine Sklaven gebraucht) 
und aus diesen und anderen Gründen selbstverständlich diese Gebiete auch 
unter ihre politische Kontrolle zu bringen. 

Der Konflikt mußte sich daher unausweichlich daran entzünden, ob die 
neu entstehenden Staaten Sklavenhalterstaaten oder „freie" kapitalistische 
Staaten werden sollten. Und dieser Streit ließ nicht lange auf sich warten. 

Die Befürworter und Gegner der Sklaverei setzten sich erbittert sowohl 
in der Öffentlichkeit als auch im Kongreß darüber auseinander, welchen Sta- 
tus die neuen Staaten Missouri (1821) und Maine (1820) haben sollten. Nach 
einem im Jahre 1820 abgeschlossenen Abkommen — dem sogenannten Mis- 
sourikompromiß — wurden Missouri als Sklavenhalterstaat und Maine als 
„freier Staat" in die Union aufgenommen. Nördlich der Linie 36° 30' nörd- 
licher Breite und westlich vom Missouri war die Sklaverei untersagt. Dieser 
Kompromiß, der Anhänger und Gegner der Sklaverei vorübergehend ver- 
söhnte, konnte den Widerspruch jedoch nicht lösen. Das Gebiet, in dem die 
Sklaverei zugelassen war, erweiterte sich sogar um mehrere geographische 
Längengrade. Der vier Jahre später zum Präsidenten der USA gewählte John 
Quincy Adams schrieb dazu am 3. März 1820 in sein Tagebuch: „Ich habe die- 
ses Missourikompromiß befürwortet in der Überzeugung, daß unter der 
gegenwärtigen Verfassung nicht mehr erreicht werden kann, und ich war ganz 
und gar nicht gesonnen, die Union aufs Spiel zu setzen. Aber vielleicht wäre 
es klüger und kühner gewesen, wenn man das Sklavenverbot für Missouri 
so weit getrieben härte, bis ein Staatenkonvent zur Revision und Verbesse- 
rung der Verfassung dabei herausgekommen wäre . . . Sollte die Union sich 
einmal auflösen, so wird es gerade die Sklavenfrage sein, an der sie unfehl- 
bar zerbrechen muß. Einstweilen ist der Streit immerhin eingeschläfert." 25 

Es war jedoch nicht der letzte Kompromiß, den der Süden dem Norden 
aufzwingen konnte. Einen Höhepunkt erreichte die politische Offensive des 
Südens mit der von beiden Häusern des Kongresses im Jahre 1854 verab- 
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schiedeten sogenannten Kansas-Nebraska-Bill. Dieses Gesetz annullierte fak- 
tisch das Missouriabkommen, indem es, unabhängig von einer geographi- 
schen Begrenzung, der Entscheidung der Ansiedler überlassen blieb, ob in 
einem Territorium die Sklaverei eingeführt wurde oder nicht. Damit war, wie 
Karl Marx bemerkte, erstmals in der Geschichte der USA jede geographische 
und juristische Schranke für die Ausbreitung der Sklaverei in den Territorien 
beseitigt . 26 

Das Oberste Gericht der USA, in dem der Süden mit fünf von insgesamt 
neun Richtern die Majorität besaß, entschied im Jahre 1857 in dem berüch- 
tigten Fall Dredd— Scott, daß ein Sklave, der seinem Herrn in einen „freien" 
Staat folgt, sich damit nicht aus der Sklaverei befreit. Begründet wurde das 
damit, daß die Verfassung den Sklaven als Eigentum anerkenne und die Be- 
hörden verpflichtet seien, das Eigentum zu schützen. Mit diesem Urteil setzte 
sich das Oberste Gericht der USA noch über die in der Kansas-Nebraska-Bill 
gezogene Schranke hinweg, die immerhin noch vom Willen der Mehrheit der 
Einwohner abhängig machte, ob die Sklaverei eingeführt wird oder nicht. 
Auch wurde das aus dem Jahre 1850 stammende Gesetz über flüchtige Skla- 
ven (Fugitive Slave Law) verschärft angewandt. Das Gesetz legte eine Beloh- 
nung für das Einfangen geflohener Sklaven fest und sah vor, in allen Staaten 
Bevollmächtigte einzusetzen, die geflohene Sklaven einzufangen hatten. Mit 
der politischen Offensive der Sklavenhalteraristokratie ging deren ideolo- 
gische Offensive einher, um sowohl die Existenz der Sklaverei als auch die 
Gründung neuer Sklavenhalterstaaten zu rechtfertigen. Einer der führenden 
Vertreter der Politik und Ideologie der Sklavenhalteraristokratie des Südens, 
von bürgerlichen Historikern auch als der unbestrittene geistige Führer des 
Südens bezeichnet, war John C. Calhoun, von 1825 bis 1832 Vizepräsident der 
USA. Seine staatstheoretischen Auffassungen, die vor allem in seinen beiden 
Abhandlungen „Disquisition on Government" (1848) und „Discours of the 
Constitution and Government of the United States' (1849) niedergelegt sind, 
entwickelten sich zu einer beachtlichen ideologischen Waffe des reaktionären 
Südens. Er bezeichnete die Sklaverei offen als „die sicherste und beständigste 
Grundlage, die es auf der Welt für eine freie Regierung gibt" 27 . 

Mit seiner „Nullifikationstheorie", die das Recht jedes Einzelstaates be- 
gründen sollte, Maßnahmen der Bundesregierung als verfassungswidrig und 
ungültig zu erklären, trug er dazu bei, den bis zur Sezession reichenden Wi- 
derstand der Südstaaten ideologisch zu motivieren . 28 Calhoun bekämpfte vor 
allem die „große Gefährlichkeit" der Naturrechtslehre und wandte sich gegen 
die Ideen der Unabhängigkeitserklärung, als er in seiner Schrift „ Disquisition 
on Government" feststellte: „Diese großen und gefährlichen Irrtümer haben 
ihre Wurzel in der vorherrschenden Meinung, daß alle Menschen frei und 
gleich geboren sind ." 29 Er sah daher auch ganz folgerichtig in der Demokratie 
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der griechischen Sklavenhalter das Ideal der Demokratie: „Der Gedanke, daß 
alle Menschen frei und gleich geschaffen seien, widerspricht allen biologi- 
schen und gesellschaftlichen Tatsachen. Demokratie ist nur möglich in einer 
Gesellschaft, die die Ungleichheit als ein Naturgesetz anerkennt, aber in der 
die Tüchtigen und Fähigen in einer freiwilligen Partnerschaft für das gemein- 
same Gute eintreten. Dies war das griechische Ideal, und dies Ideal hat die 
griechische Zivilisation geschaffen." 30 Wie andere Sklavenhalterideologen 
führte auch Calhoun die elende soziale Lage der Arbeiter und freien Neger 
des Nordens als Argument für die Beibehaltung der Sklaverei im Süden, wo 
der Herr auf patriarchalische Weise für den Sklaven als sein Eigentum sorge, 
ins Feld. Mit ausgesprochen reaktionärer Genugtuung brachte er in der Se- 
natsdebatte am 10. Januar 1838 die geistige Grundhaltung der Aristokratie 
des Südens gegenüber den Kapitalisten des Nordens zum Ausdruck, als er 
angesichts der Streikbewegung in den nördlichen Bundesstaaten den Vertre- 
tern der Bourgeoisie zurief: „Bei uns kann der Kampf zwischen Arbeit und 
Kapital gar nicht statthaben." 31 

Als ein weiteres Beispiel der zutiefst reaktionären Ideologie der Sklaven- 
halter sei schließlich noch die Auffassung eines änderen Offiziellen des Sü- 
dens, des Gouverneurs von South Carolina, McDuffie, angeführt. In einer 
Adresse an das Parlament dieses Staates erklärte er im Jahre 1835 unter an- 
derem : „Keine menschliche Einrichtung entspricht nach meiner Meinung deut- 
licher dem Willen Gottes als häusliche Sklaverei, und keine seiner Verordnun- 
gen ist mit lesbareren Zeichen geschrieben als diejenige, die die afrikanische 
Rasse zu dieser Stellung bestimmt . . . Daß der afrikanische Neger von der 
Vorsehung dazu bestimmt ist, diese Stellung dienstbarer Abhängigkeit einzu- 
nehmen, ist nicht weniger offensichtlich. Es steht auf seinem Gesicht geschrie- 
ben, auf seiner Haut gestempelt und geht deutlich aus der geistigen Unter- 
legenheit und natürlichen Sorglosigkeit dieser Rasse hervor . . . Häusliche 
Sklaverei ist daher keineswegs ein politisches Übel, sondern der Eckstein 
unseres republikanischen Gebäudes." 32 Es kennzeichnete das Kräfteverhältnis 
innerhalb der herrschenden Klassen, daß die Sklavenhalter, die sich politisch 
in der Offensive befanden, zugleich alles unternahmen, um die Existenz und 
Aufrechterhaltung des Sklavenhalterstaates auch theoretisch-ideologisch zu 
rechtfertigen. Demgegenüber vermochten es die Kräfte der Bourgeoisie in 
dieser Phase nicht, nennenswert zur bürgerlichen Staatstheorie beizutragen. 

Andererseits erhielt jedoch die politische Bewegung gegen die Sklaverei 
zunehmenden Auftrieb. Es kam zu Verschwörungen und Aufständen unter 
den Negersklaven selbst, und es entstanden bürgerliche Bewegungen, die sich 
zum Ziele setzten, die Sklaverei abzuschaffen. 1833 wurde die „Amerikanische 
Antisklaverei-Gesellschaft" gegründet. Sie berief sich in ihrer Proklamation 
vom 4. Dezember des gleichen Jahres ausdrücklich auf die in der Unabhängig- 



keitserklärung verkündeten unveräußerlichen natürlichen Rechte jedes Men- 
schen und erklärte die Sklaverei als mit den „Grundsätzen der natürlichen 
Gerechtigkeit, des Christentums und unserer republikanischen Regierungs- 
form" 33 unvereinbar. Mit Hilfe dieser Organisation von Abolitionisten 34 
(Gegner der Sklaverei) erlangten Zehntausende von Negersklaven die Frei- 
heit. 1848 entstand die Partei der Free Soilers (free soil = freier Boden), eine 
bürgerlich-demokratische Partei. Sie stellte die Forderung, in den neuen Ter- 
ritorien die Sklaverei zu verbieten und das Land unentgeltlich an die Siedler 
aufzuteilen. 1854 wurde die Republikanische Partei gegründet. Sie vertrat vor 
allem die Interessen der Industriebourgeoisie des Nordens und betrachtete 
es als ihre Aufgabe, die Sklavenhalter von der politischen Macht zu verdrän- 
gen sowie die Sklaverei zu beschränken und allmählich abzubauen. Sie setzte 
sich auch für die unentgeltliche Abgabe von Land im Westen an die Siedler 
ein. Unterstützung erhielt die Republikanische Partei durch Arbeiter und an- 
dere Schichten der werktätigen Bevölkerung. Im Jahre 1860 wurde der Kan- 
didat dieser Partei, Abraham Lincoln, zum Präsidenten der USA gewählt. 

Den Sieg der Republikanischen Partei bei den Präsidentschaftswahlen 
von 1860 nahmen die Sklavenhalter des Südens zum Anlaß der Sezession, des 
Austrittes aus der Union. Als erster Sklavenhalterstaat erklärte der Konvent 
von South Carolina am 20. Dezember 1860, „der bisher unter dem Namen 
Vereinigte Staaten von Amerika' bestehende Bund zwischen South Carolina 
und anderen Staaten wird hiermit aufgelöst" 35 . Diesem Schritt schlossen sich 
zunächst Alabama, Florida, Georgia, Louisiana und Mississippi 36 an, die am 
4. Februar 1861 auf einem Kongreß in Montgomery die „Konföderierten 
Staaten von Amerika" proklamierten und eine provisorische Verfassung an- 
nahmen. Diese Verfassung verkündete getreu der politischen und ideologi- 
schen Einstellung der Sklavenhalteraristokratie die Sklaverei zur „Grundlage 
der Zivilisation". Mit der Proklamation dieser Konföderation, der Wahl Jef- 
ferson Davis' zu ihrem Präsidenten sowie der Annahme einer Verfassung, die 
nach den Worten des Vizepräsidenten der Konföderation, Alexander Ste- 
phens, erstmals die Sklaverei als ein in sich selbst gutes Institut und als das 
Fundament des gesamten Staatsgebäudes anerkannt habe, kam der nunmehr 
offen aufgebrochene gesellschaftliche und politische Konflikt zwischen dem 
System der Sklaverei im Süden und dem kapitalistischen System der freien 
Lohnarbeit im Norden auch staats- und verfassungsrechtlich zum Ausdruck. 

Die Aristokratie des Südens benutzte die Sezession jedoch nicht allein 
dazu, die Negersklaven verschärft zu unterdrücken, sondern auch „zur Umwäl- 
zung der innem Verfassung der Sklavenstaaten, zur völligen Unterwerfung 
des Teils der weißen Bevölkerung, der unter dem Schutz und der demokrati- 
schen Verfassung der Union noch einige Selbständigkeit behauptet hatte" 37 . 

Sie folgte damit dem ökonomischen Lebensgesetz der Sklaverei und sah 
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in der Konföderation die politische und staatlich-rechtliche Ausgangsposition 
für die von ihr angestrebte Reorganisation der USA auf der Grundlage der 
Sklaverei und der politischen Herrschaft der Sklavenhalter. Der von ihnen 
ausgelöste Bürgerkrieg 38 war daher seitens des Südens, wie Karl Marx fest- 
stellte, „im eigentlichen Sinne des Wortes ein Eroberungskrieg zur Ausbrei- 
tung und Verewigung der Sklaverei" 39 . Das Wesen dieses Bürgerkrieges cha- 
rakterisierte Marx mit den Worten: „Der gegenwärtige Kampf zwischen Süd 
und Nord ist also nichts als ein Kampf zweier sozialer Systeme, des Systems 
der Sklaverei und des Systems der freien Arbeit. Weil beide Systeme nicht 
länger friedlich auf dem nordamerikanischen Kontinent nebeneinander hau- 
sen können, ist. der Kampf ausgebrochen. Er kann nur beendet werden durch 
den Sieg des einen oder andern Systems." 40 Der Bürgerkrieg von 1861 bis 
1865, dessen Verlauf hier nicht nachgezeichnet werden kann 41 , endete mit 
dem vollen Sieg des kapitalistischen Systems der freien Lohnarbeit. Dieses 
System der kapitalistischen Produktionsverhältnisse verkörpert gegenüber 
den auf der Sklaverei beruhenden Verhältnissen, auch wenn diese als Ele- 
mente einer kapitalistischen Basis bestehen, die historisch wesentlich höhere 
Stufe der gesellschaftlichen Entwicklung. 

Von Bedeutung ist, daß sich als wesentliches Ergebnis des Bürgerkrieges 
die Klassenherrschaft der Bourgeoisie und mit ihr die bürgerliche Demokratie 
als Form dieser Klassenherrschaft entscheidend festigten. 

Das ergab sich vor allem aus dem Wesen des Bürgerkrieges als einer 
bürgerlichen Revolution. Im Ergebnis dieser siegreich verlaufenen Revolu- 
tion — der zweiten siegreichen bürgerlichen Revolution in der Geschichte der 
USA — , deren große weltgeschichtliche, fortschrittliche Bedeutung W. I. Le- 
nin in seinem „Brief an die amerikanischen Arbeiter" würdigte 42 , überwandt 
die Industriebourgeoisie des Nordens die dominierende politische Macht der 
Sklavenhalteraristokratie des Südens und ergriff selbst uneingeschränkt die 
politische Macht. Die Entfernung der Sklavenhalter und ihrer Vertreter aus 
den entscheidenden zentralen staatlichen Organen reinigte gewissermaßen 
die bereits im Ergebnis des Unabhängigkeitskrieges von 1775 bis 1783 ge- 
schaffene bürgerliche Demokratie vom politischen Element der sklavenhalten- 
den Ausbeuterklasse und brachte der Industriebourgeoisie des Nordens die 
Herrschaft. 

Damit war die wesentlichste politische Bedingung für die rasche und un- 
gehemmte kapitalistische Entwicklung der USA geschaffen. Die bürgerlich- 
demokratischen Züge dieser Revolution zeigten sich vor allem darin, daß ihr 
Hauptstoß darauf gerichtet war, die Sklaverei abzuschaffen. Diese demokra- 
tischen Züge der bürgerlichen Revolution prägten sich besonders durch die 
Rolle der Volksmassen aus: der Negersklaven, der kleinen Farmer, der Arbei- 
ter und Handwerker. Denn sie hatten am siegreichen Verlauf des Bürger- 
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krieges und der Abschaffung der Sklaverei 43 den entscheidenden Anteil. Noch 
in der ersten Etappe des Krieges wandten sich die Kapitalisten des Nordens 
lediglich gegen die weitere Ausbreitung der Sklaverei, nicht aber gegen deren 
Abschaffung überhaupt. Sie hegten noch immer die Hoffnung, sich mit den 
sklavenhaltenden Plantagenbesitzern des Südens aussöhnen zu können, und 
meinten, die Union zu erhalten sei wichtiger als die Frage der Sklaverei zu 
lösen. In diesem Sinne schrieb Lincoln noch am 22. August 1862 in einem 
Brief an den Herausgeber der „New York Tribüne" : „Mein höchstes Ziel in 
diesem Kampf ist die Rettung der Union, nicht der Schutz oder die Vernich- 
tung der Sklaverei. Wenn ich die Union erretten könnte, ohne einen einzigen 
Sklaven zu befreien, würde ich es tun; und wenn ich sie retten könnte durch 
die Befreiung aller Sklaven, würde ich es tun; und wenn ich sic retten könnte, 
indem ich die einen befreite und die anderen nicht, so würde ich auch 
dies tun." 44 

War die Bourgeoisie der Hegemon der Revolution, so waren die Farmer, 
Arbeiter und die um ihre Befreiung ringenden Negersklaven die treibende, 
vorwärtsdrängende Kraft. Von je 1 000 Soldaten in den Streitkräften des 
Nordens waren durchschnittlich 420 Arbeiter und 490 Farmer. In ihren Rei- 
hen kämpften aber auch revolutionäre Emigranten aus Europa, so die deut- 
schen Revolutionäre Joseph Weydemeyer als Oberst und August Willich als 
Brigadegeneral, beide Schüler von Karl Marx und Friedrich Engels. Vor allem 
in England, aber auch in anderen europäischen Staaten kam es zu demon- 
strativen Aktionen der Arbeiterklasse, um die gerechte Sache des Nordens zu 
unterstützen. In den USA selbst leisteten die Negersklaven den Streitkräften 
der Unionsregierung vielfache Unterstützung. 

Erst die nachhaltigen Forderungen der Volksmassen, nicht zuletzt aber 
auch militärische Erwägungen veranlaßten die Regierung Lincoln, am 22. Sep- 
tember 1862 jene Emanzipations-Proklamation zu erlassen, die allen Sklaven, 
die sich im Eigentum der Sezessionisten befanden, ab 1. Januar 1863 die Frei- 
heit gewährte. Diese Proklamation erkannte den etwa 3,5 Millionen Neger- 
sklaven des Südens die allgemeinen Bürgerrechte zu. Am 20 . Mai 1862 war 
die „Homestead Bill" (Heimstätten-Gesetz) erlassen worden. Danach erhielt 
jeder Bürger der USA oder jeder Einwanderer gegen die geringe Gebühr von 
10 Dollar unentgeltlich 65 Hektar Land aus dem Staatsfonds zugewiesen. 
Diese bürgerlich-demokratische Maßnahme entsprach einer jahrzehntealten 
Forderung der Farmer und Arbeiter. Auf der Grundlage dieses Gesetzes er- 
hielten Siedler bis zum Jahre 1900 etwas mehr als 80 Millionen Hektar Land. 
Einen beträchtlichen Teil dieses Landes raubten allerdings später kapitalisti- 
sche Bodenspekulanten den verschuldeten kleinen Farmern erneut. 

Die Emanzipations-Proklamation und die „Homestead Bill" leiteten eine 
neue revolutionäre Etappe des Bürgerkrieges ein und trugen schließlich ent- 
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scheidend zum Sieg des Nordens bei. Am 9. April 1865 kapitulierte der Be- 
fehlshaber der Südstaaten, General Lee, bei Appomattox in Virginia. Fünf 
Tage danach, am 14. April, wurde Abraham Lincoln, der 1864 erneut Präsi- 
dent der USA geworden war, von einem fanatischen Anhänger des Südens 
ermordet. Aber auch damit konnte die Niederlage der Sklavenhalter nicht 
mehr rückgängig gemacht werden. Die historische Bedeutung Abraham Lin- 
colns, von Karl Marx namens der Internationalen Arbeiter-Assoziation in 
zwei Adressen gewürdigt 45 , besteht darin, daß er sich mit den bürgerlich- 
demokratischen Maßnahmen seiner Regierung an die Spitze des historisch 
gebotenen gesellschaftlichen Fortschritts stellte. Treffend charakterisiert 
Kuczynski die geschichtliche Bedeutung Lincolns mit den Worten, „zu kapita- 
listisch, um die Revolution auch nur einen Schritt über das Ziel der Abschaf- 
fung der Sklaverei hinausführen zu wollen, zu demokratisch, um die Rolle der 
Werktätigen in diesem Kampf zu verkennen, wurde er zu einem großen, dem 
historischen Moment voll entsprechenden Führer seines Volkes" 46 . 

Als Hegemon der bürgerlichen Revolution spielte die Bourgeoisie im 
Bürgerkrieg noch eine historisch progressive Rolle. Ihre bedeutsamen demo- 
kratischen Züge erhielt diese bürgerliche Revolution durch die aktive Mitwir- 
kung der kleinen Farmer und Arbeiter, die der Bourgeoisie wichtige soziale 
und politische Zugeständnisse abringen konnten. Die Hauptergebnisse dieser 
Revolution bestanden darin, daß die sklavenhaltenden Plantagenbesitzer von 
der Kontrolle über die zentralen gesetzgebenden und ausübenden Staats- 
organe entfernt wurden, daß die ökonomische und politische Herrschaft der 
Industriebourgeoisie im ganzen Lande endgültig gesichert werden konnte und 
eine Millionenarmee neuer Lohnarbeiter entstand, indem die Negersklaverei 
abgeschafft sowie die Bodenfrage auf der Basis des Heimstätten-Gesetzes 
bürgerlich-demokratisch gelöst wurde. Sie festigten die sozialökonomischen 
und politischen Grundlagen der bürgerlichen Demokratie in den USA. Wie 
sich diese bürgerliche Revolution auf das politische Gefüge und die staats- 
und verfassungsrechtlichen Verhältnisse der USA ausgewirkt hat, kann jedoch 
nur dann richtig eingeschätzt werden, wenn die Ergebnisse der dem Bürger- 
krieg folgenden Periode der Rekonstruktion des Südens mit in die Betrach- 
tung einbezogen werden. 

Es erwies sich sehr schnell, daß es in der Bourgeoisie des Nordens unter- 
schiedliche Auffassungen dazu gab, wie mit den zwar militärisch und politisch 
geschlagenen, ökonomisch aber keineswegs entmachteten Sklavenhaltern zu 
verfahren sei. Die bürgerliche Revolution konsequent zu vollenden hätte er- 
fordert, die Plantagenbesitzer ökonomisch zu entmachten. Das Mittel dazu 
war, die Plantagen zu enteignen und sie an die ehemaligen Negersklaven 
und die armen Weißen des Südens aufzuteilen. Dem trug weitgehend ein 
bürgerlich-radikaler Flügel in der Republikanischen Partei Rechnung, der. 
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geführt von Thaddeus Stevens und unterstützt von dem Negerführer Frede- 
rick Douglass, forderte, die Plantagenbesitzer ökonomisch zu entmachten und 
die bürgerlichen Rechte für die ehemaligen Sklaven durchzusetzen. Gegen 
diese Forderungen wandte sich entschieden der Flügel der Republikanischen 
Partei, der die Interessen der Großbourgeoisie vertrat, und aus leicht zu 
durchschauenden Gründen auch die mit der Aristokratie des Südens ökono- 
misch eng verflochtenen Kapitalisten des Nordens. Hinzu kam, daß, nachdem 
Lincoln am 14. April 1865 ermordet worden war, dessen Vizepräsident 
Andrew Johnson, ein Mitglied der Demokratischen Partei, die Präsident- 
schaft ausübte. Johnson konnte bis zur nächsten Wahl im Jahre 18G8 eine 
Politik weitgehender Zugeständnisse an die Plantagenbesitzer des Südens 
verfolgen. 

Die revolutionäre bürgerlich-demokratische Forderung, die Plantagen- 
besitzer zu enteignen, blieb unerfüllt, so daß die Plantagenbesitzer ökono- 
misch mächtig blieben. Sie konnten daher in der Folgezeit die ehemaligen 
Sklaven sowie die armen Weißen als Pächter parzellierten Bodens sogar wie- 
der in ihre ökonomische Abhängigkeit bringen. Damit bestand die ökono- 
mische Grundlage fort, um die Neger im Süden weiterhin zu unterdrücken 
und auszubcuten — nunmehr in Gestalt des Pachtsystems, das die kleinen 
Pächter in die Verschuldung gegenüber den Großgrundbesitzern trieb. 

Aber auch im politischen Gefüge der Staaten der ehemaligen Konföde- 
ration veränderte sich zunächst im wesentlichen nichts. Einige Verfügungen 
Präsident Johnsons begünstigten sogar die politischen Interessen der Plan- 
tagenbesitzer des Südens. Bereits kurze Zeit nach der Ermordung Lincolns 
amnestierte Johnson den überwiegenden Teil der Konföderationsarmee. 47 
Eine andere Verfügung besagte, daß jene Staaten des Südens, in denen sich 
mindestens zehn Prozent der stimmberechtigten Bürger für die Bundesregie- 
rung in Washington aussprachen, wieder der Union beitreten und eine eigene 

Staatcnrcgicrung bilden durften. 

Auf Grund dessen waren in den meisten Südstaaten unmittelbar nach 
dem Bürgerkrieg wieder Regierungen gebildet worden, in denen überwie- 
gend die Angehörigen und Vertreter der alten Sklavenhaltcraristokratie er- 
neut die Geschäfte führten. Sie besaßen sogar die Frechheit, ihre Repräsen- 
tanten wieder in den Kongreß nach Washington zu entsenden, so den ehe- 
maligen Vizepräsidenten und sechs ehemalige Minister der Konföderation, 
vier ehemalige Generäle und fünf ehemalige Obersten der Konföderations- 
armee sowie achtundfünfzig ehemalige Mitglieder des Kongresses der Kon- 
föderation! 48 Ermuntert von dem Wohlverhalten, wenn nicht der direkten 
Unterstützung Präsident Johnsons und anderer Mitglieder der Regierung, 
erließen die Plantagenbesitzer noch in den Jahren 1865 bis 1866 in nahezu 
allen ehemaligen Konföderationsstaaten sogenannte Schwarze Gesetze. Nach 
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diesen Gesetzen konnten unter dem Vorwand, die Landsteicherei zu unter- 
binden, Neger zur Zwangsarbeit verpflichtet werden. 

Diese und andere Maßnahmen der Plantagenbesitzer waren der unver- 
hohlene Ausdruck konterrevolutionärer Bestrebungen, zielten sic doch ein- 
deutig darauf ab, die im Bürgerkrieg errungenen politischen Machtpositionen 
der Kapitalisten des Nordens zu untergraben, die bürgerlich-demokratischen 
Errungenschaften der Abschaffung der Sklaverei aufzuheben und die Sklaven- 
halterdiktatur wicderherzustellen. Besonders die provokatorischen Versuche 
der reaktionären Plantagenbesitzer, ihre Vertreter wieder in den Kongreß 
nach Washington zu schicken, zeigten die drohende Gefahr, daß die alten 
politischen Machtverhältnisse restauriert würden. 

Infolgedessen erforderten cs die elementaren Interessen der Industrie- 
bourgeoisie des Nordens, diese konterrevolutionären Umtriebe der reaktio- 
nären Plantagenbesitzer des Südens zu bekämpfen. Es war wiederum der 
radikale Flügel der Republikanischen Partei unter Stevens, der, aktiv unter- 
stützt von der Masse der kleinen Farmer, des städtischen Kleinbürgertums 
und der Arbeiter, an der Spitze dieses Kampfes stand. Stevens und seine 
Anhänger setzten nach heftigen Auseinandersetzungen im Kongreß einen 
neuen Plan zur Rekonstruktion des Südens durch. Danach gliederte sich der 
Süden in fünf Militärdistrikte, in denen das 1867 erlassene Militärgesetz galt. 

Der Süden war jetzt erobertes und besetztes Gebiet, das unter militä- 
rischer Verwaltung stand/' 9 Gleichzeitig wurden die Delegierten der Südstaa- 
ten wieder aus dem Kongreß ausgeschlossen. 

Nicht die konterrevolutionären Versuche einer Restauration der Sklaven- 
halterdiktatur, sondern die nun folgende Rekonstruktionsperiode gehört nach 
den Aussagen bürgerlicher Historiker, Staats- und Verfassungsrechtler „zu 
den unerfreulichen Kapiteln der amerikanischen Geschichte" 50 . Denn nach 
dem Wahlsieg der Republikanischen Partei im Jahre 1866, so heißt es weiter, 
„ergingen, gegen Johnsons Veto, die ungemein strengen Rckonstruktions- 
gesetze, die den nichtrekonstruierten Süden unter Militärdiktatur stellten 
und ihm die Unionsbedingungen zur Wiederzulassung förmlich aufzwan- 
gen" 51 . 

Wie verhielt es sich aber tatsächlich? 

Die Republikanische Partei hatte nach einem erbitterten Wahlkampf 
bei den Kongreß wählen von 1S66 einen klaren Sieg errungen. Sie erhielt 
143 Sitze im Repräsentantenhaus und 42 Sitze im Senat, die Demokratische 
Partei nur 49 Sitze im Repräsentantenhaus und 11 Sitze im Senat. Eine Folge 
des Wahlausgangs war es, daß nun der Konflikt zwischen dem Präsidenten 
und dem Kongreß offen ausbrach. Johnson hatte unmittelbar nach den Kon- 
greßwahlen Kriegsminister Stanton, der die Politik des radikalen Flügels der 
Republikanischen Partei unterstützte, abgesetzt. Als Antwort verabschiedete 
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der Kongreß ein Gesetz, das es dem Präsidenten verbot, Beamte, die im Auf- 
träge des Kongresses handelten, abzuiösen. Schließlich erhoben die Republi- 
kaner gegen Präsident Johnson Staatsanklage (impeachment) mit dem Ziel, 
ihn schuldig sprechen und absetzen zu lassen. Diesem Schicksal konnte John- 
son jedoch noch entgehen, weil ihn der Senatsausschuß mit einer Stimme 
Mehrheit freisprach. 52 

Was bürgerliche Juristen bei der 1867 beginnenden Rekonstruktion des 
Südens abwertend als „Aufzwingen der Unionsbedingungen zur Wiederzu- 
lassung" der Südstaaten bezeichnen, war nichts anderes als die geforderte 
Zustimmung, die Sklaverei abzuschaffen und den Negern bürgerliche Rechte 
zu gewähren. Der Rekonstruktionsplan sah vor, daß ein Staat der ehemaligen 
Konföderation nur dann wieder in die Union aufgenommen werden sollte, 
wenn er das XIII. und XIV. Amendment (Zusatzartikel) der Verfassung an- 
erkannte und ratifizierte. 

Der im Jahre 1865 in Kraft getretene XIII. Zusatzartikel der Verfassung 
spricht das Verbot der Sklaverei in den USA aus. Er lautet: „Abschnitt 1: 
Weder Sklaverei noch Zwangsdienstbarkeit darf, außer als Strafe für ein Ver- 
brechen, dessen die betreffende Person in einem ordentlichen Verfahren für 
schuldig befunden worden ist, in den Vereinigten Staaten oder in irgend- 
einem ihrer Hoheit unterworfenen Gebiet bestehen. Abschnitt 2: Der Kon- 
greß ist befugt, diesen Zusatzartikel durch entsprechende Gesetze zur Durch- 
führung zu bringen." Das im Jahre 1868 in Kraft getretene XIV. Amendment 
erkannte allen in den USA geborenen oder eingebürgerten Personen — und 
damit auch den Negern — das Bürgerrecht zu. Weiterhin schloß er frühere 
Beamte der Südstaaten von der Bekleidung öffentlicher Ämter aus und lehnte 
ab, die Schulden der Konföderation anzuerkennen. Schließlich bestimmte das 
im Jahre 1870 in Kraft getretene XV. Amendment, daß einem Bürger der 
USA das Wahlrecht „nicht auf Grund der Rassenzugehörigkeit, Hautfarbe 
oder vormaliger Sklaverei vorenthalten oder eingeschränkt werden" darf. 
Damit erhielten die Neger des Südens, das heißt etwa 40 Prozent der Bevöl- 
kerung dieses Gebietes, erstmals in der Geschichte das Wahlrecht. 

Auf der Grundlage dieser Bestimmungen wurden — aktiv unterstützt 
von den progressiven Kräften der Unionsarmee und der Republikanischen 
Partei — in den Südstaaten neue Parlamente gewählt und Regierungen ge- 
bildet. Bürgerliche Historiker und Juristen gefallen sich darin, diese Periode 
als „Herrschaft der Neger", als „Ära des Terrors, des Mobs und des Chaos" 
zu verunglimpfen. Auch der bereits zitierte Autor macht „die Auswüchse 
der neuen Regierungen, die sich aus den politisch unerfahrenen Negern und 
aus Geldgier und Raublust eingewanderten Weißen aus dem Norden (carpet 
baggers) rekrutierten", dafür verantwortlich, daß „in kurzem die Herrschaft 
der Weißen wiederhergestellt wurde". 63 



Diese Diffamierungen, die die Restauration der Herrschaft der weißen 
Plantagenbesitzer als die Wiederherstellung von „Ruhe und Ordnung" ver- 
herrlichten, sind eine Methode, die die Ideologen der Ausbeuterklassen bis 
in die Gegenwart anwenden, um die revolutionären Kräfte zu verleumden. 

Die ideologisch hochgespielten Behauptungen über eine angebliche „Herr- 
schaft der Neger" in der Rekonstruktionsperiode von 1867 bis 1877 entbehren 
auch der sachlichen Grundlage, wie auch aus den folgenden Angaben hervor- 
geht. Während beispielsweise die Zahl der wahlberechtigten Neger in mehre- 
ren Südstaaten die Zahl der weißen Wähler übertraf, stellten die Neger nur 
in einem dieser Staaten auch die Mehrheit der Delegierten zu den verfas- 
sunggebenden Versammlungen der Jahre 1867 und 1868. 
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Neger- 

delegierte 


Staat 

Neger 

Weiße 

Gesamtzahl 

in Prozent 

South Carolina 

76 

48 

124 

61 

Louisiana 

49 

49 

98 

50 

Florida 

18 

27 

45 

40 

Virginia 

25 

80 

105 

24 

Georgia 

33 

137 

170 

19 

Mississippi 

17 

83 

100 

17 

Alabama 

18 

90 

108 

17 

Arkansas 

8 

58 

66 

12 

North Carolina 

15 

118 

133 

11 

Texas 

6 

81 

90 

10 


In drei Südstaaten (South Carolina, Louisiana und Mississippi) übten Neger 
die Funktion des Vizegouverneurs aus. In das Repräsentantenhaus und den 
Senat in Washington wurden 20 bzw. zwei Neger gewählt. 

Unter dem Einfluß des radikalen Flügels der Republikanischen Partei 
erließ der Kongreß in den Jahren der Rekonstruktion mehrere Gesetze, um 
die Neger mit den anderen Bürgern juristisch gleichzustellen. So erging 
bereits 1866 ein Gesetz „zum Schutze der bürgerlichen Rechte aller Personen 
und zur Bereitstellung der Mittel, sie durchzusetzen". Dieses Gesetz drohte 
Strafen für diejenigen an, die die Ausübung der Bürgerrechte behinderten. 
Es sah auch vor, daß seine Bestimmungen von den Bundesgerichten und von 
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der Bundesregierung zu erzwingen sind. Der Kongreß, der in der zweiten 
Sektion des XV. Amendments zur Verfassung ermächtigt worden war, das 
uneingeschränkte Wahlrecht für alle Bürger der USA durch weitere Gesetze 
durchzusetzen, verabschiedete insgesamt sieben „Federal Civil Rights Acts". 
Unter diesen Bürgerrechtsgesetzen befanden sich der „Enforcement Act" von 
1870, der eine Reihe bundesrechtlicher Bestimmungen über die Wahlberechti- 
gung vorsah und darüber, wie Wahlen im Bund und in den Staaten durch- 
zuführen sind. Es handelte sich weiter um den Act von 1871, auch „Ku-Klux- 
Klan-Act" genannt, durch den alle Handlungen, die geeignet waren, Bürger 
ihrer verfassungsmäßigen Rechte zu berauben, unter Strafe gestellt wurden. 
Schließlich zählt zu diesen Gesetzen der „Civil Rights Act" von 1875, der 
alle Neger, wenn sie öffentliche Verkehrsmittel benutzten und Gaststätten 
Theater usw. besuchten, den Weißen gleichstellen sollte. 

Man hätte nun annehmen müssen, daß auf der Grundlage dieser ohne 
Zweifel progressiven Bürgerrechtsgesetze die Verfassungsgebote über die 
Gleichstellung aller Bürger der USA mit Nachdruck durchgesetzt worden 
wären. Schätzen doch auch bürgerliche Autoren ein, daß damit „der Kongreß 
den Bundesbehörden schneidige Waffen in die Hand (gab), um die Gleich- 
stellungsbestimmungen des XIV. und XV. Amendments gegen südstaatliche 
Obstruktion durchzusetzen und die Emanzipation der Neger zu verwirk- 
lichen" 55 . 

Es erwies sich jedoch, daß auch relativ progressive juristische Akte, 
wenn sie nur auf dem Papier stehen und nicht konsequent durch eine pro- 
gressive gesellschaftliche Kraft durchgesetzt werden, letzlich wirkungslos 
bleiben müssen. 

Die Bourgeoisie als Klasse war nicht oder — richtiger gesagt — nicht 
mehr die gesellschaftliche Kraft, die diese unter bürgerlich-radikalem Ein- 
fluß entstandenen Gesetze hätte konsequent verwirklichen können. Sie war 
mit dem Erreichten, ihre politische Herrschaft im ganzen Lande zu sichern, 
vollauf zufrieden und ließ zu, daß die 'Großgrundbesitzer des Südens die 
fortschrittliche Bürgerrechtsgesetzgebung offen sabotierten und vereitelten. 
Diese Großgrundbesitzer, im ungeschmälerten Besitz ihrer ökonomischen 
Macht, verstanden es auch, ihre alten politischen Machtpositionen im Süden 
wiederzugewinnen. Aus dem gesamten ehemaligen konföderierten Süden 
enstand nach der Rekonstruktionsperiode der „Solid South" mit der Ein- 
parteienherrschaft der Demokratischen Partei und einer besonders reak- 
tionären politischen Tradition, deren Wirkungen bis in das politische und 
gesellschaftliche Leben der USA in der Gegenwart reichen. 

Wie konnte es zu dieser Entwicklung noch während und im Anschluß 
an die Rekonstruktionsperiode kommen? 

Der konterrevolutionäre Angriff der reaktionären Plantagenbesitzer auf 
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die Errungenschaften der bürgerlichen Revolution erfolgte im wesentlichen 
auf zwei Wegen: einmal auf dem Wege der unmittelbaren terroristischen Ver- 
folgung der ihre verfassungsmäßigen Rechte wahrnehmenden Neger und 
zum anderen durch eine zutiefst reaktionäre Rechtsprechung des Obersten 
Gerichts. Das Oberste Gericht erklärte in der Zeit zwischen 1873 und 1896 
alle Gesetze, die die Neger juristisch gleichstellten, für ungültig und legali- 
sierte erneut die Entrechtung der Neger. 

Um ihre gefährdeten Positionen zu sichern und die freigelassenen ehe- 
maligen Negersklaven einzuschüchtern und niedcrzuhaltcn, schufen die Plan- 
tagenbesitzer des Südens mit Hilfe von Offizieren der geschlagenen Kon- 
föderationsarmee schon kurz nach dem Bürgerkrieg eine Reihe geheimer 
Terrororganisationen, unter denen der „Ku-Klux-Klan" und die „Knights of 
the White Camelia" sich als besonders barbarisch hervortaten. Diese Ge- 
heimgesellschaften gingen nicht nur gegen Neger, sondern auch gegen Ver- 
treter des radikalen Flügels der Republikanischen Partei, Angehörige der 
Unionsarmee, die zur Unterstützung des Rekonstruktionsprogramms in die 
Südstaaten kamen, sowie gegen andere progressive Kräfte vor. Sie wandten 
alle Mittel und Methoden des Terrors an, von der Brandstiftung über Miß- 
handlungen, Folterungen, Hinrichtungen bis zum hinterhältigen Mord. 

Über das verbrecherische Treiben dieser Geheimgesellschaften gibt es 
auch in bürgerlichen Quellen aufschlußreiche Angaben, wenngleich es auch 
nicht an Autoren fehlt, die diese weißen Terrororganisationen in die Nähe 
einer „Volksjustiz" zu rücken versuchen, die sich die Aufgabe gestellt habe, 
„Delikte der Schwarzen schnell und nachdrücklich ahnden zu können" 56 . 
Nach Angaben bürgerlicher Quellen breitete sich die von den Terrororgani- 
sationen betriebene „Lynchjustiz" nicht nur über die Staaten des Südens, son- 
dern bis auf wenige Ausnahmen über alle Staaten der USA aus. 57 

Der marxistische Amerikanist Ihde erwähnt, daß sich allein in den Jah- 
ren 1868 bis 1871 in acht Bezirken des Staates Florida 235 Lynchmorde fest- 
stellen ließen. In der Stadt Vicksburg im Staate Mississippi wurden 1874 vor 
den Wahlen zum Stadtparlament allein in einer Woche 200 Neger von diesen 
Terrororganisationen umgebracht. 58 Dabei ist noch zu bemerken, daß es der 
Widerstand der Vertreter der Südstaaten im Senat der USA verhinderte, die 
Zahl der Lynchfälle auch nur statistisch zu erfassen, geschweige denn ernst- 
haft Schritte einzuleiten, um diese verbrecherischen Gewalttaten zu be- 
kämpfen. 50 So wurde zwar der „Ku-Klux-Klan" im Jahre 1871 durch ein vom 
Kongreß verabschiedetes Gesetz verboten. Das hinderte diese Organisation 
aber keineswegs daran, illegal, jedoch weitgehend unbehelligt durch die Bun- 
desbehörden, ihre terroristische Aktivität fortzusetzen und in den folgenden 
Jahren sogar noch wesentlich auszudehnen. 

Es blieb jedoch nicht dabei, Gewaltmethoden anzuwenden, um die Neger 
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und Bürgerrechtler einzuschüchtern und zu verfolgen. Gerade die USA bieten 
anhand der Rassenfrage ein besonders markantes Beispiel dafür, wie in einer 
bürgerlichen Demokratie außergerichtlicher Terror und gerichtliche Verfol- 
gung Hand in Hand gehen, sich gegenseitig ergänzen und so ein eng mitein- 
ander verflochtenes System der Unterdrückung der Werktätigen bilden. Die- 
ser Mechanismus von außergerichtlichem und gerichtlichem Terror, der sich 
herausbildete, um die freigelassenen ehemaligen Sklaven niederzuhalten, 
blieb in der Folgezeit keineswegs darauf beschränkt. Er wurde in der Weise 
ausgebaut, alle demokratischen Kräfte, vor allem die revolutionären Kräfte 
der Arbeiterklasse, verfolgen zu können. • 

Es mag als Ironie erscheinen, daß gerade das höchste Gericht der USA 
die herausragende Rolle dabei spielte, die Neger und Bürgerrechtler gericht- 
lich zu verfolgen. Das Oberste Gericht rechtfertigte nicht nur die reaktionäre 
Gesetzgebung der Südstaaten, die der Negerbevölkerung die juristische 
Gleichstellung verweigerte. Es erklärte auch die durch den Kongreß der USA 
auf der Grundlage des XIII., XIV. und XV. Amendments zur Verfassung erlas- 
senen „Federal Civil Rights Act" für verfassungswidrig und setzte selbst die 
Zusatzartikel, die geltendes Verfassungsrecht sind, faktisch außer Kraft. Das 
Ergebnis dieses Vorgehens faßt der bürgerliche Staats- und Verfassungs- 
rechtler Karl Loewcnstein mit folgenden Worten zusammen: „Die gesamte 
Emanzipationsbewegung war um 1880 herum, teils durch den aktiven Wider- 
stand der weißen Bevölkerung, teils durch die Rechtsprechung des Obersten 
Gerichtshofes, nicht mehr das Papier wert, auf das sie mit soviel Blut ge- 
schrieben worden war." 00 

Die Neger wurden vom Obersten Gericht und von der Staatengesetz- 
gebung im wesentlichen in drei Richtungen juristisch diskriminiert: indem die 
Negerbevölkerung teilweise oder vollständig daran gehindert wurde, ihr 
Wahlrecht auszuüben, indem sie legalisierten, daß „Farbige und Weiße" in 
öffentlichen Einrichtungen, Verkehrsmitteln usw. getrennt wurden, sowie 
indem die Negerbevölkerung im Berufsleben juristisch diskriminiert wurde. 

Im absoluten Gegensatz zum XV. Amendment zur Verfassung, nach dem 
niemand wegen seiner Rasse oder seines Geschlechts von einer Wahl aus- 
geschlossen werden darf, erließen die Parlamente der Südstaaten Gesetze 
und Vorschriften, die die Teilnahme der Neger an den Wahlen stark ein- 
schränktcn bzw. völlig verhinderten. Besonders berüchtigt wurde die von 
mehreren Staaten des Südens verabschiedete „Großvaterklausel" 61 . Sie be- 
stimmte, daß Personen, die nicht lesen und schreiben konnten, von der Wahl 
ausgeschlossen waren, mit Ausnahme jener, deren Vorfahren, also Väter 
oder Großväter, schon vor dem Jahre 1S61 das Wahlrecht besaßen. Da zu 
diesem Stichjahr aber noch die Sklaverei bestand, fielen folglich alle inzwi- 
schen Freigelassenen unter diese Bestimmung. Auf Grund der diskriminie- 
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renden „Großvaterklausel" sank allein im Staate Louisiana die Zahl der 
registrierten farbigen Wähler von 130 344 auf 5 320. 

Eine weitere Methode, die Negerbevölkerung von den Wahlen fernzu- 
halten, war, eine Wahlsteuer (polltax) zu erheben. Um wählen zu können, 
mußte die betreffende Person eine Abgabe entrichten; eine Bestimmung, die 
sich nicht nur gegen die Negerbevölkerung, sondern auch gegen die arme 
weiße Bevölkerung richtete. 62 

Das Oberste Gericht der USA hat die Wahlsteuer nicht nur einmal, son- 
dern in ständiger Rechtsprechung für zulässig und als zu den Grundrechten 
der Verfassung nicht in Widerspruch stehend erklärt. Die Wahlsteuer für 
ungültig zu erklären, lehnte es ab und begründete das damit, daß dies ein 
Eingriff in die Souveränität der einzelnen Staaten sei. 

Einige Staaten machten die Teilnahme an Wahlen von einer „Intelligenz- 
prüfung" abhängig, der sich der potentielle Wähler unterziehen mußte. Ala- 
bama verlangte beispielsweise, daß der Betreffende die Verfassung zu lesen 
und zu kommentieren in der Lage war. Da Kommissionen der Weißen diese 
„Intelligenzprüfung" durchführten, ist nicht schwer zu erraten, daß die Neger- 
bevölkerung, insofern sie sich überhaupt dieser gezielten Diskriminierung 
stellte, solcherart Prüfungen nicht bestehen konnte. 

Die Rassendiskriminierung prägte sich besonders aus, als die sogenannte 
Formel „separate and equal" eingeführt wurde. Diese Formel besagte, daß 
die Rassen alle öffentlichen Verkehrsmittel und Einrichtungen wie Schulen, 
Theater, Restaurants usw. gleich, aber getrennt zu benutzen haben. Diese 
auch als Jim-Crow-System berüchtigte Methode der Rassentrennung, die 
die „Schwarzen Gesetze" aus der Zeit unmittelbar nach dem Bürgerkrieg ab- 
löste, wurde in den folgenden Jahren ständig weiter ausgebaut. Das Oberste 
Gericht billigte und bekräftigte sie ausdrücklich unter anderem in dem Ver- 
fahren Louisville Railroad gegen Mississippi im Jahre 1890 und Plessy gegen 
Ferguson im Jahre 1896. Das höchste Gericht der USA behauptete sogar im 
letztgenannten Entscheid, daß die zwangsweise Trennung der Rassen die 
Negerbevölkerung keineswegs diskriminiere, sondern sie mit den Weißen 
gleichstelle ! 

Schließlich wurde und wird die werktätige Negerbevölkerung im Be- 
rufsleben erheblich diskriminiert. Ihr wird, wenn schon nicht formell, so doch 
faktisch erschwert bzw. unmöglich gemacht, bestimmte Berufe zu ergreifen 
und öffentliche Ämter zu bekleiden. Indem Neger eine geringere Entlohnung 
als ihre weißen Kollegen erhalten, werden sie härter von der kapitalistischen 
Ausbeutung und der Arbeitslosigkeit betroffen usw. 

Es wurde bereits erwähnt, daß sich bei all dem das Oberste Gericht nicht 
darauf beschränkte, die die Negerbevölkerung diskriminierende Gesetz- 
gebung der südlichen Staaten zu bekräftigen. In seiner Rechtsprechung suchte 
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es vielmehr die Bürgerrechtsgesetze des Bundes außer Kraft zu setzen und 
die in den Zusatzartikeln der Verfassung allen Bürgern der USA zugestan- 
denen Grundrechte einzuschränken. 

So begrenzte das Gericht in den sogenannten Slaughterhouse-Fällen des 
Jahres 1873 drastisch die Bestimmungen des XIV. Amendments zur Verfas- 
sung, als es im Urteilsspruch behauptete, daß es zwei Arten von Bürgereigen- 
schaften und -rechten gäbe, jene des Bundes und jene der einzelnen Staaten. 
Beide würden auf unterschiedlichen Bedingungen und Merkmalen beruhen. 
Der Bund schütze nur die Rechte seiner Bürger, während die Bürger der ein- 
zelnen Staaten von den Bundesrechten unberührt blieben. Mit dieser juristi- 
schen Konstruktion, die Rechte der Bürger des Bundes von den Rechten der 
Bürger der Staaten zu trennen, war unter dem Schein einer rechtlichen Be- 
gründung der Weg bereitet, um Bundesgesetze auf der Ebene der einzelnen 
Staaten zu umgehen und die im Widerspruch zu Bundesgesetzen stehende 
Staatengesetzgebung zu rechtfertigen. In dem Verfahren Vereinigte Staaten 
gegen Cruiksbank erklärte das Oberste Gericht im Jahre 1876 den „Enforce- 
ment Act" von 1870 als unzulässigen Eingriff in die Souveränität der Staaten 
und damit für ungültig. Dieser Act beinhaltete bundesrechtliche Bestimmun- 
gen über die in den Staaten zu treffenden Wahlrechtsvoraussetzungen und 
die Durchführung der Wahlen, gleichgültig, ob für den Bund oder die Staaten. 
Es sei an dieser Stelle bemerkt, daß dieses Argument vom unzulässigen Ein- 
griff überhaupt eine bevorzugte Begründung des höchsten Gerichts der USA 
darstellte, um die Gültigkeit bestimmter Bundesgesetze für die Staaten zu 
bestreiten. 

In einem weiteren Entscheid des Jahres 1876, im Verfahren Vereinigte 
Staaten gegen Reese, wandte sich das Oberste Gericht direkt gegen das 

XIV. und XV. Amendment zur Verfassung. Es erklärte unumwunden, daß in 
diesen Artikeln den Negern keine verfassungsmäßigen Rechte, wie etwa das 
Wahlrecht, zugewiesen worden wären. Diese beiden Zusatzartikel seien ledig- 
lich dahingehend auszulegen, daß, wenn bereits bestehende Rechte ausgeübt 
würden, diese nicht durch eine den Zusatzartikeln widersprechende Staaten- 
gesetzgebung eingeschränkt werden dürften. Mit dieser den Sinn des XIV. und 

XV. Amendments völlig ins Gegenteil verkehrenden Auslegung hatte das 
höchste Gericht der USA ein weiteres Argument gefunden, um die reaktionäre 
Rassendiskriminierung juristisch zu rechtfertigen. 

Den entscheidenden Schlag gegen die Bürgerrechtsgesetzgebung von 1875 
führte das Oberste Gericht schließlich in den sogenannten Civil Rights Cases 
des Jahres 1883. In den fünf Fällen, die diesen Verfahren zugrunde lagen, 
war Negern der Zutritt zu einem Theater, zu Hotels und zu einem bestimm- 
ten Eisenbahnwagen verwehrt worden. Das Gericht entschied, daß das XIII. 
und XIV. Amendment zur Verfassung nicht verbiete, die Rassen in gesonder- 
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ten Unterkünften zu trennen. Folglich, so erklärte das Oberste Gericht mit 
schon nicht mehr zu überbietendem Zynismus, sei der „Civil Rights Act" von 
1875, der für die Neger die gleichen Bürgerrechte wie für Weiße vorsah, als 
Eingriff in die den Staaten nach dem XV. Amendment übertragenen Zustän- 
digkeiten rechtswidrig und als „der Verfassung der USA widersprechend" 
nicht anwendbar. In der ebenfalls 1883 gefällten Entscheidung im Verfahren 
Vereinigte Staaten gegen Harris bekäftigte das Gericht, daß sich Privatper- 
sonen nicht strafbar machten, wenn sie sich zusammenschließen, um die den 
Negern im XIV. und XV. Amendment gewährten Bürgerrechte einzuschrän- 
ken. Voraussetzung dabei sei, daß der betreffende Staat keine Gesetze erlassen 
habe, die im Widerspruch zur Verfassung der USA stehen. Was verfassungs- 
gemäß und was verfassungswidrig ist, bestimmt jedoch das Oberste Gericht! 
Von einem der höchsten Richter der USA, Chefrichter Hughes, stammte auch 
der Ausspruch: „Wir stehen unter einer Verfassung, aber was die Verfassung 
ist, bestimmen die Richter." 03 Das Oberste Gericht erklärte die Rassendiskri- 
minierung ausdrücklich als verfassungsmäßig und die gegen sie gerichtete 
Bürgerrechtsgesetzgebung des Bundes für verfassungswidrig und damit als 
aufgehoben! Wahrlich, eine überzeugende Demonstration reaktionärer Klas- 
senjustiz! 

Zweierlei bleibt zu bemerken: Einmal ist festzuhalten, daß sich diese 
Entwicklung, die die Negerbevölkerung erneut zu Menschen ohne oder mit 
äußerst eingeschränkten Bürgerrechten stempelte, auf dem Boden der bür- 
gerlichen Demokratie vollzog. Die bürgerliche Demokratie hatte in den USA 
mit dem Sieg über die Sklavenhalter einen beachtlichen Erfolg errungen. Aber 
die klassenmäßigen Grenzen, die jeder bürgerlichen Demokratie als Form 
der Herrschaft der kapitalistischen Ausbeuterklassen eigen sind, traten in 
den USA im besonderen Maße in der Rassendiskriminierung als einem spe- 
zifischen Ausdruck der sozialen Gegensätze der kapitalistischen Gesellschaft 
in Erscheinung. Und dies ist kein abgeschlossenes Kapitel der Geschichte der 
USA, sondern eine der ungelösten Gegenwartsfragen dieses Landes. 

Zum anderen bestätigt die Geschichte der bürgerlichen Demokratie in 
den USA auf besonders drastische Weise, daß Rassenunterdrückung nur eine 
Form sozialer Unterdrückung durch die kapitalistische Klassenherrschaft ist. 
Die Unterdrückung und Ausbeutung der Neger und anderer farbiger Minder- 
heiten ist wesentlicher Bestandteil der Unterdrückung und Ausbeutung der 
Arbeiterklasse und aller anderen Werktätigen. Daher ist der Befreiungskampf 
der Farbigen objektiv - wenn auch subjektiv noch nicht immer erkannt - 
untrennbar mit dem sozialen und politischen Kampf der Arbeiterklasse und 
der anderen werktätigen Klassen und Schichten verbunden. Dafür liefern 
die Kämpfe der Werktätigen in den USA selbst den Beweis. 

Im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts nahmen die Klassenkämpfe in 
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den USA mehrfach erbitterte Formen an. Nach dem Bürgerkrieg kämpfte 
die Arbeiterklasse in den USA für den Achtstundentag und andere soziale 
und politische Forderungen. 1866 wurde, um diese Aktionen zu unterstützen, 
die National Labor Union gegründet, die auch Verbindungen zur I. Inter- 
nationale aufnahm. Es gelang ihr jedoch nicht, die weißen und farbigen 
Proletarier in einer Organisation zusammenzufassen. Die kleinbürgerliche 
Ideologie und Politik ihrer Führer war die Ursache, daß diese an Bedeutung 
verlor und sich 1872 auflöste. 

Die 1869 gegründete Organisation der Knights of Labor (Ritter der 
Arbeit) forderte die „völlige Befreiung der Schöpfer des Reichtums aus der 
Knechtschaft und dem Elend der Lohnsklaverei" 64 . Ihre Führer wandten sich 
jedoch gegen den politischen Kampf und lehnten Streiks wie auch andere 
Formen des sozialen Kampfes der Arbeiterklasse ab. Dennoch waren die 
Knights of Labor die erste Massenorganisation der amerikanischen Arbeiter, 
die auch farbige Arbeiter zu ihren Anhängern zählte. 

In den siebziger Jahren des 19. Jahrhunderts begann sich auch, nachdem 
es bereits einige Vorläufer vor und nach dem Bürgerkrieg gegeben hatte, die 
sozialistische Bewegung in den USA zu entwickeln. 1876 gründeten Mitglieder 
der amerikanischen Sektion der I. Internationale die Workingmen's Party of 
America (Arbeiterpartei Amerikas), die sich ein Jahr später in Socialist Labor 
Party (Sozialistische Arbeiterpartei) umbenannte. Unter dem Einfluß 
marxistischer Kräfte nahm diese Partei zunächst aktiv am Kampf der ameri- 
kanischen Arbeiterklasse teil. Es herrschten jedoch opportunistische, von 
Lassalle beeinflußte Kräfte vor, die verhinderten, daß sich diese Partei zu 
einer revolutionären Klassenorganisation der Arbeiter entwickelte. Die Arbei- 
terbewegung in den USA brachte in jener Periode aber auch einen solchen 
populären Vertreter ihrer Interessen wie den Sozialisten Eugene Debbs her- 
vor, der mit an der Spitze bedeutender Streiks stand und 1893 die American 
Railway Union (Amerikanische Eisenbahnunion) gründete. Die Großbour- 
geoisie der USA wandte gegen die aufstrebende Arbeiterbewegung alle Mittel 
und Methoden an, über die sie verfügte. Sie setzte Militär und Polizei gegen 
Streikende ein und ließ durch eine reaktionäre Klassenjustiz anläßlich des 
großen Bergarbeiterstreiks 1874/75 zehn Bergleute zum Tode und weitere 
siebzehn zu langjährigen Gefängnisstrafen verurteilen. In ihrem Kampf zur 
Unterdrückung des Proletariats standen der Großbourgeoisie neben den ande- 
ren Organen des Staates erneut die Gerichte, besonders das Oberste Gericht 
zur Seite, das, wie selbst konservative bürgerliche Autoren eingestehen, „in 
dem sozialen Kampf dieser Jahrzehnte ... oft für das Großkapital und . . . 
weitgehend auch gegen die arbeitende Bevölkerung Stellung genommen" 
hat. 65 
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3. Der Beginn der Krise 

der bürgerlichen Demokratie 
mit der Machtergreifung 
des Monopolkapitals 
1898 bis 1917/18 


Im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts nahm die wirtschaftliche Entwicklung 
in den USA einen außerordentlichen Aufschwung. Der Kapitalismus, frei von 
den Fesseln der Sklaverei und der Vorherrschaft der Plantagenbesitzer und 
umfassend gefördert durch die von den Klasseninteressen des Großkapitals 
geleitete Politik der Bundesregierung, konnte sich nun ungehindert entfal- 
ten. Besonders günstige Bedingungen, um alle Landesteile schnell zu indu- 
strialisieren und einen aufnahmefähigen Markt zu schaffen, waren der natür- 
liche Reichtum des Landes an wichtigen Bodenschätzen, wie Kohle, Erz, Erdöl 
und Gold, das rasche Erschließen neuer riesiger Gebiete im Westen des Kon- 
tinents. Eine weitere Voraussetzung bestand in dem sprunghaft zunehmenden 
Strom an Einwanderern 1 , die als dringend benötigte Arbeitskräfte in der In- 
dustrie und Landwirtschaft und als Konsumenten einen beachtlichen ökono- 
mischen Faktor darstellten. 

Diesen Prozeß mögen folgende Angaben verdeutlichen: Das Eisenbahn- 
netz, das außerordentlich bedeutsam war, sowohl um das Land zu industria- 
lisieren als auch einen Binnenmarkt zu schaffen, dehnte sich mit der Inbe- 
triebnahme der Union Pacific (1869), der Atchison— Topeka— Santa Fe (1881), 
der Northern Pacific (1882), der Great Northern (1893) und der Strecke von 
Chicago nach St. Paul (1910) rasch aus und umfaßte mit etwas mehr als 
400 000 Kilometern im Jahre 1910 über die Hälfte des Schienenweges der 
gesamten Erde. 

Die Eisen- und Stahlproduktion stieg in nur zwanzig Jahren von knapp 
200 000 Tonnen im Jahre 1874 auf einen jährlichen Durchschnitt von fast 
9,5 Millionen Tonnen in den Jahren 1895 bis 1900. Die Stahlproduktion der 
USA lag 1870 noch wesentlich unter der Großbritanniens und Frankreichs; 
zwei Jahrzehnte danach hatte sie beide überholt. 2 
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Schnell entwickelten sich auch die Gold-, Silber-, Kupfer-, Blei- und Zink- 
gewinnung sowie die neuen Industriezweige der Erdölförderung und -Verar- 
beitung, die Chemieindustrie und die Elektroindustrie. Gegen Ende des Jahr- 
hunderts, im Jahre 1894, nahmen die USA im Umfang der Industrieproduk- 
tion den ersten Platz in der Welt ein,- sie hatten alle anderen Länder über- 
flügelt. 

Diese Angaben belegen nicht nur, daß sich der Kapitalismus in den USA 
in hohem Tempo entwickelte und das Land zur führenden kapitalistischen 
Industriemacht aufstieg. Sie weisen zugleich darauf hin: Der Kapitalismus 
der USA begann in sein imperialistisches Stadium überzugehen. Die stür- 
mische Entwicklung des Kapitalismus in den USA im letzten Drittel des 
19. Jahrhunderts vollzog sich wie in allen anderen industriell entwickelten 
kapitalistischen Ländern auf der Grundlage der ebenfalls rasch voranschrei- 
tenden Konzentration der Produktion und Zentralisation des Kapitals. Da- 
mit bestätigte sich erneut die Allgemeingültigkeit dieses von Karl Marx ent- 
deckten und formulierten Gesetzes. Die verstärkte Konzentration der Pro- 
duktion und zunehmende Zentralisation des Kapitals führte unvermeidlich, 
gesetzmäßig zu Monopolen, zur Monopolisierung erst des einen Bereiches, 
dann weiterer und schließlich aller Bereiche der Wirtschaft. 

In seinem klassischen Werk „Der Imperialismus als höchstes Stadium 
des Kapitalismus" charakterisierte W. I. Lenin diesen geschichtlichen Prozeß 
mit folgenden Worten: „Die wichtigsten Ergebnisse der Geschichte der Mo- 
nopole sind demnach: 1. In den sechziger und siebziger Jahren des 19. Jahr- 
hunderts - die höchste, äußerste Entwicklungsstufe der freien Konkurrenz; 
kaum merkliche Ansätze zu Monopolen. 2. Nach der Krise von 1873 weit- 
gehende Entwicklung von Kartellen, die aber noch Ausnahmen, keine 
dauernden, sondern vorübergehende Erscheinungen sind. 3. Aufschwung am 
Ende des 19. Jahrhunderts und Krise von 1900—1903: Die Kartelle werden 
zu einer der Grundlagen des ganzen Wirtschaftslebens. Der Kapitalismus ist 
zum Imperialismus geworden." 3 

In den USA hatte, wie bereits erwähnt, mit der Konzentration im Eisen- 
bahnwesen eine Monopolbildung bereits vor dem Bürgerkrieg begonnen. 4 
Besonders nach der Krise von 1873 bildeten sich in stärkerem Maße soge- 
nannte Pools, die als die „erste spezifische Form monopolistischer Entwick- 
lung, die wir in weiterer Verbreitung finden" 5 , gekennzeichnet werden kann. 
Diese Pools stellten kartellartige Verbindungen dar, mit deren Hilfe die Ka- 
pitalisten Produktionsumfang, Preise und Gewinnverteilungen absprachen. 
Zu Beginn der achtziger Jahre des vorigen Jahrhunderts entstand in den 
USA schließlich als eine der bedeutendsten Monopolformen der Trust. 
Kuczynski charakterisiert den Trust folgendermaßen: „Diese Form der Mo- 
nopolisierung ist weit höherer Ordnung als der Pool, der nur eine Kartell- 



form, eine Vereinigung zahlreicher selbständiger Firmen darstellt. Der Trust 
konsolidiert' verschiedene Firmen, macht sie zu einem in jeder Beziehung 
einheitlich geleiteten Unternehmen." 0 Es entwickelten sich in diesen Jahren 
schnell aufeinanderfolgend mächtige Trusts, wie die von Rockefcllcr 1870 
gegründete Standard Oil Company, die binnen kurzem etwa 90 Prozent der 
Erdölproduktion und -Verarbeitung kontrollierte, ebenso Trusts in der Kohle-, 
Eisen- und Kupferindustrie, der Tabak- und der Zuckerindustrie sowie im 
Verkehrswesen. 

Die entscheidenden Jahre im Monopolisicrungsprozeß in den USA waren 
jedoch die Jahre 1898 bis 1902. In diesem kurzen Zeitraum hatten sich die 
Monopole zum mächtigen, die Wirtschaft der USA im starkem Maße kontrol- 
lierenden und beherrschenden Faktor herausgcbildet. Das zeigt auch die fol- 
gende Übersicht über den Prozeß der Konzentration der Produktion durch 
die Zusammenschlüsse von Betrieben und die Zentralisation des Kapitals in 
diesen neugeschaffenen Monopolunternehmen. 


Industrielle Zusammenschlüsse 1890 bis 1904 7 


Jahr 

Zahl 

der 

Zusammen- 

schlüsse 

Kapital 
(in Mill. 
Dollar) 

1890 

11 

137,6 

1891 

13 

133,6 

1892 

12 

170,0 

1893 

5 

156,5 

1894 

— 

— 

1895 

3 

26,5 

1896 

3 

14,5 

1897 

6 

75,0 

1898 

18 

475,3 

1899 

78 

1 886,1 

1900 

23 

294,5 

1901 

23 

1 632,3 

1902 

26 

588,9 

1903 

8 

137,0 

1904 

8 

236,2 
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An dieser Aufstellung ist deutlich abzulesen, wie sich seit 1898 in der 
schon seit einiger Zeit feststellbaren Konzernbildung ein qualitativer Sprung 
vollzog, sowohl hinsichtlich der Zahl der Betriebszusammenschlüsse als auch 
in der Höhe des von ihnen beherrschten Kapitals. Diese Phase außerordent- 
lich intensiver Monopolisierung dauerte bis zum Jahre 1902. Von da an ver- 
langsamte sich der Konzentrationsprozeß zunächst, bis er während des 
ersten Weltkrieges erneut einen gewaltigen Aufschwung nahm. In seiner Ana- 
lyse der geschichtlichen Herausbildung des Imperialismus hebt Lenin das 
Jahr 1898 als jenen Zeitpunkt hervor, von dem an die Monopole, die bereits 
vereinzelt bestanden bzw. schon teilweise in bestimmten Wirtschaftszweigen 
vorherrschten, ihre Herrschaft antraten. Lenin führte aus: „Der Imperialis- 
mus als höchstes Stadium des Kapitalismus Amerikas und Europas und in 
der Folge auch Asiens hat sich in den Jahren 1898 bis 1914 voll herausgebil- 
det." 8 Als Beginn der Herrschaft der Monopole in den USA nennt Lenin hier 
ausdrücklich das Jahr 1898. 

Der besonders ausgeprägte Monopolisierungsprozeß dieser Jahre erfaßte 
jedoch nicht nur den Bereich der Industrieproduktion, sondern nicht minder 
auch das Bank- und Versicherungswesen. Der 1871 gegründete Morgan-Bank- 
konzern war um die Jahrhundertwende bereits eines der mächtigsten Bank- 
unternehmen der Welt, das über das Bank- und Versicherungsgeschäft hinaus 
auch Industriekonzerne und Eisenbahngesellschaften kontrollierte. Anderer- 
seits schwangen sich einflußreiche Konzernherren der Industrie wie Rocke- 
feiler zugleich zu bedeutenden Finanziers auf, so daß die Verflechtung von 
Großindustrie und Hochfinanz zu einem wesentlichen Merkmal dieser oft 
gigantischen Monopolunternehmen wurde. Am Ende dieser ersten Phase 
außerordentlich intensiver Monopolisierung, im Jahre 1903, verfügten die 
Morgan- und die Rockefcller-Gruppe als die beiden mächtigsten Bankkon- 
zerne der USA über Direktorenstellen in 112 Banken, Eisenbahngesellschaften, 
Versicherungen und Industriegesellschaften mit einem Kapital von mehr als 
22 Milliarden Dollar. 9 

Das Wirken des Gesetzes der Konzentration der Produktion und Zen- 
tralisation des Kapitals und die sich auf dieser Grundlage austobende sub- 
jektive Macht- und Raffgier der Monopolisten ergaben unvermeidlich, daß 
sich schon um die Jahrhundertwende der Hauptreichtum des Landes in den 
Händen der Konzernherren befand. Wie die amerikanischen Historiker Char- 
les und Mary Beard bemerken, „besaß Ende des Jahrhunderts ein Zehntel 
der amerikanischen Bevölkerung neun Zehntel des Reichtums' 10 . Als sich 
die Monopole in Industrie und Bankwesen ausdehnten und eng verflochten, 
entstand in den USA eine mächtige IJnternehmervereinigung, die 1895 ge- 
gründete National Association of Manufacturers (NAM). Die NAM stellte sich 
von Anfang an die Aufgabe, als Klassenorganisation des Monopolkapitals be- 
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stimmenden Einfluß auf die Außen- und Innenpolitik des Staates, auf dessen 
Gesetzgebung und die sonstigen, die Monopolinteressen berührenden Fragen 
zu nehmen. Als sich der Imperialismus in den USA weiter herausbildete, 
folgten diesem ersten Monopolverband noch andere. 

Schon in jener Zeit, da sich die großen Monopolunternehmen noch im 
Innern des Landes zum beherrschenden Wirtschaftsfaktor herausbildeten, 
suchten sie bereits nach Einflußsphären im Ausland. Dabei trafen sie im nun- 
mehr einsetzenden Kampf um Absatzmärkte und Kapitalanlagesphären auf 
die schärfste Konkurrenz anderer ausländischer oder internationaler Mono- 
pole. So heißt es in Band 7 der „Weltgeschichte" : „Der Kampf zwischen den 
beiden großen Erdöltrusts — der englisch-holländischen Royal Dutcli Shell 
und der amerikanischen Standard Oil — entfaltete sich in Mexiko, Indonesien, 
in Venezuela, in Rumänien und Galizien, er entbrannte überall dort, wo Erd- 
ölvorkommen entdeckt und Erdölprodukte verkauft wurden." 11 Gleichzeitig 
entstanden internationale Kartelle, die darauf abzielten, die Märkte und Pro- 
fite aufzuteilen. 1907 schlossen der USA-Elektrokonzern General Electric 
und die deutsche AEG einen Vertrag über die Aufteilung der Interessen- 
sphären. Rockefeiler als Beherrscher der Erdölindustrie der USA sowie Roth- 
schild und Nobel als Herrscher über die Erdölqucllen des zaristischen Ruß- 
lands kamen gleichfalls über ihre jeweiligen Absatzmärkte überein, wie das 
auch der Chemiekonzern DuPont mit den europäischen Konzernen der 
Sprengstoffherstellung tat. 

Das wachsende Interesse der amerikanischen Konzerne an Kapitalinve- 
stitionen im Ausland war die Ursache dafür, daß der Kapitalexport aus den 
USA auf 12,6 Milliarden Mark im Jahre 1913 und 14,8 Milliarden Mark im 
darauffolgenden Jahr stieg. Dem standen zu jener Zeit aber noch 28 Milliar- 
den Mark gegenüber, die ausländische, besonders englische Unternehmen in 
den USA investiert hatten. 12 Erst im Verlaufe des ersten Weltkrieges änderte 
sich dieses Verhältnis entscheidend zugunsten des Kapitalexports aus den 
USA, so daß die USA nun von einer „Schuldner-" zu einer „Gläubigernation" 
wurden. 13 

In den USA hatten sich um die Jahrhundertwende die ökonomischen 
Merkmale des Imperialismus als des neuen historischen Stadiums in der Ent- 
wicklung des Kapitalismus ausgeprägt. Die von Lenin definierten fünf grund- 
legenden Merkmale des Imperialismus sind auch für den Imperialismus der 
USA uneingeschränkt gültig. Es sind dies.- „1. Konzentration der Produktion 
und des Kapitals, die eine so hohe Entwicklungsstufe erreicht hat, daß sie 
Monopole schafft, die im Wirtschaftsleben die entscheidende Rolle spielen; 
2. Verschmelzung des Bankkapitals mit dem Industriekapital und Entstehung 
einer Finanzoligarchie auf der Basis dieses »Finanzkapitals'; 3. cler Kapitalex- 
port, zum Unterschied vom Warenexport, gewinnt besonders wichtige Bedeu- 
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tung; 4. es bilden sich internationale monopolistische Kapitalistenverbände, 
die die Welt unter sich teilen, und 5. die territoriale Aufteilung der Erde un- 
ter die kapitalistischen Großmächte ist beendet." 14 

Wie ging nun im politischen Bereich die Übernahme der Macht durch die 
Monopole in den USA in der Periode von 1898 bis 1917/18 vonstatten? Dabei 
ist vor allem zu untersuchen, was sich mit der ökonomischen und politischen 
Machtergreifung durch das Monopolkapital in der Außen- und Innenpolitik, 
im politischen Mechanismus und im Schicksal der bürgerlichen Demokratie 
veränderte, weil das die elementaren Lebensbedingungen von Millionen werk- 
tätiger Menschen in den USA betraf. 


3.1. Die Machtergreifung durch die Monopole 
in der Periode 1898 bis 1917/18 

In der Ökonomik der USA waren im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts 
grundlegende Veränderungen vor sich gegangen. Sie führten dazu, daß der 
Kapitalismus am Ende des Jahrhunderts in sein imperialistisches Stadium 
eintrat. Diese Entwicklung mußte sich gesetzmäßig auch und besonders in 
der Politik ausdrücken. Sowohl in der Außen- wie in der Innenpolitik der 
USA läßt sich in der Tat faktisch auf das Jahr feststellen, wie die Klassenin- 
teressen und -ziele des Finanzkapitals alle grundlegenden politischen Ent- 
scheidungen der Bundesregierung und anderer zentraler staatlicher Macht- 
organe zu bestimmen begannen. Das geschah aggressiv und expansiv nach 
außen sowie reaktionär und antidemokratisch nach innen. Und dies in dem 
Maße, wie die Monopole, ausgehend von der zunehmenden Beherrschung der 
Wirtschaft, maßgeblichen und schließlich entscheidenden Einfluß auf den poli- 
tischen Mechanismus und die Politik der USA gewannen. Die Periode von 
1898 bis 1917/18 umfaßt jenen Zeitraum, in dem die Monopolbourgeoisie mit 
den Kapitalisten der freien Konkurrenz darum rang, den Staat als Instrument 
ihrer spezifischen Klasseninteressen zu beherrschen. Diesen Kampf entschied 
die Monopolbourgeoisie während des ersten Weltkrieges endgültig zu ihren 
Gunsten. Lenin bezeichnete nicht zufällig den spanisch-amerikanischen Krieg 
von 1898 als entscheidendes geschichtliches Ereignis für den Eintritt des Ka- 
pitalismus der USA in sein imperialistisches Stadium, als er schrieb: „Der 
Spanisch-Amerikanische Krieg (1898), der Burenkrieg (1900—1902), der Rus- 
sisch-Japanische Krieg (1904—1905) und die Wirtschaftskrise in Europa im 
Jahre 1900 — das sind die wichtigsten historischen Marksteine der neuen 
Epoche der Weltgeschichte." 15 
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1898 begann der erste imperialistische Krieg der Geschichte, und die 
Macht, die ihn auslöste und führte, war die Monopolbourgeoisie der USA! 

In diesem Krieg widerspiegelte sich die radikale Wende in der Stellung 
der USA im Geschichtsprozeß. Um die Tragweite dessen ermessen zu können, 
sollen Ursachen und Ergebnisse dieses ersten vom Imperialismus herbeige- 
führten Krieges kurz genannt werden. Bürgerliche Quellen stellen die Ereig- 
nisse, die zu diesem Krieg führten, vorzugsweise so dar, als wären die USA 
widerstrebend und zögernd sowie durch mehr oder weniger unglückliche, 
in sich verkettete Umstände in den Krieg gegen Spanien und dessen über- 
seeische Kolonien im karibischen und pazifischen Raum hineingezogen wor- 
den. Insbesondere fehlt es nicht an Versuchen, die angeblich so tragischen 
„Gewissenskonflikte" führender Staatsmänner, einschließlich des Präsiden- 
ten der USA, über die endgültige Annexion der Philippinen und anderer Ko- 
lonien zu schildern. Ein markantes Beispiel dieser Apologie imperialistischer 
Kolonialpolitik der USA demonstriert der bürgerliche Staats- und Verfas- 
sungsrechtler Friedrich Glum in seiner Schrift „Die amerikanische Demokra- 
tie", die laut Vorwort kein oberflächliches, sondern ein wissenschaftlich be- 
gründetes Bild der Geschichte, Verfassung, Gesellschaft und Politik der USA 
geben soll. Er schreibt, daß der damalige Präsident der USA lange zögerte, bis 
„er seinen methodistischen Mitbrüdem mitteilte, daß er sich eines Nachts 
im Gebet dazu (zur Annexion der Philippinen — d. Verf.) durchgerungen habe, 
i.weil man sie nicht Frankreich oder Deutschland überlassen könne, den 
amerikanischen Rivalen im Orient, 2. daß man sie nicht Spanien zurückgeben 
könne, weil dies feige und unehrenhaft sei, 3. daß man sie nicht den Philip- 
pinos überlassen könne, weil diese unfähig zur Selbstregierung seien und es 
bald Anarchie und Mißwirtschaft dort geben werde und 4. daß daher nichts 
anderes übrig bliebe, als alle Inseln zu nehmen und die Philippinos zu erzie- 
hen, sie auf eine höhere Stufe zu bringen und sie zu christianisieren" 16 . 

Hier sind zusammengefaßt alle jene „Argumente" zu finden, mit denen 
heute wie zu jener Zeit den um ihre Befreiung vom Kolonialjoch und von je- 
der Art imperialistischer Unterdrückung kämpfenden Völkern ihr Recht auf 
Selbstbestimmung bestritten wird! Es sei den USA, so behauptet Glum im 
gleichen Zusammenhang, keine andere Wahl geblieben, als diesen Krieg zu 
führen: „Die amerikanische Regierung war über Nacht in die Versuchung ge- 
führt worden, aus der Isolationspolitik hinauszutreten und zu einer Welt- 
macht im Pazifischen Ozean und in der Karibischen See zu werden. Sie konnte 
sich ihr nicht entziehen." 17 Die Herrschaft über die Inseln Kuba und Puerto 
Rico sowie über die Philippinen und Marianen sollte den USA wichtige Roh- 
stoffe wie Zuckerrohr verschaffen und ihnen günstige Kapitalanlagcsphären 
sowie bedeutsame militärisch-strategische Schlüsselpositionen sichern, um 
den Einfluß des Monopolkapitals auf Mittelamerika und auf Ostasien auszu- 
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dehnen. Das war die „Versuchung" für das Monopolkapital der USA, das in 
dem damaligen Präsidenten McKinley bereits einen seiner ersten Interessen- 
vertreter an der Spitze des Weißen Hauses besaß. Deshalb lehnten die USA 
auch alle Einlenkungsversuche der spanischen Kolonialmacht ab und lösten 
den Krieg bewußt aus. Der Sieg in diesem Krieg fiel den USA leicht zu, da 
ihnen in Spanien ein ökonomisch schwacher, politisch korrupter und militä- 
risch hoffnungslos unterlegener Gegner gegenüberstand. Als der spanisch- 
amerikanische Krieg begann, hatte Puerto Rico gerade die Unabhängigkeit 
errungen, und die Volksmassen Kubas und der Philippinen führten einen 
hartnäckigen, aber aussichtsreichen Befreiungskampf gegen die spanischen 
Kolonialherren. Präsident McKinley verdankte seine Wahl als republikani- 
scher Präsidentschaftskandidat im Jahre 1896 auch der Tatsache, daß er sich 
für die Unabhängigkeit dieser Länder aussprach. Er sicherte diesen Ländern 
die Unabhängigkeit zu, sobald der Krieg gegen Spanien beendet sei. Aber was 
schon bei den Kapitulationsverhandlungen mit den spanischen Behörden, von 
denen die USA die Vertreter der kubanischen Revolution ausgeschlossen hat- 
ten, zu erkennen war, wurde bei dem am 10. Dezember 1898 zwischen den 
USA und Spanien abgeschlossenen Friedensvertrag vollends sichtbar: Die 
Monopolbourgeoisie der USA hatte das morsche spanische Kolonialregime 
beseitigt, um ihre eigene Kolonialherrschaft in den ehemaligen spanischen 
Kolonien zu errichten. Die USA verwandelten Puerto Rico, die Philippinen 
und Guam, die größte Marianen-Insel, in ihre Kolonien. Kuba erklärte sich 
zwar formell unabhängig, de facto und im folgenden auch de jure jedoch dem 
Protektorat der USA unterstellt. Das nach 'dem Senator Platt benannte 
„Amendment", ein im Jahre 1901 auf Beschluß des amerikanischen Kongres- 
ses in die Verfassung Kubas (!) aufgenommener Zusatzartikel, gab den USA 
das Recht, ein Veto gegen ihnen mißliebige diplomatische und finanzielle Be- 
ziehungen Kubas zu anderen Staaten einzulegen. Es berechtigte sie, eine Re- 
gierung Kubas einzusetzen, die jederzeit den „Schutz von Leben, Eigentum 
und individueller Freiheit" garantiere. Außerdem maßten sich die USA das 
Recht an, auf Kuba Flottenstützpunkte zu errichten. Damit konnten sie die 
inneren Angelegenheiten Kubas kontrollieren und notfalls intervenieren. Die 
von den Monopolisten der USA betrogenen Volksmassen dieser Länder er- 
kannten, daß im Ergebnis dieses Krieges nur die ausländischen Unterdrücker 
und Ausbeuter ausgewechselt worden waren. Auf den Philippinen begann ein 
längerer bewaffneter Volkskampf gegen die USA-Besatzung. Die neue impe- 
rialistische Kolonialmacht unterdrückte ihn jedoch blutig. Erwähnt werden 
soll jedoch auch, daß dieser Krieg und die allgemein um sich greifende Be- 
unruhigung, die das Vordringen der Monopole in Ökonomie und Politik her- 
vorrief, die bürgerliche Opposition gegen die Monopole in den USA verstärk- 
ten. Diese Opposition zeigte sich aber außerstande, den rasch voranschreiten- 
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den Monopolisierungsprozeß aufzuhalten, geschweige denn ernsthaft einzu- 
schränken. Der spanisch-amerikanische Krieg bewies, daß die USA eine im- 
perialistische Weltmacht geworden waren. Und als imperialistische Welt- 
macht waren die USA zugleich eine imperialistische Kolonialmacht. Die USA 
kämpften aktiv dafür, daß die Welt neu aufgeteilt wird. Sie unterwarfen den 
Profit- und Herrschaftsinteressen der immer mächtiger und raubgieriger 
werdenden Monopole nicht nur die Volksmassen in den USA, sondern auch 
andere Völker und Länder. Dabei bevorzugten die USA im Unterschied zu 
anderen imperialistischen Kolonialmächten, die vornehmlich die „Kanonen- 
bootpolitik" anwandten, die „Dollardiplomatie". Sie griffen vorwiegend zu 
der Methode, fremde Völker finanziell und ökonomisch zu versklaven. Das 
ändert jedoch nichts am Wesen der Sache. Ein reichliches Jahrhundert war 
gerade vergangen, da Nordamerika selbst noch eine Kolonie war. Seine be- 
sten Vertreter führten einen opfervollen kolonialen Befreiungskampf gegen 
die englische Krone, dessen siegreicher Ausgang den antifeudalen Kampf in 
Europa, Mittel- und Südamerika bedeutend beflügelte. Vor kaum mehr als 
drei Jahrzehnten hatten die USA in einer zweiten, noch opferreicheren bürger- 
lichen Revolution die Fesseln der Sklaverei, jenes jahrhundertealte Zeichen 
des Kolonialismus, abgeworfen. Und nun, zur Jahrhundertwende, waren sie 
selbst eine Kolonialmacht geworden, die imperialistische Eroberungskriege 
führte, sich fremde Völker unterwarf und deren Freiheitskampf blutig unter- 
drückte! Dieser radikale Umschwung in der geschichtlichen Stellung dieses 
großen Landes bedeutete einen tiefen, unüberwindbaren Bruch mit allen 
progressiven, bürgerlich-demokratischen Errungenschaften und Traditionen 
der amerikanischen Geschichte. Er war nicht das Produkt einer einsamen 
nächtlichen Erscheinung eines Präsidenten oder anderer erdachter oder tat- 
sächlich sich ereignender zufälliger Begebenheiten. Er war und ist das Ergeb- 
nis der Machtergreifung des Monopolkapitals! 


3.2. Der Beginn der Krise der bürgerlichen Demokratie in den USA 


Mit dem Beginn der Herrschaft des Monopolkapitals setzte auch in den USA 
die Krise der bürgerlichen Demokratie ein, die „Wendung von der Demokra- 
tie zur politischen Reaktion", zur ,„Negation' der Demokratie überhaupt, der 
ganzen Demokratie" 1 *, wie es Lenin als die wesentliche Veränderung im poli- 
tischen Überbau des Kapitalismus beim Eintritt in sein imperialistisches Sta- 
dium bezeichnete. 

Die Machtübernahme durch das Monopolkapital zu Beginn dieses Jahr- 
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hunderts markierte den Beginn einer Zeit brutalster, menschenfeindlicher 
Reaktion im Innern und nach außen, insbesondere nachdem der Imperialis- 
mus der USA seit dem ersten Weltkrieg nicht nur die ökonomisch stärkste 
kapitalistische Macht, sondern auch zur führenden Kraft im Kampf der Welt- 
reaktion gegen den Fortschritt geworden war. Lenin wies in seinem bereits 
erwähnten „Brief an die amerikanischen Arbeiter" auf die revolutionäre Be- 
deutung des amerikanischen Unabhängigkeitskrieges hin. Er kennzeichnete 
dabei diese reaktionäre Wende in der Rolle der USA im Geschichtsprozeß 
durch die Machtergreifung des Monopolkapitals: „Seitdem sind etwa 
150 Jahre vergangen. Die bürgerliche Zivilisation hat all ihre herrlichen 
Früchte gezeitigt. Hinsichtlich des Entwicklungsstandes der Produktivkräfte 
der vereinten menschlichen Arbeit, der Anwendung von Maschinen und aller 
Wunder der modernen Technik hat Amerika unter den freien, zivilisierten 
Ländern den ersten Platz eingenommen. Aber zugleich rückte Amerika auch 
hinsichtlich der Tiefe des Abgrunds, der zwischen einer Handvoll skrupello- 
ser, in Laster und Luxus erstickender Milliardäre und den Millionen der ewig 
an der Grenze des Elends lebenden Werktätigen klafft, mit an die erste Stelle. 
Das amerikanische Volk, das der Welt das Vorbild eines revolutionären Krie- 
ges gegen die feudale Sklaverei gegeben hatte, geriet in die moderne, die ka- 
pitalistische Lohnsklaverei unter einer Handvoll Milliardäre, und so kam es, 
daß es die Rolle eines gedungenen Henkers spielte, der 1898, dem reichen 
Pack zuliebe, unter dem Vorwand, die Philippinen zu , befreien', diese ab- 
würgte und jetzt, 1918, der Russischen Sozialistischen Republik unter dem 
Vorwand, sie vor den Deutschen zu ,schützen'; an die Gurgel fährt." 19 

Der schnelle Ausbau des Militärapparates wie des staatlichen Machtap- 
parates, um die Volksmassen niederzuhalten, drückte die reaktionären Ver- 
änderungen im politischen Überbau der USA aus. Die in bürgerlichen Quel- 
len enthaltenen Angaben über die Anzahl der Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst der USA sind außerordentlich schwankend. Als einigermaßen zutref- 
fend können die Zahlen gelten, die der österreichische Staats- und Verfas- 
sungsrechtler Felix Ermacora nennt. 

Nach Angaben des bürgerlichen Politikwissenschaftlers Kurt C. Shell hat 
sich allein die Zahl der Angestellten der Bundesregierung der USA von 
231 000 im Jahre 1901 auf 590 000 im Jahre 1930 und auf über zwei Millionen 
1950 erhöht. 20 

Der Staatsapparat der USA war in den siebziger und achtziger Jahren 
des vorigen Jahrhunderts noch nicht von einem besonders ausgeprägten mili- 
tärisch-bürokratischen Apparat gekennzeichnet. Die Situation änderte sich je- 
doch mit Beginn der Herrschaft der Monopole und der ihren Interessen die- 
nenden imperialistischen Politik nach außen und innen. Die USA verfügten 
Ende der achtziger Jahre nur über schwache Seestreitkräfte. Das Verhältnis 
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Das Verwaltungspersonal in den USA 1900-1950 21 


Bedienstete Erwerbstätige 


Jahr 

Bevölkerung 
(in 1 000 ) 

Zahl 

auf 1 000 
Einwohner 

Zahl 
in 1 000 

davon 
Bedienstete 
in Prozent 

1900 

76 100 

1 215 000 

15,95 

29164 

4,17 

1910 

92 400 

1 893 000 

20,50 

36 786 

5,15 

1920 

106 500 

2 623 000 

24,60 

41 731 

6,28 

1930 

123 200 

3 675 000 

29,80 

48 206 

7,63 

1940 

132 100 

4 425 000 

33,50 

53 449 

8,28 

1950 

151 700 

5 755 000 

37,90 

63 021 

9,13 


zwischen den Seestreitkräften der USA und denen Großbritanniens betrug 
zu jener Zeit etwa 1 zu 5. Aber schon wurde in der Presse und im Kongreß 
gefordert, mindestens ebenso starke Seestreitkräfte zu schaffen. Und es fan- 
den sich alsbald auch ideologische Wegbereiter der neuen, imperialistischen 
Expansionspolitik wie der Kapitän Mahan, der in zahlreichen Abhandlungen 
„nach wies", daß nur die Staaten, die über starke Kriegsflotten verfügen, die 
Weltherrschaft erringen könnten. Die Politiker und Ideologen des Monopol- 
kapitals verkündeten bereits in der Periode von 1898 bis zum Vorabend des 
ersten Weltkrieges lauthals den Anspruch der USA auf die Weltherrschaft, 
wie die folgenden Zitate, die Beispiele für viele weitere sind, beweisen. 

Am 27. April 1898, wenige Tage nach Beginn des spanisch-amerikanischen 
Krieges, erklärte USA-Senator Beveridge: „Die Vorsehung hat uns unsere 
Politik vorgeschrieben; der Handel der Welt muß und wird unser sein . . . 
Wir werden in der ganzen Welt Handelsniederlassungen als Verteilerzentren 
für amerikanische Erzeugnisse einrichten . . . Wir werden eine Kriegsmarine 
.mfbauen, die unserer Größe entspricht. Große Kolonien, die sich selbst ver- 
v/alten, unsere Fahne führen und mit uns Handel treiben, werden aus unse- 
rei. Handelsniederlassungen erwachsen. Auf den Flügeln unserer Wirtschaft 
wird unsere Lebensweise unserem Handel folgen. Und amerikanisches Ge- 
setz, amerikanische Ordnung, amerikanische Zivilisation und die amerikani- 
sche Flagge werden sich an Küsten entfalten, die, so lange von Verdammnis 
und Dunkel umfangen, hinfort durch diese Werkzeuge Gottes schön und hell 
sein werden." 22 Im gleichen Geiste rief Senator Cabot Lodge am 7. Januar 
1901 aus: „Man kann den Vormarsch der USA nicht abstoppen. Das ameri- 
kanische Volk und die ökonomischen Kräfte, die allem zugrunde liegen, tra- 
gen uns vorwärts zur ökonomischen Suprematie über die Welt." 23 Um die 
Politik der Expansion und Aggression nach außen zu betreiben und im Innern 
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gegenüber den Volksmassen abzusichem, brauchte die herrschende Klasse 
der USA einen starken militärischen und sonstigen staatlichen Unterdrük- 
kungsapparat. Seine Aufgabe und Ausrichtung besaß von Anfang an men- 
schenfeindlichen und antidemokratischen Charakter. 

Ein weiterer Ausdruck der mit der Machtergreifung des Monopolkapi- 
tals einhergehenden Veränderungen im politischen Überbau der USA war 
die Umgestaltung des bürgerlichen Parteiensystems zu einem wirksamen In- 
strument im Dienste der Monopole. Darauf, daß sich das bürgerliche Zwei- 
parteiensystem der „Republikaner" und „Demokraten" in seinen Grundzügen 
bereits vor dem Bürgerkrieg herausgebiidet hatte, ist bereits verwiesen wor- 
den. 1854 gründeten Gegner her Sklaverei, die sich mit ihr eine Organisation 
zur Verteidigung gegen das politische und ideologische Vordringen der rei- 
chen Plantagenbesitzer des Südens schaffen wollten, die Republikanische Par- 
tei. Sie nahm im wesentlichen die Interessen der Industriebourgeoisie wahr. 
Aber auch die werktätige Bevölkerung unterstützte sie beträchtlich. Die De- 
mokratische Partei, die schon 1828 gegründet worden war, vereinigte vor 
allem die sklavenhaltenden Plantagenbesitzer des Südens sowie die mit ihnen 
verbundenen Angehörigen der Handels- und Industriebourgeoisie des Nor- 
dens. Ihre Anhängerschaft war ein erheblicher Teil der kleinen Farmer und 
des städtischen Kleinbürgertums. Die Partei spaltete sich jedoch vor dem 
Bürgerkrieg, als Befürworter und Gegner über die weitere Ausbreitung der 
Sklaverei in Streit gerieten. Das wiederum trug mit dazu bei, daß die Demo- 
kraten bei den Präsidentschafts wählen des Jahres 1860 eine Niederlage erlitt- 
ten. Nach dem Bürgerkrieg, als die Bourgeoisie gesiegt hatte, als die politi- 
sche Vorherrschaft der Plantagenbesitzer beseitigt worden war und die ka- 
pitalistischen Produktionsverhältnisse sich ungehemmt entfalten konnten, 
trat eine erste Veränderung im sozialen Wesen und den Zielen dieser beiden 
Parteien ein. Die bürgerlich-demokratischen Kräfte verloren zunehmend den 
Einfluß auf die politische Linie der Republikanischen Partei oder wurden 
völlig aus der Partei hinausgedrängt. Die Großbourgeoisie aus Industrie und 
Bankwesen beherrschte die Partei nun völlig. Von 1861 bis 1865, von 1869 
bis 1885, von 1889 bis 1893 und dann wieder von 1897 bis 1913 stellte die Re- 
publikanische Partei den Präsidenten der USA. Die Demokratische Partei be- 
hielt ihren Einfluß im Süden; sie konnte ihn nach der Rekonstruktionsperiode 
sogar noch festigen. Sie errichtete über das gesamte Gebiet des Südens fak- 
tisch eine Einparteienherrschaft. 

Unter den Bedingungen des Kapitalismus der freien Konkurrenz breite- 
ten sich in den USA rasch alle jenen Erscheinungen bürgerlichen Parteienwe- 
sens und bürgerlichen Parlamentarismus aus wie die rücksichtslose Jagd nach 
einträglichen Posten im Staatsapparat, die Ämterverteilung durch Bestechung 
und andere Formen der Korruption, die schamlose Ausplünderung der Staats- 
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kassen zugunsten weniger Privilegierter, die Ausnutzung öffentlicher Ämter 
für Spekulationen aller Art, die Diffamierung und Ausschaltung des politi- 
schen Konkurrenten bis zu dessen physischer Beseitigung durch Mord usw. 

Karl Marx unterzog in seinem Werk „Der achtzehnte Brumaire des Louis 
Bonaparte" diese jeder bürgerlichen Demokratie als Staatsform der Herr- 
schaft der Bourgeoisie wesenseigenen Erscheinungen einer eingehenden Ana- 
lyse und Kritik. In den USA traten diese gesetzmäßigen Erscheinungen der 
Kapitalherrschaft besonders kraß, ausgeprägt und den gesamten politischen 
Mechanismus durchdringend hervor. Erwähnt sei hier vor allem das für die 
USA besonders charakteristische „spoils System" (Beutesystem). Danach ver- 
teilte die bei den Wahlen jeweils siegreiche Partei nach dem Motto „Dem 
Sieger gehört die Beute" die Posten und Pfründen des Regierungs- und Ver- 
waltungsapparates unter ihren Anhängern. 

Das „spoils System", dessen Tradition auf die Zeit der Staatsgründung 
der USA zurückgeht, prägte sich schon in den Jahren der „Jacksonian De- 
mocracy" aus. Die damit verbundene politische Korruption nahm in den acht- 
ziger Jahren solche Ausmaße an, daß es zu erheblichen Unruhen in der Öf- 
fentlichkeit kam. Deshalb sahen sich die republikanischen Präsidenten Hayes 
(1877 bis 1881) und Arthur (1881 bis 1885), der als Vizepräsident an die Stelle 
des 1881 ermordeten Präsidenten Garfield trat, gezwungen, durch den 
„Pendleton Act" von 1883 eine Reform zu beschließen, die das „spoils System" 
durch das „merit System" (die Berufung in öffentliche Ämter nach «Verdienst 
und Leistung") ablösen sollte. Mit diesem Gesetz wurden bestimmte Ele- 
mente des bürgerlichen Berufsbeamtentums in den Staatsapparat der USA 
eingeführt, das sich jedoch nur auf einen geringen Teil der Staatsbeamten 
erstreckte. Das „Beutesystem" und die politische Korruption verschwanden 
damit keineswegs. Vielmehr erhielten die «Parteimaschinen" der „Republi- 
kaner" und „Demokraten", die alle Mittel und Methoden anwandten, um den 
Sieg in den Wahlen sicherzustellen und damit die lukrativsten Posten zu er- 
obern, gerade seit den achtziger und neunziger Jahren eine zunehmende Be- 
deutung. Die „Parteimaschinen" waren das Instrument der lokalen und über- 
regionalen Bosse der „Republikaner" und „Demokraten", um ein korruptes 
Regime mit dem Ziel zu errichten, alle politischen Ämter für die persönliche 
Bereicherung auf allen Ebenen des Staates zu nutzen. Friedrich Engels cha- 
rakterisierte das bürgerliche Zweiparteiensystem der USA in den achtziger 
Jahren mit den Worten.- „Und dennoch haben wir hier zwei große Banden von 
politischen Spekulanten, die abwechselnd die Staatsmacht in Besitz nehmen 
und mit den korruptesten Mitteln und zu den korruptesten Zwecken ausbeu- 
ten — und die Nation ist ohnmächtig gegen diese angeblich in ihrem Dienst 
stehenden, in Wirklichkeit aber sie beherrschenden und plündernden zwei 
großen Kartelle von Politikern." 24 
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So war die Situation am Vorabend des Imperialismus. Das Monopolkapi- 
tal fand, als es die Macht ergriff, folglich ein weitgehend entwickeltes bürger- 
liches Zweiparteiensystem vor. Die innere Struktur dieses Systems, seine enge 
Verflechtung mit dem gesamten politischen Mechanismus und nicht zuletzt 
die von allen bürgerlich-humanistischen Vorstellungen gelöste Moral seiner 
Führer waren außerordentlich geeignet, um die monopolkapitalistischen In- 
teressen durchzusetzen. Die großen Monopolisten der USA nutzten dieses 
Zweiparteiensystem deshalb auch weitgehend und raffiniert aus, um in der 
Zeit von 1898 bis 1917/18 den Staatsapparat in die Hand zu bekommen und 
endgültig die politische Herrschaft zu erobern. In dieser Periode begannen 
sich daher auch die Unterschiede zwischen diesen beiden großbürgerlichen 
Parteien weiter zu verringern. 

Die mächtigsten Monopole nutzten das bestehende Zweiparteiensystem 
insbesondere, um Vertreter ihres Vertrauens oder zumindest solche Personen, 
die ihren Interessen nicht zuwiderhandelten, an die Spitze der zentralen Exe- 
kutivorgane zu stellen. Alle Präsidenten dieser Periode der Machtergreifung 
des Monopolkapitals (selbstverständlich erst recht der folgenden Jahrzehnte 
bis zur Gegenwart), sowohl William McKinley, Theodore Roosevelt und Wil- 
liam Taft als auch Woodrow Wilson, erwiesen sich, wenn auch mit unter- 
schiedlichen subjektiven Fähigkeiten, als solche Vertrauenspersonen. So er- 
klärte der Eisenbahnkönig James J. Hill, einer der mächtigsten und einfluß- 
reichsten Monopolisten der USA, schon zu jener Zeit mit aller Offenheit, daß 
der Präsident der USA faktisch Vorsitzender des Aufsichtsrates des „großen 
ökonomischen Konzerns" (Corporation) „mit dem Namen »United States of 
America'" sei. 25 

In der bürgerlichen staats- und verfassungsrechtlichen Literatur wird 
der „anti-trust legislation" (Anti-Trustgesetzgebung) des letzten Jahrzehnts 
des 19. und des ersten Jahrzehnts des 20. Jahrhunderts ein besonderer Platz 
eingeräumt. Sie soll vor allem beweisen, daß die Politik der USA-Re- 
gierungen in jener Periode nicht den Interessen der Monopole, sondern dazu 
gedient habe, den „Mißbrauch" von Monopolmacht an einem nicht näher be- 
zeichneten „Gemeinwohl" zu verhindern. 

Soll die „anti-trust legislation" richtig in die politischen Verhältnisse je- 
ner Zeit eingeordnet werden, so ist es erforderlich, zunächst auf folgenden 
Faktor hinzu weisen. In den achtziger Jahren entstand in den USA eine rela- 
tiv starke bürgerliche Opposition gegen den wachsenden Einfluß der Mono- 
pole im wirtschaftlichen und politischen Leben. Sie richtete sich besonders 
gegen die rücksichtslosen Praktiken bei der Preisgestaltung und die korrupten 
Methoden in der Politik. Diese oppositionelle Bewegung war in sich sehr dif- 
ferenziert; sie umfaßte Kapitalisten der freien Konkurrenz, die sich gegen 
das Vordringen der monopolistischen Konkurrenten wehrten, bürgerliche Hu- 
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manisten, die mit Abscheu auf die um sich greifende Korruption und Verro- 
hung des gesellschaftlichen Lebens reagierten; es waren ferner besorgte An- 
gehörige der Bourgeoisie, die befürchteten, daß sich durch den .Mißbrauch" 
von Monopolmacht die sozialen Gegensätze verschärften, und nicht zuletzt 
zahlreiche Intellektuelle, die oft außerordentlich mutig und schonungslos die 
Mißstände in der Verwaltung des Landes und in den Parteien sowie die Kon- 
zernpraktiken anprangerten. Zu diesen antimonopolistischen Kräften zählten 
viele aufrechte, ehrliche Bürger der USA; die bürgerliche Opposition dieser 
Periode ist überhaupt zu den im amerikanischen Volk lebendigen Traditionen 
der Bewegung gegen die Monopole zu rechnen. 

Diese Bewegung, die der wissenschaftlichen Lehre und der politischen 
Bewegung der revolutionären Arbeiterbewegung im wesentlichen fernstand, 
vertrat allgemein die Position, zu den Verhältnissen des Kapitalismus der 
freien Konkurrenz zurückzukehren. Das war letztlich auch die Ursache, wes- 
halb ihr Einfluß bereits vor dem ersten Weltkrieg zurückging. Die durch diese 
Opposition mobilisierte Öffentlichkeit war jedoch stark genug, um ein be- 
stimmtes Eingreifen der Regierung zu erzwingen. 

Nicht wenige Vertreter der Opposition waren subjektiv ehrlich der Auf- 
fassung, daß, wenn der Staat eingreife, das Vordringen der Monopole ge- 
stoppt, deren Praktiken unterbunden und der „Mißbrauch" von Monopol- 
macht eingeschränkt werden könnte. So kam es, daß im Jahre 1887 der „Inter- 
state Commerce Act" verabschiedet wurde. Dieses Gesetz sah angesichts der 
steigenden Entrüstung der Massen über die monopolistische Tarifgestaltung 
der großen Eisenbahngesellschaften vor, das Eisenbahnwesen in den USA der 
Bundesaufsicht zu unterstellen, einer aus elf Personen bestehenden staat- 
lichen Behörde, der „Interstate Commerce Commission". Die Aufgabe dieser 
Kommission sollte darin bestehen, die Tarife zu überwachen sowie die In- 
vestitionen und Veränderungen in den Eigentumsverhältnissen der Eiscn- 
bahngesellschaften zu kontrollieren. Die als „unabhängig" propagierte „Inter- 
state Commerce Commission" entwickelte sich ebenso wie ähnliche staat- 
liche Kommissionen für andere Bereiche (so die 1934 gebildete „Federal Com- 
munications Commission" für das Telegraphen-, Telefon- und Funkwesen, 
die 1930 gegründete „Federal Power Commission" für den Bereich der Ener- 
gieversorgung und die 1934 eingesetzte „Securities and Exchange Commis- 
sion" für das Börsenwesen) alsbald zu einem Organ, das die Interessen der 
Eisenbahnmonopole im Staatsapparat der USA vertrat. Mit anderen Worten: 
In Gestalt dieser und anderer staatlicher Kommissionen bildeten sich im poli- 
tischen System der USA spezielle Organe heraus, die dazu dienten, die Inter- 
essen bestimmter Monopole oder Monopolgruppen unmittelbar wahrzuneh- 
men. Wie nicht anders zu erwarten war, verhinderten weder diese Kommis- 
sion noch andere Bundesgesetze zur staatlichen Aufsicht über die Eisenbahn- 


82 



gesellschaften die monopolistischen Praktiken im Bahnwesen. Als entschei- 
dender Schritt der „anti-trust legislation" werden in der bürgerlichen staats- 
und verfassungsrechtlichen Literatur jedoch der 1890 erlassene „Sherman 
anti-trust Act", der „Hepburn Act" von 1906, der „Federal Reserve Act" von 
1913 sowie der „Clayton Act" des Jahres 1914 bezeichnet. Gerade diese Ge- 
setze sind aber charakteristische Beispiele für die mit der Kartellgesetzgebung 
immer wieder angekündigten monopoleinschränkenden, tatsächlich jedoch 
erreichten monopolfördernden Maßnahmen. Der „Sherman Act' untersagte, 
Preise, Märkte usw. abzustimmen, wie das in den bislang bestehenden Mono- 
polformcn des Pools und Kartells üblich war. Abgesehen davon, daß es auch 
weiterhin hinreichende Möglichkeiten für Kartellabsprachen gab 28 , gingen die 
Industrie- und Finanzkapitalisten verstärkt dazu über, eine andere Monopol- 
form anzuwenden: die Holdinggesellschaften. In der Holdinggesellschaft übt 
der Konzern durch den Besitz von Aktien die monopolistische Kontrolle über 
eine Anzahl juristisch selbständiger Unternehmen aus. Der „Sherman Act" 
führte die Monopolisten zu einer neuen wesentlichen Monopolform, und die 
Periode ab 1890 wurde zur entscheidenden Zeit der Monopolbildung in den 
USA! 

Ähnliche Ergebnisse zeitigten auch die anderen Anti-Trustgesetze. Der 
„Hepburn Act" sollte die gesetzlichen Befugnisse der „Interstate Commerce 
Commission" zur Kontrolle der Eisenbahngesellschaften erweitern, womit 
dokumentiert wurde, daß die bisherigen Regelungen wirkungslos geblieben 
waren. Auch mit diesem Gesetz konnte die Lage nicht geändert werden. Der 
„Federal Reserve Act" versprach — als Reaktion der Bundesregierung auf die 
scharfen Kritiken der Öffentlichkeit an den Praktiken der Monopolbanken — , 
das gesamte Bankwesen unter Bundesaufsicht zu stellen. Es entstanden 
zwölf regionale Bundesbanken mit einem zentralen Gouverneursrat an der 
Spitze. 

Erstens führte die Schaffung des Bundesbankensystems zu einer wesent- 
lichen Zentralisation von Finanzmitteln in den Händen des Staates, der diese 
Mittel vor allem für den Kapitalexport und dafür verwandte, um die impe- 
rialistische Expansionspolitik zu verwirklichen. 

In den beiden ersten Artikeln des Gesetzes heißt es: „1. Jeder Vertrag, 
der eine Kombination in der Form von Trusts darstellt oder auf andere 
Weise . . . zur Beschränkung des Handels unter den Einzelstaaten oder mit 
ausländischen Nationen beiträgt, wird hiermit als ungesetzlich erklärt . . . 
2. Jede Person, die monopolisiert oder versucht, jede Art des Handels unter 
den Einzelstaaten oder mit ausländischen Nationen zu monopolisieren, soll 
als eines Vergehens schuldig betrachtet werden." 

Zweitens blieben die Monopolbanken der Morgan, Rockefeller, Mellon 
usw. ungeschoren. Das „Federal Reserve System" führte sogar dazu, daß sich 
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Staat und Monopole auf dem Gebiete des Bankwesens noch enger verbanden. 
Dabei konnten die Monopolbanken mit der Regierung in Washington höchst 
profitable Geschäfte tätigen, so bei der Ausplünderung der eroberten Kolo- 
nien und durch die sich am Vorabend des ersten Weltkrieges verstärkende 
Aufrüstung. Der „Clayton Act" schließlich, von Woodrow Wilson dem Kon- 
greß vorgelegt, untersagte erneut die ineinander übergreifenden Aufsichts- 
rats- und Direktorenposten in den Industriekonzernen (Korporationen), Ban- 
ken, Eisenbahngesellschaften und städtischen Versorgungseinrichtungen. Auch 
dieses Gesetz blieb wirkungslos. Th. Roosevelt, der 1901 als erster Präsident 
der USA in einer Botschaft an den Kongreß die Existenz der Monopole recht- 
fertigte und lediglich einen Unterschied zwischen „guten" und „schlechten" 
Trusts gelten lassen wollte, mußte schließlich öffentlich eingestehen, daß die 
Anti-Trustgesetze „genauso wirksam (seien) wie eine päpstliche Bulle gegen 
einen Kometen" 27 . 

Die Monopolisten der USA versuchten demgegenüber mehrfach, Organi- 
sationen der Arbeiter wie die Gewerkschaften als „Monopolorganisation" 
abzustempeln, die der Anti-Trustgesetzgebung unterworfen werden müßten. 
Das war jedoch nur eine der Methoden, mit denen die Monopolbourgeoisie 
in der Periode ihrer Machtergreifung den Klassenkampf gegen das Proleta- 
riat und seine Organisationen führte. Die Methoden des Kampfes der Mono- 
pole gegen die Arbeiterbewegung reichte von sozialer Demagogie und Kor- 
rumpierungen einer ziemlich breiten Schicht von Arbeitern, der Arbeiter- 
aristokratie, über die Einschleusu'ng gekaufter Gangster und Provokateure in 
die Organisationen der Arbeiter bis zum offenen und brutalsten Terror, der 
auch vor dem Mord an Arbeiterführern, dem zügellosen Einsatz von Militär 
und Polizei gegen Streikende und deren Frauen und Kinder und vor anderen 
Gewaltakten nicht haltmachte. Die Versuche der Monopole, die Arbeiter un- 
ter anderem durch die Einführung der Fließbandproduktion und die Anwen- 
dung des Taylor-Systems, mit dem — wie Lenin feststellte — aus dem Arbeiter 
„die dreifache Arbeit in derselben Arbeitszeit" 28 herausgepreßt wurde, inten- 
siver auszubeuten, verschärfte den ökonomischen Klassenkampf, den die Mo- 
nopole mit äußerster Brutalität führten, außerordentlich. Die Monopolisten 
der USA schreckten zur Durchsetzung ihrer Herrschaft vor keinerlei Mittel 
und Methoden zurück, um den Widerstand der Arbeiter, der kleinen Farmer 
und der anderen Werktätigen zu brechen. 

Das alles vollzog sich unter dem politischen Aspekt der aus einer bür- 
gerlichen Revolution hervorgegangenen Republik. Als Lenin diese Periode 
in der Arbeit „Über den Staat" charakterisierte, wies er besonders darauf hin: 
„Eine der demokratischsten Republiken der Welt sind die Vereinigten Staa- 
ten von Nordamerika, und nirgends äußert sich so wie in diesem Lande (wer 
dort nach 1905 gewesen ist, hat sicherlich eine Vorstellung davon) - nirgends 
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äußert sich die Macht des Kapitals, die Macht eines Häufleins von Milliardä- 
ren über die ganze Gesellschaft so brutal, ist sie mit so unverhüllter Beste- 
chung verbunden, wie gerade in Amerika ." 29 Als das Monopolkapital die 
Macht ergriff und sie ausübte, drückte das dieser Staatsform kapitalistischer 
Klassendiktatur den Stempel der Reaktion und des Verfalls auf. 

Zu einer Zeit, da der Weltkapitalismus in sein imperialistisches Stadium 
eingetreten war und seine Gesellschaft, Politik und Ideologie von unüber- 
windbarer Fäulnis ergriffen wurden, da der Imperialismus der USA sich zur 
Hauptkraft des Kampfes der Weltreaktion gegen den gesellschaftlichen Fort- 
schritt entwickelte, wurde auf einem Sechstel der Erde das kapitalistische 
Weltsystem bereits durchbrochen. Der Sozialismus entwickelte sich, der ein 
für allemal die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen beseitigt und 
erstmals in der Geschichte der Menschheit an die Stelle der Freiheit und De- 
mokratie für die Ausbeuter die Freiheit und Demokratie für die Werktätigen 
setzt. 



4 . 


Die Krise 

der bürgerlichen Demokratie 
im staatsmonopolistischen Kapitalismus 


4.1. Die volle Herausbildung 

des staatsmonopolistischen Kapitalismus in den USA 


Autoritäre und offen antidemokratische Herrschaftsformen und -methoden 
haben in der Gegenwart in den USA ein gefährliches Ausmaß erreicht. Grund- 
legende staatliche Entscheidungen sind der Kontrolle der parlamentarischen 
Institutionen entzogen. Das enge Zusammenwirken von Kongreß und „big 
business" wird auch von bürgerlich-liberalen Publizisten in den USA als la- 
tenter Skandal bezeichnet. Das bestehende Zweiparteiensystem befindet sich 
im Griff der „fat cats", der großen Monopole, die es finanzieren und beherr- 
schen. Und die demokratischen Rechte, die das I. bis X. Amendment zur Ver- 
fassung der USA den Bürgern zusicherten, werden von den Machtorganen 
mißachtet, insbesondere dann, wenn die Volksmassen sie beanspruchen, um 
ihre politischen und sozialen Forderungen durchzusetzen. All dies ist Aus- 
druck der neuen Qualität des Zusammenwirkens zwischen Monopolen und 
Staat, wie sie sich auch in den USA mit dem staatsmonopolistischen Kapita- 
lismus als besondere Phase des Imperialismus herausgebildet hat. 

Aus historischer Sicht werden drei Tendenzen deutlich, die die staats- 
monopolistische Entwicklung in den USA charakterisieren: Bereits mit dem 
Übergang zum Imperialismus existierte eine feste Personalunion zwischen 
den zentralen staatlichen Institutionen und den Trusts; in den dreißiger 
Jahren erreichte die ökonomische Tätigkeit des bürgerlichen Staates in den 
USA (und damit auch die Vereinigung der Macht der Monopole mit der des 
Staates) eine neue Etappe; die volle Herausbildung des staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus vor und nach dem zweiten Weltkrieg ging einher mit 
tiefgreifenden Veränderungen der Rcgicrungsform, des Staatsaufbaus und 
des Mechanismus der bürgerlichen Demokratie. 

„Die Herren der Regierung der Vereinigten Staaten sind die verbündeten 
Kapitalisten und Fabrikanten der Vereinigten Staaten. Auf jeder Seite der 
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Kongreßberichte steht das zu lesen, wie ein roter Faden zieht es durch die 
Geschichte der Beratungen im Weißen Hause: Alle Anregungen zu unserer 
Wirtschaftspolitik kamen aus einer Quelle und nicht aus vielen. Die wohl- 
wollenden Wächter und gutherzigen Kuratoren, die uns die Mühe des Regie- 
rens abnahmen, sind so bekannt geworden, daß heute fast jeder die Liste 
ihrer Namen aufstcllen kann . . ., die Leute, die wirklich gefragt werden, sind 
die Männer mit den größten Kapitaleinlagen — die großen Bankiers, die gro- 
ßen Fabrikanten, die großen Handelsherren, die Führer der Eisenbahnge- 
scllschaftcn und der Dampfkompagnien." 1 Dieser Einschätzung, die Woodrow 
Wilson in einer Wahlrede im Jahre 1912 traf, als er zugleich die Auftürmung 
einer „unsichtbaren Herrschaft... über den Formen der Demokratie" 2 an- 
prangerte, ist kaum etwas hinzuzufügen. Allerdings ist Wilsons Auffassung 
zu jener Art von Kritik zu rechnen, „welche die Gegenwart zu be- und ver- 
urteilen, aber nicht zu begreifen weiß" 3 . Die feste Allianz von zentraler Staats- 
macht und Monopolkapital war in den USA weder unter Präsident Woodrow 
Wilson noch unter einem seiner Nachfolger jemals gefährdet. Es handelte sich 
eben nicht, wie Wilson das in seiner Wahlkampagne sagte, um eine vorüber- 
gehende Fehlentwicklung der Demokratie, die ein „Präsident des Volkes" je- 
derzeit rückgängig machen könnte. Es war die Konsequenz daraus, daß sich 
eine Finanzoligarchie herausgebildet hatte, „die ein dichtes Netz von Ab- 
hängigkeitsverhältnissen über ausnahmslos alle ökonomischen und politi- 
schen Institutionen der modernen bürgerlichen Gesellschaft spannt" 4 . Diese 
Allianz entwickelte sich in den USA lediglich besonders früh und offenkundig, 
weil sehr bald Monopole entstanden, weil das „Beutesystem" (spoils System) 
der zwei großen bürgerlichen Parteien diese Tendenz begünstigte. 

Die Vereinigung der Macht der Monopole mit der des Staates erreichte 
vor allem im ersten Weltkrieg und während der großen Weltwirtschaftskrise 
in den dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts eine neue Stufe. In den USA 
hatten sich, nachdem das Land am 6. April 1917 in den Weltkrieg eingetreten 
war, schon vorhandene Ansätze einer staatsmonopolistischen Regulierung — 
so zum Beispiel die Aktivitäten des Finanzministeriums auf dem Geld- und 
Kreditmarkt — verstärkt (die Industrie wurde vom Kriegsindustrieausschuß 
koordiniert; Kriegsbehörden der Exekutive wurden gebildet; ein staatliches 
Eisenbahnmonopol wurde errichtet). 5 Die zunehmende wirtschaftliche Macht 
der Monopole, die sich verschärfenden kapitalistischen Widersprüche, das 
Entstehen der Sowjetunion — Beginn und Wesensmerkmal der allgemeinen 
Krise des Kapitalismus — erforderten auch in den USA veränderte Bezie- 
hungen zwischen Monopolen und Staat. Insbesondere mit dem Ausbruch der 
Weltwirtschaftskrise (1929 bis 1933), als in den USA das Bruttosozialprodukt 
um 28,9 Prozent fiel, war es für die Monopole notwendig, die Spontaneität 
des kapitalistischen Marktes weiter einzuschränken. Dazu benötigten sie 


87 



den Staat. Von 1930 bis 1932 machten 85 000 kapitalistische Betriebe ban- 
krott. Die Produktion sank in der Fabrikindustrie und im Bergbau um mehr 
als die Hälfte. 6 Die Arbeitslosenquote stieg 1932 auf 23,6 Prozent. Angesichts 
dieser wirtschaftlichen Zerrüttung — neben dem Krieg war das der entschei- 
dende Faktor, der die imperialistischen Staaten zwang, vom monopolisti- 
schen Kapitalismus zum staatsmonopolistischen Kapitalismus überzugehen 7 — 
orientierten sich maßgebende Kreise des Imperialismus der USA an den 
Ideen des englischen Ökonomen John M. Kcynes. Danach mußte der Kapi- 
talismus sich „entweder mit einer Politik direkter Einmischung seitens der 
Regierung und der Subventionen für die Industrie abfinden oder hoffnungs- 
los zugrunde gehen" 8 . Präsident Herbert C. Hoover hatte es auch in der Zeit 
der sich verschärfenden Wirtschaftskrise abgclehnt, daß sich der Staat in 
erweiterter Form in das Wirtschaftsleben cinmischt. Präsident Franklin 
D. Roosevelt, der am 4. März 1933 sein Amt antrat, setzte demgegenüber 
mit der Politik des „New Deal" darauf, den Kapitalismus mit Hilfe eines 
umfassenden Programms staatsmonopolistischer Reformen und Teilzuge- 
ständnisse zu retten. Innerhalb kurzer Zeit verabschiedete der Kongreß zahl- 
reiche Gesetze, die vom Präsidenten vorgeschlagen und von seinem Berater- 
stab (Berle, Moley, Tugwell und anderen) ausgearbeitet worden waren. Die- 
sen Gesetzen lag die Konzeption zugrunde, den Staat verstärkt einzusetzen, 
um mit ökonomischen Stimuli und staatlichen Subventionen für die Mono- 
pole, mit dem staatlichen Aufkauf eines Teils der Produktion sowie mit eini- 
gen Bau- und Sozialprogrammen die Wirtschaft wieder zu beleben. Damit 
sollten der Preisverfall aufgehalten, die Arbeitslosenquote gesenkt und die 
zum Kampf entschlossenen Arbeiter beschwichtigt werden. Die Politik des 
„New Deal" war in sich sehr widersprüchlich. Sie beschleunigte einerseits die 
staatsmonopolistische Entwicklung, reagierte jedoch andererseits auf Forde- 
rungen der Arbeiterklasse, ihre Lebens- und Kampfbedingungen zu verbes- 
sern, indem einige politische und soziale Rechte gesetzlich verankert wurden. 
In der Zeit des „New Deal" entstanden unter Mitwirkung von Vertretern des 
Monopolkapitals mehrere zentrale staatliche Einrichtungen zur Regulierung 
der Wirtschaft. In den folgenden Jahrzehnten wurden diese Institutionen 
ausgebaut; sie trugen damit maßgeblich dazu bei, daß sich auf der Grundlage 
der zunehmenden Verflechtung von Exekutive, Kongreß und Konzernen die 
staatsmonopolistische Entwicklung vollzog. Insbesondere gehörten dazu das 
in dieser Zeit geschaffene und von den Vertretern der Monopole beherrschte 
System der Kommissionen zur Regulierung der Wirtschaft („Independent 
Regulatory Commissions“) 9 , der verstärkte staatliche Einfluß auf das 1913 
von W. Wilson eingerichtete Bundcsbankcnsystcm („Federal Reserve System") 
und das Amt zur Sanierung der Landwirtschaft („Farm Security Admini- 
stration"). Weiterhin ist dazu zu rechnen, daß das Budgetbüro zum Instrument 
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der Präsidialgewalt wurde. Die 1935 gebildete Bundesbehörde für Arbeits- 
beziehungen („National Labor Relations Board") erhielt zur Aufgabe, Lohn- 
konflikte im Interesse der Monopole zu regulieren. 

Das Oberste Gericht der USA erklärte entscheidende Gesetze des „New 
Deal" unter dem Druck einflußreicher Kreise des Monopolkapitals in den 
Jahren 1935 und 1936 für verfassungswidrig (der Kongreß verabschiedete 
sie daraufhin in kaum veränderter Fassung neu). Einige der neu geschaffenen 
Institutionen bestanden auch nur vorübergehend. Unabhängig davon erwie- 
sen sich viele einschneidende Veränderungen im Verhältnis Monopole — Staat 
und in der staatlichen Tätigkeit als nicht mehr rückgängig zu machen: die 
Verschmelzung der zentralen staatlichen Institutionen mit dem Monopolka- 
pital, die aktive Rolle des bürgerlichen Staates im Wirtschaftsleben und die 
Zentralisierung der Staatsmacht. „Seit den Tagen der großen Wirtschafts- 
krise", so schätzt die Kommunistische Partei der USA in ihrem Programm 
ein, „hat das Großkapital in wachsendem Maße die wirtschaftliche Macht 
und die Mittel der Regierung ausgenutzt, um seine Profite zu vergrößern 
und die Vorherrschaft der USA-Monopolmacht im In- und Ausland zu ver- 
stärken. Im Zuge der engeren Verflechtung von ökonomischer und politischer 
Macht sind die Direktoren der Monopole in entscheidende Ämter in Wa- 
shington und in Schlüsselpositionen des Kabinetts eingedrungen, um die Re- 
gierung den Monopolen noch gefügiger zu machen. In wachsendem Maße 
benutzt das Monopolkapital den Staat zur Beschaffung von Märkten, Ka- 
pitalien und Subventionen, zur Übernahme der Garantie für Märkte und In- 
vestitionen im Ausland und als Stoßdämpfer bei Verlusten in Krisenzeiten." 10 

Der staatsmonopolistische Kapitalismus in den USA hat sich seit den 
Zeiten des „New Deal" weiterentwickelt. Die Ursachen dafür sind im öko- 
nomischen Bereich, aber auch in politischen Faktoren, insbesondere in der 
Veränderung des internationalen Kräfteverhältnisses zugunsten des Sozia- 
lismus und zuungunsten des USA-Imperialismus, begründet. Die ökonomische 
Macht ist immer stärker in den Händen riesiger Monopole zusammengefaßt, 
ebenso wie Industrie- und Bankkapital immer mehr verschmelzen. Die staats- 
monopolistische Entwicklung wurde nach dem zweiten Weltkrieg maßgeblich 
dadurch geprägt, daß der Militär-Industrie-Komplex entstand. Die ökono- 
mische Potenz des Staates und die Formen der staatlichen Eingriffe in das 
Wirtschaftsleben haben in den letzten Jahrzehnten - nicht zuletzt auf Grund 
der wissenschaftlich-technischen Revolution — neue Dimensionen angenom- 
men. 

Heute beherrschen etwa 500 Monopolgruppen, die von wenigen Finanz- 
gruppen kontrolliert werden, die Wirtschaft der USA. 11 Zu den Konzernen, 
deren Umsatz eine Milliarde Dollar überschreitet, gehörten im Jahre 1974 
über 40 Prozent dieser 500 Konzerne (203). 1974 entfielen auf die 500 größ- 
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ten Konzerne rund zwei Drittel des Umsatzes, fast drei Viertel der Profite 
und etwa drei Viertel der Arbeitskräfte aller kapitalistischen Industriebe- 
triebe der USA. 12 Während im Jahre 1909, wie Lenin nachwies, fast die Hälfte 
der Gesamtproduktion aller Betriebe in den USA in den Händen von etwa 
3 000 kapitalistischen Unternehmen lag ( 1,1 Prozent) 13 , erzeugen heute nur 
rund 200 Industrickonzerne (0,1 Prozent) die Hälfte der Jahresproduktion. 
Allein die elf größten Konzerne, die 1974 einen Gesamtumsatz von 221 Milli- 
arden Dollar auswiesen, sind mit über 16 Prozent am Umsatz der gesamten 
Industrie der USA beteiligt. Bereits Ende der sechziger Jahre kontrollierten 
die 200 größten Industriekonzerne etwa zwei Drittel der Aktiva aller kapi- 
talistischen Unternehmen. Das ist ungefähr der gleiche Anteil, den 1941 die 
1 000 größten Konzerne besaßen. 1 ''* Die Zahl der Fusionen und Einverleibun- 
gen stieg von 1424 (1950 bis 1954), 3 365 (1955 bis 1959) und 4 366 (1960 bis 
1964) auf 14 453 (1965 bis 1969). 15 

Die größten USA-Konzerne verkörpern eine gewaltige ökonomische und 
politische Macht. Mit einem Produktionswert von mehr als 24 Milliarden 
Dollar stand General Motors bereits 1969 in der Rangliste der 100 größten 
kapitalistischen Länder und Industriekonzerne (in bezug auf den Wert der 
jährlichen Produktion) an 15. Stelle noch vor Belgien, Argentinien und der 
Schweiz. Standard Oil (Exxon) und Ford produzieren jeweils mehr als Pa- 
kistan, Dänemark oder Österreich. Der Jahresumsatz von ITT war ebenso- 
hoch wie der von Chile oder Portugal. 10 Eine zunehmende Konzentration ist 
auch im Bankwesen der USA festzustellen. Zugleich verschmilzt das Indu- 
strie- und Bankkapital - ein entscheidendes Merkmal des Imperialismus — 
immer weiter. 1968 verfügten die Banken der USA über Aktiva in Höhe von 
500,7 Milliarden Dollar. 102 der größten Bankgesellschaften (0,4 Prozent der 
Bankinstitute) besaßen dabei 43 Prozent des gesamten Bankkapitals. 30 Ban- 
ken verwalteten 51,7 Prozent des von Banken insgesamt verwalteten Indu- 
strievermögens. 49 Banken waren über gemeinsame Direktoren mit 286 der 
500 größten Konzerne verbunden. Anfang der siebziger Jahre waren 47,4 Pro- 
zent des Wertes aller in Umlauf befindlichen Aktien von den Bankinstituten 
aufgekauft. Von 1941 bis 1971 wuchs die Summe der von den Geschäftsban- 
ken vergebenen Kredite auf das Vierzehnfache, von 22 auf 318 Milliarden 
Dollar. 17 Das Finanzkapital der USA bestimmt über seine Machtzentren in 
den Banken und Konzernen den kapitalistischen Geldmarkt und die kapitali- 
stische Industrieproduktion. 

Mit dem sich entwickelnden staatsmonopolistischen Kapitalismus stieg 
nach dem zweiten Weltkrieg der Kapitalexport rapide an, und es breiteten 
sich Zweig- und Tochtergesellschaften von USA-Konzernen im kapitalistischen 
Ausland aus. 
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Private Kapitalanlagen von USA-Konzernen im Ausland (Mill. Dollar ) 18 


in Entwicklungs- in kapitalistischen 


Jahr 

insgesamt 

ländern 

Industrieländern 

1950 

11 788 

5 748 

5 684 

1955 

19 313 

— 

10 425 

1960 

31 865 

11 129 

19 319 

1965 

49 474 

15 177 

32 312 

1970 

78 179 

21 448 

53 145 

1971 

86 001 

23 337 

58 346 


Von 1946 bis 1971 gründeten die großen Konzerne der USA ungefähr 
10 000 Auslandsniederlassungen. 19 

Mehr als drei Viertel der 200 größten USA-Konzerne sind „vom ameri- 
kanischen Finanzkapital kontrollierte transnationale Kapitalgesellschaften 
mit Tochterbetrieben in vielen Ländern ... in Größe und Dimension ihrer 
Operationen lassen die amerikanischen Kapitalgesellschaften ihre Konkur- 
renten weit hinter sich" 20 . Unter den 15 größten transnationalen Konzernen 
befanden sich 1972 elf Konzerne der USA: 


Gesamtumsatz 1974 Anteil des Auslandsum- 
in Md. Dollar 21 Satzes 1972 in Prozent 22 


Exxon (Esso) 

42,1 

50 

General Motors 

31,5 

19 

Ford 

23,6 

26 

Texaco 

23,3 

40 

Mobil Oil 

18,9 

45 

Standard Oil of 



Calif. 

17,2 

45 

Gulf Oil 

16,5 

45 

General Electric 

13,4 

16 

IBM 

12,7 

39 

ITT 

11.2 

42 

Chrysler 

11,0 

24 


1965 stammten 22 Prozent der Gewinne der USA-Konzerne aus Auslands- 
vermögen (1950: 9,6 Prozent). 23 Mitte der siebziger Jahre belief sich das 
Produktionsvolumen der USA-Konzerne im Ausland auf mehr als 200 Milli- 
arden Dollar. 
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Das bedeutendste Merkmal des staatsmonopolistischen Kapitalismus 
nach 1945 — dessen „unheilvollste Ausgeburt", wie die Kommunistische Par- 
tei der USA einschätzt 24 — ist der hohe Grad der Militarisierung der Wirt- 
schaft und aller Bereiche der Gesellschaft in den USA. Dies und die enge 
Verflechtung der großen Monopole, die im Rüstungsgeschäft tätig sind, mit 
dem militärischen Apparat führten dazu, daß sich ein besonderer staatsmo- 
nopolistischer Sektor, der Militär-Industrie-Komplex, herausbildet. 

Betrug der Anteil der direkten Rüstungsausgaben Anfang dieses Jahr- 
hunderts 0,8 Prozent, so lag er in den fünfziger und sechziger Jahren bei 
9,8 bzw. 8,7 Prozent des Bruttosozialprodukts. In den Haushaltsjahren 1974, 
1975 und 1976 (als Haushaltsjahr wird in den USA die Zeit vom 1. Juli des 
laufenden Jahres bis zum 30. Juni des folgenden Jahres bezeichnet) erreichten 
die unmittelbaren Ausgaben für „nationale Verteidigung" die gewaltige Höhe 
von 78,6, 85,3 und 90,6 Milliarden Dollar. Das sind zwischen 27 und 29 Pro- 
zent der Gesamtausgaben des USA-Bundeshaushaltes (die tatsächlichen Mi- 
litärausgaben betrugen mindestens 100 Milliarden Dollar). Die Streitkräfte 
umfassen heute — in Friedenszeiten — nahezu drei Millionen Mann (1914: 
0,2 und 1935: 0,3 Millionen). Etwa 13 Prozent aller Arbeitskräfte werden in 
der Rüstungsproduktion bzw. im militärischen Apparat des Staates beschäf- 
tigt. Mehr als 80 Prozent aller Staatsausgaben der Union für Forschung und 
Entwicklung werden für Rüstung, Weltraum- und Kernforschung ausgegeben. 
Die Rüstungsausgaben des Staates sind für die Monopole die Quelle riesiger 
staatlich garantierter Profite. 100 Konzerne erhalten etwa 68 Prozent aller 
Rüstungsaufträge. 25 Im Jahre 1960 erzielten die 500 größten Industriekon- 
zerne 16,7 Prozent ihrer Nettoprofite aus Rüstungsaufträgen. 26 

Ein weiteres Merkmal des Monopolkapitalismus der USA, das sich tief- 
greifend auf den Staatsapparat und den Mechanismus der bürgerlichen De- 
mokratie auswirkt, sind die 24 Gangstersyndikate, die in dem Verbrecher- 
kartell Cosa Nostra zusammengeschlossen sind. Diese Syndikate haben sich 
zu einem gewaltigen Wirtschaftsmonopol entwickelt, das seine Gewinne 
nicht nur aus dem Rauschgiftgeschäft, der Prostitution, dem Glücksspiel usw. 
bezieht (1970: 7 bis 8 Milliarden Dollar), sondern das auch im großen Stil im 
„normalen" kapitalistischen Wirtschaftsleben tätig geworden ist. Der Umsatz 
der Cosa Nostra aus legalen Geschäften (ihr gehören unter anderem Banken, 
Kreditinstitute, Börsenmaklerfirmen, Grundstückskonzerne, Betriebe der 
Konfektionsindustrie und des Baugewerbes an) betrug bereits in den sech- 
ziger Jahren nach Schätzungen jährlich etwa 22 Milliarden Dollar. Damit 
war die Cosa Nostra damals eigentlich der größte USA-„Konzern", noch vor 
General Motors, General Electric oder Standard Oil. 27 

Die sich verändernde ökonomische Basis des USA-Imperialismus wirkte 
sich gravierend auf die staatliche Tätigkeit, den Mechanismus des Staates 


92 



und die Beziehungen zwischen Staat und Monopolen aus. Die Zusammenbal- 
lung der ökonomischen Macht und die neuen Formen kapitalistischer Pro- 
duktionsverhältnisse zwangen den imperialistischen Staat dazu, stärker in das 
Wirtschaftsleben einzugreifen, seine ideologische Tätigkeit und überhaupt 
seine Aufgaben auszuweiten, um die monopolistischen Machtverhältnisse 
zu sichern. Der Staat übernimmt heute auch die Verantwortung für die 
politischen und ideologischen Bedingungen der internationalen Kapitalver- 
wertung. Eine wesentliche Quelle der gestiegenen Aggressivität des USA- 
Imperialismus ist die Herausbildung des Militär-Industrie-Komplexes und 
die internationale Expansion des USA-Kapitals, der Drang der Konzerne 
nach ständig wachsenden Profiten aus dem Rüstungsgeschäft und zuneh- 
mendem Kapitalexport besonders auch in die noch um ihre ökonomische 
und politische Selbständigkeit kämpfenden jungen Nationalstaaten. All das 
prägt wesentlich die Rolle, die der USA-Imperialismus als Hauptkraft des 
Imperialismus in der Gegenwart spielt. Die Entwicklung des Monopolkapi- 
talismus in den USA war vor allem mit einer neuen Qualität der Verflech- 
tung von Staat und Monopolen verbunden. „Der Regierungsapparat", so 
schätzt die Kommunistische Partei der USA ein, „der . . . etwa 250 Milliarden 
Dollar (im Haushaltsjahr 1975/76: 349,4 Milliarden Dollar — d. Verf.) jähr- 
lich auf allen Ebenen verausgabt, ist zu einer riesigen Schleuse geworden, 
durch die Milliarden Dollar ... in die Tresore der Riesenmonopole fließen." 28 
Der Staat in den USA kauft heute etwa ein Fünftel des nationalen Brutto- 
produkts auf. Von einzelnen Industriezweigen, so von der Flugzeugindustrie, 
übernimmt der Staat bis zu 95 Prozent der Produktion. Seit 1929 sind die 
jährlichen Ausgaben des USA-Bundeshaushalts, selbst wenn die fortschrei- 
tende Inflation in Rechnung gestellt wird, auf etwa das Fünfzigfache gestie- 
gen. Mit steigenden Einkommenssteuern (von 1940 bis 1970 erhöhten sich 
die individuellen Einkommenssteuern auf das Neunzigfache!) schuf der bür- 
gerliche Staat die Voraussetzung, um den Monopolen durch staatliche Auf- 
träge, Steuervergünstigungen und Subventionen riesige Profite zu garantie- 
ren. Zwar gibt es im staatsmonopolistischen Kapitalismus der USA fast keine 
staatseigenen Konzerne wie in der BRD und in anderen imperialistischen 
Ländern, jedoch hat die Regierung der USA von 1940 bis Ende der sechziger 
Jahre Betriebe, Laboratoriumsausrüstungen und Betriebsausrüstungen im 
Werte von 45 Milliarden Dollar zur Nutzung gekauft. Der USA-Staat besaß 
nach Angaben der Monatszeitschrift „Fortune" 1972 allein auf Bundesebene 
mehr Vermögenswerte (422 Milliarden Dollar) als die 250 größten USA- 
Konzeme zusammen I 29 

Die Entwicklung des Staates und die Krise der bürgerlichen Demokratie 
im Imperialismus werden wesentlich bestimmt vom Fortschreiten der all- 
gemeinen Krise des Kapitalismus. Die Situation des USA-Imperialismus ist 


93 



keineswegs nur aus den in ihm wirkenden Gesetzmäßigkeiten zu erklären. Sie 
ist im bedeutenden Maße das Resultat der weltweiten revolutionären Verän- 
derungen — des Niedergangs des Kapitalismus, der Siege des Sozialismus und 
der nationalen Befreiungsbewegungen — , wie sie sich in diesem Jahrhundert 
vollzogen haben. Als der erste sozialistische Staat in der Welt, die Sowjet- 
union, entstand, engte das die Aktionsmöglichkeit des USA-Imperialismus 
erheblich ein. Die militärische Intervention gegen die Sowjetunion endete mit 
einer Niederlage. Der Expansion des nach Weltherrschaft drängenden USA- 
Monopolkapitals wurden Grenzen gesetzt. Zugleich wuchs die Aggressivität 
des USA-Imperialismus. Die Aggressivität hatte nunmehr nicht mehr allein 
ihre Ursache darin, daß die Monopole der USA, unterstützt vom imperialisti- 
schen Staat, im Streben nach Maximalprofiten im internationalen Maßstab 
auf die Konkurrenz ausländischer Monopole und anderer imperialistischer 
Staaten stießen. Sic wurde zunehmend motiviert durch die prinzipielle Feind- 
schaft zum realen Sozialismus. Die Schwächung des Kapitalismus nach dem 
zweiten Weltkrieg und die damit verbundene zweite Etappe der allgemeinen 
Krise des Kapitalismus zwangen den USA-Imperialismus weiter in die Defen- 
sive. Seine Politik, mit Hilfe des kalten Krieges, der atomaren Drohung, der 
Unterstützung konterrevolutionärer und der Vorbereitung militärischer Ak- 
tionen den Sozialismus als Gesellschaftssystem zu beseitigen, scheiterte. Er 
schritt zwar überall dort mit militärischer Gewalt ein, wo die Positionen 
des Imperialismus bedroht erschienen; das Erstarken der sozialistischen Staa- 
tengemeinschaft, der Aufschwung der nationalen Befreiungsbewegung und 
der Friedensbewegung in den imperialistischen Hauptländern veränderten 
jedoch in der dritten Etappe der allgemeinen Krise des Kapitalismus das in- 
ternationale Kräfteverhältnis in einem Maße zuungunsten des USA-Imperia- 
lismus, daß er sich diesen neuen Bedingungen anpassen mußte. „Kurz ge- 
sagt", so stellte die KP der USA auf ihrem XXI. Parteitag fest, „das Kräfte- 
verhältnis verändert sich, weil das Prestige und der Einfluß des Weltsozia- 
lismus ständig anwachsen und die Möglichkeiten des Weltimperialismus, den 
Gang der Ereignisse zu beeinflussen oder zu bestimmen, ständig geringer 
werden ." 30 Die Macht und der Einfluß der Sowjetunion, der sozialistischen 
Staatengemeinschaft zwangen die USA, wenn auch widerstrebend, auf die 
fried he Koexistenz einzugehen. 

im Zusammenhang mit dieser Entwicklung sind auch bestimmte qualita- 
tive Veränderungen in der ökonomischen Stellung der USA in der Welt zu 
sehen. 
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Anteil der USA an der Industrieproduktion der kapitalistischen Länder 
(in Prozent) 


1870 1900 1913 1929 1937 1950 1960 1970 1974 

23,3 30,1 35,8 44,0 41,2 54,6 45,7 40,8 39,2 

Seit der Zeit nach dem amerikanischen Bürgerkrieg und insbesondere mit 
dem Übergang zum Imperialismus konnten die USA über acht Jahrzehnte 
hinweg ihren Anteil an der Industrieproduktion der kapitalistischen Welt 
erhöhen. Wenn auch die USA mit knapp 40 Prozent der Industrieproduktion 
der kapitalistischen Länder noch über eine gewaltige ökonomische, politi- 
sche und militärische Macht verfügen, so ist doch diese aufsteigende Ent- 
wicklungsphase nunmehr zu Ende. „ Die über einen längeren historischen 
Zeitraum bestimmende auf steigende Tendenz der ökonomischen Stellung der 
USA in der kapitalistischen Welt hat ihren Zenit überschritten, und alle 
Faktoren sprechen dafür, daß es keine Rückkehr zu jenem Höhepunkt geben 
wird, der nach dem zweiten Weltkrieg erreicht tva r.' 31 

Die zu Beginn dieses Jahrhunderts entwickelte Theorie vom „amerikani- 
schen Exzcptionalismus", die besagt, daß der Kapitalismus der USA etwas 
ganz Besonderes sei, ein Wirtschaftssystem, das von zunehmender Prosperi- 
tät, der Aufhebung der Klassengegensätze, vom Fehlen des Klassenkampfes 
und von stabilen ökonomischen und politischen Verhältnissen gekennzeichnet 
werde, erwies sich gerade unter den Bedingungen des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus als völlig haltlos. Die schweren Krisen, die den USA-Imperia- 
lismus erschüttern, die sich vertiefenden Klassengegensätze und die zuneh- 
menden Erscheinungen der Deformation und Labilität der bürgerlich-demo- 
kratischen Institutionen bestätigen vollauf die Leninsche Analyse des Impe- 
rialismus. 


4.2. Grundzüge der Deformation 

bürgerlich-demokratischer Institutionen und Rechte 

Der staatsmonopolistische Kapitalismus ist jene Phase der historischen Ent- 
wicklung, in der sich auch in den USA die Krise der bürgerlichen Demokratie 
außerordentlich vertiefte und in der die dem Imperialismus innewohnende 
Tendenz zur Negation der Demokratie voll zum Ausdruck kommt. 

In den letzten vier Jahrzehnten wurden die bürgerlich-demokratischen 
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Institutionen und die Bürgerrechte in einem Maße deformiert, wie dies in 
den vorangegangenen eineinhalb Jahrhunderten auch nicht annähernd der 
Fall gewesen war. Hintergrund und Ursache dieses Prozesses ist vor allem, 
daß sich mit dem staatsmonopolistischen Kapitalismus der unversöhnliche 
Widerspruch zwischen der zutiefst antidemokratischen monopolistischen 
Machtzusammenballung und dem demokratischen Anspruch der Institutio- 
nen und Rechte der bürgerlichen Demokratie unweigerlich verschärft. Die 
Erscheinungsformen dieser Krise sind nicht nur äußerst vielfältig, sondern 
auch sehr widerspruchsvoll. Das ergibt sich daraus, daß sehr unterschiedliche 
Faktoren die Krise der bürgerlichen Demokratie beschleunigen, aber auch 
hemmen. Diese Krise widerspiegelt gerade in den USA in besonderem Maße 
die Vertiefung der allgemeinen Krise des Kapitalismus in ihrer dritten Etappe. 
Das zeigt sich keineswegs nur darin, daß die herrschenden imperialistischen 
Kreise der USA auch die bürgerlich-demokratischen Institutionen zu nutzen 
suchen, um gegen den Sozialismus Front zu machen. Besonders die in den 
fünfziger Jahren gegen die Sowjetunion gerichtete ausgeprägt aggressive 
Politik und der auf diesem Nährboden entstehende Militär-Industrie-Komplex 
waren wesentliche Hebel, um sowohl die Rechte des Kongresses als auch die 
Bürgerrechte einzuschränken. 

Bedeutsam war und ist vor allem, daß die sozialistische Demokratie, 
eine Demokratie eines neueren, höheren Typus, entstand, deren Überlegen- 
heit darin zum Ausdruck kommt, daß die Arbeiterklasse, die Volksmassen 
tatsächlich die Staatsmacht ausüben. Demgegenüber befindet sich die bür- 
gerliche Demokratie in einer ausweglosen Defensivposition. Auf das Bei- 
spiel der sozialistischen Demokratie reagierend, suchen die herrschenden 
Kreise der USA zwar heute eine Teilnahme des Volkes vorzu täuschen, je- 
doch nur, um damit die Bevölkerung um so sicherer und rigoroser davon 
auszuschließen, Einfluß auf Staat und Politik zu nehmen. Die bürgerlich- 
demokratischen Institutionen und Rechte stehen im staatsmonopolistischen 
Kapitalismus unter dem Zwang der großen Monopole und der sich zuneh- 
mend autoritärer Herrschaftsmethoden bedienenden Zentren des imperia- 
listischen Staates. Deshalb bieten sie den herrschenden imperialistischen 
Kreisen der USA in der Gegenwart noch bedeutende Möglichkeiten, demo- 
kratische Bewegungen niederzuhalten sowie ökonomische und soziale Kri- 
senerscheinungen mehr oder weniger aufzufangen. Insbesondere in Zeiten 
erhöhter ökonomischer Labilität wirken die Widersprüche des Imperialis- 
mus jedoch auch heftig in die bestehenden bürgerlich-demokratischen Insti- 
tutionen hinein und lösen Erscheinungen der Zerrüttung und zum Teil hef- 
tige politische Differenzen innerhalb dieser Institutionen aus. 

Gerade in bezug auf die USA darf die fortschreitende Krise der bürger- 
lichen Demokratie nicht so verstanden werden, als ob der politische Über- 
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bau unfähig wäre, die Klassenherrschaft der Monopole zu gewährleisten. 
Ohne Zweifel verfügt das politische System der USA immer noch über eine 
nicht zu unterschätzende Manövrierfähigkeit. Gegenwärtig äußert sich die 
Krise der bürgerlichen Demokratie vor allem noch in solchen Erscheinungen 
wie Deformationen des Regierungssystems, Angriffe auf die Bürgerrechte, 
Rückgang der Stimmen für die Partei des regierenden Präsidenten und ab- 
nehmende Wahlbeteiligung. Die Widersprüche zwischen den parlamenta- 
rischen Institutionen und der Präsidialgewalt einerseits sowie zwischen der 
vom Kongreß und dem Präsidenten betriebenen Politik und den Interessen 
der Volksmassen andererseits vertiefen sich. Diese Erscheinungen stellen 
jedoch die Fähigkeit dieser Institutionen, die bestehenden Machtverhält- 
nisse zu erhalten, weder wesentlich noch für die nächste Zeit in Frage. 
Wahlrecht und Parteicnsystem errichten hohe Barrieren gegen die erforder- 
liche Kandidatur von Repräsentanten antimonopolistischer Kräfte. Eine po- 
litische Massenpartei der Arbeiterklasse oder eine einheitliche Massenbewe- 
gung auf antimonopolistischcr Grundlage konnte sich bisher nicht entwickeln. 
Die Massenmedien, die Bildungseinrichtungen und andere Institutionen pro- 
pagieren die Freund-, Feind- und Leitbilder der bürgerlichen politischen Ideo- 
logie. Der Antikommunismus, die Ideologie der Klassenzusammenarbeit, der 
Glaube daran, daß die amerikanische Lebensweise, das Sozialsystem und 
die bestehenden bürgerlich-demokratischen Institutionen die besten in der 
Welt seien und man selber zur „Mittelklasse" gehöre, sind selbst in Teilen 
der Arbeiterklasse tief verwurzelt. Vielfältige Institutionen des staatlichen 
Unterdrückungsapparates überwachen das politische Leben und bekämpfen 
— gegebenenfalls auch unter Bruch elementarer Prinzipien der bürgerlichen 
Gesetzlichkeit und einer gerechten Prozeßfiihrung (due process) — alle An- 
strengungen der Kommunistischen Partei der USA und anderer antiimperia- 
listischer Kräfte, politischen Einfluß zu gewinnen, sich zusammenzuschließen, 
in den Gewerkschaften die Politik der Kollaboration mit dem Monopolkapital 
zu beenden und ihre Vertreter in die gesetzgebenden Körperschaften und die 
Exekutivorgane zu entsenden. 

Die Krise der bürgerlichen Demokratie in den USA drückt sich darin 
aus, daß der politische Machtmechanismus expandiert: Die Präsidialgewalt 
wird zuungunsten der anderen Exekutivorgane und des Kongresses in wach- 
sendem Maße den Interessen des Monopolkapitals angepaßt; eine „un- 
sichtbare Regierung", die neben den bürgerlich-demokratischen Strukturen 
des Staates andere, offen antidemokratische Institutionen schafft, bildet 
sich heraus; die föderalistische Staatsstruktur wird deformiert; die bürger- 
lich-demokratischen Institutionen werden vom Monopolkapital beherrscht; 
bürgerlich-demokratische Rechte werden abgebaut und zerstört. 

Eine erste Tendenz zur Deformation der bürgerlichen Demokratie be- 
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steht darin, daß die Präsidialgewalt ausgeweitet und von den Monopolen 
beherrscht wird. Wesentliche Rechte des Kongresses wie das Gesetzgebungs- 
recht und das Budgetrecht werden heute weitgehend vom Präsidenten aus- 
geübt. Weil die im staatsmonopolistischen Kapitalismus vom bürgerlichen 
Staat übernommenen neuen Aufgaben hauptsächlich von der Exekutive wahr- 
genommen werden, vollzieht sich dort vor allem die fortschreitende Verei- 
nigung von Staat und Monopolen. Für die USA ist es auch heute noch ty- 
pisch, „daß die größten Geschäftsleute sie (die Regierung — d. Verf.) in zu- 
nehmendem Maße selbst ausüben . . . Die funktionelle Verschmelzung zwi- 
schen Staat und Konzernen ist begleitet von der Personalunion der führen- 
den Männer beider Sphären." 32 Von den 2 000 leitenden Angestellten in der 
Bundesexekutive, die Nixon 1969 neu berief, kamen — nach offiziellen Anga- 
ben — 28 Prozent aus der „Wirtschaft" (20 Prozent unter Johnson, 17 Prozent 
unter Kennedy und 34 Prozent unter Eisenhower). Im Stadium des staats- 
monopolistischen Kapitalismus wurden der Präsident und dessen Beraterstab 
zum Zentrum staatsmonopolistischer Willensbildung. Deshalb ist die Wahl 
des Präsidenten, der Einfluß auf ihn für die Monopole eine entscheidende 
Frage. 

Dabei tritt eine zweite Tendenz auf, die für die Krise der bürgerlichen 
Demokratie in den USA charakteristisch ist. Über die veränderten Beziehun- 
gen zwischen Legislative und Exekutive hinaus hat sich — wie die Kommu- 
nistische Partei der USA einschätzt — eine „unsichtbare Regierung" heraus- 
gebildet, die sich der Kontrolle der parlamentarischen Institutionen ent- 
zieht. „Institutionen wie das Pentagon, der Nationale Sicherheitsrat, die CIA. 
das FBI und all die verschiedenen anderen »unsichtbaren' Regierungsagentu- 
ren, die außerhalb des Bereichs demokratischer Kontrollen existieren, wer- 
den die primären entscheidungstreffenden Institutionen . . . Das Aufkommen 
dieses politischen Machtzentrums hinter den Kulissen, das so eng mit den 
Zentren der Finanz- und Industrietruste . . . verknüpft ist, stellt eine äußerst 
gefährliche Bedrohung der gesamten demokratischen Struktur dar." 33 Autori- 
täre und offen antidemokratische Herrschaftsmethoden — eine ihrer typi- 
schen Erscheinungsformen war die Watergate- Affäre — zeugen direkt von die- 
ser Deformierung der bürgerlich-republikanischen Staatsform. 

Eine dritte Tendenz ist, daß der fortschreitende Monopolisicrungsprozeß 
und die wachsenden Aufgaben, die der imperialistische Staat hat, um die 
Macht- und Profitinteressen des Monopolkapitals zu sichern, auch zum Ab- 
bau der Rechte der Einzclstaatcn drängt. Bereits die Gesetzgebung des „New 
Deal" modifizierte den Föderalismus in den USA entscheidend. Unter dem 
staatsmonopolistischen Kapitalimus wurde der kooperative Föderalismus 
zur offiziellen Staatsdoktrin. Nicht die Trennung, sondern die Kooperation 
bestimmt danach die Beziehungen zwischen Bundesstaat und Einzel- 
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Staaten. Dabei spielt die Union auf Grund ihrer absolut und relativ wachsen- 
den materiellen Mittel und der Konzentration der politischen Gewalt in Wa- 
shington, insbesondere beim Präsidenten, die bestimmende Rolle. Diese Zu- 
sammenarbeit unter Vorherrschaft der Zentralregierung vollzieht sich vor 
allem in dem Prozeß, in dem die über 1 500 großen und kleinen Bundespro- 
gramme verwirklicht werden. Namentlich Mitte der sechziger Jahre, als die* 
Zahl der Bundesprogramme enorm anstieg, wuchs der Bundesexekutiv- 
apparat auf lokaler Ebene sehr schnell. Zum Teil begannen die Bundesmini- 
sterien spezielle Bundesbezirke für die ihnen übertragenen Hilfsprogramme 
zu gründen. 

Die Zentralgewalt stärkte sich im Verlaufe der staatsmonopolistischen 
Entwicklung gerade auch dadurch, daß der Anteil der finanziellen Ausgaben 
der Einzelstaaten an den staatlichen Gesamtausgaben rapide zurückging und 
die Einzelstaaten in hohem Maße von Bundeszuschüssen abhängen. Diese Zu- 
schüsse werden häufig nur dann gezahlt, wenn Empfehlungen in Gesetzen 
des Kongresses befolgt werden. Der Anteil der Einzelstaaten und Kommunen 
an den gesamten Staatsausgaben, der noch 1929 74,5 Prozent betrug, fiel 1939 
auf 48,9 Prozent und beträgt seit den vierziger Jahren kaum mehr als 
30 Prozent. Die Höhe der Bundeshilfe, die im Jahre 1900 ganze 3 000 Dollar 
betrug, stieg 1935 schon auf 2,3 Millionen Dollar, stagnierte dann etwa bis 
1955 und erhöhte sich schließlich schnell von 6,8 Millionen (1960), 24 Millio- 
nen (1970) auf 43,5 Millionen Dollar im Jahre 1 973.3* Die Bundesgesetzgebung 
setzt, soweit sie die Belange der Einzelstaaten berührt, eine Konsultation 
und Planung mit diesen Staaten voraus. Der Kongreß kann dabei die Ge- 
setzgebungszuständigkeiten der Staaten auf wirtschaftlichem und sozialem 
Gebiet sehr weit einschränken. Es bedarf dazu lediglich der sogenannten 
preemption, das heißt der ausdrücklichen oder stillschweigenden Feststellung 
in einem Gesetz, daß der Kongreß auf der Grundlage der „interstate com- 
merce clause" 35 der Verfassung die betreffende Frage abschließend regeln 
will. In der politischen Praxis beschränkt sich der Kongreß hinsichtlich sozia- 
ler und politischer Fragen auf eine Art Rahmengesetzgebung. Die Tendenz, 
die Zentralregierung zu stärken, schließt keineswegs aus, daß immer noch 
zahlreiche Fragen von den Einzelstaaten geregelt werden. Dies sind nicht zu- 
letzt — neben der Sozialgesetzgebung — solche Bereiche wie das Strafrecht, 
das Wahlrecht und die Bürgerrechte. Dies gestattet es den reaktionären Kräf- 
ten in den Einzelstaaten, dort antidemokratische Zustände aufrechtzuerhal- 
ten, die in Washington unter dem Druck der Bevölkerung längst hätten be- 
seitigt werden müssen. 

Eine vierte Tendenz, die für den Niedergang bürgerlicher Demokratie in 
den USA charakteristisch ist, besteht darin, daß die Monopolbourgeoisie 
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weitgehend auch die bürgerlich-demokratischen Institutionen beherrscht und 
die Bürgerrechte zunehmend ihres demokratischen Inhalts beraubt werden. 

Sowohl das bestehende Zweiparteiensystem, die parlamentarischen In- 
stitutionen als auch das Amt des Präsidenten sind Bestandteile des staatsmo- 
nopolistischen Herrschaftsmechanismus geworden. Angesichts der Monopoli- 
sierung der parlamentarischen Vertretung — auf Bundesebene, in den Einzel- 
staaten und auch im lokalen Bereich — durch die zwei kapitalistischen Par- 
teien ist auch das Wahlrecht weitgehend fiktiv. Abgeordnete und Senatoren 
sind zumeist selbst Vertreter von Kapitalinteressen. Die Monopole, insbe- 
sondere die Rüstungskonzerne, können jederzeit im Kongreß eine Mehrheit 
von Abgeordneten für eine ihnen erwünschte Gesetzgebung mobilisieren. 
Selbst der Gangstertrust Cosa Nostra, von dem nach Schätzungen amerika- 
nischer Soziologen allein 15 Prozent der Wahlspenden für die beiden großen 
Parteien kommen sollen, verfügte in den sechziger Jahren im Kongreß über 
etwa 25 Abgeordnete. 36 

Die Auseinandersetzungen im Kongreß bzw. zwischen Kongreß und Prä- 
sidenten spiegeln demzufolge zumeist lediglich Meinungsverschiedenheiten 
innerhalb der herrschenden Klasse wider. Selbst solche in mehreren Einzel- 
staaten verfassungsrechtlich verankerten demokratischen Institute wie 
Volksbegehren und Volksentscheid sind unter den Bedingungen des staats- 
monopolistischen Kapitalismus weitgehend in ihrer demokratischen Wirk- 
samkeit beschränkt. So erreichte es beispielsweise eine Bürgerinitiative in 
Kalifornien, daß Anfang November 1970 der Bevölkerung ein Gesetz zur 
Urabstimmung vorgelegt werden mußte. Dieses Gesetz schrieb vor, einen 
Teil des Benzinsteueraufkommens zum Bau von abgasfreien Transportmit- 
teln wie Vorortschnellverbindungen und zur Smog-Kontrolle zu verwenden. 
Der Volksentscheid selbst ging jedoch negativ aus. 2 684 287 Bürger stimm- 
ten dafür, 3 112 611 dagegen. Dieses angesichts der eindeutigen Interessen- 
lagc der Bürger eigentlich unverständliche Ergebnis kam vor allem deshalb 
zustande, weil die betroffenen Monopole (wie Standard Oil, Shell Oil, Union 
und Texaco) mit Spenden von über 330 000 Dollar eine Propagandakampagne 
gegen das Gesetz in Gang setzten, während der Bürgerinitiative für die Be- 
gründung ihrer Gesetzesinitiative nur 15 000 Dollar zur Verfügung standen. 37 

Die Krise bürgerlicher Demokratie in den USA drückt sich schließlich 
in vielfältigen direkten Angriffen auf die demokratischen Rechte aus, vor 
allem in der antidemokratischen Verfolgung der Kommunisten und anderer 
antiimperialistischen Kräfte, die faktisch unter Ausnahmerecht stehen. Die 
Terrorgesetze der McCarthy-Ära, auf die an anderer Stelle noch cinzugehen 
ist, mußten im wesentlichen bis Ende der sechziger Jahre unter dem Druck 
der demokratischen Bewegung beseitigt werden. Geblieben ist jedoch ein Sy- 
stem der Diffamierung, des Polizeiterrors und der Justizwillkür gegen Kom- 
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munisten. Antikommunistische Ausnahmegesetze existieren in zahlreichen 
Einzelstaaten. Dieses System richtet sich gegen die bewußtesten Vertreter 
der Arbeiterklasse, der Bürgerrechts- und Studentenbewegung und wird vom 
Antikommunismus und Rassismus ideologisch gestützt. 

Soweit die bürgerlich-demokratischen Institutionen und Rechte dem 
Monopolkapital im Wege stehen, sucht das Monopolkapital diese Institutio- 
nen direkt auszuschalten und die Bürgerrechte zu zerstören. Soweit es ihm 
gelingt, Institutionen und Rechte der bürgerlichen Demokratie zu nutzen, um 
die Volksmassen niederzuhalten, bleiben sie zwar — auf vielfältige Weise 
deformiert — bestehen, büßen aber weitgehend jede demokratische Funktion 
ein. Der Widerspruch zwischen ihrer demokratischen Form und ihrem tat- 
sächlichen, die Herrschaft der Monopole stützenden und verschleiernden In- 
halt spitzt sich zu. 

Da der Imperialismus „das Wachstum der demokratischen Tendenzen 
in der Masse der Bevölkerung nicht aufhält, sondern den Antagonismus zwi- 
schen diesen demokratischen Bestrebungen und der antidemokratischen Ten- 
denz der Truste verschärft“ 38 , sind auch die bürgerlich-demokratischen In- 
stitutionen in den USA dem Druck der Arbeiterklasse und ihrer Verbünde- 
ten ausgesetzt. Die Volksmassen suchen immer wieder, Einfluß auf das 
bestehende Parteiensystem und auf die parlamentarischen Institutionen zu 
erlangen. Unter diesen Bedingungen kann die Arbeiterklasse im Kampf um 
politische und soziale Ziele sowie um die Beseitigung antidemokratischer 
Gesetze durchaus gewisse Erfolge erringen. Da ein allgemeines Wahlrecht 
existiert, müssen der Präsident, die zwei großen Parteien und die Abgeordne- 
ten bzw. Senatoren Stimmungen und Forderungen der Bevölkerung berück- 
sichtigen. Soweit die herrschenden imperialistischen Kreise zu Zugeständ- 
nissen und Ausweichmanövern gezwungen würden, suchten sie die er- 
kämpften demokratischen und sozialen Verbesserungen unverzüglich zu ent- 
werten und zu beseitigen oder sie dazu zu nutzen, um ihre Herrschaft zu 
tarnen. Der amerikanische Marxist Victor Perlo weist darauf hin, wie kom- 
pliziert der Kampf um Demokratie ist, und zeigt, daß die Klassenausein- 
andersetzung unweigerlich in die Institutionen der bürgerlichen Demokratie 
im staatsmonopolistischen Kapitalismus hineinreichen: „Natürlich ist die 
politische Struktur nach wie vor ihren eigenen Gesetzen und Mechanismen 
unterworfen. Das Volk übt weiterhin Druck aus. Es sucht nach wirksameren 
Mitteln und Wegen, seine demokratischen Rechte zu sichern und wahrzu- 
nehmen. Es versucht, den Staat aus einem Werkzeug der Monopole in ein 
Werkzeug der Massen umzuwandeln, ihn vom Wege des Krieges auf den 
Weg des Friedens zu führen. Bisweilen erringt es gewisse Zugeständnisse. 
Die letzte und ausschlaggebende Kontrolle aber befindet sich fester denn je 
in den Händen der Hochfinanz ." 39 
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4.3. 


Die sich verschärfenden ökonomischen und sozialen Widersprüche 
vertiefen die Krise der bürgerlichen Demokratie 


Auch in den USA geben sich die bürgerlichen Politiker und Ideologen immer 
dann grenzenlos optimistisch in bezug auf die wirtschaftliche und politische 
Zukunft, wenn die Wirtschaftskonjunktur eine Weile anhält. Das war Mitte 
der zwanziger Jahre ebenso der Fall wie Mitte der sechziger Jahre, als Prä- 
sident Lyndon ß. Johnson den Bürgern der USA und aller Welt den Über- 
gang zur „Großen Gesellschaft" („Great Society'') ankündigte, zu einer Ge- 
sellschaft ohne Armut und Ungerechtigkeit, mit Freiheit für alle und gesi- 
chertem wirtschaftlichem Wachstum. „Wir haben die Macht", erklärte John- 
son damals, „unsere Zivilisation nach unseren Vorstellungen zu gestalten." 40 
Derartige glänzende Zukunftsvisionen haben längst einer pessimistischen 
Grundstimmung Platz gemacht. „Ich habe schlechte Nachrichten", so leitete 
Präsident Gerald Ford seinen „Bericht über die Lage der Nation" im Januar 
1974 ein, „und ich rechne nicht mit Beifall." 41 Die Vertiefung der allgemeinen 
Krise des Kapitalismus, die zyklische Krise, die sich dadurch ständig ver- 
schärfenden ökonomischen und sozialen Widersprüche haben zu latenten 
Erschütterungen des politischen Machtmechanismus und der Politik in den 
USA geführt. Arthur M. Schlesinger, einst einer der Berater von John F. Ken- 
nedy, zeichnete schon Ende der sechziger Jahre das Bild einer kranken Ge- 
sellschaft: „Im Innern sehen wir Gärung und Rebellion, die unsere Städte 
erfaßt haben; zunehmendes Mißtrauen und wachsende Bitterkeit von Minder- 
heiten; fortschreitende Mißachtung der Gebote zivilisierten Zusammenle- 
bens; ein Umsichgreifen der Gewalttätigkeit, ein Anschwellen des Fanatis- 
mus sowohl der äußersten Rechten als auch der äußersten Linken; zuneh- 
mende Neigung, vor allem bei den Intellektuellen, der Jugend und den 
Schwarzen, sich von der bestehenden Ordnung loszusagen." 42 

Die Gcsellschaftskrisc, die in den USA Ende der sechziger Jahre offen 
ausbrach und alle Bereiche erfaßte, hatte zunächst in bedeutendem Maße 
politische Ursachen: die unmenschliche Kriegführung der USA in Indochina, 
den Rassismus — das heißt die Verweigerung der Bürgerrechte für die Afro- 
amerikaner — , die Ermordung prominenter Politiker und Persönlicheiten, 
die Zunahme der Polizeiwillkür gegen demokratische Bewegungen, die gegen 
elementare demokratische Grundsätze verstoßenden Regierungspraktiken 
usw. 

Diese Krise wies somit gegenüber den Krisenerscheinungen in anderen 
imperialistischen Ländern eine Reihe von Besonderheiten auf. Typisch für 
die USA sind seit geraumer Zeit eine sich besonders rapide zuspitzende öko- 
logische Krise, eine zunehmende Massenverarmung, die hohe Kindcrsterb- 
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lichkeit, das Wohnungselend, eine Finanzkrise der Städte und eine Stadtkern- 
krise, das heißt, daß Stadtkerne, vor allem in den Großstädten, in Slums ver- 
wandelt werden. 

ln den siebziger Jahren kam zu diesen Faktoren, die Ausdruck der poli- 
tischen Krise in den USA sind und sie vertiefen, hinzu, daß immer offenkun- 
diger alle Versuche scheiterten, mit Hilfe von staatlichen Eingriffen die Wirt- 
schaft zu regulieren. Die Industrieproduktion ging Anfang der siebziger Jahre 
zurück. Nach einem kurzen Aufschwung in den Jahren 1972 und 1973 folgte 
die schwerste Überproduktionskrise seit den dreißiger Jahren. 


Zyklische Entwicklung der Industrieproduktion in den USA 43 

Jahr Steigerung bzw. Rückgang gegenüber dem Vorjahr 

(in Prozent) 


1966 

8,9 

1967 

1/2 

1968 

4,7 

1969 

4,4 

1970 

-2,7 

1971 

-0.2 

1972 

6,8 

1973 

9,1 

1974 

-0,7 

1975 (1.-3. Quartal) 

-11,0 


Im dritten Quartal 1974 fiel die Industrieproduktion um 2,1 Prozent, 
im vierten Quartal um 5,0 Prozent und im Januar 1975 sogar um 9,4 Prozent. 
Zugleich stieg die offizielle Arbeitslosenquote auf 9,0 Prozent im Januar 
(8,2 Millionen) und erreichte mit 9,1 Prozent (8,4 Millionen) im März 1975 
ihren vorläufigen Höhepunkt. Das ist die höchste Arbeitslosenrate seit 
33 Jahren! 

Diese zyklische Krise verband sich mit einem ganzen Komplex von Kri- 
senerscheinungen, die Ausdruck der sich vertiefenden allgemeinen Krise des 
Kapitalismus als Ganzes sind. Dazu gehört, daß sich das internationale 
Kräfteverhältnis weiter zuungunsten des USA-Imperialismus veränderte, was 
unter anderem dazu führte, daß der Imperialismus nicht mehr wie früher 
die Rohstoffpreise bestimmen kann; dazu gehören die latente Inflation, die 
Energiekrise und die ökologische Krise. All das sind Krisenerscheinungen, die 
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die ökonomische Basis des Imperialismus erfassen und von diesem nicht mehr 
beseitigt werden können. Erkämpfte Lohnerhöhungen hielten mit den wach- 
senden Inflationsraten nicht mehr Schritt. Die Reallöhne sanken. 


Jahr 

Zahl der Arbeitslosen 
(in 1 000) 

Arbeitslosenquote 44 
(in Prozent) 

196S 

2 817 

3,6 

1969 

2 832 

3,5 

1970 

4 088 

4,9 

1971 

4 993 

5,9 

1972 

4 840 

5,7 

1973 

4 304 

5,2 

1974 

5 076 

5,6 

1975 (1. Hjhr.) 8 144 

8,9 


Inflationsraten und Reallohnentwicklung seit 1970 45 


Jahr 

jährliche Inflationsraten 
(Verbraucherpreise) 

Reallohnentwicklung 

1970 

5,8 

-0,5 

1971 

4,3 

1,4 

1972 

3,2 

1,8 

1973 

6,2 

-4,2 

1974 

11,0 

-5,1 

1975 

9,8 



Die gegenwärtige Krise ist tiefer als irgendeine Krise seit den dreißiger 
Jahren. Gus Hall analysierte in einem besonderen Abschnitt des Rechenschafts- 
berichtes an den XXI. Parteitag der Kommunistischen Partei der USA das 
Ausmaß der Wirtschaftskrise, die, wie er formulierte, „eine Stimmung der 
Unsicherheit, des Schocks, der Furcht und der Enttäuschung" hervorruft. Er 
wies darauf hin, daß 37 Millionen Amerikaner, davon allein über 50 Prozent 
der älteren Bürger, unterhalb der offiziellen Armutsgrenze leben, die von der 
Regierung genannten Arbeitslosenquoten auch nicht annähernd alle Arbeits- 
losen erfassen, die Jugend von der Krise als „überflüssige Generation" ge- 
brandmarkt wird und die ökonomische Krise dazu führt, daß die „großen 
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Städte . . . sich zu den Slums der Nation, zu den Zentren der Unterdrückung, 
der Unterernährung und der Korruption" entwickeln. Gus Hall betonte, daß 
die Zeiten einer gewissen ökonomischen Stabilität des Kapitalismus der USA 
vorbei sind: „Für den Kapitalismus gibt es keine Periode der ökonomischen 
Stabilisierung mehr ... Es gibt Anzeichen dafür, daß der Kapitalismus in den 
USA den Talfahrten des britischen und französischen Kapitalismus in den ver- 
gangenen zehn Jahren folgen wird." 46 

Die Politik der USA-Regierung, Maßnahmen zu ergreifen, die sozial be- 
sänftigend wirken sollen, gerät in eine offene Krise. Seit Anfang der siebziger 
Jahre wurden zahlreiche soziale Bundesprogramme gekürzt bzw. zurückge- 
stellt. Allein im Vorschlag von Gerald Ford für den Bundeshaushalt 1975/76 
sind Einsparungen von 17 Milliarden Dollar gegenüber den ursprünglich vor- 
gesehenen Sozialausgaben geplant, während sich die Ausgaben für „nationale 
Verteidigung" um rund acht Milliarden Dollar erhöhten. „Den Amerikanern", 
so verkündete Henry Kissinger, „sind die meisten politischen Programme mit 
dem Argument verkauft worden, sie brächten ihnen Entlastung. Heute müs- 
sen wir ihnen klarmachen, daß es Entlastung niemals geben wird." 47 

Die wachsende ökonomische Labilität macht den herrschenden imperia- 
listischen Kreisen das Regieren schwieriger. Das ist für alle entwickelten ka- 
pitalistischen Länder typisch. Die Schärfe der ökonomischen und sozialen Wi- 
dersprüche in den USA, das offenkundige Scheitern aggressiver außenpoli- 
tischer Konzeptionen des USA-Imperialismus lassen angesichts der kontinu- 
ierlichen Aufwärtsentwicklung von Wirtschaft und Demokratie in der sozia- 
listischen Staatengemeinschaft die Überlebtheit des staatsmonopolistischen 
Kapitalismus im Hauptland des Imperialismus besonders deutlich hervor- 
treten. All dies wirkt sich tiefgreifend auf den Mechanismus der bürgerlichen 
Demokratie in den USA aus, dessen zunehmende Krisenanfälligkeit sich in 
einigen spezifischen Erscheinungsformen widerspiegelt. Die Beziehungen 
zwischen Kongreß und Präsident, die bisherigen Methoden der Zerstörung 
und Beseitigung der demokratischen Rechte, das bestehende Zweiparteiensy- 
stem funktionieren nicht mehr so wie bisher. Auch die Eskalation autoritä- 
rer und offen antidemokratischer Regierungspraktiken, wie sie Richard Nixon 
anwandte, beeinflußte die sich zuspitzende politische Krise nicht unwesent- 
lich. Die Mehrheit der Bevölkerung reagiert seitdem empfindlicher und schär- 
fer darauf, wenn Grundsätze bürgerlicher Demokratie offen verletzt werden. 
Selbst der Druck der Arbeiterklasse auf die politischen Institutionen der bür- 
gerlichen Demokratie ist heute fordernder. Und die Meinungsverschieden- 
heiten innerhalb des Monopolkapitals, „ob der Ausweg in offener Klassen- 
aggression und faschistischer Unterdrückung oder in Konzessionen zu suchen 
ist", nehmen zu 48 Unter diesen Bedingungen vertiefen sich jene latenten Kri- 
sensymptome der bürgerlichen Demokratie, die bereits seit Ende der sech- 
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ziger Jahre unübersehbar waren. Es sind dies die tiefe Vertrauenskrise zwi- 
schen der Mehrheit der Bevölkerung einerseits sowie der Regierung und dem 
bestehenden Parteiensystem andererseits, die Krise zwischen dem Staat und 
den Forderungen der ethnischen Minderheiten, insbesondere der Afroameri- 
kaner, nach wirtschaftlicher, politischer und sozialer Gleichberechtigung, die 
Krise der Bürgerrechte und die Verfassungskrise zwischen der Präsidialge- 
walt und dem Kongreß. 49 

Seit einigen Jahren besteht in den USA eine „Vertrauenskrise zwischen 
dem Volk als Ganzem und der Regierung“. 50 In den USA, in denen das Sy- 
stem der imperialistischen Meinungsmanipulierung besonders wirksam ist, 
äußerte sich der Vertrauensverlust der Bürger gegenüber dem Staat bisher 
vor allem in der Kritik äußerer Erscheinungen. So erklärten im September 1973 
über 70 Prozent der angesprochenen US-Amerikaner in einer Meinungsum- 
frage, die ein Unterausschuß des Senats durchführen ließ, daß vor allem „die 
Käuflichkeit der Politiker" ein ernstes nationales Problem sei, und 61 Prozent 
hielten die „Unfähigkeit der Regierung, Probleme zu lösen", für das eigent- 
liche Grundübel. 51 Lediglich 19 Prozent der Bevölkerung bekundeten „ein 
großes Maß an Vertrauen" gegenüber der Exekutive (1972: 27 Prozent, 1966: 
41 Prozent). Die USA unterscheiden sich in dieser Hinsicht von anderen im- 
perialistischen Hauptländem, wo der Vertrauens Verlust der Bürger gegen- 
über den Institutionen des Staates und den bürgerlichen Parteien mit Wahl- 
erfolgen der kommunistischen Parteien und mit der Erkenntnis einhergeht, 
daß das kapitalistische Gesellschaftssystem untauglich und überlebt ist. In 
den USA jedoch sah, zumindest Ende 1973, die Mehrheit der Bevölkerung der 
USA die Ursache für den politischen, kulturellen und wirtschaftlichen Nie- 
dergang lediglich darin, daß nicht „die richtigen Leute" regieren. 

Hinzu kommt, daß die für den politischen Machtmechanismus des USA- 
Imperialismus charakteristische Kombination einer mächtigen Finanzoligar- 
chie mit einem präsidialen Regierungssystem, das von einem fest etablierten 
kapitalistischen Zweiparteiensystem abgesichert wird, es der Arbeiterklasse 
und den demokratischen Bewegungen außerordentlich erschwert, Einfluß auf 
die Gesetzgebung und die Staatspolitik zu nehmen. Das politische System der 
USA hat sich unter diesen Bedingungen zu einem der raffiniertesten Mecha- 
nismen imperialistischer Herrschaftsausübung entwickelt. Die Tatsache, daß 
die politischen Institutionen der bürgerlichen Demokratie in den USA weit- 
gehend gegen die Volksmassen abgeschirmt sind, verschärft in der Gegen- 
wart in besonderem Maße den Widerspruch zwischen dem demokratischen 
Anspruch dieser Institutionen (der beiden Parteien, des Kongresses, des Präsi- 
denten) und ihrer tatsächlichen Stellung als Instrumente des Monopolkapitals. 
Es wird offensichtlich, daß diese Institutionen keine Sachwalter der Volks- 
interessen sind. Im Gegenteil! Sie bemühen sich, die Krisenlastcn auf die 
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Werktätigen abzuwälzen und den Monopolen trotz der Wirtschaftskrise wach- 
sende Profite zu ermöglichen. 

Der Vertrauensverlust der USA-Bürger gegenüber den bürgerlich-demo- 
kratischen Institutionen erhöht deshalb nicht nur die Instabilität des zen- 
tralen staatlichen Machtmechanismus (so verfügt zum Beispiel die Partei des 
regierenden Präsidenten im Repräsentantenhaus nicht einmal mehr über ein 
Drittel der Abgeordneten). Die sich verschärfenden ökonomischen und sozia- 
len Widersprüche, die Bereitschaft von Teilen der Arbeiterklasse der USA, 
organisierte Kampfformen zu entwickeln; und gewisse Ansätze einer brei- 
ten antimonopolistischen Volksbewegung gegen Inflation und Arbeitslosig- 
keit lassen neue Möglichkeiten entstehen, um die politischen und rechtlichen 
Barrieren zu überwinden, die den Volksmassen die Einflußnahme auf die 
Präsidentschaftswahlen und den Zugang zum Kongreß versperren. 

Die wirtschaftlichen Krisenerscheinungen vertiefen auch die Krise zwi- 
schen dem imperialistischen Staat und der afroamerikanischen Bevölkerung. 
Der Kampf der Bürgerrechtsbewegung der sechziger Jahre erreichte nur ge- 
ringe Fortschritte, die sich vor allem in einigen gesetzlichen Bestimmungen 
und in Gerichtsentscheidungen gegen rassistische Praktiken ausdrückten. Die 
Nixon-Administration war jedoch weder imstande noch gewillt, die Bürger- 
rechtsgesetze und die Gerichtsentscheidungen durchzusetzen und gegen die 
zunehmenden Pogrome weißer Rassisten vorzugehen. Sie hofierte die Reak- 
tionäre aus den Südstaaten mit der „südlichen Strategie" und betrieb eindeu- 
tig Rassenpolitik. Das wiederum ermunterte die Kapitalisten noch vor dem 
Ausbruch der Wirtschaftskrise, die Afroamerikaner verstärkt zu diskriminie- 
ren. 52 „Die Krise in bezug auf Armut und Arbeitslosigkeit, mit der die schwar- 
zen Amerikaner heute konfrontiert sind", so betont der Vorsitzende der KP 
der USA, Henry Winston, „kann mit der Lage keiner anderen Bevölkerungs- 
schicht in den USA . . . verglichen werden." 53 

Die direkte Bedrohung der Existenz vieler afroamerikanischer, aber auch 
weißer Arbeiter trägt dazu bei, daß die Bürgerrechtsbewegung eine neue 
Stufe erreicht. Das widerspiegelt sich im Ansatz bereits in gemeinsamen Ak- 
tionen gegen sinkende Reallöhne, gegen Arbeitslosigkeit und Rassenhetze. 
Dabei ist nicht zu übersehen, daß gegenwärtig die herrschende Klasse neben 
dem Antikommunismus verstärkt auch die Waffe des Rassismus einsetzt, um 
die Aktionsfähigkeit der Arbeiterklasse zu lähmen. Um so bedeutungsvoller 
ist, daß Teile der Arbeiterbewegung und der Bewegung der Befreiung der 
Afroamerikaner gemeinsam mit Abgeordneten des Kongresses den Kampf 
für soziale Verbesserungen, für ein „Gesetz 1976 über Chancengleichheit und 
Vollbeschäftigung" führen. 54 

Angesichts des beginnenden Massenkampfes gegen die Auswirkungen 
der Wirtschaftskrise drängt auch die Krise der Bürgerrechte in den USA nach 
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einer demokratischen Lösung. Die Krise der Bürgerrechte in den USA äußert 
sich darin, daß die Möglichkeiten der Bürger, ihre Rechte zu nutzen, um ihre 
Interessen durchzusetzen, sehr begrenzt sind. Allein schon der Versuch der 
demokratischen Bewegung, die in der Verfassung zugesicherten Grundrechte 
wahrzunehmen, stößt auf ein System staatlicher und außerstaatlicher 
Zwangsmaßnahmen. „Protest ist, vom Inhalt her betrachtet, generell nega- 
tiv" 55 — diese Devise des damaligen Vizepräsidenten der USA, Spiro Agnew, 
macht recht drastisch die Einstellung maßgeblicher Politiker der USA zu den 
Rechten der Bürger deutlich. Grundrechte sollen danach lediglich die Funk- 
tion haben, den herrschenden imperialistischen Kreisen und deren Politik zu 
huldigen. Wenn einst Thomas Jefferson „ewige Feindschaft gegen jede Form 
der Tyrannei über den Geist des Menschen" schwor 56 , so war das in den USA 
nie aktueller als in der Gegenwart. Bei einem Senats-Hearing (Anhörung im 
Senat) im Jahre 1971 stellte sich heraus, daß über einen durchschnittlichen 
Amerikaner zwischen zehn und zwanzig Regierungs- oder Privatakten ange- 
fertigt worden sind. 57 Bereits Anfang der sechziger Jahre waren 13,5 Millio- 
nen US-Amerikaner „im Rahmen irgendeines Sicherheits- oder Zuverlässig- 
keits-Programms" überprüft worden. 58 1,5 Millionen Namen enthält allein die 
Datenbank über „subversive Tätigkeiten". 59 Die Unterdrückungsmaschinerie 
hat die Aufgabe, die Bürger einzuschüchtern, irrezuleiten und die bewußte- 
sten Vertreter der Arbeiter, Bürgerrechts- und Friedensbewegung zu über- 
wachen, gegebenenfalls zu inhaftieren oder gar physisch zu vernichten. Ihre 
Methoden sind unter anderem: die Volksbewegung zu unterwandern; Orga- 
nisationen und Zeitungen zu gründen, die die demokratischen Kräfte des- 
orientieren; Provokationen, Einbrüche, Morde zu organisieren und rassisti- 
sche, militaristische und faschistische Organisationen zu ermuntern, gegen 
die demokratische Bewegung und deren Zeitungen vorzugehen. Dazu gehören 
weiter die intensive Infiltration der Presseagenturen und Massenmedien 
durch FBI und CIA, Brutalität gegen inhaftierte Demonstranten, ihre Verur- 
teilung zu beträchtlichen Freiheitsstrafen (z. B. der „Zehn von Wimblington" 
zu 282 Jahren Gefängnis). Der Präsident beansprucht das Recht, Streiks zu 
verbieten oder auf Grund von Notstandsermächtigungen aus dem zweiten 
Weltkrieg Konzentrationslager einzurichten. Gegen alle bedeutenderen demo- 
kratischen Organisationen — gegen die Bürgerrechtsvereinigungen wie gegen 
die Gewerkschaften — existieren jeweils spezielle Abwehrprogramme des 
FBI. 60 Anzeichen sprechen dafür, daß heute selbst diese Methoden, die darauf 
abzielen, die Bürgerrechte zu zerstören, in eine Krise geraten sind und nicht 
mehr den Aufschwung der antimonopolistischen Bewegung in den USA ver- 
hindern können. Die Empörung der Masse der US-amerikanischen Bevölke- 
rung über Watergate und über die antidemokratischen Praktiken von CIA 
und FBI zwingt die herrschenden imperialistischen Kreise, offen terroristische 
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Methoden vorsichtiger anzuwenden. Die Folgen der Wirtschaftskrise erzeugen 
eine Kampfstimmung unter den Volksmassen, und es wächst die Tendenz 
zum Zusammenschluß der verschiedenen demokratischen Strömungen, wie 
das seit Jahrzehnten nicht zu beobachten war. 

Auch die seit mehreren Jahren latente Verfassungskrise zwischen der 
vom Präsidenten verkörperten Exekutive und der Legislative in Gestalt des 
Kongresses wird von den schweren wirtschaftlichen Krisenerscheinungen be- 
einflußt. Diese Krise, die im Zusammenhang mit den reaktionären Wand- 
lungen im zentralen staatlichen Machtmechanismus ausführlich darzustellen 
ist, äußerte sich in zunehmenden politischen Meinungsverschiedenheiten 
zwischen dem Präsidenten und dem Kongreß vor allem über Fragen der 
Außenpolitik, der Sozialpolitik und der Kompetenzverteilung. Diese Kontro- 
versen, die auf die Gesetzgebung, die Bewilligung von finanziellen Mitteln 
und die Funktionsfähigkeit des zentralen staatlichen Machtmechanismus in 
bedeutendem Maße einwirken, widerspiegeln Differenzen innerhalb der 
Monopolbourgeoisie. Infolge der sich verschärfenden ökonomischen Wider- 
sprüche, des erzwungenen Rücktritts von Richard Nixon und der Tatsache, 
daß der Aggression der USA in Indochina ein Ende gesetzt worden ist, ver- 
lagert sich der Schwerpunkt der Meinungsverschiedenheiten auf die Frage 
nach den unter den gegenwärtigen Bedingungen geeigneten Methoden, um 
die Herrschaft weiter ausüben zu können, sowie der Wirtschaftspolitik. Die 
„Politik des staatsmonopolistischen Kapitalismus im Kampf gegen den Kom- 
plex von Krisenerscheinungen ist durch schroffes Hin und Her gekennzeich- 
net und ruft unter der herrschenden Klasse ungewöhnlich heftige Divergen- 
zen in einzelnen Fragen hervor" 61 . Mit dem wachsenden Widerstand der 
Bevölkerung gegen die Krisenlasten — unter anderem gegen die Kürzung der 
Sozialprogramme durch den Präsidenten — sehen sich gerade auch die Abge- 
ordneten und Senatoren des Kongresses zugleich mit vielfältigen politischen 
und sozialen Forderungen ihrer Wähler konfrontiert. 



5 . 


Die Metamorphose 

des zentralen Staatsmechanismus 

der USA 

im staatsmonopolistischen Kapitalismus 


5.1 . Autoritäre Wandlungen des RegierungssYStems 


Die herrschenden imperialistischen Kreise der USA reagierten, wie be- 
reits dargestellt, vor allem seit den dreißiger Jahren sehr umfassend auf die 
wachsenden Anforderungen der Monopole an den bürgerlichen Staat. Sie 
taten dies, indem sie die in den USA vorhandene spezifische Form des präsi- 
dialen Regierungssystems mit den „Presidential Powers", den weitgehenden 
und schwer kontrollierbaren Machtbefugnissen des Präsidenten, ausbauten 
und ausnutzten, um so ihre Herrschaft zu sichern. Unter dem Mantel des 
Präsidialsystems bereitete das USA-Monopolkapital schrittweise autoritäre 
und teilweise faschistische Herrschaftsformen und -methoden vor und wandte 
sie verstärkt an. In der theoretischen Zeitschrift der Kommunistischen Partei 
der USA „political affairs" wird dies als ein „langwährender Prozeß" bezeich- 
net, „in dem Präsidenten der Demokratischen wie der Republikanischen Par- 
tei mitgewirkt haben 1 '. 1 Den bisherigen Höhepunkt erreichte diese Entwick- 
lung unter Präsident Nixon und äußerte sich am spektakulärsten, krassesten 
in der Watergate-Affäre. 

Die eigentlichen Ursachen für die autoritären Wandlungen der Regie- 
rungsform in den USA sind die monopolkapitalistischen Eigentums- und 
Machtverhältnisse und das der Monopolbourgeoisie innewohnende Streben, 
demokratische Institutionen einzuschränken oder ihrem Einfluß zu unter- 
werfen und die staatliche Macht zu konzentrieren. Das Verständnis und der 
Stil des jeweiligen Präsidenten für die Führung dieses Amtes können dabei 
durchaus mehr oder weniger begünstigend wirken. Entscheidende Verände- 
rungen im Verhältnis der drei zentralen Staatsgewalten — Präsident, Kongreß 
und Oberstes Gericht — hinsichtlich der Modifizierung des föderalistischen 
Staatsaufbaus und der Herrschaftsmethoden gehen vom jeweiligen Präsi- 
denten unabhängig vor sich. Diese Veränderungen sind Ausdruck dafür, daß 


110 



die Staatsform in den USA den Bedürfnissen der Monopolbourgeoisie ange- 
paßt wird. Sie sind jedoch auch ein günstiger Nährboden für solche Erschei- 
nungen wie Watergate, die den Volksmassen „die Korruption, das totale 
Fehlen von sozialem Bewußtsein, die Verschwörermentalität, die Gangster- 
moral, die Handlungen von Verzweiflung offenbart hat, die alle den Verfall 
des Kapitalismus ... in der Periode seiner allgemeinen Krise widerspiegeln" 2 . 

Das ist in erster Linie der Zusammenhang, in den auch die Watergate- 
Affäre gestellt werden muß. Zugleich ist allerdings nicht zu übersehen, daß 
die entspannungsfeindlichen Kräfte der USA Watergate sofort ausnutzten, um 
gegen einen Präsidenten vorzugehen, der das internationale Kräfteverhältnis 
realistisch einschätzte und deshalb auf Teilgebieten Weichen für eine fried- 
liche Koexistenzpolitik stellte und weitere Weichen stellen wollte. 

Watergate war und ist nicht, wie hin und wieder angenommen wird, nur 
jener Komplex von Vorgängen, die sich aus dem am 17. Juni 1972 begangenen 
Einbruch im Watergate-Hotel, dem Hauptquartier der Demokratischen Partei 
in den Präsidentschaftswahlen 1972, und den nachfolgenden Manövern, um 
diese Affäre zu vertuschen, zusammensetzt. 

Watergate schließt auch jene Vorgänge ein, die selbst nach amerika- 
nischen Vorstellungen den Rahmen illegaler Aktionen im Wahlkampf sowie 
illegaler Wahlkampfzuwendungen gesprengt hatten und die vom Komitee 
zur Wiederwahl des Präsidenten („Committee to Re-Elect the President"), 
dem Präsidenten selbst und von zahlreichen seiner engsten Mitarbeiter ver- 
antwortet werden mußten. Dabei wird gerade daran, wie das genannte Ko- 
mitee zusammengesetzt war — von 23 Abteilungsleitern kamen 17 direkt aus 
dem White House Office — , deutlich, wie weit die Verschmelzung von Staats- 
spitze und Parteibürokratie in den USA vorangetrieben werden kann. 

Zu Watergate gehört ferner die Affäre der „Klempner", die sowohl Ge- 
spräche innerhalb des Weißen Hauses abhörten als auch jene Personen über- 
wachten, die die Nixon-Regierung als ihre innenpolitischen Gegner betrach- 
tete und denen deshalb ihr besonderes Interesse galt. In diesem Zusammen- 
hang ist auch auf die Einleitung von Verfahren gegen derartige Gegner wegen 
angeblicher Steuerhinterziehung hinzuweisen, um sie unter Druck zu setzen. 
Bekannt geworden sind auch zahlreiche vom Komitee zur Wiederwahl des 
Präsidenten eingeleitete Intrigen, um den Nixon genehmen Präsidentschafts- 
kandidaten der Demokratischen Partei George McGovern gegenüber Senator 
Edmund S. Muskie zu begünstigen und dann während des Wahlkampfes den 
gleichen McGovern als „Linksradikalen" zu verdächtigen. 3 

Mehr oder weniger eng mit Watergate sind noch weitere Skandalaffären 
verbunden: So, als am 3. September 1971 zwei damalige Mitarbeiter des 
Weißen Hauses in die Praxis des Psychiaters von Daniel Ellsbcrg, Lewis 
Fielding, einbrachen. Gegen Ellsberg, der die Pentagon-Papiere an die „New 
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York Times" weitergegeben hatte, sollte belastendes Material beschafft wer- 
den. Weiterhin der Fall der an Skandalen reichen ITT (1971/72). Der ITT- 
Konzern hatte versprochen, für die Wahlkampagne der Republikaner 
400 000 Dollar zu spenden. Als Gegenleistung sollte Richard Nixon die Ein- 
leitung eines Revisionsverfahrens vor dem Obersten Gericht verhindern. Es 
bestand Grund zu der Annahme, daß dieser Konzern in dem Verfahren wegen 
Verstoßes gegen Anti-Trustbestimmungen verurteilt werden würde. Und 
schließlich betraf das Spiro T. Agnew. Agnew war der erste im Amt befind- 
liche Vizepräsident der USA, der wegen eines kriminellen Delikts zu einer 
Freiheitsstrafe (auf Bewährung) und zu einer hohen Geldstrafe verurteilt 
wurde. Dabei bewahrte ihn das Schuldbekenntnis im harmlosesten Punkt 
der Anklage (Steuerhinterziehung) vor einer weiteren Strafverfolgung und 
höheren Strafe (wegen Bestechung und Erpressung). 

Die Watergate-Affäre erstreckte sich nicht allein auf den Präsidenten und 
seine Minister, sondern berührte unmittelbar alle entscheidenden Verfas- 
sungseinrichtungen (auch beide Häuser des Kongresses und das Oberste 
Gericht) sowie die zwei großen bürgerlichen Parteien in ihren Wechsel- 
beziehungen. Vor allem aber hat Watergate bloßgclegt, daß der Verfall der 
bürgerlichen Demokratie in den USA sich auf der Grundlage einer besonders 
ausgeprägten Verquickung von Politik, Profit und persönlicher Bereicherung 
vollzieht. Nixon hatte die präsidiale Macht so weit ausgedehnt, daß die 
Existenz der bürgerlichen Demokratie in den USA in Frage gestellt war. 
Mit allem Ernst weist James E. Jackson, Mitglied des Nationalkomitees der 
Kommunistischen Partei der USA, darauf hin, daß das Watergate-Komplott 
zu „einer geheimen Marschroute für die Institutionalisierung einer besonde- 
ren. amerikanisierten modernen Version des Faschismus führen sollte . . . 
Diese Marschroute zum Faschismus in Form eines Trojanischen Pferdes sollte 
ohne Faschisten und ohne faschistische Partei realisiert werden." 4 Gerade 
unter diesem Gesichtspunkt signalisieren die Ereignisse um Watergate und 
der Ausbau der Präsidialmacht unter Nixon, worauf noch näher einzugehen 
ist, alarmierend das Ausmaß der reaktionären Entartung der bürgerlich- 
republikanischen Staatsform in den USA. Die für die Machtausübung be- 
stimmenden staatlichen Institutionen wiesen besonders unter Nixon eine 
ausgesprochen antidemokratische Struktur auf (der Beraterstab des Präsi- 
denten und der Nationale Sicherheitsrat). Sie unterlagen keiner demokra- 
tischen Kontrolle und drohten selbst die bürgerlich-demokratische Hülle ganz 
zu sprengen. 

Diese Situation hat sich auch mit dem erzwungenen Rücktritt von Richard 
Nixon grundsätzlich nicht geändert. Die Kommunistische Partei der USA 
schätzte auf ihrem XXI. Parteitag ein, daß das „Committee of Forty", (das 
40er-Komitee, ein Bestandteil des Nationalen Sicherheitsrates) „eine 
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US-Version der Juntas, die in anderen Ländern eine Diktatur errichteten" 5 , 
darstellt. Und dieses Komitee besteht auch heute noch! 

Gerald Ford übernahm alle wichtigen Herrschaftsinstitutionen und 
-methoden seiner Vorgänger. Die von ihm durchgesetzte Wahl des Multi- 
millionärs Nelson A. Rockcfellcr als Vizepräsident der USA gibt Aufschluß 
darüber, wie ernst das Monopolkapital seine Situation beurteilt. Es übertrug 
nunmehr einem, der dem engsten Führungskreis angehört, die Aufgabe, in 
diesem Staatsamt rechtzeitig Vorbeugen zu helfen, daß die autoritäre Macht 
des präsidialen Kerns der Exekutive nicht aufgeweicht würde. Die Ausein- 
andersetzung um Watergate hat sicherlich dazu beigetragen, Teilen der Be- 
völkerung in den USA das Ausmaß des Verfalls der bürgerlichen Demokratie 
bewußt zu machen. Auch hat die Proteststimmung gegen die Verantwort- 
lichen der Watergate-Affäre die Defensive der herrschenden imperialistischen 
Kreise in den USA verstärkt und sie gezwungen, einige kosmetische Korrek- 
turen vorzunehmen (zum Beispiel hinsichtlich der Geheimdienste) und ein 
wenig den Schleier zu lüften, der ansonsten sorgsam die vielfältigen Defor- 
mationserscheinungen der Staatsform der bürgerlichen Demokratie verdeckt. 
Die grundlegenden gesellschaftlichen Verhältnisse und politischen Faktoren, 
die der Boden für die Watergate-Affäre waren — das Zusammenwirken zwi- 
schen Monopolen und Staatsspitze, die antidemokratischen Strukturen der 
Präsidialmacht, das in besonderer Weise von Korruption geprägte politische 
System des USA-Imperialismus und vieles andere — , existieren jedoch auch 
weiterhin. 

Das von bürgerlichen Politologen, Historikern urid Journalisten geprägte 
Schlagwort von der durch Watergate ausgelösten „Selbstkorrektur" des poli- 
tischen Systems 0 , wie es zum Beispiel in einer Schlagzeile der „New York 
Times" vom 11. August 1974 „The Constitution is alive and well" zum Aus- 
druck kam, geht deshalb auch völlig an den Tatsachen vorbei. Es beruht dar- 
auf, daß die klassenmäßigen Wurzeln der mit Watergate verbundenen Vor- 
gänge negiert werden, und dient letztlich dazu, deren Ursachen zu ver- 
schleiern. Die These von der angeblichen Selbstkorrektur des politischen 
Systems geht überdies von einer einengenden Position aus, die die Watergate- 
Affäre weitgehend als Mischung von Kriminalgroteske und Verfassungskon- 
flikt zwischen Präsident und Kongreß herunterspielt. Damit soll die Illu- 
sion erzeugt und erhalten werden, der Kongreß habe „demokratischeren" 
Charakter als der Präsident. In der politischen Realität ist der Kongreß von 
den wahren Interessen der Volksmassen zumeist ebensoweit entfernt wie 
der Präsident. Auch die häufig behauptete „größere Redlichkeit" der Abge- 
ordneten und Senatoren trifft keinesfalls zu, denn im Repräsentantenhaus 
und im Senat sind Korruption und andere Mißbräuche ähnlich häufig wie in 
der Führungsspitze des Weißen Hauses. Die nunmehr verbreitete Auffassung 
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vom bevorstehenden „Ende der politischen Krise" widerspricht gleichermaßen 
der Wirklichkeit, da die Ereignisse seit dem Präsidentenwechsel bestätigen, 
daß die Kontroversen zwischen Präsident und Kongreß anhalten und die poli- 
tischen Probleme und Krisenerscheinungen weiterbestehen. 

Der Verfassungskonflikt, der sich in der Watergate-Affäre äußert, und 
überhaupt die Auseinandersetzungen zwischen dem Präsidenten und dem 
Kongreß in den letzten sechs Jahren sind in erster Linie als Fraktionskämpfe 
zwischen verschiedenen Monopolgruppierungen sowie von ihnen beherrsch- 
ter staatlicher Institutionen zu werten. Es handelt sich keineswegs etwa um 
einen Kampf, der zum Ziel hat, demokratische Elemente in das politische 
System des USA-Imperialismus einzuführen. Hauptfeld dieser Auseinander- 
setzungen ist — neben der Wirtschafts- und Sozialpolitik — die künftige Poli- 
tik gegenüber der Sowjetunion, der sozialistischen Staatengemeinschaft. 
Gegenwärtig existiert ganz offensichtlich keine Übereinstimmung zwischen 
den verschiedenen Gruppierungen der Monopolbourgeoisie hinsichtlich der 
zukünftigen Militär-, Handels- und Außenpolitik gegenüber der sozialistischen 
Staatengemeinschaft wie im wesentlichen bis 1960/61. 

Nixon hat parlamentarische Kontrollrechte in besonders krasser Weise 
mißachtet. Es trifft auch zu, daß Abgeordnete und Senatoren im Kongreß, 
zunächst nur zögernd, später massiver, gegen den schwindenden Einfluß 
dieser Verfassungsinstitution zugunsten der Exekutive auf begehrten. Die Be- 
hauptung, daß eine „Selbstkorrektur'' erfolgt sei, als der Präsident abgelöst 
wurde, und daß sich das Verhältnis zwischen Kongreß und Präsidenten ver- 
ändert habe, nährt jedoch unreale Vorstellungen, die darin bestehen, daß nun 
wieder eine den Prinzipien der Verfassung der USA entsprechende „funktio- 
nierende Gewaltenteilung" entstehe. 

Die staatsrechtliche Entwicklung der USA in diesem Jahrhundert hat 
„längst den formalen Rahmen der verfassungsmäßigen Gewaltentcilung über- 
schritten" 7 . Aber Watergate wie auch die Tatsache, daß die enorm ausgeweite- 
ten „Presidential Powers" unter Gerald Ford bcibehaltcn werden, kennzeich- 
nen deutlich, wie die Exekutive auf Kosten der Legislative ihre Macht erwei- 
tert und gefestigt hat. Diese Entwicklung hat sich, wie schon erwähnt, unter 
dem Deckmantel des verfassungsrechtlich vorgezeichneten präsidialen 
Regierungssystems intensiv vollzogen. Die geltenden Grundsätze der Verfas- 
sung der USA über die Trennung der Gewalten („Separation of powers") 
sowie das System von Hemmungen und Gegengewichten („checks and ba- 
lances") zwischen den drei zentralen Gewalten stehen jedoch im Widerspruch 
zu grundlegenden Veränderungen im Verhältnis dieser Gewalten, wie sie 
sich unter den Bedingungen des staatsmonopolistischen Kapitalismus heraus- 
gebildet haben. Das trifft besonders darauf zu, daß sich der Präsident solche 
Rechte und Kompetenzen des Kongresses weitgehend angeeignet hat, wie 
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das Gesetzgebungs- und Budgetrecht, die Zuständigkeiten für Kriegserklärun- 
gen und Fragen der Außenpolitik sowie die Abschirmung des präsidialen 
Kerns der Exekutive gegen irgendwelche „Hemmungen" des Kongresses. 

Die Kompetenzverschränkungen dienten seinerzeit, als die Verfassung der 
USA ausgearbeitet und verteidigt wurde, dazu, den demokratischen Charak- 
ter der zu schaffenden Staatsordnung hervorzuheben. Die Trennung der 
Gewalten und deren gegenseitige Hemmung seien notwendig, so wurde ge- 
sagt, um bestimmten, der „menschlichen Natur" entspringenden negativen 
Charaktereigenschaften, wie Ehrgeiz, Egoismus und Machtgelüste, Grenzen 
zu setzen. 8 James Madison behauptete geradezu, eine solche Staats- und Ver- 
fassungsstruktur mit geschaffen zu haben, die die „menschlichen Schwächen" 
gewissermaßen neutralisiert und davon ausgeht, „das Fehlen edler Motive 
durch die Förderung rivalisierender Interessen auszugleichen" 9 . Aber bereits 
damals wurden Konsequenzen dieser Theorie negiert, wenn sie der Bour- 
geoisieherrschaft hätten gefährlich werden können. Die Einrichtung des 
Senats als Gegengewicht zum Repräsentantenhaus, die Wahl des Präsiden- 
ten, die vom Parlament nicht beeinflußt werden kann, und ähnliches machen 
das deutlich. Das Mißtrauen der amerikanischen Verfassungsväter galt dem 
Kampf der Volksmassen und insofern auch einer Legislative, die sich der 
Interessen des Volkes annehmen könnte.- „Gefährlicher Ehrgeiz (lauert) viel 
öfter hinter der trügerischen Maske des Eifers für die Rechte des Volkes . . . 
als hinter dem so bedrohlich scheinenden Eifer für die Macht und Stärke 
der Regierung." 10 

In der Verfassungskonzeption von der Teilung der Gewalten besteht in 
der Vergangenheit und Gegenwart das fiktive und illusionierende Moment 
darin, daß die Kernfrage einer demokratischen Staats- und Verfassungsent- 
wicklung, die Eigentums- und Machtfrage, überhaupt nicht gestellt wird. Statt 
dessen wird das Problem einer demokratischen Regierungsform als eine 
„richtige" Verteilung der Rechte und Kompetenzen zwischen den drei zentra- 
len Gewalten dargestellt. Auf diese Weise sollen die bestehenden Machtver- 
hältnisse verschleiert werden. Der Staat und die Verfassung werden, „der 
menschlichen Natur" völlig entsprechend, heiliggesprochen. 

Das mit den „Machtgelüsten des Menschen" motivierte System der Tren- 
nung der Gewalten, der Hemmungen und der Gleichgewichte, wie es 1787 
geschaffen wurde, stimmt sicher mit dem Bild des egoistischen, auf Vorteil 
und Profit bedachten Bourgeois überein. Es diente der erklärten Absicht der 
Verfassungs väter, zu verhindern, daß die bestehenden Eigentumsverhältnisse 
beseitigt werden. Es steht jedoch damit noch nicht mit den Anforderungen 
des Monopolkapitals an die Form und Struktur des zentralen Staatsmecha- 
nismus unter den Bedingungen des staatsmonopolistischen Kapitalismus im 
Einklang. Die verfassungsrechtliche Aufteilung der Kompetenzen zwischen Exe- 
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kutive, Legislative und Justiz hat sich kaum durch Verfassungsänderungen 11 , 
sondern auf dem Wege verändert, daß sich der Präsident Befugnisse und 
Privilegien aneignete und sie zum Teil verfassungsgerichtlich sanktionieren 
ließ. Deshalb können sich jene politischen Kräfte, die sich heute aus unter- 
schiedlichen Gründen gegen die autoritäre Macht des Präsidenten wenden, 
auf einige Bestimmungen der Verfassung der USA berufen. 

Wenn in den folgenden Abschnitten die veränderten Strukturen, Kompe- 
tenzen und Wechselbeziehungen zwischen Präsidialgcwalt, Kongreß und 
Oberstem Gericht untersucht werden, so ist dabei auch zu beachten, daß es 
nicht um Kompetenzverschiebungen schlechthin geht, sondern daß alle drei 
Gewalten eng mit dem Monopolkapital, dessen Verbänden und Institutionen 
Zusammenwirken und dadurch das Klassenwesen wie auch die Funktions- 
weise des Rcgierungssystems bestimmen. 

Natürlich gibt es in den USA wie in anderen imperialistischen Ländern 
mannigfaltige Organisationen, die auf die staatlichen Entscheidungen und 
Institutionen Einfluß zu nehmen suchen. So konnte bekanntlich selbst ein so 
obskurer Verein wie die „Anti-Saloon-League" im Jahre 1919 im 
XVIII. Amendment zur Verfassung, das 1933 wieder aufgehoben wurde, er- 
reichen, daß die Herstellung, der Verkauf und der Transport von Alkohol 
in den USA verboten wurden. Die bürgerliche Theorie von den „pressure 
groups", die auf derartige Erscheinungen hinweist und die Veteranenvereini- 
gungen und Gewerkschaften auf die gleiche Stufe mit den Monopolverbänden 
stellt, unterschlägt, daß der Einfluß, der die Gesetzgebung und Staatspolitik 
tatsächlich bestimmt, allein von Konzernen und deren Organisationen aus- 
geht. Diese nutzen die Wahlen als „Kapitalinvestitionen in der Politik", ver- 
fügen über enge Beziehungen zu den Abteilungen des Exekutivbüros des Prä- 
sidenten und zu den Ministerien. Sie beherrschen weitgehend das Beiräte- 
system und die Regulierungskommissionen und nehmen entscheidenden Ein- 
fluß auf die Tätigkeit des Senats, des Repräsentantenhauses und des Obersten 
Gerichts. Sie sind zumeist, wenn sie nicht auf den Widerstand anderer Kapi- 
talgruppen stoßen, in der Lage, ihnen genehme Gesetze oder Verordnungen 
durchzudrücken, erwünschte staatliche Aufträge zu erhalten, gegen ihre Inter- 
essen gerichtete gesetzgeberische Vorhaben zu Fall zu bringen oder zu ver- 
hindern, daß verabschiedete Gesetze durchgeführt werden. 12 

Auch in den USA bestehen Verbände der Produktionsmittelbesitzer, 
die ihre entscheidende Aufgabe darin sehen, Einfluß auf die Wirtschafts-, 
Steuer-, Sozial- und Außenpolitik zu nehmen. Sie sind Teil des politischen 
Systems des Imperialismus. Dazu gehören: die Handelskammer der USA 
(Chamber of Commerce of the United States), in der 4 000 Handelskammern 
und 25 000 Mitgliederfirmen zusammengeschlossen sind, die Vereinigung der 
gewerblichen Wirtschaft (National Association of Manufactures) mit 
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19 000 Firmen sowie das Komitee für wirtschaftliche Entwicklung (Committee 
for Economic Development), dem 200 Vertreter der führenden Konzerne an- 
gehören. 13 In den USA haben darüber hinaus eine Reihe von Gruppierungen 
des Großkapitals einen bedeutenden Einfluß, die sich auf territorialer Grund- 
lage (Finanzgruppen) oder auf funktionaler Grundlage (zum Beispiel der 
Zusammenschluß von Rüstungsmonopolen in der National Security Industrial 
(Association) herausgebildet haben. 14 Auch gründen die mächtigsten Konzerne 
bzw. bestimmte Monopolgruppen spezielle Institute oder Stiftungen, um 
ihren politischen Einfluß zu erhöhen. Eines dieser Institute ist das American 
Petroleum Institute, das als politisches Instrument der großen Ölkonzerne 
(neben 350 weiteren Aktiengesellschaften sind an diesem Institut beteiligt: 
Exxon, Mobil, Shell, Standard Oil of Indiana, Texaco, Gulf und Standard Oil 
of California) anzusehen ist. Dieses Institut unterhält allein in Washington 
einen Stab von 200 Mitarbeitern und Büros in Dallas und New York. 

Die Verbände, Gruppen und Stiftungen des Monopolkapitals der USA 
bereiten maßgebende Entscheidungen des Staates vor. Der politische Apparat 
des Monopolkapitals nimmt Einfluß auf die Exekutive, das Parlament und 
die Justiz und prägt deren gesetzgeberische und politische Maßnahmen. 
Dabei führen die verschiedenen Gruppierungen und Verbände des Monopol- 
kapitals einen zum Teil erbitterten Kampf, um die für sie wichtigen Staats- 
organe zu beherrschen. 

Die nichtstaatlichen Institutionen, Foren, in denen führende Repräsen- 
tanten des Staates, der Monopole, der politischen Wissenschaften und der 
Parteien Zusammenwirken, übernehmen wichtige Aufgaben bei der staats- 
monopolistischen Willensbildung. Ein typisches Beispiel dafür sind die soge- 
nannten Bilderberg-Tagungen, die mindestens einmal im Jahr unter strengster 
Geheimhaltung abgehaltcn und auf denen Grundfragen der USA-Politik er- 
örtert werden. Ihren Namen erhielten diese Beratungen nach dem Hotel 
„Bilderberg' in Oosterbeek (Niederlande), in dem 1954 das erste Treffen 
dieser Art stattfand. 

Themen von Konferenzen waren: „Das »Gleichgewicht der Macht' im 
Lichte der letzten internationalen Entwicklungen", „Möglichkeiten der Ver- 
änderung der Rolle Amerikas in der Welt" oder „Der Beitrag der Wirtschaft 
zur Lösung des Problems der sozialen Instabilität". 

Die Bilderberg-Tagungen waren und sind ein entscheidendes Instrument, 
um vor allem die USA-Politik den sich verändernden Realitäten anzupassen 
und zugleich mit maßgebenden Repräsentanten, insbesondere der NATO- 
Staaten, bevorstehende Entscheidungen abzustimmen. 

Von den 39 Mitgliedern des Lenkungsausschusses der Bilderberg-Gruppe 
kommen 15 aus den USA. Sie alle sind im Rat für auswärtige Beziehungen 
(Council on Foreign Relations) vertreten, der sehr eng mit dem Rockefeller- 
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Imperium verbunden ist und die Aktivitäten der USA-Außenpolitik maßgeb- 
lich beeinflußt. Zu den jeweils 100 bis 300 Teilnehmern gehörten — das kenn- 
zeichnet die Bedeutung dieser Foren - führende staatliche Repräsentanten 
der USA, wie G. Ford, H. Kissinger, W. Fulbright, prominente Angehörige 
der Finanzoligarchie, wie David Rockefeller, H. Ford II., sowie Ideologen der 
USA-Globalstrategie, wie Z. Brzezinski. 15 

Teilnehmer aus Frankreich waren zum Beispiel G. d'Estaing, G. Defferre, 
Baron Edmond d'Rothschild. Aus der BRD nahmen mehr oder weniger regel- 
mäßig teil : H. Abs, H.-G. Sohl, A. C. Springer, H. Schmidt, F. J. Strauß, R. Lö- 
wcnthal, K. Mehnert. 

Die Diktatur der Monopolbourgeoisie wird somit und gerade auch in den 
USA — unter den Bedingungen des präsidialen Regierungssystems, einer Viel- 
zahl von Organisationen und Gruppierungen des Monopolkapitals, eines um- 
fangreichen Exekutivapparates, des föderativen Staatsaufbaus und eines 
immer noch einflußreichen Kongresses — mittels eines sehr vielschichtigen 
und komplizierten Mechanismus verwirklicht. * 


5.2. Der Ausbau der Präsidialmacht 


In den USA wie auch in den anderen imperialistischen Ländern werden 
die unter den Bedingungen des staatsmonpolistischen Kapitalismus, der welt- 
weiten Klassenauseinandersetzung zwischen Sozialismus und Kapitalismus 
sowie der wissenschaftlich-technischen Revolution schnell wachsenden Auf- 
gaben des Staates zum überwiegenden Teil von der Exekutive übernommen. 
Nur sie verfügt über einen entsprechenden Apparat, um die Volksmassen 
niederzuhalten und um im Interesse der Monopole Eingriffe in die Wirtschaft 
und in andere gesellschaftliche Bereiche vorzunehmen. 

Wenn auch die Ausweitung der Präsidialmacht als Kern der Exekutive 
immer wieder auf Hindernisse, auch auf den Widerstand des Kongresses, 
stößt, so stellt das ihre beherrschende Stellung im zentralen Staatsmechanis- 
mus, den Anspruch der Exekutive, daß sie „die vorrangige und entscheidende 
Rolle spielt und an die Stelle der beiden anderen Regierungsgewalten treten 
kann" 16 , keineswegs in Frage. 

Es ist bereits darauf verwiesen worden, daß bestimmte, vor nahezu 
190 Jahren geschaffene Grundstrukturen des Staatsaufbaus in den USA in 
diesem Jahrhundert die Entwicklung des Staates spezifisch geprägt haben. 
Der Präsident und sein Apparat wurden zum Zentrum der staatsmonopolisti- 
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sehen Machtausübung, der Präsident selbst zum „Oberhaupt der amerikani- 
schen Milliardäre" 17 . Seine Befugnisse und ihr Ausbau gestalteten sich zum 
Dreh- und Angelpunkt der Konzentration und Zentralisation staatlicher 
Macht in den USA. 

„Wo sie (die Präsidentschaft — d. Verf.) einst Gegenstand des antimonar- 
chistischen Argwohns war" — so sehen es bürgerliche Staatswissenschaftler 
der USA — , „regiert der Präsident heute als der amerikanische ,König' . . . 
Wo einst die Legislative als die führende Institution des amerikanischen Staa- 
tes angesehen wurde, spielt heute der Präsident die zentrale Rolle." 18 

Mehrere politische und verfassungsrechtliche Faktoren begünstigen diese 
Entwicklung. In der Funktion des Präsidenten vereinigen sich sowohl die 
Funktion des Ministerpräsidenten als auch die des Staatspräsidenten. In 
seinen Händen liegt ohne Einschränkung die exekutive Gewalt. Die Verfas- 
sung der Vereinigten Staaten von Amerika bestimmt: „Die vollziehende Ge- 
walt liegt beim Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika' (Artikel II, 
Abschnitt 1). Der Präsident ist gegenüber dem Senat und dem Repräsen- 
tantenhaus im eigentlichen Sinne nicht rechenschaftspflichtig. 19 Er kann nicht 
einmal veranlaßt werden, vor dem Kongreß zu erscheinen. Die Minister wer- 
den allein von ihm ernannt, können von ihm jederzeit entlassen werden und 
sind an seine Weisungen gebunden. Das bestehende Zweiparteiensystem, die 
finanzielle Abhängigkeit der Präsidentschaftskandidaten von den großen 
Konzernen und das Wahlrecht gewährleisten zuverlässig, daß die Spitze der 
Exekutive stets von einem den Monopolinteressen ergebenen Politiker ein- 
genommen wird. Zugleich bedingt die Struktür dieses Parteiensystems, daß 
die Politik des Präsidenten faktisch keiner Kontrolle der Parteiorganisation 
oder der Parteimitglieder unterliegt. 

Natürlich ist die beispiellose Machtfülle, die in den Händen des Präsi- 
denten der USA konzentriert ist, keine neue Erscheinung. Mark Twain schrieb 
schon in der Zeit des Übergangs vom vorimperialistischen Kapitalismus zum 
Imperialismus: „Unser Monarch ist stärker, despotischer und selbstherr- 
licher als irgendein Monarch in Europa. Seine Befehle aus dem Weißen Haus 
werden weder durch Gesetz noch Tradition gezügelt, er kann den Kongreß 
in Zaum halten ... Er kann die Zentralgewalt verstärken und konzentrieren 
und die Staaten ihrer Rechte berauben ... Er kann den Obersten Gerichtshof 
mit seinen Anhängern besetzen." 20 Neu ist allerdings der Klasseninhalt der 
Präsidialmacht der USA als „Zentrale des Militär-Industrie-Komplexes und 
des Monopolkapitals im allgemeinen" 21 . Nicht zu übersehen ist auch, daß der 
Kompetenzzuwach? des Präsidenten (auf Kosten des Kongresses und der 
Einzelstaaten) in der Gegenwart eine neue Stufe erreicht hat und daß der 
direkt vom Präsidenten geleitete staatliche Apparat wesentlich ausgeweitet 
wurde. Die parlamentarisch weitgehend unabhängige, mit zahlreichen Rech- 
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ten ausgestattete Präsidialmacht erwies sich beim Übergang zum staatsmono- 
polistischen Kapitalismus als geeignete Institution, um die Macht der Exe- 
kutive gegen das Volk und gegen die traditionellen parlamentarischen Insti- 
tutionen maßlos auszudehnen. Die Weichen dafür wurden in den ersten Jahr- 
zehnten dieses Jahrhunderts, insbesondere in der Zeit des „New Deal", ge- 
stellt. „Präsident Roosevelt", so betonte Gus Hall, „war ein Krisenpräsident. 
Zur gleichen Zeit, als er sich zu Projekten sozialer Wohlfahrtsprogramme 
gezwungen sah, initiierte er in der Tat — vor allem in seiner zweiten Amts- 
periode — viele dieser autoritären Staatskonzepte. Präsident Truman fügte 
den nationalen Notstand' als einen Schild hinzu, hinter dem die Exekutive 
sich weitere Machtbefugnisse aneignete. Und jeder Präsident hat seitdem 
einiges zu dieser Poiizeistaat-Struktur beigetragen. Jeder Präsident hat seit- 
dem dem Gebäude eines Staates im Staate Ziegelsteine hinzugefügt." 22 Vor 
allem die Eskalation der Aggressionspolitik des USA-Imperialismus nach 1945 
beschleunigte den Ausbau der Präsidialmacht. 

Das Anwachsen der Macht der Exekutive ist ein Prozeß, der so eng mit 
der staatsmonopolistischen Entwicklung in den USA verbunden ist, daß er im 
Rahmen der bestehenden ökonomischen und politischen Machtverhältnisse 
nicht rückgängig gemachtwerden kann.Zwar gelingt es demKongreß durchaus, 
in dieser oder jener Frage Entscheidungen des Präsidenten zu durchkreuzen. 
Insgesamt gehören jedoch Zeiten der „Kongreßregierung", das heißt einer vor- 
rangigen Bestimmung der Gesetzgebung, des Budgets und der Politik durch 
den Kongreß, der Vergangenheit an. Der zentrale staatliche Exekutivapparat 
von heute, der etwa zwei Millionen Staatsangestellte umfaßt, jährlich mehr 
als 100 Milliarden Dollar verschlingt und an dessen Spitze der Präsident mit 
seinen Beraterstäben, Ministerien, Bundesbehörden und Kommissionen steht, 
bestimmt die Staatspolitik, den Bundeshaushalt und überwiegend auch die 
Gesetzgebung. Eine entscheidende Rolle spielt dabei die in den letzten Jahr- 
zehnten entstandene „unsichtbare Regierung". Die KP der USA rechnet dazu 
vor allem den politischen Beraterstab des Präsidenten, den zentralen Apparat 
zur Steuerung der Wirtschaft, den eng mit den Rüstungsmonopolen verfloch- 
tenen Apparat des Pentagons und das System der Geheimdienste, das in be- 
sonderem Maße den Niedergang der bürgerlichen Demokratie in den USA 
verkörpert. Das Zentrum dieser „unsichtbaren Regierung" ist der „Nationale 
Sicherheitsrat" 23 . 

Zu den wirksamsten „unsichtbaren" Formen unmittelbarer Beteiligung 
von Vertretern der Monopole an den staatlichen Entscheidungen sind die 
zahlreichen Beiräte bei den Exekutivorganen, einschließlich der Ministerien 
und des Präsidenten, zu zählen. Es existieren etwa 3 200 derartige Beiräte, 
denen 20 000 Mitglieder angehören. 24 

Der unmittelbare persönliche Mitarbeiterstab des USA-Präsidenten, der 
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über alle Grundfragen der Innen- und Außenpolitik, der Gesetzgebung wie 
des Haushalts entscheidet, wurde im 20. Jahrhundert zur staatlichen Schalt- 
zentrale des präsidialen Regierungssystems. Zum Beraterstab des Präsidenten 
als Kern des Büros des Weißen Hauses (Withe House Office) zählten unter 
Franklin D. Roosevelt elf, unter Harry S. Truman 13, unter John F. Ken- 
nedy 20 und unter Richard M. Nixon 48 Mitarbeiter. 25 Neben den Assistenten 
des Präsidenten gehören die Leiter maßgebender Behörden des Exekutiv- 
büros des Präsidenten (Executive Office of the President) zum Beraterstab 
des Präsidenten, die damit — wie der Präsident selbst - im Gegensatz zu den 
Ministern (secretaries) und anderen leitenden Staatsangestellten das soge- 
nannte executive privilege für sich in Anspruch nehmen, das heißt keiner 
Kontrolle des Kongresses (zum Beispiel durch Befragungen) unterliegen. Ame- 
rikanische Soziologen schätzen ein: „Die wirklichen Entscheidungen wer- 
den . . . mehr und mehr vom Beraterstab des Präsidenten gefällt."* 0 Die Rat- 
geber des Präsidenten sind dafür verantwortlich, die einzelnen Verwaltungs- 
zweige zu überwachen. Zum staatlichen Apparat des Präsidenten, dem „Exe- 
cutive Office of the President", gehören weitere 14 Büros und Räte, so der 
„Nationale Sicherheitsrat",. der „Rat für innere Angelegenheiten", der „Rat 
für Wirtschaftspolitik", der „Rat der Wirtschaftsberater", der „Rat für inter- 
nationale Wirtschaftspolitik" sowie das „Büro für Verwaltungs- und Budget- 
angelegenheiten". Mehrere Räte und Büros, die sich mit innenpolitischen Fra- 
gen beschäftigen, so auch der „Rat für Umweltschutz, wurden erst unter 
Präsident Nixon geschaffen. Insgesamt beschäftigte das Exekutivbüro des 
Präsidenten 1971 nahezu 3 000 Mitarbeiter/ davon allein das „Büro des 
Weißen Hauses" 550. Die Mitarbeiterzahl des „Büros für Verwaltungs- und 
Budgetangelegenheiten" erhöhte sich Anfang der siebziger Jahre auf etwa 
1 000 . 

Dem Präsidenten unterstehen weiterhin elf Ministerien (Departments), 
deren Minister dem Kabinett des Präsidenten angehören. Dieses Kabinett 
hatte, insbesondere unter Nixon, nur untergeordnete Bedeutung. Weiterhin 
existieren 50 Exekutivbehörden (executive agencies), die sowohl einzelnen 
Ministern als auch dem Präsidenten direkt unterstehen. Bürgerliche Politolo- 
gen vergleichen die hierarchische Struktur der Exekutive in Washington, wie 
sie sich unter den Bedingungen des staatsmonopolistischen Kapitalismus 
herausgebildet hat, recht zutreffend mit „konzentrisch um das Weiße Haus 
errichteten Mauern" 27 . 

Das entscheidende zentrale Organ zur Regulierung der Wirtschaft ist das 
„Büro für Verwaltungs- und Budgetangelenheiten". Seine Aufgabe ist es, den 
jährlichen Bundeshaushalt aufzustcllcn, dessen Vollzug zu kontrollieren und 
Vorschläge zur Verbesserung der Arbeit der Bundesbehörden zu erarbeiten. 28 

Als selbständige, vom Finanzministerium getrennte Haushaltsbehörde 
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entstand ein Budgetbüro schon im Jahre 1921. Unter Präsident Roosevelt 
wurde es im Jahre 1939 zu einem direkten Instrument der Präsidialgewalt 
ausgebaut und im Jahre 1970 zum „Büro für Verwaltungs- und Budgetange- 
legenheiten" erweitert und mit neuen Aufgaben betraut. Allein von 1950 bis 
1971 wuchs der Bundeshaushalt auf mehr als das Fünffache. Ein entschei- 
dendes Anliegen der zentralen staatlichen Exekutive wurde die wirtschaftliche 
Regulierung und Programmierung. Als Organ zur Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitik des Präsidenten übernahm es das „Büro für Verwaltungs- und 
Budgctangelegenheiten" auch die Aufgabe, die Regierungsprogramme auszu- 
arbeiten und zu kontrollieren. Die Programme hatten sich seit den Zeiten 
ihrer Entstehung - im Zusammenhang mit der Politik des „New Deal" - 
zahlenmäßig rapide erhöht. Bis Ende der sechziger Jahre nahmen sie im Zu- 
sammenhang mit der von Lyndon B. Johnson verkündeten Konzeption von 
der „Großen Gesellschaft" gegenüber den fünfziger Jahren von etwa 140 auf 
1 500 zu! 29 Jeder Gesetzentwurf eines Ministeriums benötigt, bevor er dem 
Kongreß zugeleitet wird, die Zustimmung des „Büros für Verwaltungs- und 
Budgetangelegenheiten" . 

Seit den dreißiger Jahren beschäftigt sich in den USA ein ganzes System 
von Bundesbehörden mit Fragen der Wirtschaftsregulierung sowie mit sol- 
chen ökonomischen Fragen wie der Steuer- und Kreditpolitik, mit Massen- 
aufkäufen von Waren, mit Vertragsarbeiten vor allem im Bereich des Mili- 
tärwesens, mit der Investitionslenkung, mit der Entwicklung von Wissen- 
schaft und Technik usw. Diese Behörden sind das Finanz, das Handels-, das 
Wirtschafts- das Verteidigungs- und das Arbeitsministcrium, das „Federal 
Reserve System" und der 1946 beim Präsidenten gebildete Wirtschaftsrat. 
Dem Wesen nach geht es dabei dämm, den großen Monopolen Maximal- 
profite zu gewährleisten. Anfang der siebziger Jahre unternahm Nixon große 
Anstrengungen, um den Apparat der Wirtschaftsregulierung auszubauen und 
weiter zu zentralisieren. Der Kongreß lehnte jedoch seinen Plan ab, vier 
große Ministerien für Wirtschaftspolitik zu schaffen (für wirtschaftliche Ange- 
legenheiten, für kommunale Entwicklung, für menschliche Ressourcen und 
für Naturressourcen). Diese Ministerien gedachte Nixon mit seinem eigenen 
unmittelbaren Machtapparat zu verbinden, gegebenenfalls, indem er die 
Minister in seinen Beraterstab aufnehmen würde. 

Die ökonomische Tätigkeit des Staates in den USA äußert sich am un- 
mittelbarsten in der Tätigkeit des Verteidigungsministeriums, des Pentagons, 
die auf die Militarisierung der Wirtschaft gerichtet ist. Etwa 15 000 Ange- 
stellte des Pentagons beschäftigen sich allein damit, Verträge mit der Rü- 
stungsindustrie abzuschließen, und 40 000 Mitarbeiter befassen sich mit der 
Gewährleistung von Rüstungsaufträgen (jährlich über 40 Milliarden Dollar). 
Das Pentagon kontrolliert Eigentumswerte in Höhe von 200 Milliarden Dol- 
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lar. Sein Landbesitz ist größer als die Flächen der Staaten Rhode Island, 
Delaware, Connecticut, New Jersey, Massachusetts, Maryland, Vermont und 
New Hampshire zusammen. 30 

Zwischen dem Pentagon und anderen staatlichen Institutionen einerseits 
und der Rüstungsindustrie andererseits findet ein reger Austausch von Mit- 
arbeitern statt. „Eine Karriere in der Wirtschaft ist heute das erstrebens- 
werte Ziel für Tausende von Offizieren, während Industriekapitäne und ihre 
Anwälte laufend in hohe bürokratische Ämter des Verteidigungsministeriums 
und der Staatssicherheitsbehörden kommen, dort gewöhnlich lange genug 
bleiben, um die Richtlinien der Politik zu bestimmen, bevor sie in die Indu- 
strie zurückkehren." 31 Mit Unterschieden in den einzelnen Nachkriegsregie- 
rungen hatte der Militär-Industrie-Komplex seine Vertreter als Abteilungs- 
leiter und stellvertretende Minister auch in einigen anderen Ministerien, vor 
allem aber im „Nationalen Sicherheitsrat." 

Der Militär-Industrie-Komplex drückt den volksfeindlichen und aggres- 
siven Charakter des imperialistischen Staates besonders offen aus. Er durch- 
dringt die gesamte Tätigkeit der zentralen staatlichen Institutionen. Von ihm 
gehen entscheidende antisoziale und militärische Wirkungen auf die Innen- 
und Außenpolitik der USA aus. Alle Rüstungsprogramme müssen über die 
Bühne des Kongresses gehen. Initiiert und formuliert werden sie jedoch zu- 
meist von den Rüstungsmonopolen und dem eng mit diesen verbundenen 
Apparat des Pentagons. Den letzten Schliff gibt ihnen der Präsident der USA 
und der unter seinem Vorsitz tagende „Nationale Sicherheitsrat." Nachdem 
der Präsident zugestimmt hat, ist es die Aufgabe von über 300 Mitarbeitern 
des Pentagons, die Rüstungsprogramme im Kongreß durchzubringen. 32 

Das System der Spionagedienste und ihre Verbindung mit der Präsi- 
dialgewalt ist ebenfalls ein Charakteristikum des staatsmonopolistischen Ka- 
pitalismus. Vor allem CIA, FBI und DIA (der 1961 gegründete zentrale mili- 
tärische Geheimdienst), deren Tätigkeit in den letzten Jahrzehnten gewaltig 
ausgeweitet wurde, haben die staatliche Entwicklung in den USA, insbeson- 
dere den Trend, daß der Präsident die bürgerlich-demokratischen Rechte miß- 
achtet, wesentlich geprägt. Die Geheimdienste gehören mit zu jener „unsicht- 
baren Regierung" in den USA, die faktisch außer Reichweite auch der parla- 
mentarischen Institutionen existiert. Gegebenenfalls mit physischer Gewalt 
übernehmen sie es, die demokratische Bewegung im Innern zu überwachen 
und niederzuhalten. In der Außenpolitik suchen sie mit Intrigen, Putschen, 
Gewaltanwendung und Mord das internationale Kräfteverhältnis zugunsten 
des USA-Imperialismus zu ändern. 

Der Ausbau der Macht des Präsidenten und der Exekutive wird verfas- 
sungsrechtlich dadurch ergänzt, daß die Kompetenzen des Präsidenten auf 
Kosten des Kongresses ausgeweitet werden. 
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Der Präsident ist heute nicht nur der Chef der Exekutive. Er ist ohne 
Zweifel der eigentliche oberste Gesetzgeber. In seinen Händen liegt auch in 
bedeutendem Maße das Budgetrecht. Zwischen 1890 und 1940 gingen etwa 
20 Prozent der wichtigsten Gesetze auf die Initiative der Exekutive und 
30 Prozent auf das Zusammenwirken von Exekutive und Kongreß zurück. 
In den letzten Jahrzehnten sind ungefähr 80 Prozent aller verabschiedeten 
wichtigen Gesetze ursprünglich vom Präsidenten und seinen Ministern ein- 
gebracht worden 33 , wobei der Kongreß diese Entwürfe allerdings häufig erheb- 
lich veränderte. Die Exekutive bestimmt maßgeblich die Gesetzgebung, ob- 
wohl die Verfassung der USA bestimmt: „Alle in dieser Verfassung verliehene 
gesetzgebende Gewalt ruht im Kongreß der Vereinigten Staaten, der aus 
einem Senat und einem Repräsentantenhaus besteht" (Artikel I, Abschnitt 1). 
Zugleich hat der Präsident sein verfassungsmäßiges Recht, gegen vom Kon- 
greß verabschiedete Gesetze sein Veto einzulegen. Dieses Recht nahm An- 
drew Jackson in den dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts zum ersten- 
mal wahr. Seit der Präsidentschaft Franklin D. Roosevelts war es sehr häufig 
angewandt worden: von 1933 bis Anfang 1945 631mal, von 1945 bis 1951 
175mal und von 1953 bis 1970 240mal. Von 1953 bis 1970 sind nur vier Vetos 
vom Kongreß überstimmt worden! 

Die inflationäre Art, wie der Präsident das Vetorecht angewandt und seit 
der Präsidentschaft von Harry S. Truman auch auf Steuergesetze ausgedehnt 
hat, kennzeichnet sowohl den Grad der Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Kongreß und Präsident als auch des Präsidenten autoritäre Machtausübung. 
Das Veto ist zudem nur das letzte Mittel des Präsidenten, um auf die Gesetz- 
gebung einzuwirken. Über einzelne Abgeordnete, Senatoren, auch über Aus- 
schußvorsitzende und zum Teil über den Fraktions Vorsitzenden der Partei 
des Präsidenten werden die von dem Beraterstab des Präsidenten, den Mini- 
sterien und Bundesbehörden ausgearbeiteten Gesetzentwürfe im Kongreß 
eingebracht. „Wenn der Präsident die Verabschiedung eines Gesetzes erkau- 
fen möchte, dann kann er das mit geringen Unkosten tun, zum Beispiel da- 
durch, daß er sich bei der Einweihung einer neuen Schule an der Seite eines 
Abgeordneten sehen läßt oder ihm nach der feierlichen Unterzeichnung eines 
Gesetzes, das für den Wahlkreis des Abgeordneten Mammuteinnahmen zu 
bringen verspricht, den Federhalter schenkt, der zur Unterschrift benutzt 
worden ist." 34 

Ein wichtiges Mittel des Präsidenten, um in der Gesetzgebung den Kon- 
greß regelrecht auszuschalten, ist der Erlaß von „executive Orders". Diese 
administrativen Verordnungen werden nur in den seltensten Fällen dem Kon- 
greß vorgelegt, der dann in der Regel zustimmt. So opponierten im Jahre 1971 
zunächst mehrere Abgeordnete und Senatoren gegen eine Verordnung des 
Finanzministeriums „zur beschleunigten Abschreibung", die den Konzernen 
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Steuererleichterungen in Höhe von 3,9 Milliarden Dollar gewährte. Präsident 
Nixon legte daraufhin diese Verordnung dem Kongreß vor, wo sie vom Ab- 
geordneten Wilbur Mills, dem damaligen Vorsitzenden des „Ways and Means 
Committee", des Lenkungsausschusses des Repräsentantenhauses, im Auftrag 
des Präsidenten durchgebracht wurde. 

Administrative Verordnungen auf der Grundlage von gesetzlichen Er- 
mächtigungen erweitern und ergänzen in der politischen Realität die Gesetz- 
gebung außerordentlich. Insbesondere vermag der Präsident auf diesem 
Wege den Staatsapparat entscheidend zu verändern, da er ermächtigt ist, die 
Bildung von „provisorischen Behörden" und von „Kontrollorganen der Wirt- 
schaft" selbst vorzunehmen. Seit der Amtszeit Franklin D. Roosevelts hat das 
Regieren mittels Verordnungen erheblich an Bedeutung gewonnen. Roose- 
velt erließ von 1933 bis 1944 3 703 „executive Orders". Im gleichen Zeitraum 
nahm der Kongreß 4 553 Gesetze an. Anfang der siebziger Jahre existierten 
etwa 11 000 „executive Orders". Das seit 1936 herausgegebene „Federal 
Register", in dem diese Verordnungen veröffentlicht werden, ist heute um- 
fangreicher als die „Statutes at Large", die Gesetzesammlung des Kongresses. 

Der Präsident entwickelt sich nicht nur zum „obersten Gesetzgeber", 
sondern nimmt auch weitgehend das Budgetrecht in Besitz. Die Mehrzahl der 
Vetos des Präsidenten richtet sich in der Gegenwart gegen Gesetze des Kon- 
gresses, die finanzielle Mehrausgaben vorsehen. Selbst vom Präsidenten be- 
reits Unterzeichnete Gesetze mit finanziellen Auswirkungen werden häufig 
„auf Eis gelegt". Vor allem Präsident Nixon beanspruchte das Recht, die vom 
Kongreß in einem Gesetz bewilligten Gelder zu „verwahren", das heißt zu 
sperren. So bewilligte der Kongreß im Jahre 1972 2,2 Milliarden Dollar, 
200 Millionen mehr, als die Regierung forderte, um „Minderbemittelten" den 
Bezug verbilligter Lebensmittel zu ermöglichen. Daraufhin ordnete der Prä- 
sident an, das „Büro für Verwaltungs- und Budgetangelegenheiten" habe die 
„zulässige Ausgabengrenze" auf zwei Milliarden Dollar festzusetzen. 1970 gab 
die Regierung zur Überwachung verschmutzter Gewässer von den bewillig- 
ten 800 Millionen Dollar nur 262 Millionen aus; 1971 von der bewilligten einen 
Milliarde Dollar lediglich 475 Millionen. Anfang der siebziger Jahre ergab eine 
Untersuchung des Kongresses, daß vom Präsidenten insgesamt zwölf Milliar- 
den Dollar — dazu gehörten „eingefrorene" Mittel für Krebsforschung, Stadt- 
sanierung und Schnellstraßenbau — „verwahrt" werden. 35 

Seit dem Etatgesetz von 1921 liegt das Recht, einen „überregionalen 
Etat" aufzustellen, bei der Exekutive. Vordem richteten die Ministerien oder 
Bundesbehörden ihre finanziellen Anforderungen direkt an den Kongreß. Der 
Kongreß arbeitete in den vierziger Jahren parallel dazu noch einmal einen 
„Etat der Legislative" aus. Später stellte er derartiges Bemühen, bei der Auf- 
stellung des Etats mitzuwirken, überhaupt ein. 
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Die wichtigsten Fragen der Haushaltsstrategie werden in den USA auf 
höchster Ebene ausgehandelt. An der „Budget Round", einer Serie von Bera- 
tungen, die dem Aufstellen des Etats vorangehen, nahmen im Jahre 1972 die 
Leiter aller entscheidenden zentralen wirtschaftsregulierenden Organe teil: 
der Direktor des „Büros für Verwaltungs- und Budgetangelegenheiten", sein 
Stellvertreter für Haushaltsfragen, der Finanzminister, der Vorsitzende des 
„Rates für Wirtschaftspolitik" beim Präsidenten und der Vorsitzende des 
„Board of Governors of the Federal Reserve System". In diesen Beratungen 
wird die Ausgabengrenze für jede Bundesbehörde und für jedes Ministerium 
fcstgelegt. Lediglich der Haushalt des Verteidigungsministers wird direkt 
zwischen Präsident und Fachminister erörtert und festgelegt. 

Sicherlich besitzt der Kongreß in weit größerem Maße, als dies bei ande- 
ren Parlamenten der entwickelten kapitalistischen Länder der Fall ist, weite 
Möglichkeiten, immer noch die Haushalts- und Steuergesetzgebung zu beein- 
flussen, und sei es dadurch, daß er geforderte Mittel einfach nicht bewilligt. 
In häufig spektakulär aufgezogenen Kürzungen einzelner Etatsposten oder 
finanzieller Forderungen des Präsidenten nimmt er diese Möglichkeit wahr. 
Dies ändert jedoch nichts daran, daß der Kongreß die Haushaltsstrategie des 
Präsidenten niemals grundsätzlich in Frage stellt und die Haushaltsgesete- 
gebung im Grunde in den Händen der vom Präsidenten der USA geführten 
Exekutive liegt. 

Vom Präsidenten der USA wird heute im vollen Maße das Recht bean- 
sprucht, „die Außenpolitik zu führen". 36 Auch in dieser Hinsicht, insbesondere 
im Zusammenhang mit dem Abschluß völkerrechtlicher Verträge und den 
imperialistischen Aggressionskriegen der USA im 20. Jahrhundert, wurden die 
Zuständigkeiten der Präsidialmacht faktisch ausgeweitet. Nach der Verfas- 
sung kann der Präsident nur, wenn eine Zweidrittelmehrheit im Senat dem 
zustimmt, Verträge mit ausländischen Staaten schließen. Außerdem müssen 
internationale Verträge mit finanziellen Auswirkungen sowie die Ausgaben 
für den diplomatischen Dienst vom Kongreß sanktioniert werden. Und nur 
der Kongreß hat das Recht, Kriege zu erklären. 

Aber der Präsident bestimmt heute eben auch die Außenpolitik. Seine 
Beauftragten führen Verhandlungen über internationale Verträge und schlie- 
ßen sie ab. Es ist Praxis geworden, daß der größte Teil der internationalen 
Abkommen, die faktisch Verträge („treaties") sind, ohne Zustimmung des 
Senats als „executive agreements" zumeist allein vom Präsidenten unter 
Umgehung des Senats abgeschlossen werden. Die ersten „executive agree- 
ments" wurden bereits im Jahre 1817 abgeschlossen. Im Jahre 1930 standen 
25 „treaties" neun „executive agreements" gegenüber, und 1971 waren es 
schon 214 „executive agreements" gegenüber 17 treaties". 37 Heute sind etwa 
4 000 derartige Abkommen in Kraft. 
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Mit dem Übergang des Kapitalismus in das imperialistische Stadium 
und mit der damit verbundenen wachsenden Aggressivität des USA-Imperia- 
lismus nahm der Präsident immer unverhüllter das Recht in Anspruch, ohne 
den Kongreß zu fragen, bewaffnete Konflikte auszulösen. Theodore Roosevelt 
ließ die Panama-Kanal-Zone besetzen und stellte damit den Kongreß vor 
vollendete Tatsachen. Woodrow Wilson schickte 1918 amerikanische Truppen 
nach Nordrußland und Sibirien, ohne sich um die Zustimmung des Kongres- 
ses zu kümmern. Harry S. Truman löste den Krieg gegen Korea aus, ohne die 
Meinung des Kongresses einzuholen. Die Aggression der USA in Indochina, 
in deren Verlauf von den USA Hunderttausende von Soldaten und Waffen 
im Werte von über 100 Milliarden Dollar eingesetzt wurden, ist vom Kongreß 
zwar faktisch unterstützt aber nicht ausdrücklich gebilligt worden. Um der 
von Präsident Johnson befohlenen Bombardierung Nordvietnams im Jahre 
1964 den Anschein der Legalität zu geben, wurde eigens ein Angriff auf zwei 
US-Zerstörer im Golf von Nordvietnam vorgetäuscht. Repräsentantenhaus 
und Senat gaben daraufhin nahezu einstimmig eine „Gemeinsame Erklärung" 
(Joint Resolution") ab, die dem Präsidenten eine Generalermächtigung zur 
weiteren Kriegführung gab. Sobald der Kongreß Anfang der siebziger Jahre 
angesichts der Niederlage der USA auch nur die geringsten Schritte unter- 
nahm, um den Krieg gegen Vietnam und Kambodscha einzudämmen, setzte 
sich der Präsident darüber hinweg. Ein Gesetz zur Begrenzung der Macht des 
Präsidenten — im Oktober 1973 mit dem Hinweis im Kongreß eingebracht, 
„unerklärte Kriege" zu verhindern — scheiterte am Veto des Präsidenten, ob- 
wohl es den Einsatz von Militärangehörigen '„lediglich" auf 60 Tage begren- 
zen wollte. 

Ungeachtet der Halbheiten und der Kompromißbereitschaft des Kongres- 
ses wurde dennoch an seiner latenten und teilweise auch wirksamen Oppo- 
sition gegen die vom Präsidenten verlangte erhöhte Militärhilfe für die Re- 
gimes in Kambodscha und Südvietnam in den Jahren 1974 und 1975 — bis 
zum Sturz dieser Regimes — deutlich, daß sich hinter den Kontroversen zwi- 
schen Kongreß und Präsidenten um die Ausweitung der Präsidialmacht zum 
Teil ernste Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Monopolbourgeoisie 
darüber verbergen, wie die künftige Innen- und Außenpolitik zu gestalten 
ist. Vor allem dann - wie in der Watergate-Affäre und in Verbindung mit der 
Zunahme der Proteststimmung gegen den Krieg in Indochina -, wenn demo- 
kratische Bewegungen in den USA sich gegen antidemokratische und aggres- 
sive Handlungen des Präsidenten wandten, erlangten oppositionelle Aktivitä- 
ten des Kongresses unbestritten eine gewisse Bedeutung im Kampf für die 
Durchsetzung der Interessen der Volksmassen. 

Die Deformation der vor 190 Jahren geschaffenen Regierungsform, die 
sich gerade auch in der Übermacht des Präsidenten gegenüber den parla- 
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mentarischen Institutionen äußert, ist allerdings nicht dadurch zu korrigieren, 
wie liberale Kreise in den USA meinen, daß alles wieder in Ordnung käme, 
wenn „das Gleichgewicht zwischen Kongreß und Präsidenten" wiederherge- 
stellt wäre . 38 Der Weg zu einer größeren demokratischen Wirksamkeit auch 
der parlamentarischen Institutionen in den USA besteht in Wirklichkeit darin, 
die Ursachen für die Deformation des Regierungssystems zu beseitigen, das 
heißt die Macht der Monopole in diesen Institutionen wie überhaupt im 
Staat zurückzudrängen und zu beschneiden. Notwendig ist vor allem, daß 
die antimonopolistischen Kräfte Einfluß im Kongreß und im Weißen Haus 
gewinnen. 


5.3. Der Kongreß im Dienste der Kapitalinteressen 


Nicht ganz zu Unrecht bezeichnen bürgerliche Staatswissenschaftler den 
Kongreß der USA auch heute noch als das mächtigste Parlament der west- 
lichen Welt. Der Ausbau der Präsidialmacht auf Kosten auch der parlamen- 
tarischen Rechte des Senats und des Repräsentantenhauses ändert nichts an 
der Tatsache, daß im Unterschied zu anderen kapitalistischen Hauptländem, 
wie Frankreich und Großbritannien, in den USA die zwei Kammern des 
Kongresses im zentralen Staatsmechanismus durchaus noch einen bedeutsa- 
men Faktor darstellen. Das trifft auf den Gesetzgebungsprozeß wie auch auf 
die Kontrolle der Exekutive zu. Die sich häufenden Differenzen zwischen 
dem Kapitol und dem Weißen Haus — aber auch innerhalb des Kongresses — 
sind eine spezifische Erscheinungsform, in der Meinungsverschiedenheiten 
innerhalb der herrschenden Klasse der USA ausgetragen werden. Dabei be- 
einflußt die demokratische Bewegung für soziale Reformen, für Bürgerrechte 
und gegen die Kriegspolitik des USA-Imperialismus in gewisser Weise die 
Haltung des Kongresses. Die sich im Kongreß widerspiegelnden verschärften 
kapitalistischen Widersprüche ändern jedoch nichts daran, daß er in das 
politische System des USA-Imperialismus eingeordnet ist. Für die Rolle des 
Kongresses im politischen Willensbildungsprozeß der Bourgeoisie sind vor 
allem einige Momente wichtig, die im folgenden betrachtet werden sollen. 

Die einzelnen Monopolgruppen sind infolge der sehr weitgehenden Zen- 
tralisierung der staatlichen Macht in den Händen des Präsidenten und seiner 
Berater häufig daran interessiert, den Kongreß als Gegengewicht zur Präsi- 
dialmacht zu nutzen. Dabei geht es natürlich nicht um Interessengegensätze 
grundsätzlicher Art. Aber in der Wirtschaftspolitik, zum Beispiel hinsichtlich 
„geeigneter" Maßnahmen zur Krisenbekämpfung, der Politik gegenüber der 
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sozialistischen Staatengemeinschaft, des Verhältnisses von Gewalt und sozia- 
len Teilzugeständnissen, gibt es durchaus unterschiedliche Positionen inner- 
halb des Monopolkapitals. Außerdem suchen auch die nichtmonopolistischen 
Kreise der Bourgeoisie und die auf Klassenkollaboration eingestellten Ge- 
werkschaften die zentralen staatlichen Entscheidungen zu beinflussen. Den- 
jenigen Monopol- oder Kapitalgruppen, die ihre Interessen nicht über den 
Apparat des Präsidenten durchsetzen konnten, bleibt die Möglichkeit, den 
Kongreß dafür zu aktivieren. Diese Möglichkeit nutzen zum Teil auch die 
aggressivsten Kreise des Monopolkapitals aus. Nixon handelte in voller 
Übereinstimmung insbesondere mit den Forderungen der Hersteller von 
Schwermaschinen und anderen Industrieausrüstungen, als er dafür eintrat, 
die Mcistbcgünstigungsklausel im Handel der USA mit der Sowjetunion zu 
gewähren. Dem Einfluß von Kreisen der Rüstungsindustrie und prozionisti- 
schen Kräften des Finanzkapitals sowie deren Vertretern im Senat und im Re- 
präsentantenhaus war es zuzuschreiben, daß die maßgebenden Ausschüsse 
des Kongresses diese der Entwicklung von Beziehungen der friedlichen Ko- 
existenz zwischen den USA und der UdSSR dienende Maßnahme mehrfach 
— so im September 1973 und Ende 1974 — ablehnten. 

Für die Legislative der USA ist weiterhin typisch, daß der innere Parla- 
mentsmechanismus keiner so starken Disziplinierung durch Partei- und Frak- 
tionsführungen unterliegt, wie das in anderen entwickelten kapitalistischen 
Ländern der Fall ist. Dort, so zum Beispiel in Großbritannien, ist das bürger- 
liche Parlament häufig nur ein Instrument, das den Vorschlägen der Regie- 
rung und den von der Regierungsbürokratie getroffenen Entscheidungen ein- 
fach zustimmt. In den USA hat der Präsident nur geringe Möglichkeiten, die 
Fraktion seiner Partei, die noch dazu in den zwei Kammern des Kongresses 
nicht selten in der Minderheit ist, als Instrument seiner Politik einzusetzen. 
Da die Regierung nicht vom Kongreß gewählt wird, fehlen in den USA die 
für nahezu alle anderen imperialistischen Länder mit einem bürgerlich-parla- 
mentarischen System typische Allianz zwischen Mehrheitsfraktion und Regie- 
rung sowie auch jegliche feste Fraktionsdisziplin. Lediglich bei 32 Prozent 
aller namentlichen Abstimmungen im Jahre 1970 stand eine Mehrheit der 
„Demokraten" einer Mehrheit der „Republikaner" gegenüber. Sicher wählen 
die Abgeordneten und Senatoren der Demokratischen und der Republikani- 
schen Partei sowohl im Repräsentantenhaus als auch im Senat Fraktionsfüh- 
rer (Mehrheits- und Minderheitsführer) sowie deren Assistenten, die Whips 
(Einpeitscher). Die Autorität der Fraktionsführung ist jedoch sehr gering und 
hängt insbesondere vom politischen Geschick der Fraktionsführer ab 39 . 

Die schwach entwickelte Fraktionsdisziplin gestattet es dem Präsidenten, 
zeitweise auch mit den Abgeordneten zusammenzuarbeiten, die nicht seiner 
Partei angehören. So richtete Nixon im Jahre 1970 bei 156 namentlichen Ab- 
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Stimmungen eine Empfehlung an den „Demokratischen" Kongreß. Der Kon- 
greß entsprach in 77 Prozent aller Fälle der Empfehlung des Präsidenten I Die 
Unorganisiertheit und fehlende Fraktionsdisziplin haben zur Felge, daß die 
Monopole und die nichtmonopolistischen Kreise der Bourgeoisie ungehindert 
Einfluß auf alle Abgeordneten nehmen können, denn diese sind in den selten- 
sten Fällen an irgendwelche Fraktions- oder Parteibeschlüsse gebunden. Spe- 
zielle Arbeitsgruppen oder Arbeitskreise der Fraktionen wie in anderen 
bürgerlichen Parlamenten, in denen Gesetzesentwürfe der Fraktion ausge- 
arbeitet werden, gibt es in den USA nicht. Deshalb sind auch die Ausschüsse 
des Kongresses von außergewöhnlicher Bedeutung für den Gesetzgebungs- 
prozeß, für die Umsetzung der ökonomischen Interessen der Monopole in 
gesetzgeberische Maßnahmen und für die Austragung von Meinungsver- 
schiedenheiten innerhalb der Monopolbourgeoisie. Das Ausschußsystem ist 
eng mit dem System des Lobbyismus und einem umfangreichen parlamenta- 
rischen Hilfsdienst verbunden. In den Ausschüssen werden die Gesetzent- 
würfe der Regierung, die Vorschläge der kapitalistischen Interessengruppen 
und Monopole behandelt und zum Teil erheblich verändert. 

Das heutige Ausschußsystem stellt eine Reaktion des Kongresses auf die 
außerordentlich gewachsenen Aufgaben des Staates im staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus dar. Im Jahre 1825 gab es lediglich 43 ständige Fachaus- 
schüsse („Standing Committees") des Repräsentantenhauses und des Senats, 
1970 existierten in beiden Kammern insgesamt 305 Ausschüsse und Unteraus- 
schüsse (davon 17 ständige Fachausschüsse des Senats und 21 des Repräsen- 
tantenhauses). Diese Ausschüsse und der umfangreiche parlamentarische 
Hilfsdienst gestatten es dem Kongreß der USA, einen gewissen Teil der Ge- 
setzgebungsarbeit zu übernehmen, die in anderen imperialistischen Ländern 
in den Händen der Ministerialbürokratie liegt. Abgeordnete können sieben und 
Senatoren über 20 Assistenten beschäftigen, die ihr Gehalt vom Staat erhal- 
ten. Einzelne reiche Senatoren haben einen Beraterstab von über 100 Mit- 
arbeitern und können dadurch die Tätigkeit des Kongresses bzw. einzelner 
Ausschüsse wirksam beeinflussen. Den Abgeordneten stellt ein umfangreicher 
Hilfsdienst zur Abfassung von Gesetzen („Office of Legislative Services") 
zur Verfügung. Jeder ständige Fachausschuß des Kongresses hat die Befug- 
nisse und Rechte eines Untersuchungsausschusses. Wenn die Kongreßaus- 
schüsse Mißstände beim Fernsehen, in den Geheimdiensten oder in den Bun- 
desbehörden aufdecken, zielen sie stets darauf, diese Institutionen im In- 
teresse der Herrschenden effektiver zu gestalten. Sie tragen dadurch bei, die 
Machtverhältnisse zu verschleiern, und spielen teilweise, wie einst der Aus- 
schuß zur Untersuchung unamerikanischer Betätigung, eine ausgesprochen 
reaktionäre Rolle. Die Ausschüsse spiegeln den nicht unbeträchtlichen politi- 
schen Einfluß des Kongresses wider. Eine besondere Bedeutung kommt dabei 
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den Bewilligungsausschüssen von Senat und Repräsentantenhaus zu, die sich 
mit Fragen des Haushalts und (vornehmlich über die Unterausschüsse, von 
denen es allein im Repräsentantenhaus zwölf gibt) mit der Überwachung der 
Bundesbehörden beschäftigen. Die Möglichkeit des Kongresses, finanziell 
wirksame Gesetze zu erlassen, die Haushalte der einzelnen Ministerien zu 
beeinflussen, in die Budgetgesetze neue Etatsposten einzufügen bzw. vorhan- 
dene zu erhöhen oder zu kürzen, verleiht diesen Ausschüssen Entscheidungs- 
kompctcnzcn, wie sic kein Haushalts- oder Finanzausschuß eines anderen 
bürgerlichen Parlaments besitzt. 

Ein entscheidendes Kennzeichen des präsidialen Regierungssystems in 
den USA ist es demnach, daß sich ein Höchstmaß an politischer Machtkon- 
zentration in den Händen des von den parlamentarischen Institutionen weit- 
gehend unabhängigen Präsidenten mit einem ausgesprochen aktiven bürger- 
lichen Parlament verbindet, an dessen Ergebenheit gegenüber den Interessen 
des Monopolkapitals kein Zweifel besteht. Die sekundäre Rolle, die dieses 
Parlament verglichen mit der Exekutive und deren Kern, der Präsidialgewalt, 
spielt, bedeutet nicht, daß der Kongreß keine wichtigen Hebel des Gesetz- 
gebungsprozesses besitzt, um den zentralen Staatsapparat zu beeinflussen, 
und sie auch nutzt. Nach der Intensität der kapitalistischen Widersprüche, 
nach dem Grad der Meinungsverschiedenheiten innerhalb der herrschenden 
Klasse über aktuelle innen- und außenpolitische Fragen und nach der partei- 
politischen Konstellation gestaltet sich das Verhältnis Exekutive und Legis- 
lative von enger Zusammenarbeit, Kompromißbereitschaft bis hin zu mehr 
oder weniger heftigen Kontroversen. Die parlamentarischen Rechte sind nicht 
— wie dargestellt — unmittelbar verfassungsrechtlich, sondern in erster Linie 
durch die politische Praxis der verschiedenen Präsidenten beschnitten wor- 
den. Deshalb hängt es in gewissem Maße von dem Kongreß selbst ab, inwie- 
weit er bestimmte, von der Präsidialgewalt beanspruchte und ausgeübte 
Rechte dem Präsidenten wieder streitig macht. Die Grenzen der Kontroversen 
zwischen dem Präsidenten und dem Kongreß werden maßgeblich dadurch 
bestimmt, daß die für den staatsmonopolistischen Kapitalismus typische Ver- 
flechtung von Mbnopolen und imperialistischem Staat sich sowohl auf den 
Apparat des Präsidenten als auch auf den Kongreß erstreckt. 

Im Senat und im Repräsentantenhaus der USA sind im Unterschied zu 
nahezu allen anderen bürgerlichen Parlamenten weder kommunistische noch 
sozialdemokratische Abgeordnete vertreten. Auch institutionalisierte Gegen- 
sätze etwa zwischen einer mehr konservativen Partei und einer betont sozial- 
reformistischen Partei, wie sie für zahlreiche bürgerliche Parlamente mit 
einem Zwei- oder Dreiparteiensystem kennzeichnend sind, gibt es im Kongreß 
nicht. Allenfalls kann man dort von einer extrem rechten militant-reaktio- 
nären Gruppierung, einer zentristischen und einer sogenannten liberalen 
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Gruppierung sprechen. Im Kongreß der USA nahmen in den sechziger Jahren 
146 Besitzer von Industriebetrieben, 314 Konzern- und Firmenvertreter und 
22 Großgrundbesitzer die Abgeordneten- und Senatorensitze ein. Im Jahre 
1973 kamen 155 Abgeordnete und 22 Senatoren direkt aus der „Wirtschaft", 
221 der Abgeordneten und 68 Senatoren waren Juristen, und 38 bzw. elf 
kamen aus der Landwirtschaft. Lediglich drei Abgeordnete des Repräsentan- 
tenhauses waren Gewerkschaftsführer. Soweit die Juristen an Anwaltsfirmen 
beteiligt sind, fungieren sie als Interessenvertreter der von Anwaltsfirmen 
vertretenen Konzerne und Banken. Bezeichnenderweise gaben 50 Anwalts- 
firmen, die einen Teilhaber im Kongreß haben, an, 40 Banken, 31 Versiche- 
rungen, elf Gas- und ölunternehmen und zehn Immobilienmakler zu vertre- 
ten. 40 Etwa 80 Prozent der 1 000 größten Konzerne der USA haben in 
Washington „ihre" Lobbyisten: insgesamt über 5 000! Der Kongreß, so 
schätzt Reinhard Lettau, Schriftsteller und ehemaliger Professor an der Uni- 
versität San Diego, ein, ist praktisch ein „Vollzugsorgan von Pentagon/ 
Industrie . . ., eine sehr große Anzahl von Narren denken, sie lebten in einer 
Demokratie, während der Kongreß oft Pentagon/Industrie mehr Gelder be- 
willigt, als diese über ihren Mittelsmann im ,Weißen' Haus gefordert hat- 
ten" 41 . Die Kongreßabgeordneten sind nahezu alle entweder selbst Kapi- 
talisten oder Manager des Monopolskapitals oder sind zumindest bereit, ihr 
Mandat zu nutzen, um mittels Gefälligkeiten gegenüber verschiedenen Mono- 
polgruppen und den Kreisen der Bourgeoisie selbst an das große Geld und 
an materielle Vergünstigungen, die von den Lobbyisten geboten werden, her- 
anzukommen. Mark Twain meinte einst sarkastisch: „Es könnte wahrschein- 
lich auf Grund von Tatsachen und Zahlen nachgewiesen werden, daß es mit 
Ausnahme des Kongresses keine ausgeprägte amerikanische Verbrecherklasse 
gibt." 42 „Kurz gesagt", so resümiert Ferdinand Lundberg, „die Politiker im 
Kongreß bosseln sich ein Erbvermögen zusammen. Und das scheint ihr ein- 
ziger philosophischer Horizont zu sein." 43 

In den USA beherrscht das Kapital die Legislative. Das aber wirkt sich 
tiefgreifend auf den Gesetzgebungsprozeß, auf alle anderen parlamenta- 
rischen Aktivitäten und auch auf das Verhältnis zum Präsidenten aus. Die 
Bedeutung des Kongresses für das Monopolkapital ist vor allem deshalb so 
groß, weil der Kongreß — im Unterschied zu nahezu allen anderen bürger- 
lichen Parlamenten - ausgabenwirksame Gesetze einbringen und beschließen 
kann. Diese Gesetze binden die Exekutive, soweit der Präsident kein Veto 
einlegt oder die bewilligten Gelder „verwahrt". 

Gesetzentwürfe, die sich finanziell auswirken und nicht von der Exe- 
kutive eingebracht werden, gehen überwiegend auf die direkte Initiative von 
Monopolen und Wirtschaftsverbänden zurück. Zumindest suchen die Ver- 
treter des Kapitals Gesetze, die ihre Interessen berühren, zu beeinflussen 
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oder zu verhindern. 1971 forderten die Associated Milk Producers, Inc., daß 
die staatlichen Subventionen für Milch, die in den Molkereien verarbeitet 
werden soll, um sechs Prozent (etwa 500 Millionen Dollar) erhöht werden. Der 
Landwirtschaftsminister lehnte dieses Ansinnen ab. Daraufhin mobilisierten 
die Lobbyisten der Milchwirtschaft zunächst die ihnen durch „Wahlspenden" 
anläßlich der Kongreßwahlen 1970 (insgesamt 500 000 Dollar) verpflichteten 
Abgeordneten. Nach acht Tagen lag dem Kongreß bereits ein entsprechender 
Gesetzentwurf vor, den sofort 116 Mitglieder des Repräsentantenhauses 
unterstützten. Allerdings erübrigte sich dann ein Gesetz des Kongresses. Der 
Verband der Milchproduzenten spendete 255 000 Dollar für den Wahlfonds 
Nixons, und am 25. März beschloß das Landwirtschaftsministerium, die Milch- 
subventionen zu erhöhen/ 1 ''' 

Anfang der siebziger Jahre bereitete der Kongreß ein Krankenversiche- 
rungsgesetz vor, das die Krankenvorsorge für jeden USA-Bürger zum Rechts- 
anspruch (gegenwärtig haben 30 Millionen Amerikaner unter 65 Jahren kei- 
nerlei Krankenschutz) machen sollte. Die reaktionäre American Medical 
Association, die die immensen Einnahmen ihrer Mitglieder gefährdet sah, 
vereitelte dieses Gesetz. Um ein derartiges Gesetz zu hintertreiben, hatte die 
Medizinische Gesellschaft bereits vorsorglich während der Wahlkampagne 
1972 die Summe von 600 000 Dollar in die Taschen von prominenten Poli- 
tikern fließen lassen. 45 

Die Liierung von Abgeordneten und herrschender Klasse entstellt auch 
den Inhalt wesentlicher Bestimmungen der USA-Verfassung von 1787, die 
den Kongreß betreffen. Der Turnus von zwei Jahren, in dem die Abge- 
ordneten des Repräsentantenhauses gewählt werden, sollte ursprünglich ge- 
währleisten, daß die Abgeordneten mit dem Volk verbunden sind/ 6 Außer- 
dem sollte auf diese Weise das Repräsentantenhaus - im Unterschied zum 
Senat — zu einer Institution „des Wandels" werden. Weder das eine noch 
das andere ist politische Realität. Die kurze Legislaturperiode — so meinen 
die Verfasser der Studie „Wer beherrscht den Kongreß?" — gibt lediglich „den 
Interessengruppen die Möglichkeit, alle zwei Jahre mit ,ihren' Abgeordneten 
abzurechnen" 47 . Und vom Wandel kann kaum die Rede sein, wenn in der 
Regel etwa 90 Prozent der Abgeordneten des Repräsentantenhauses wieder- 
gewählt werden. Selbst in den Novemberwahlen 1974, die unter dem Ein- 
druck der Watergate-Affäre und der wachsenden wirtschaftlichen Krisen- 
erscheinungen stattfanden, wurden zwar mehrere prominente Politiker abge- 
wählt, insgesamt zogen jedoch nur 100 neue Abgeordnete in den Kongreß 
ein. 

Die Kommentatoren der amerikanischen Verfassung gaben vor, gerade 
das Repräsentantenhaus zur Institution der „große(n) Masse des Volkes der 
Vereinigten Staaten" machen zu wollen. 48 Heute ist es, ebenso wie das Prä- 
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sidentenamt und der Senat, eine von der Monopolbourgeoisie beherrschte 
Institution. 

Der gemeinsame Klassencharakter der zentralen staatlichen Gewalten 
der USA bedingt unweigerlich die Relativität aller Gegensätze zwischen Prä- 
sidenten und Kongreß. Die Auseinandersetzungen zwischen Exekutive und 
Legislative haben sich sicherlich seit Anfang der siebziger Jahre verstärkt. 
Einerseits wurde die Präsidialgewalt unter Präsident Nixon erweitert und 
erreichte, gerade in bezug auf ihren autoritären Charakter, eine gefährliche 
Ausprägung. Andererseits kämpfte der Kongreß mit einer vorher nicht gekann- 
ten Intensität darum, einige vcrlorengegangenc Rechte zurückzugewinnen. 
Arthur M. Schlesinger, Historiker und einstiger Berater von Präsident 
Kennedy, wertete die Politik Nixons gegenüber dem Kongreß als systema- 
tischen Versuch, wichtige Rechte des Kongresses unwirksam zu machen : „Der 
amerikanische Kongreß hatte zwei Mittel, sich gegen den Präsidenten durch- 
zusetzen, die Exekutive zu beaufsichtigen und gegen sie Untersuchungen 
einzuleiten. Nixon stellte dagegen die Doktrinen auf, daß der Präsident das 
Recht habe, bewilligte Gelder nicht auszugeben und Untersuchungen gegen 
Mitglieder seiner Administration nicht zuzulassen ." 49 

Das Interesse der amerikanischen Öffentlichkeit an den Auseinander- 
setzungen zwischen Präsident und Kongreß nahm nicht zuletzt deshalb zu, 
weil der Präsident, aber auch der Kongreß, zunehmend Methoden und Tricks 
des politischen catch-as-catch-can anwandte. Das täuschte darüber hinweg, 
daß zumeist doch ein Kompromiß zugunsten des Präsidenten gefunden wurde. 
So hängte der Kongreß beispielsweise Ende 1974 einen Beschluß, die Militär- 
hilfe an die Türkei auszusetzen, einfach an ein vom Präsidenten eingebrachtes 
Gesetz zur Finanzierung der Bundesbehörden an. Das Veto von Präsident 
Ford — das Veto des Präsidenten betrifft immer nur das Gesetz insgesamt — 
hatte so unter anderem auch zur Folge, daß die Gehälter der Regierungs- 
angestelltcn ohne gesetzliche Grundlage blieben. Im Jahre 1971 billigte der 
Kongreß nur 40 der 202 vom Präsidenten unterbreiteten Gesetzesvorlagen. 
Das waren 20 Prozent gegenüber 46 Prozent im Jahre 1970 und 32 Prozent 
im Jahre 1969. Präsident Nixon, aber auch Ford nutzten ihr Vetorecht, um 
den Kongreß regelrecht unter Druck zu setzen. Als sich der Kongreß weigerte, 
einem Ausgabenplafonds von 250 Milliarden Dollar für das laufende Budget- 
jahr zuzustimmen, beantwortete das Nixon damit, daß er am 29. Oktober 
1972 gegen neun Gesetze sein Veto einlegte und ankündigte, er werde einer 
Reihe von den noch ausstehenden rund 100 weiteren Gesetzen seine Zu- 
stimmung verweigern. Und Präsident Ford erklärte in seiner „Botschaft zur 
Lage der Nation" Anfang 1975 ausdrücklich, er würde „nicht zögern, gegen 
jedes vom Kongreß verabschiedete neue ausgabenwirksame Programm . . . 
Veto einzulegen" 50 . 
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In der Regel, ausgenommen einige außenpolitische Auseinandersetzung 
gen, enden alle derartigen Kontroversen mit einem Sieg des Präsidenten, 
zumindest aber mit einem Kompromiß. Im August 1972 kürzte zum Beispiel 
der Kongreß den Haushalt des Verteidigungsministeriums um 1,7 Milliarden 
Dollar und erhöhte zugleich die Haushalte des Arbeitsministeriums und des 
Ministeriums für Gesundheit, Erziehung und Wohlfahrt. Der Sprecher der 
Mehrheitsfraktion der Demokratischen Partei im Senat erklärte, daß der 
Kongreß damit seinen Willen zeige, „mehr für die Volksgesundheit, Schulen 
und Arbeitsbeschaffung und weniger für Waffenlieferungen an Verbündete 
zu tun" 51 . Als der Präsident jedoch sein Veto einlegte, gab der Kongreß nach. 
Nur sehr selten kommt im Kongreß die erforderliche Zweidrittelmehrheit 
im Senat und im Repräsentantenhaus zustande, um ein Veto des Präsidenten 
zurückzuweisen. Dennoch beunruhigte den Präsidenten, die maßgebenden 
Repräsentanten des Monopolkapitals und auch Vertreter der politischen Wis- 
senschaften in den USA zunehmend die aktive Rolle des Kongresses in der 
Innen- und Außenpolitik. Während in Wissenschaftskreisen die Sympathien 
Anfang der siebziger Jahre — mit der Auseinandersetzung um Nixon zusam- 
menhängend — zumeist noch dem Kongreß galten, wird heute immer häufiger 
die Position vertreten, daß ein starker Präsident unerläßlich sei und er 
keineswegs „Laufbursche" werden dürfe. 52 Unter den Bedingungen eines 
internationalen Kräfteverhältnisses, das sich zuungunsten des Imperialismus 
verändert, und wachsender wirtschaftlicher und politischer Krisenerscheinun- 
gen in den USA sowie des eindeutigen Bestrebens des Staates, die Lasten 
der Krise auf die Werktätigen abzuwälzen,' verstärken zeitweilige, vom 
Kongreß ausgehende Hemmungen die ohnehin zunehmenden Schwierigkei- 
ten beim Regieren. Wenn Präsident Ford vom Kongreß „eine Politik der 
Kommunikation, der Versöhnlichkeit, des Kompromisses und der Zusammen- 
arbeit" 53 verlangt, so ist mindestens das Konzept des Präsidenten der USA 
in dieser Frage klar: die eindeutige Aufforderung, daß sich der Kongreß der 
Politik des Präsidenten unterzuordnen habe. 


r 

5.4. Die widersprüchliche Stellung des Obersten Gerichts 
im zentralen Staatsmechanismus 


Die Veränderungen im zentralen Staatsmechanismus haben im staatsmono- 
polistischen Kapitalismus auch die sogenannte dritte Gewalt und ihr höchstes 
Organ auf Bundesebene, das Oberste Gericht der USA („Supreme Court"), 
erfaßt. Das Oberste Gericht stand in den Auseinandersetzungen zwischen dem 


135 



antidemokratischen Streben der Monopole und dem Bemühen der Volks- 
masscn um Demokratie im Imperialismus stets eindeutig auf der Seite des 
Großkapitals. Es trug vor allem mittels seiner Verfassungsrechtsprechung 
dazu bei, den Abbau der bürgerlichen Demokratie zu legitimieren, Meinungs- 
verschiedenheiten innerhalb der herrschenden Klasse über das Ausmaß staat- 
licher Eingriffe in die Wirtschaft und hinsichtlich der Kombination und Ge- 
wichtung der Herrschaftsmethoden auszutragen bzw. beizulegen und den 
Klassencharakter dieser Demokratie zu verschleiern. Zugleich ist nicht zu 
übersehen, daß das Oberste Gericht zeitweise auch den Druck der demokra- 
tischen Volksbewegung berücksichtigen muß. 

Das Oberste Gericht ist die höchste Revisionsinstanz im amerikanischen 
Gerichtssystcm. Die Verfassung der USA bestimmt sehr allgemein in Ar- 
tikel III: „Die richterliche Gewalt der Vereinigten Staaten liegt beim Ober- 
sten Bundesgericht und bei solchen unteren Gerichten, deren Errichtung der 
Kongreß von Fall zu Fall anordnen wird." Es entscheidet als Appellations- 
gericht auf Antrag eines Beschwerdeberechtigten, dessen Fall oder dessen 
Klage vorher vor einem anderen Bundesgericht oder einem einzelstaatlichen 
Gericht verhandelt worden ist. Das besagt, daß es weder von sich aus noch 
auf Antrag des Präsidenten oder des Kongresses tätig werden kann. 

Die außerordentliche politische Bedeutung des Obersten Gerichts ist das 
Resultat seines Anspruchs, die Gesetze im Einzelfall nicht nur auszulegen, 
sondern sie ganz oder teilweise als ungültig erklären zu können, wenn sie 
insgesamt oder in einzelnen Paragraphen nach Meinung der Mehrheit seiner 
neun Richter — des Obersten Bundesrichters („Chief Justice") und der acht 
beigeordneten Richter („Associate Justiccs") 54 — der Verfassung widerspre- 
chen. Mit diesem Anspruch, oberster Hüter und Interpret der Verfassung zu 
sein, sicllt sich das Oberste Gericht hinsichtlich der Gesetzgebung über den 
Kongreß und über den Präsidenten. Wie die politischen Auseinandersetzun- 
gen innerhalb der herrschenden Klasse in den letzten Jahrzehnten zeigen, 
kann es in bestimmten politischen Situationen die Gesetzgebung und die 
Staatspolitik bedeutsam beeinflussen. Gleichzeitig nimmt es permanent die 
Stellung eine Art von Verfassungskonvent ein. Es ist zum Instrument eines 
schleichenden Verfassungwandels geworden. Was eigentlich nur auf dem 
sehr komplizierten Wege einer formalen Verfassungsänderung erreicht wer- 
den kann, das ist unter Umständen mit einem Entscheid von fünf Richtern 
des Obersten Gerichts herbeizuführen. Verfahrensrechtlich völlig korrekt 
zustande gekommene Gesetze des Bundes oder der Einzelstaaten können 
durch ein Urteil des Obersten Gerichts zu Makulatur werden. 

Das Oberste Gericht ist schon von seiner Zusammensetzung her ein 
ausgesprochen politisches Gericht. Von den insgesamt 92 Richtern, die bis 
1960 im Amt waren, hat sich nur einer vor seiner Ernennung nicht politisch 
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betätigt. 55 Unter seinen Richtern befanden sich ehemalige Senatoren (Black), 
Gouverneure (Warren), Minister (Goldberg) und selbst ein ehemaliger Prä- 
sident (Taft). 

Über das vom Obersten Gericht beanspruchte Recht, gesetzliche Bestim- 
mungen als nichtig erklären zu können, weil sie verfassungswidrig sind, ist 
allerdings in der Verfassung der USA kein Wort zu finden. Zwar forderte 
Alexander Hamilton im „Federalist", daß den Gerichtshöfen das Recht zu- 
stehen müsse, „jedes dem offenkundigen Sinn der Verfassung widerspre- 
chende Gesetz für ungültig und nichtig zu erklären" 50 . Diese Position schlug 
sich jedoch im Verfassungstext nicht nieder und wurde von den anderen 
Kommentatoren des „Federalist" nicht unterstützt. Doch bereits 16 Jahre 
nach Annahme der Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika eignete 
sich das Oberste Gericht unter seinem damaligen Obersten Rundesrichter 
John Marshall in der Entscheidung Marbury gegen Madison die Befugnis 
an, Gesetze des Kongresses für verfassungswidrig und damit ungültig zu 
erklären. Obwohl insbesondere Präsident Jefferson entschieden gegen diese 
Position auftrat und die Gesetzgebung als „Sache des souveränen Volkes" 
gegen den „Despotismus einer Oligarchie" verteidigte, 57 setzte sich das 
Oberste Gericht mit seinem Anspruch durch, letzte Entscheidungsinstanz zu 
der Verfassungsmäßigkeit und Gültigkeit von Gesetzen zu sein. Dieser Posi- 
tion entsprach die dem bürgerlichen Rechtsdenken eigene Verselbständigung 
des Rechts, über dessen Einhaltung eine „unabhängige“, über der Legislative 
und der Exekutive stehende Institution zu entscheiden habe. 

Allerdings machte das Oberste Gericht von dem Anspruch, Gesetze für 
ungültig zu erklären, in den ersten 80 Jahren nur einmal in einer ausgespro- 
chen politischen Auseinandersetzung Gebrauch. Es erklärte im Interesse der 
Sklavenhalter des Südens in der Dredd-Scott-Entscheidung von 1857 ein Ge- 
setz des Kongresses für nichtig, das entlaufenen Sklaven, die sich in den 
Staaten ohne Sklaverei aufhalten, die Freiheit zusicherte. 

Eigentlich erst mit dem Übergang zum Imperialismus und besonders im 
staatsmonopolistischen Kapitalismus wurde die Praxis, die Gesetzgebung 
durch das Oberste Gericht zu überwachen, zu einer ständigen Erscheinung. 
Bis 1960 erklärte das Oberste Gericht 75 Bundesgesetze oder Teile davon und 
mehrere hundert einzelstaatliche Gesetzesbestimmungen für verfassungs- 
widrig. 58 Außerdem sanktionierte es in anderen Entscheidungen viele gesetz- 
liche Bestimmungen als „verfassungsmäßig", deren Verfassungsmäßigkeit die 
demokratischen Kräfte entschieden bestritten. Ursache für die zunehmenden 
verfassungsrechtlichen Aktivitäten des Obersten Gerichts im Imperialismus 
war, daß seine Rechtsprechung sich als sehr geeignet erwies, die undemokra- 
tische, gegen die Arbeiterklasse gerichtete Gerichts- und Gesetzgebungspraxis 
als mit der Verfassung übereinstimmend heiligzusprechen und von der Ar- 
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beiterklasse erkämpfte, in Gesetzen fixierte politische und soziale Teilzu- 
geständnisse wieder zurückzunehmen. 

Seit Ende des 19. Jahrhunderts erwies sich das Gericht über Jahrzehnte 
hinweg als Instrument reaktionärer Kreise. Es billigte die gerichtlich sank- 
tionierte Ermordung von revolutionären Arbeitern, die am 1. Mai 1886 für 
ihre Rechte in Chicago demonstriert hatten. Es hob Gesetze in den Einzel- 
staaten auf, die Höchststunden und Mindestlöhne für bestimmte Berufs- 
kategorien festlegten oder die Kinderarbeit einschränkten. Einerseits brand- 
markte das Oberste Gericht Gewerkschaften als Monopole und als verfas- 
sungswidrig; andererseits legitimierte es alle möglichen Praktiken der Mono- 
pole, die vom Kongreß erlassenen Anti-Trustgesetze zu umgehen. 

Im Imperialismus wurde das Oberste Gericht genau wie der Kongreß 
und die Präsidialgewalt zum Instrument des Monopolkapitals. Die verschie- 
denen Monopolgruppen und deren politische Repräsentanten führten einen 
ständigen Kampf, um das Amt des Obersten Bundesrichters und das der acht 
weiteren Bundesrichter besetzen zu können. „Eine politische Partei oder eine 
Wirtschaftsgruppe hat sich nie damit begnügt", so betrachtet es der amerika- 
nische Verfassungsrechtler Emest S. Griffith, „ihre Anhänger in die Legisla- 
tive oder die Verwaltung zu bringen. Wenn sie dem amerikanischen System 
ihren Stempel aufdrücken will, muß das Gerichtswesen ebenfalls in den Be- 
reich politischer Aktion im weitesten Sinne des Wortes aufgenommen wer- 
den."^ 

Als angesichts der großen Wirtschaftskrise Franklin D. Roosevelt mit der 
Politik des „New Deal" die staatsmonopolistische Entwicklung in den USA 
forcierte und zugleich unter dem Druck der Arbeiterklasse soziale Teilzuge- 
ständnisse ankündigte, geriet das Oberste Gericht in offenen Konflikt mit 
der vom Präsidenten und vom Kongreß vertretenen Politik. Dieser Konflikt 
drohte die Manövrierfähigkeit der zentralen imperialistischen Staatsmacht zu 
lähmen und nahm den Charakter einer offenen Verfassungskrise an. Die 
Kontroversen zwischen Präsidenten und Oberstem Gericht Mitte der dreißiger 
Jahre waren sicherlich nicht unwesentlich auch dadurch bedingt, daß Franklin 
D. Roosevelt sich einem Gericht gegenübersah (Durchschnittsalter 71 !), das 
der betont sozialreaktionären und gegen Interventionen des Staates in das 
Wirtschaftsleben gerichteten Rechtsprechung vorangegangener Jahrzehnte 
nachhing. Dieser Faktor erklärt jedoch keineswegs die heftige Opposition 
des Gerichts gegen die Gesetzgebung des „New Deal", denn zunächst, in den 
Jahren 1933 und 1934, verhielt sich das Oberste Gericht „ganz friedlich" 60 . 

Der Kurswechsel des Obersten Gerichts nach diesen Jahren reflektierte 
unmittelbar den Stimmungsumschwung, der sich unter den maßgebenden 
Kreisen des Monopolkapitals gegenüber Roosevelt vollzog. „Als Präsident 
Roosevelt Anfang 1933 seinen New Deal in die Tat umzusetzen begann, hatte 
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er", so vermerkt William Z. Foster, „das Großkapital im wesentlichen hinter 
sich. Die erschreckten und demoralisierten Kapitalisten griffen gierig nach 
seinem Programm . . . Aber es dauerte nicht lange, bis die Großkapitalisten 
mit Roosevelt brachen.“ 61 Anlaß dafür waren vor allem Zugeständnisse an 
die Arbeiterklasse, die einflußreichen Kreisen des Großkapitals zu weit- 
reichend schienen. Als Versuche scheiterten, Präsident Roosevelt bei den 
Zwischenwahlen im Herbst 1934 eine Niederlage zu bereiten und ihm die 
Mehrheit im Kongreß zu entziehen, da erst „appellierten die großkapitalisti- 
schen Gegner des ,New Deal' an ihren treuen Verbündeten, den Obersten 
Gerichtshof 62 . Von Anfang 1935 bis Mitte 1936 erklärte das Oberste Gericht 
alle entscheidenden Gesetze des „New Deal" für verfassungswidrig, und 
zwar sowohl diejenigen, die Eingriffe des Staates in die Wirtschaft vorsahen, 
als auch die Gesetze, die den Arbeitern bestimmte soziale und politische 
Rechte zusicherten. 

Präsident Roosevelt suchte den Widerstand des Obersten Gerichts in 
zweierlei Hinsicht zu brechen. Einmal ließ er 1935 und danach vom Kongreß 
mehrere neue, weitgehend mit den vom Obersten Gericht für ungültig erklär- 
ten Gesetzen identische Gesetze verabschieden. Zum anderen setzte er die 
Richter des Obersten Gerichts systematisch unter Druck. Er ließ im Kongreß 
ein Gesetz (die sogenannte Courtpacking Bill) einbringen, nach dem alle 
Richter des Obersten Gerichts, die mindestens zehn Jahre im Amt sind, im 
Alter von 70 Jahren bei vollem Gehalt zurücktreten können. Sollten die 
Richter nicht zurücktreten, würde der Präsident ermächtigt werden, für sie 
neue Richter bis zu einer Gesamtzahl von 1*5 Richtern zu ernennen. Das 
Gesetz, das auf heftigen Widerstand stieß und im Kongreß keine ausrei- 
chende Unterstützung fand, trug jedoch dazu bei, daß einzelne Richter ihren 
politischen Kurs änderten, und veranlaßte andere, ihren Rücktritt einzurei- 
chen. Im April und Mai 1937 billigte das Gericht mehrere vom Präsidenten 
eingebrachte Gesetze. Der Widerstand des Obersten Gerichts war gebrochen. 
In den Jahren nach 1937 konnte Roosevelt, da Richter zurücktraten oder 
gestorben waren, insgesamt acht Richter neu ernennen, und zwar solche, die 
seiner Politik zustimmten. 

In den folgenden Jahrzehnten war die Rechtsprechung des Obersten 
Gerichts zu Verfassungsfragen sehr widersprüchlich. Das trifft auch auf die 
Stellung des Obersten Gerichts im zentralen Staatsmechanismus in der Ge- 
genwart zu. Wenn bürgerliche Staatswissenschaftler einschätzen, daß nach 
dem zweiten Weltkrieg aus „dem Hemmschuh des Fortschritts . . . sein Sporn 
geworden (sei)" 63 , so ist das zumindest sehr einseitig. Das Oberste Gericht 
billigte zunächst im vollen Maße den gegen die Bürgerrechte gerichteten ge- 
richtlichen Terror der McCarthy-Ära, zögerte Entscheidungen über gesetz- 
liche Bestimmungen, die offen die bürgerlich^demokratischen Rechte miß- 
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achteten, jahre- und jahrzehntelang hinaus. Es stellte sich weder auf die 
Seite der demokratischen Bewegungen, noch nahm es grundsätzlich gegen 
die antidemokratische und aggressive Politik des USA-Imperialismus Stel- 
lung. Allerdings widerspiegelte seine Verfassungsrechtsprechung Ende der 
fünfziger Jahre und besonders in den sechziger Jahren bestimmte politische 
Meinungsverschiedenheiten innerhalb der herrschenden Klasse. Es reagierte 
auch und oft früher und eindeutiger als der Kongreß auf den Druck der 
demokratischen Bewegung gegen Rassismus, Polizeiterror und die offene 
Verletzung der Bürgerrechte. Dabei ist allerdings seit Anfang der siebziger 
Jahre erneut ein gewisser Umschwung zu einer betont konservativ-autori- 
tären Verfassungsrechtsprechung nicht zu übersehen. 

Mit seiner zeitweise offen auf liberale Reformen und Teilzugeständnisse 
orientierenden Rechtsprechung erhöhte das Oberste Gericht wesentlich sein 
Ansehen als Hüter der Verfassung, ohne eigentlich in einen ernsten Konflikt 
mit dem Kongreß oder dem Präsidenten zu geraten. Es trug objektiv nicht 
unwesentlich dazu bei, die Innenpolitik flexibler zu gestalten, diese an die 
veränderten Existenzbedingungen des USA-Imperialismus anzupassen. Das 
Oberste Gericht griff auch solche politisch brisanten Fragen auf, denen — und 
das rief den Protest der Volksmassen hervor — der Kongreß und der Präsi- 
dent aus dem Wege gingen. 

Eine erste Tendenz, die sich in der Verfassungsrechtsprechung des Ober- 
sten Gerichts äußert, ist die Bereitschaft, im Namen der Verfassung selbst 
eine offen antidemokratische Gesetzgebung zu sanktionieren, wenn diese von 
den maßgebenden Kreisen des Monopolkapitals und deren politischen Reprä- 
sentanten gefordert wird. Gleichzeitig stellt sich das Oberste Gericht jedoch 
als Korrektor dieser Gesetzgebung und als Hüter der demokratischen Grund- 
sätze der Verfassung hin, wenn diese Gesetzgebung in einen offenen Wider- 
spruch zu innen- und außenpolitischen Interessen des USA-Imperialismus 
gerät und auf den ausgesprochenen Unwillen größerer Kreise der Bevölke- 
rung stößt. So billigte Anfang der fünfziger Jahre das Oberste Gericht aus- 
drücklich alle Terrorgesetze und -Praktiken des Kongresses, des Präsidenten 
und der Einzelstaaten gegen die Kommunistische Partei der USA: die Entlas- 
sung von Staatsangestellten, die Verurteilung von Bürgern, die sich weiger- 
ten, vor dem Ausschuß zur Untersuchung unamerikanischer Betätigung be- 
lastende Aussagen gegen Mitbürger zu machen, die strafrechtliche Verfolgung 
von Kommunisten, die in den Gewerkschaften aktiv mitarbeiteten, die Praxis 
antikommunistischer Loyalitätseide der Staatsangestellten usw. Symptoma- 
tisch dafür, wie sich das Oberste Gericht mit der Hexenjagd gegen Kommu- 
nisten und Demokraten solidarisierte, war die Entscheidung Dennis gegen 
United States im Jahre 1951. Dieser Entscheid rechtfertigte, daß es „verfas- 
sungsmäßig" sei, Bürger, die Mitglied der KP der USA sind, zu langjährigen 


140 



Gefängnisstrafen zu verurteilen. Erst sehr zögernd, nachdem Hunderttau- 
sende von Bürgern als „subversive Elemente" abgestempelt und eingeschüch- 
tert worden waren. Zehntausende ihre Arbeit verloren hatten und Hunderte 
von Kommunisten und Demokraten auf der Grundlage des Smith- und des 
McCarren-Gesetzes langjährige Gefängnisstrafen erhalten hatten, korrigierte 
das Oberste Gericht seine Rechtsprechung. Es reagierte damit auf die Protest- 
bewegung in den USA gegen die Antikommunismus-HYSterie und den damit 
verbundenen Terror und auf die zunehmende Unglaubwürdigkeit der offi- 
ziellen Propaganda von den USA als „Hort der Demokratie und der Frei- 
heit". Für diese Korrektur benötigte das Oberste Gericht allerdings mehr als 
zehn Jahre. In der Entscheidung Yates gegen United States (1957) erklärte 
es zum erstenmal die Verurteilung von führenden Mitgliedern der KP der 
USA auf der Grundlage des Smith-Gesetzes für unrechtmäßig, ohne aller- 
dings dieses Gesetz selbst für verfassungswidrig zu erklären. Zwar nahm das 
Oberste Gericht in einem bereits sieben Jahre dauernden Verfahren am 5. Juni 
1961 gegen das McCarren-Gesetz (Pflicht zur Registrierung der Mitglieder 
der KP der USA) Stellung. Sein Entscheid war jedoch so unbestimmt, daß 
noch am 15. März 1962 der Generalsekretär der KP der USA, Gus Hall, und 
der Sekretär des Nationalkomitees, Benjamin Davis, auf der Grundlage eben- 
dieses Gesetzes zu fünf Jahren Gefängnis und zu einer Geldstrafe von 
10 000 Dollar verurteilt wurden. Am 17. Dezember 1962 erging noch ein 
Urteil gegen die KP der USA, 120 000 Dollar wegen Nichterfüllung der Re- 
gistrierungspflicht zu zahlen. Erst 1964 entschied das Oberste Gericht, daß 
der Zwang, sich registrieren zu lassen, verboten sei. Ende der sechziger Jahre 
erklärte endlich das Oberste Gericht antikommunistische Eide und antikom- 
munistische Einstellungsrichtlinien für verfassungswidrig. 

Eine zweite Tendenz, die mit der Verfassungsrechtsprechung des Ober- 
sten Gerichts der USA in den letzten Jahrzehnten zusammenhängt, betrifft 
die Grenzen der politischen Wirksamkeit dieser Rechtsprechung. Das Oberste 
Gericht der USA hat keinen eigenen Apparat, um seine Entscheidungen 
durchsetzen zu können. Eine gesetzliche Bestimmung als verfassungswidrig 
zu kennzeichnen, bedeutet noch keineswegs, daß sich die staatlichen Institu- 
tionen der USA an diese Entscheidung des Obersten Gerichts halten. In der 
Geschichte der USA haben sich die staatlichen Institutionen stets auf aus- 
gesprochen reaktionäre Entscheidungen des Obersten Gerichts berufen, wenn 
sie Verletzungen der bürgerlichen Demokratie zu rechtfertigen such- 
ten. Entscheidungen jedoch, die verlangten, antidemokratische Praktiken 
zu beseitigen, verfielen häufig systematischer Sabotage. Die Entscheidung 
PlessY gegen Ferguson aus dem Jahre 1896, mit der das Oberste Gericht ein 
Gesetz des Staates Louisiana sanktionierte, das Rassentrennung in Eisenbahn- 
wagen vorsah und entsprechende Strafen androhte, war jahrzehntelang die 
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„verfassungsrechtliche Grundlage“ der Rassentrennung im Transportwesen, 
in Gaststätten, in Schulen usw. Als jedoch das Oberste Gericht im Jahre 1954 
in seiner Entscheidung Brown gegen Board of Education of Topeka die Ras- 
sentrennung an öffentlichen Schulen für verfassungswidrig erklärte, brachte 
das in den folgenden zwei Jahrzehnten keinesfalls zuwege, daß die Rassen- 
trennung tatsächlich beseitig wurde. Die General Assembly of Georgia ver- 
langte sogar Amtsenthebungsverfahren (impeachment) gegen die Richter des 
Obersten Gerichts, weil diese versucht hätten, mit diesem Urteil „kommu- 
nistische Politik zu betreiben". 6 '* Und Nixon diffamierte noch im Jahre 1970 
all jene, die darauf bestanden, daß diese Entscheidung auch durchgesetzt 
werde, als „Angehörige extremer Gruppen". 65 

Ein großer Erfolg war zunächst die Miranda-Entscheidung des Obersten 
Gerichts im Jahre 1966, die sehr detailliert Regeln für das polizeiliche Ermitt- 
lungsverfahren festlegte. Insbesondere erklärte sie gegenüber der Polizei 
abgelegte Schuldgeständnisse, die durch Folter oder ohne daß der Angeklagte 
über seine Rechte belehrt worden wäre, zustande kommen, für ungesetzlich. 
Hunderte von gesetzlichen Bestimmungen in den fünfzig Einzelstaaten, die 
gegen diese Entscheidung verstießen, blieben jedoch unverändert. Der dama- 
lige Justizministcr, Mitchell, wandte sich 1969 offen gegen die Miranda-Ent- 
schcidung. Und am 25. Februar 1971 rückte das Oberste Gericht selbst fak- 
tisch von dieser Entscheidung ab. 66 

Eine weitere, dritte Tendenz der Verfassungsrechtsprechung des Ober- 
sten Gerichts drückt sich darin aus, solche gegen die bürgerlich-demokra- 
tischen Rechte und Institutionen gerichtete Handlungen aufzugreifen, deren 
Korrektur den bestehenden politischen Machtmechanismus kaum berührt 
oder sogar stärkt und die Autorität des Gerichts erhöht. Das Oberste Gericht 
umgeht dagegen, um seine Autorität nicht zu gefährden, ganz bewußt Ent- 
scheidungen, die es entweder zu eindeutig zum Komplizen von Verbrechen 
des USA- Imperialismus machen würde oder — bei einer positiven Entschei- 
dung - direkt die Positionen der antiimperialistischen Kräfte stärken könn- 
icn. Vor allem in den sechziger Jahren ergingen mehrere Urteile, die durch- 
aus für die politischen Strukturen oder für die Bürger von gewisser Bedeu- 
tung waren, die jedoch die eigentlichen Machtverhältnisse nicht antasteten 
und die Deformation der bürgerlichen Demokratie nicht beseitigten. Dazu 
gehörten solche Entscheidungen wie die Auflage, bei den Bundes- und Kon- 
greßwahlen gleiche Wahlkreise nach dem Prinzip „one person - one vote" 
zu schaffen, die Feststellung, daß obligatorische Morgengebete in den öffent- 
lichen Schulen verfassungswidrig seien, das Verbot einer doppelten Bestra- 
fung, die Zusicherung der Rechte auf einen Verteidiger für jeden Angeklagten 
und die Erklärung, daß die Todesstrafe unter bestimmten Bedingungen der 
Verfassung widerspreche. Typisch für das Streben des Obersten Gerichts, sich 
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keinesfalls mit Forderungen der antiimperialistischen Bewegung zu solidari- 
sieren, war sein Verhalten in der Sache Mora gegen McNamara, die 1967 
verhandelt wurde. Dabei ging es den Gegnern der Aggression der USA in 
Indochina darum, das Oberste Gericht beschließen zu lassen, dem damaligen 
Verteidigungsminister, McNamara, zu untersagen, Soldaten zwangsweise nach 
Vietnam zu schicken. Mit einer sehr simplen Methode, nämlich „ohne Begrün- 
dung" (mit der juristischen Formel: writ of certoria) lehnte das Gericht jede 
Entscheidung in dieser Frage ab. 

Auf die tendenziell liberale Verfassungsrechtsprechung des Obersten Ge- 
richts in den sechziger Jahren nahmen der Oberste Bundesrichter, Earl 
Warren, und weitere als liberal bekannte Bundesrichter einen nicht unwesent- 
lichen Einfluß. Das Oberste Gericht geriet deshalb, als sich die ökonomischen 
und politischen Widersprüche in den USA verschärften, in das Schußfeld der 
ausgesprochen reaktionären politischen Kreise. Präsident Nixon vertrat ganz 
systematisch die Linie, das Oberste Gericht als selbständigen politischen Fak- 
tor auszuschalten. Diesmal ging es im Gegensatz zu den Jahren nach 1935 
darum, daß der Präsident das Oberste Gericht in einem ausgesprochen reak- 
tionären Sinne gleichzuschalten suchte, indem er es neu besetzte. Damit soll- 
ten alle Widerstände von dieser Seite gegen den weiteren Abbau der bürger- 
lichen Demokratie und gegen die Errichtung einer faschistoiden Präsidial- 
diktatur beseitigt werden. Zunächst wurde 1968 verhindert, den als liberal 
bekannten Bundesrichter Abe Fortas zum Obersten Bundesrichter wählen zu 
lassen. Fortas war 1969 wegen angeblicher Korruption gezwungen zurück- 
zutreten. Zum Obersten Bundesrichter ernannte Nixon mit Zustimmung des 
Senats den Konservativen Warren E. Burger. Der Senat lehnte wohl einige 
ausgesprochene Rassisten, die Nixon für das Oberste Gericht vorgeschlagen 
hatte, ab. Nixon konnte aber bereits in den ersten drei Jahren seiner Prä- 
sidentschaft vier neue, betont konservative Richter durchbringen. Diese Neu- 
besetzung spiegelt sich in der Rechtsprechung des Obersten Gerichts seit 
Anfang der siebziger Jahre wider. 
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6. Bürgerliche Demokratie 
und Zweiparteiensystem 


6.1. Staat, Parteien und Monopole in den USA 


Die trotz aller Krisenhaftigkeit noch vorhandene Fähigkeit der bürgerlich- 
demokratischen Institutionen, zu manövrieren und sich gegen die Volksmas- 
sen abzuschirmen, wäre ohne das Zweiparteiensystem der USA, auf dessen 
„bemerkenswerte Festigkeit und Stärke" bereits W. I. Lenin hinwies 1 , nicht 
denkbar. 

Das bestehende Parteiensystem ist sowohl Ausdruck der Deformation 
der bürgerlichen Demokratie im staatsmonopolistischen Kapitalismus als auch 
ein entscheidendes Instrument, um zu verhindern, daß die fortschreitende 
Krise der bürgerlichen Demokratie das politische System des USA-lmperialis- 
mus zerstört. Zugleich ist cs, besonders in den letzten Jahren, selbst immer 
krisenanfälliger geworden. 

Bald nach 1791, als es zu dem Bruch zwischen den Anhängern Hamil- 
tons (Föderalisten) und Jeffersons (Demokraten, seit 1794 Republikaner) 
kam, standen sich in den USA im Konkurrenzkampf um die Wählerstimmen 
und um den politischen Einfluß im Staat zwei Parteien gegenüber. In der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts änderten sich im Ergebnis von Partei- 
spaltungen und -neugründungen deren Namen und politisches Profil mehr- 
fach. 1854 entstand in den Weststaaten die noch heute existierende Republi- 
kanische Partei. Nach dem Bürgerkrieg schlossen sich die Demokraten der 
Nordstaaten und die der Südstaaten wieder zur Demokratischen Partei (1828 
von Andrew Jackson gegründet) zusammen. Seit 1860 gewann entweder ein 
Kandidat der Republikanischen Partei oder einer der Demokratischen Partei 
die Präsidentenwahl. Von 1862 bis heute hatte jeweils eine dieser Parteien 
eine Mehrheit im Repräsentantenhaus. 2 Die Republikanische Partei stellte 
seitdem 16 Präsidenten (sie regierten insgesamt 72 Jahre) und die Demokra- 
tische Partei sieben Präsidenten (43 Jahre). 
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Dieses Zweiparteiensystem besteht somit bereits 115 Jahre. In dieser 
Zeit wurde die in anderen entwickelten kapitalistischen Ländern nicht vor- 
handene, für die USA aber typische Parteienstruktur der „Demokraten" und 
„Republikaner" (keine feste Mitgliedschaft, dezentralisierter Aufbau, Aus- 
richtung aller Aktivitäten auf die Wahlen) im wesentlichen beibehalten. 

„Der Kampf dieser Parteien ging vornehmlich um die Frage höherer 
oder niedrigerer Zölle. Für die Masse des Volkes hatte dieser Kampf 
keinerlei ernst zu nehmende Bedeutung. Das Volk wurde hintergangen und 
von seinen wesentlichsten Interessen durch cffckthaschendc und inhaltsleere 
Duelle zwischen den beiden bürgerlichen Parteien abgelenkt." 3 

Wirklich ernsthafte politische Differenzen zwischen den Parteien waren 
seit dem Bürgerkrieg nicht mehr sichtbar. 

Die Kontinuität des bürgerlichen Klassencharakters und die weitgehende 
politische Gleichheit der zwei Parteien bedeuten jedoch nicht, daß das Par- 
teiensystem der USA gegenüber dem vorimperialistischen Kapitalismus im 
Imperialismus unberührt geblieben ist. Seit Anfang des 20. Jahrhunderts be- 
finden sich beide Parteien fest unter der Kontrolle der Monopole. 

Die Politik der zwei Parteien ist ohne Vorbehalte darauf gerichtet, die 
existierenden Eigentums- und Machtverhältnisse zu verteidigen und auszu- 
bauen. Die „Demokraten" und „Republikaner" entwickelten sich zu aus- 
tauschbaren Zwillingsparteien, zu einer Art dualer Einheitspartei des Mono- 
polkapitals, das beide Varianten völlig kontrolliert. Victor Perlo weist dar- 
auf hin, daß die Monopole die von ihnen finanziell völlig abhängenden „poli- 
tischen Parteien mit einem eisernen Griff umklammern und in der Regel die 
Präsidentschaftskandidaten bestimmen" 4 . Sicher gibt es bestimmte Unter- 
schiede in der sozialen Zusammensetzung von Wählern und Anhängern bei- 
der Parteien. Die Demokratische Partei wird von vielen Arbeitern als ihre 
Partei angesehen. Das bedingt, daß, wenn sich kapitalistische Krisenerschei- 
nungen zuspitzen, diese Partei etwas stärker unter dem Druck der Arbeiter- 
klasse steht und bestimmte Gruppierungen (so 1972 um den Präsident- 
schaftskandidaten McGovern) sich betont für eine Konzeption sozialer Refor- 
men aussprechen. Auch sind durchaus Sympathien der großen Konzerne für 
diese oder jene Partei erkennbar. Beispielsweise ließen im Wahljahr 1968 
Rockefeiler, Mellon und Du Pont der Republikanischen Partei Wahlspenden 
zukommen, während andere Konzerne die Demokratische Partei finanziell 
unterstützt haben. 5 Oft genug „unterstützen" aber die großen Konzerne beide 
Parteien mit Wahlspenden. Entscheidend ist die enge Verbindung zwischen dem 
Monopolkapital und den zwei Parteien insgesamt. Ihre führenden Politiker, 
ihre Programme und ihre praktische Politik sind in einem Maße austausch- 
bar, wie das in keinem anderen entwickelten kapitalistischen Land mit einem 
Zweiparteiensystem der Fall ist. 


10 Röder, USA 
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In den USA gibt es wie in allen imperialistischen Ländern umfangreiche 
soziologische Untersuchungen zur beruflichen Zusammensetzung der „Partei- 
aktivisten" und -anhänger, zu dem Wählerverhalten der Bürger, zu den Zeit- 
fonds der parlamentarischen Tätigkeit maßgebender „demokratischer" und 
„republikanischer" Politiker. Erklärt wird auch, daß bei dem politischen Ver- 
halten zum Beispiel der Abgeordneten des Kongresses die Parteizugehörigkeit 
fast bedeutungslos sei . 6 Aussagen bürgerlicher Politologen zur politischen 
Übereinstimmung der Demokratischen und der Republikanischen Partei 
finden ihre Grenzen allerdings dort, wo der Charakter des Zweiparteien- 
systems als Institution monopolistischer Machtausübung nach dem Modell 
„Zwei Parteien — eine Klasse" (so Gus Hall) definiert werden müßte. Die 
weitgehende Austauschbarkeit beider Parteien wird als politische Erschei- 
nung an sich dargestellt. Völlig negiert wird, daß das Wesen dieser Gleich- 
artigkeit darin besteht, daß die Monopole beide Parteien beherrschen und auf 
diese Weise auch die anderen traditionellen bürgerlich-demokratischen Insti- 
tutionen. Der amerikanische Staatstheoretiker Robert A. Dahl sieht in dem 
„bedeutenden Maß an ideologischer Konvergenz, die sich in den Vereinigten 
Staaten entwickelt hat", die Ursache für die Existenz von zwei großen Par- 
tetien und für das Fehlen einer einflußreichen Arbeiterpartei. Die zwei 
„catchall parties" sind angeblich in der Lage, jeder „Interessengruppe" einen 
Platz einzuräumen . 7 

Die „ideologische Konvergenz" zwischen den verschiedenen Klassen und 
Schichten in den USA, das heißt, daß die Arbeiter von der bürgerlichen Ideo- 
logie beeinflußt werden und daß die Arbeiterklasse politisch an die zwei 
bestehenden Parteien gebunden ist, bedeutet jedoch keineswegs ein Verhält- 
nis von Ursache und Wirkung. Beide Erscheinungen, die sich gegenseitig be- 
dingen, reduzieren sich auf die gleiche Ursache: die kapitalistischen Eigen- 
tums- und Machtverhältnisse und deren historische Entwicklung in den USA, 
die von der Bourgeoisie genutzt wurden, um die Arbeiterbewegung ideolo- 
gisch und politisch an sich zu binden. 

Es geht den zwei Monopolparteien nicht etwa darum, wie andere bürger- 
liche Ideologen behaupten, gesellschaftliche Konflikte zu lösen. Ihre Aufgabe 
besteht darin, den Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit nicht in offene 
Klassenauseinandersetzungen ausbrechen zu lassen. Ebenfalls soll verhindert 
werden, daß die Interessen der Arbeiterklasse in den parlamentarischen Insti- 
tutionen vertreten werden. 

Bürgerliche Politologen stellen die Sache so dar, als sei das bestehende 
Parteiensystem nur Ausdruck der „natürlichen Dualität" der Situation, bei 
der es immer um pro oder kontra ginge: „Wer kriegt was, wann und warum? 
Es gibt darauf keine »richtige' oder »falsche' Antwort; man muß das im ein- 
zelnen aushandeln ... Bei der Vielzahl der miteinander um Vorteile ringen- 
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den Interessengruppen braucht man jedoch ehrliche Makler, die den Streit 
zu ,managen' verstehen, die Alternativen reduzieren und Lösungen aushan- 
deln. Diese Maklerfunktion wird in der US-Politik von den beiden großen 
Parteien wahrgenommen ." 8 

„Demokraten" und „Republikaner" als Maklerparteien der Bürger- 
interessen l? Die politische Realität widerspricht — allein schon, wenn nur 
die besonders unterentwickelte Sozialgesetzgebung oder die reaktionären 
Steuergesetze in den USA betrachtet werden — diesem Bild recht drastisch. 
Das Zusammenwirken von Monopolen, den Spitzenpolitikern im Weißen 
Haus und den Kongreßabgeordneten und Senatoren offenbart, wessen Inter- 
essen hier stets im Vordergrund stehen. Dabei sind die Parteien in den USA, 
wenn es sich um ihr Eintreten für soziale Zugeständnisse an ihre Wähler han- 
delt, ausgesprochen inaktiv. Keine „natürliche Dualität" des Prozesses der 
politischen Willensbildung ist die Ursache dafür, daß das System der zwei 
Parteien weiterbesteht, sondern seine ausgesprochene Nützlichkeit für die 
Herrschenden. Die parlamentarischen Institutionen können ihre Aufgaben, 
die Machtverhältnisse zu verschleiern und zu legitimieren, unbestritten 
besonders wirksam erfüllen, wenn zwei miteinander konkurrierende Parteien 
existieren. Völlig unter sich können ihre Politiker in den Parlamenten und 
in der Exekutive gemeinsam mit den Monopolen Lösungsvorschläge für wirt- 
schaftliche und gesellschaftliche Probleme aushandeln und, tauchen Mei- 
nungsverschiedenheiten auf, diese austragen. Die zwischen ihnen besonders 
bei Wahlkämpfen immer wieder angefachte Auseinandersetzung, das Bemü- 
hen insbesondere der „Demokraten", zeitweilig und teilweise den Bewegun- 
gen der Bevölkerung für soziale Reformen entgegenzukommen, bieten gün- 
stige Möglichkeiten, um demokratische Aktivitäten der Bürger abzufangen 
und zu verhindern, daß sich die Volksmassen gegen das System der Monopol- 
parteien formieren. 

Der Einfluß der Bevölkerung auf die politischen Entscheidungen ist in 
den USA deshalb besonders gering, weil die beiden großen Parteien im 
Grunde nur den machtpolitischen und finanziellen Interessen ihrer maßge- 
benden Politiker und Geldgeber folgen. Sozialreformistische Ideen und Ver- 
sprechungen werden allenfalls in Zeiten der Hochkonjunktur in den Wahl- 
kämpfen und in den Reden des Präsidenten „zur Lage der Nation" ange- 
boten. Leitbilder, die für die Parteien verbindlich sind und an Forderungen 
der Volksmassen anknüpfen, gibt es nicht. Ohne eine klare politische und 
gesellschaftstheoretische Profilierung — „inhaltlich gesinnungslos', wie der 
bürgerliche Soziologe Max Weber es nannte 9 — , sehen sie selbst ihren Haupt- 
zweck darin, legislative und exekutive Machtfunktionen zu erringen, die Geld 
und politischen Einfluß sichern. Außer, wenn es gilt, Wahlen vorzubereiten 
und zu finanzieren, gibt es kaum eine Parteiorganisation. Da Wahlen jedoch 
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häufig stattfinden, werden die Mitglieder und Anhänger der „Demokraten" 
und „Republikaner" relativ kontinuierlich aktiv. Die untrennbare Verbin- 
dung ihrer führenden Politiker mit dem Monopolkapital, die politisch-konzep- 
tionelle Unbestimmtheit, ihre dezentralisierte und zum Teil geradezu gestalt- 
lose innere Struktur sowie der verfassungsrechtliche Rahmen, in dem sich 
beide Parteien bewegen (Konzentration der Macht in den Händen eines 
gewählten Präsidenten, weitgehende formale Rechte der parlamentarischen 
Institutionen, beträchtliche Gesetzgebungskompetenzen der Einzelstaaten), 
verleihen dem Zweiparteiensystem der USA sein spezifisches Gepräge. Es ist, 
wie die Kommunistische Partei der USA in ihrem Programm einschätzt, eine 
„der ausgeklügelten Konstruktionen des Monopolkapitals für die Betreibung 
seiner politischen Geschäfte und zur Tarnung seines Würgegriffs . . . Jede der 
beiden großen Parteien erscheint als ein Sammelsurium widersprüchlicher 
Gruppen- und Wirtschaftsinteressen, zusammengekittet durch die Zweck- 
mäßigkeitserwägungen im Hinblick auf den Kampf um den Präsidentschafts- 
posten bei den Wahlen. Aber gerade dieses Sammelsurium, das als Beweis 
für ihren angeblichen demokratischen Charakter ausgegeben wird, ist das 
Instrument zur politischen Beherrschung durch die zentralisierte ökonomische 
Macht der Riesenmonopole . . . Das gegenwärtige Zwci-Parteien-System ist 
der Schraubstock, mit dessen Hilfe die Monopolmacht die Klassenkonflikte 
und die sozialen Bewegungen gewaltsam unter Kontrolle hält, um ihre eigene 
Herrschaft zu sichern" 10 

Die bürgerlichen Parteien sind wichtige Zugangswege zur Staatsmacht, 
zur Staatspolitik und Gesetzgebung. Das ist in allen kapitalistischen Ländern 
mit einem bürgerlichen Parlament so. Die Führungsgremien dieser Parteien 
verschmelzen auf den verschiedenen Ebenen des Staates mit bedeutsamen 
politischen Führungspositionen des Staates. Aus den Reihen ihrer maßge- 
benden Politiker rekrutiert sich die Regierung, der geschäftsführende Aus- 
schuß der Monopolbourgeoisie. Das ist auch im Prinzip in den USA nicht 
anders. Dabei haben sich allerdings im Verhältnis Parteien-Staat und im 
Verhältnis Parteien— Monopole Besonderheiten hcrausgebildet. Sie ergeben 
sich aus der Struktur der Parteien, dem Staatsaufbau, aus der überragenden 
politischen Stellung des Präsidentschaftskandidaten bzw. Präsidenten inner- 
halb der Parteien. Sie resultieren weiterhin daraus, daß „Demokraten" und 
„Republikaner" in gleichem Maße von den großen Monopolen kontrolliert 
werden. Ferner ist festzustellen, daß hinsichtlich wichtiger Staatsorgane (so 
der Exekutivbürokratie, ihren Beiräten und der Regulierungskommissionen) ein 
Zusammenwirken zwischen Konzernen und Staat weitgehend ohne Vermitt- 
lerfunktion der Parteien erfolgt. Eine Partei- oder Fraktionsdisziplin der 
Parteien ist nur zum Teil vorhanden. Selbst dann erfolgte kein „Parteiaus- 
schluß", als zum Beispiel 1972 58 prominente „Demokraten" in der Bewegung 
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„Democrats for Nixon" den republikanischen Präsidentschaftskandidaten 
unterstützten oder als John Conally und Peter J. Brennan unter Präsident 
Nixon Ministerämter übernahmen. Parteikonvente und nationale Führungs- 
gremien der beiden großen Parteien können die Politik des Präsidenten noch 
weniger beeinflussen, als in Großbritannien und in der BRD die Parteitage 
auf den politischen Kurs ihrer Regierungsmitglieder einzuwirken in der Lage 
sind. Es gibt keine zentralen politisch-ideologischen Führungszentren der 
Parteien, und die Parteiorganisationen in den Einzelstaaten sowie die lokalen 
Parteigruppen handeln weitgehend autonom. Traditionen, Parteiaufbau, 
Wahl- und Parteienrecht in den Einzelstaaten differieren stark. Die zwei 
Parteien stellen somit eigentlich nur einen losen Zusammenschluß von Wahl- 
vereinen dar. Hinzu kommt, daß nur in etwa der Hälfte der Einzelstaaten — 
in den Legislativorganen der anderen dominiert eine der beiden Parteien 
mehr oder weniger unbeschränkt 11 — tatsächlich ein „alternierendes Zweipar- 
teiensystem" besteht. 

Nur die Regierungspartei hat einen Parteiführer im eigentliche Sinne. 
Er ist identisch mit dem Präsidenten. Die Parteien haben, abgesehen davon, 
daß der Präsidentschaftskandidat bestimmte Versprechungen macht und Zu- 
kunftspläne verheißt, kein Parteiprogramm wie westeuropäische bürgerliche 
Parteien. In ihnen gibt es, soweit ihre Politiker überhaupt politisch profiliert 
sind und Programmfragen nicht ausschließlich als Methode des Stimmen- 
fangs ansehen, zahlreiche konträre politische Gruppen. Diese liberalen, kon- 
servativen oder rassistischen Gruppierungen stellen jedoch die Partei als 
solche nicht in Frage. In Westeuropa suchen 'die Monopole und deren Ver- 
bände besonders auch die Parteiführungen politisch zu beeinflussen. In den 
USA orientieren sich demgegenüber die Monopole, ihre Verbände, Institute, 
Stiftungen usw. weitaus mehr auf die Spitzenpolitiker der Parteien in der 
Exekutive und in den parlamentarischen Institutionen. All diese Besonder- 
heiten hängen damit zusammen, wie sich die Parteien in den USA historisch 
entwickelt haben, welchen Stand die Organisiertheit und Bewußtheit der 
Arbeiterklasse aufweist. Sie sind weiterhin mit der eigentümlichen staats- 
rechtlichen Stellung des Präsidenten in den USA verbunden und auch damit, 
daß der Einfluß der Monopole auf Staat und Parteien im wesentlichen direkt 
über die großen Konzerne, Monopolgruppierungen und Finanzgruppen 
erfolgt. 

Die Demokratische und die Republikanische Partei sind ein Konglomerat 
verschiedener Gruppen und Berufspolitiker, die eigentlich nur von dem 
Bestreben (und der Möglichkeit) zusammengehalten werden, parlamentari- 
sche Positionen zu erringen und bei Präsidentschafts-, Gouverneurs- und 
Bürgermeisterwahlen zu siegen, um damit lukrative staatliche Funktionen 
bekleiden zu können. 
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Auch in den Jahren der Präsidentschafts wähl sind die Parteien kaum 
mehr als ein Zweckverband lokaler und einzelstaatlicher Wahlverbände. Ihr 
Zusammenhalt ist deshalb so fest, weil nur das geschlossene Auftreten einen 
Sieg ihres jeweiligen Präsidentschaftskandidaten verspricht. Nach der Präsi- 
dentenwahl ist zumindest die unterlegene Partei ein „kopfloses Gebilde", 
eine Partei ohne Parteiführer. In Washington bestehen zwar National- 
komitees beider Parteien. Diese haben jedoch keine wirkliche politische Füh- 
rungsaufgabe, sondern sind lediglich für Kontakte mit den Parteiorganisa- 
tionen zuständig und dafür, Wahlstrategien auszuarbeiten und Geld zu 
beschaffen. 12 

, Der augenfällige Widerspruch zwischen der straffen und gigantischen 
I Organisation des Monopolkapitals in den USA — der Finanzgruppen, der Ver- 
bände der Erdölindustrie, des Militär-Industrie-Komplexes usw. - und der 
recht gestaltlosen Organisation und Programmatik der Parteien ist politisch 
nahezu bedeutungslos. Mehrere Faktoren begünstigen sogar, daß eben durch 
diese Struktur der Parteien die Interessen der Monopole in politische Ent- 
scheidungen umgesetzt und die beiden großen Parteien auf die Verteidigung 
und den Ausbau des staatsmonopolistischen Kapitalismus bedingungslos aus- 
gerichtet werden können. 

Schon allein unter dem Gesichtspunkt der präsidialen Regierungsform 
wäre eine feste Disziplin der „Republikaner’’ und „Demokraten" im Kongreß 
geradezu verhängnisvoll. Die Handlungsfähigkeit eines Präsidenten der Repu- 
blikanischen Partei wäre weitgehend gelähmt, wenn im Kongreß eine demo- 
kratische Mehrheit und erst recht, wie dies gegenwärtig beim Repräsentan- 
tenhaus der Fall ist, eine Zweidrittelmehrheit der „Demokraten" besteht. Die 
eigentliche politische Entscheidungsgewalt liegt in den Händen des Präsi- 
denten, dem ein gewaltiger, straff organisierter staatlicher Apparat zur Ver- 
fügung steht, der heute auch nach einem Präsidcntenwechsel nicht grund- 
legend verändert wird. Deshalb ist eine der Organisiertheit des Monopol- 
kapitals entsprechende Ausrichtung des politischen Systems durchaus gege- 
ben. Daß die Abgeordneten der Parteien kaum eine Fraktionsdisziplin ken- 
nen, stört nur wenig. Im Gegenteil, der Präsident vermochte gerade unter die- 
sen Bedingungen von 1964 bis 1972 zu sichern, daß durchschnittlich 50 Pro- 
zent seiner Gesetzesvorlagen verabschiedet wurden. Grundfragen der Staats- 
politik werden sowieso zumeist vom Präsidenten, seinen Beratern und seinem 
Exekutivbüro entschieden. Und die sind eng mit den großen Konzernen und 
Banken verbunden. Eine Fraktionsdisziplin würde auch unter diesem Aspekt 
bei der Verabschiedung von Gesetzesinitiativen des Präsidenten nur hin- 
derlich sein. Deshalb verliert auch eine Beherrschung der Parteiführungen 
durch die Verbände des Monopolkapitals in den USA jeden Sinn. Die politi- 
sche Position und die soziale Stellung der Abgeordneten sichern in vollem 
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Maße, daß die Interessen der Monopole berücksichtigt und vertreten werden. 
Die weitgehend unabhängige Stellung der Abgeordneten zu ihrer Partei und 
in ihr bietet den Monopolen und den Organisationen der Bourgeoisie sogar 
ausgesprochen günstige Möglichkeiten, ihre Interessen in der Gesetzgebung 
durchzusetzen. 

Die meisten Lobbyisten, die in Washington die Gesetzgebung zu beein- 
flussen und Regierungsaufträge zu beschaffen suchen, halten Verbindungen 
zu „party officials" nicht für notwendig. In einer Umfrage erklärten 58 von 
93 Lobbyisten, daß sie keinerlei Kontakte zu Parteiführern hätten; 31 sag- 
ten, sie hätten nur wenig Kontakte, und nur vier hatten enge Verbin- 
dungen. 13 

Die Monopole bemühen sich stets, in den Institutionen Einfluß zu gewin- 
nen, die tatsächlich politische Entscheidungsbefugnisse besitzen. Das sind in 
den USA jedoch nicht die Nationalkomitees und kaum die Fraktionsführun- 
gen der Parteien, sondern der Präsident, die Vorsitzenden der Kongreßaus- 
schüsse und auch die Senatoren und Abgeordneten des Kongresses selbst. 
Das wirksamste Mittel der Monopole, um den Parteien, ihren Kandidaten und 
Abgeordneten ihre Wünsche begreiflich zu machen, ist, deren Wahlkämpfe 
zu finanzieren und ihnen diverse „Dienste" zu leisten. Die Wahl jedes Kan- 
didaten, ob zum Präsidenten oder zum Bürgermeister, ist sehr kostspielig. 
Der Wahlerfolg hängt nicht zuletzt von der Höhe der Spendenbeträge ab, über 
die ein Kandidat verfügen kann. 1964 wurden für die Wahlkampagne zur Prä- 
sidentenwahl auf allen Ebenen des Staates etwa 200 Millionen Dollar ausge- 
geben. 1968 stieg diese Summe auf 250 Millionen und 1972 auf 400 Millionen 
Dollar. Über 90 Prozent dieser Beträge werden von nur einem Prozent der 
Bevölkerung gespendet, wobei das wirklich „große Geld" - Beträge bis zu 
zwei Millionen Dollar — von den großen Konzernen, den „fat cats", kommt. 14 
„Nur die Superreichen, wie die Rockefellers und die Kennedys, können der- 
artige Summen mehr oder minder aus eigener Tasche bezahlen, die anderen 
Kandidaten müssen sich verschulden — finanziell und politisch . . . Die finan- 
ziellen Gönner fordern früher oder später ihren Preis in Form von Gefällig- 
keiten, Subventionen, Schutzzöllen, Einfuhrquoten, Steuererleichterungen 
und öffentlichen Aufträgen, so daß sich die gesellschaftlichen Kosten im End- 
resultat zu einem horrenden Betrag summieren." 15 

Parteibosse, Abgeordnete, die Inhaber gewählter staatlicher Ämter und 
die Beauftragten und Lobbyisten der Konzerne werden zu einer symbioti- 
schen Einheit verbunden, die für die USA so typisch ist. Die Einheit von 
politischem Einfluß, Geld und Profitinteressen schafft ein festes Band zwi- 
schen den Trägem der politischen und der ökonomischen Macht. Politische 
Karriere kann nur derjenige machen, der sich einer der beiden Parteien an- 
schließt. Er muß Geld haben, je mehr, desto höher das Wahlamt ist, nach 
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dem er strebt, um mehr Stimmen zu erjagen als sein Konkurrent. Entweder 
er gehört selbst zur Bourgeoisie, oder er ist auf die ökonomisch Mächtigen 
angewiesen. 

Ziel der Politiker ist es, selbst zu Geld zu kommen — nicht nur durch 
einträgliche staatliche Funktionen, sondern auch durch direkte Korruption. 
Die von den Parteien lancierten Mandatsträger, die einen beträchtlichen Teil 
des Staatsapparates beherrschen und damit die politische Entscheidungs- 
gewalt ausüben, sind durch und durch käuflich. Schon die Fonds der Wahl- 
kämpfe sind Quellen der Korruption. Bereits den Parteikassierern und selbst 
Senatoren wird nachgesagt, daß sie „klebrige Finger" hätten und einen Teil 
der Spenden des Kapitals in die eigene Tasche stecken. (Senator Tom Dodd 
überwies zum Beispiel die Einnahmen von zwei Wahlbanketten mit Präsi- 
dent Johnson in Höhe von 100 000 Dollar auf sein privates Bankkonto.) 

Das Geld der Bourgeoisie fließt in dem Maße in die Parteikassen und 
in die Taschen der Abgeordneten, in dem die Wünsche des Kapitals berück- 
sichtigt werden: Gezahlt wird für Gesetze, um die Macht der Gewerkschaften 
zu beschränken, um bestimmte Branchen von den Vorschriften über Mindest- 
löhne auszunehmen, um Forschungs- und Entwicklungsaufträge der Regie- 
rung zu erhalten, um private Patentrechte in die Hand zu bekommen und um 
gegen die Interessen der Bourgeoisie gerichtete Steuergesetze zu verhindern. 16 
Die Abgeordneten der gesetzgebenden Körperschaften nehmen nicht nur Ge- 
schenke und „Beraterhonorare" entgegen, sondern sie nutzen auch ihre 
Kenntnisse und die Möglichkeit, die Hebel der Legislative zu bedienen, um 
Geschäfte im Bau- und Versicherungswesen zu machen oder mit Grund und 
Boden zu spekulieren. 

Zwar gibt cs in den USA seit dem Jahre 1925 ein Gesetz gegen die Kor- 
ruption, den „Corrupt Practices Act", der Spenden und Wahlausgaben be- 
grenzt und von den Parteien eine öffentliche Rechenschaftslegung verlangt, 
aber bislang ist danach noch niemand gerichtlich belangt worden. 

Ein Wahlkampf ausschuß einer Partei auch auf Bundesebene darf danach 
nur drei Millionen Dollar im Jahre einnehmen und ausgeben. Diese Bestim- 
mung gilt allerdings nur für solche Ausschüsse, die in zwei oder mehr Bundes- 
staaten tätig sind, nicht für solche auf der Ebene eines Staates. Außerdem ist 
die Zahl der Wahlkampfausschüsse nicht begrenzt. Eine Höchstgrenze für die 
persönlichen Wahlausgaben ist gleichfalls festgelegt. Sie beträgt bei Kandi- 
daten für einen Senatssitz 25 000 Dollar und bei Kandidaten für einen Sitz 
im Repräsentantenhaus 5 000 Dollar. Da allerdings keine Höchstgrenze der 
Wahlausgaben, die andere zahlen, existiert, ist das ganze eine Farce. Zwar 
darf eine Einzelperson im Jahr nur 5 000 Dollar für einen Kandidaten und 
an eine Wahlkommission spenden, untersagt ist es jedoch nicht, an Dutzende 
Komitees, die alle einen Kandidaten unterstützen, zu zahlen. So investierte 
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zum Beispiel der kalifornische Multimillionär Norton Simon in die Kandi- 
datur eines „republikanischen" Kandidaten für den Senat rund 1,8 Millionen 
Dollar. 

Bei der Wahl zum Kongreß oder zum Senat darf kein Vertragspartner 
der Regierung die Kandidaten mit Spenden unterstützen. Die Praxis, daß die 
Manager solcher Unternehmen — mit dem Geld des Besitzers, versteht sich — 
den Kandidaten in unbegrenzter Höhe Geld zur Verfügung stellen, ist jedoch 
nicht untersagt. „Der einzige Zweck dieses Gesetzes", so schätzt Ferdinand 
Lundberg ein, „besteht . . . darin, eine desinformierte öffentliche Meinung zu 
besänftigen, um zugleich Praktiken, die eigentlich öffentlichen Ärger erregen 
würden, in aller Ruhe fortsetzen zu können." 17 

Die sehr lockere Struktur der zwei Parteien, ihre politisch-ideologische 
Zersplitterung und Verschwommenheit sowie die weitgehende Unabhängig- 
keit der Politiker vom Parteiapparat ist somit keineswegs mit mangelnder 
innerer Festigkeit gleichzusetzen. Die festen Positionen der „Demokraten" 
und „Republikaner" im politischen Machtmechanismus ergeben sich nicht 
zuletzt daraus, daß sie eng mit dem Kapital und mit entscheidenden Institu- 
tionen des Staates verflochten sind. Kein Bindemittel hält in der kapitalisti- 
schen Gesellschaft so fest wie die Verquickung von Politik und Geschäft, 
wie der Profit. Eine direkte Folge der besonders engen Verflechtung von Par- 
teien, Staat und Monopolbourgeoisie in den USA ist, daß in wichtigen Berei- 
chen der Staatspolitik und der Gesetzgebung — Außenpolitik, Sozial- und 
Gesundheitswesen, Steuern usw. — die Interessen der Volksmassen noch 
weniger berücksichtigt werden als in anderen entwickelten kapitalistischen 
Ländern. Nach „Business Week" vom 12. August 1973 zahlten beispielsweise 
die 100 größten Konzerne im Jahre 1969 lediglich 26,9 Prozent Steuern auf 
ihre Profite. Etwa den gleichen Steuersatz entrichteten auch die Großver- 
diener (mit einem jährlichen Einkommen von über 500 000 Dollar) und die 
USA-Bürger mit einem Einkommen von 20 000 bis 50 000 Dollar im Jahr. 


6.2. Die Integrationsfunktion des Wahl- und Parteiensystems 


Parteienfreiheit und Wahlrecht gibt es in den USA faktisch nur für die beiden 
dem Monopolkapital ergebenen Parteien. „Ist es nicht die Pflicht der Bour- 
geoisie", so fragte einst Karl Marx, „das Stimmrecht so zu regeln, daß es das 
Vernünftige will, ihre Herrschaft?" Und das — die „Bourgeoisieherrschaft als 
Ausfluß und Resultat des allgemeinen Stimmrechts" — ist in den USA eigent- 
lich immer gesichert gewesen. 18 Sie wurde gesichert durch ein raffiniertes 
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Wahl verfahren. Das Recht der Bürger, sich in Parteien zu organisieren, und 
das seit 1837 bestehende allgemeine Wahlrecht (zunächst allerdings nur für 
den überwiegenden Teil der männlichen weißen Bevölkerung) waren und sind 
in den USA keineswegs förderlich, um die demokratische und soziale Bewe- 
gung voranzubringen. Es soll diese Bewegung aufhalten. Dadurch, daß die 
Wähler in den parlamentarischen Institutionen von zwei auf die Monopole 
völlig eingeschworenen Parteien vertreten werden, reduziert sich das Wahl- 
recht auf die Freiheit, für diesen oder jenen Sachwalter des Kapitals zu stim- 
men. 

Zugleich sichert das Wahlrecht, vor allem das Mehrheitswahlrecht, die- 
sen Zustand, indem cs die privilegierte Stellung der beiden Parteien des 
Monopolkapitals stützt. 

In den USA gibt cs immer noch zahlreiche direkte Einschränkungen des 
Wahlrechts (Ansässigkeitszensus, der sich gegen die Saisonarbeiter richtet; 
Hindernisse besonders bei der Registrierung der Afroamerikaner in den Süd- 
staaten) und Verletzung der Wahlrechtsgleichheit zumindest bei Wahlen in 
den Einzelstaaten (Wahlkreisgeometrie, unterschiedliche Größe der Wahl- 
kreise). Diese Einschränkungen sind jedoch eigentlich von sekundärer Bedeu- 
tung, wenn es darum geht, die Klassenfunktion des Wahlrechts zu sichern. 
Entscheidend ist das Wahlsystem, nach dem die Abgeordneten des Repräsen- 
tantenhauses, des Senats, aber auch die Abgeordneten in den Bundesstaaten 
und den 80 000 lokalen Vcrwaltungscinhcitcn in Ein-Mann-Wahlbczirkcn ge- 
wählt werden. Wie auch in Großbritannien gilt derjenige Kandidat als ge- 
wählt, der im Wahlbezirk die relative Mehrheit der Wählcrstimmen erhalten 
hat. Alle anderen Stimmen sind ohne Belang. Dieses Wahlsystem, in dessen 
Rahmen die zwei kapitalistischen Parteien finanziell und propagandistisch 
privilegiert sind, hat bisher jeden Versuch anderer bürgerlicher oder anti- 
imperialistischer Parteien scheitern lassen, im nationalen Maßstab beständige 
Wahlerfolge zu erzielen., Friedrich Engels machte bereits darauf aufmerk- 
sam, daß das in den USA, wie in England, bestehende Wahlsystem dem 
Wähler „jedes auf einen nicht von einer der beiden Regierungsparteien aufge- 
stellten Kandidaten fallende Votum als verloren erscheinen läßt. Und der 
Amerikaner wie der Engländer will auf seinen Staat einwirken, wirft seine 
Stimme nicht weg." 19 

Dennoch wählt in den USA ein gewisser Prozentsatz der Wahlberechtig- 
ten auch bei den Wahlen zum Kongreß die Kandidaten anderer Parteien. In 
der Regel gewinnen diese Parteien jedoch keinen einzigen Sitz. So stimmten 
im Jahre 1920 bei den Wahlen zum Repräsentantenhaus 1,4 Millionen Wäh- 
ler (5,6 Prozent) für die Kandidaten dritter Parteien (unter anderem 300 000 
für die Farmer Labor Party), die jedoch nur einen der 435 Abgeordnetensitze 
gewannen I Aber selbst wenn einmal in der Vergangenheit sozialistische oder 
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kommunistische Abgeordnete in parlamentarische Vertretungen gewählt 
wurden, sind ihre Sitze damit noch keineswegs sicher. Die von den „Demo- 
kraten" und „Republikanern" beherrschten parlamentarischen Institutionen 
nehmen für sich das Recht in Anspruch, mißliebige Abgeordnete aus- 
schließen zu können. So wurden, als sich nach dem ersten Weltkrieg die Klas- 
senauseinandersetzungen zuspitzten, dem sozialistischen Abgeordneten Vic- 
tor Bergner der Sitz im Repräsentantenhaus aberkannt und fünf sozialisti- 
sche Abgeordnete aus dem Parlament des Staates New York ausgeschlossen. 

Unter dem Eindruck der Wirkungen des bestehenden undemokratischen 
Wahlsystems und der bisherigen Erfolglosigkeit des Kampfes um eine von 
den zwei Monopolparteien unabhängige Vertretung der Arbeiterklasse im 
Kongreß ist die Zahl der Wähler, die für dritte Parteien stimmten, ständig 
weiter zurückgegangen. 1954 gelang es zum letzten Male einem unabhängigen 
Kandidaten, einen Sitz im Repräsentantenhaus zu gewinnen! Die parlamen- 
tarische Monopolstellung der „Demokraten" und „Republikaner", die in 
politischen Traditionen, im Denken und in familiären und beruflichen Bin- 
dungen der Amerikaner fest verankert ist, wäre nichtsdestoweniger unter 
einem anderen Wahlsystem schon längst durchbrochen worden. Das zeigte 
sich, als in den zwanziger und dreißiger Jahren vorübergehend das Verhält- 
niswahlsystem in 22 Städten der USA eingeführt wurde. In all diesen Städten 
entwickelte sich ein Vielparteiensystem. 1937 war das Verhältniswahlsystem 
in New York City cingeführt worden. Schon 1941 zogen ein Kommunist und 
1943 ein weiterer Kommunist sowie zwei mit der KP der USA sympathisie- 
rende Abgeordnete in den 25 Personen zählenden Stadtrat ein. Nur, indem 
Ende der vierziger Jahre das Verhältniswahlsystem wieder abgeschafft wurde 
und „republikanisch-demokratisch-liberale" Einheitskandidaten gegen die 
kommunistischen Stadträte und die mit ihnen Sympathisierenden aufgestellt 
wurden, gelang es den etablierten Parteien, die systemkonforme Ausrichtung 
des New-Yorker Stadtrates wiederherzustellen, wie sie vor der Einführung 
des Verhältniswahlsystems bestanden hatte. 

Es wird häufig übersehen, daß nicht nur das relative Mehrheitswahl- 
system, sondern vor allem auch das Wahlverfahren zur Präsidentenwahl das 
Zweiparteiensystem auf raffinierte Weise abschirmt. Das Zweiparteien- 
system ist, zumindest auf Bundesebene, völlig auf die Präsidentenwahl zuge- 
schnitten. Deshalb hat das Verfahren der Aufstellung und der Wahl des Prä- 
sidenten solch eine Bedeutung für dieses Parteiensystem. Das betrifft die 
Art, wie die Kandidaten nominiert werden und wie die auf zwei Kandidaten 
ausgerichtete Wahl politisch-propagandistisch vorbereitet wird. Noch ent- 
scheidender ist, daß es nicht um eine direkte Volkswahl des Präsidenten 
geht. Es handelt sich eigentlich um eine Abstimmung zwischen den Spitzen- 
kandidaten der zwei ohnehin privilegierten Parteien des Monopolkapitals. 
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Die zwei Präsidentschaftskandidaten werden nicht für den Gesamtstaat 
nominiert, sondern für und in den Einzelstaaten. Bereits hier werden Kandi- 
daten dritter Parteien, vor allem Kandidaten der KP der USA, erheblich 
behindert. 20 Die Vorwahlen wie auch die eigentliche Wahlkampagne stehen 
ganz im Zeichen der Entscheidung zwischen dem Kandidaten der Demokrati- 
schen und dem der Republikanischen Partei. Jeder andere Kandidat wird durch 
das Wahlverfahren hoffnungslos benachteiligt und erscheint in den Augen der 
Bevölkerung als völlig chancenlos. Im Frankreich der V. Republik hat sich 
die Präsidentenwahl (im Gegensatz zur undemokratischen Wahl der Natio- 
nalversammlung) als Faktor erwiesen, der dem Streben des Monopolkapitals, 
seine Diktatur gegen die Volksmassen abzuschirmen, entgegenwirkt. Dort 
erhalten die demokratischen Parteien die Möglichkeit, eine Alternative zum 
staatsmonopolistischen Kapitalismus wählbar zu machen. Die USA-Präsi- 
dentenwahl dagegen ist ganz darauf festgelegt, eine derartige Alternative 
außerhalb der Wahl zu lassen und das Zweiparteiensystem zusätzlich abzu- 
sichern. Entscheidend dafür erwies sich die Bestimmung in Artikel II, Ab- 
schnitt 1 der USA-Verfassung: „Jeder Einzelstaat bestimmt in der von seiner 
gesetzgebenden Körperschaft vorgeschriebenen Weise eine Anzahl von Wahl- 
männern, die der Gesamtzahl der dem Staat im Kongreß zustehenden Sena- 
toren und Abgeordneten gleich ist." 

Der Präsident wird somit nicht direkt, sondern indirekt, über Wahlmän- 
ner gewählt. Dieser seit 190 Jahren bestehende Wahlmodus wirkt sich heute 
auf den politischen Machtmechanismus in einer Weise aus, die selbst den 
Proklamationen eines Hamilton und Madison völlig widerspricht. Diese 
formulierten die an die Wahlmännerregelung geknüpften Erwartungen im 
68. Essay der „Federalist Papers" wie folgt: „Der Wahlvorgang bietet die 
moralische Gewißheit, daß das Amt des Präsidenten niemals jemandem 
zufallen wird, der nicht im höchsten Maße die hierfür erforderliche Quali- 
fikation besitzt. Die Gabe, niedrige Ränke zu schmieden, und die Kunst, sich 
populär zu machen, mögen vielleicht genügen, um die höchste Stellung in 
einem Einzelstaat zu erreichen; aber um sich Achtung und Vertrauen in der 
gesamten Union oder auch nur in einem beträchtlichen Teil derselben in dem 
Maße zu erwerben, daß man als Kandidat für das hohe Amt des Präsiden- 
ten der Vereinigten Staaten in Betracht kommt, dazu werden ganz andere 
Eigenschaften und Verdienste nötig sein. Die Voraussage ist nicht zu gewagt, 
daß diese Stellung wahrscheinlich immer nur von Persönlichkeiten mit den 
hervorragendsten Fähigkeiten und Charaktereigenschaften bekleidet werden 
wird." 21 

Die hier genannte Begründung für den Modus der Präsidentenwahl und 
ihre Konfrontation mit der politischen Realität unseres Jahrhunderts, zum 
Beispiel mit den „hervorragenden Fähigkeiten" und „niedrigen Ränken" 
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eines Richard Nixon, beweist anhand vieler Beispiele, daß es unmöglich ist, 
demokratische Prinzipien und Verfahren an sich, losgelöst von dem Gesell- 
schaftssystem, zu entwerfen. Sie zeigt darüber hinaus recht drastisch, wie 
politische Regelungen, einmal geschaffen, im Verlaufe der geschichtlichen 
Entwicklung ihren Platz und ihre Bedeutung für das politische System ver- 
ändern. Zu Beginn der staatlichen Entwicklung in den USA war die Wahl 
von Wahlmännern in den Einzelstaaten, die dem Wähler bekannt waren, 
sicherlich eia Mittel, um dem Bürger einen gewissen Einfluß auf die Wahl 
eines weithin unbekannten Präsidentschaftskandidaten zu geben. Heute da- 
gegen ist dieser Wahlmodus, der unter den Bedingungen einer zentralisierten 
Propagandamaschine und des Systems der Zwillingsparteien des Monopol- 
kapitals einen ganz anderen Sinn erhält, ein Instrument, um die Wahl eines 
Kandidaten unmöglich zu machen, der die Interessen der Arbeiter und Far- 
mer vertritt. Die Präsidentschaftskandidaten werden dem Wähler samt seiner 
oft recht zweifelhaften Eigenschaften und „hervorragenden Verdienste" von 
den zwei Parteien vorgegeben. Bedeutsam ist, daß die Wahlmänner nicht 
etwa, wie das die Mitglieder des Verfassungskonvents einst annahmen, in 
den Einzelstaaten bzw. in Wahlkreisen wie die Senatoren und Abgeordneten 
gewählt werden. Gesetzliche Bestimmungen der Einzelstaaten — entweder 
bald nach der Gründung der USA oder später erlassen — legen fest, daß heute 
in allen Einzelstaaten die Partei, die die höchste Stimmenzahl auf sich ver- 
eint, alle Wahlmänner stellt. 

Die indirekte Wahl des Präsidenten durch gewählte Wahlmänner, die in 
jedem Einzelstaat lediglich einer Partei angehören können, gibt dem Wäh- 
ler nur eine sehr begrenzte Entscheidungsmöglichkeit und verzerrt seinen 
Willen. Alle Stimmen für Präsidentschaftskandidaten in einem Staat, die 
nicht die Mehrheit der Stimmen in diesem Staat erhalten haben, bleiben wir- 
kungslos. Eine Wahl von Gus Hall, dem Kandidaten der KP der USA, oder 
von Benjamin Spock (Volkspartei) bei den letzten Präsidentschaftswahlen 
erscheint damit dem Wähler in besonderem Maße als verlorene Stimme. Aller- 
dings kann dieser Wahlmodus auch den Kandidaten der großen Parteien zum 
Nachteil gereichen. Im Jahre 1912, als sich die Republikanische Partei spal- 
tete und zwei Präsidentschaftskandidaten nominierte, William H. Taft und 
Theodore Roosevelt, entfielen auf Taft bei 23 Prozent der Wählerstimmen 
nur 1,5 Prozent und auf Roosevelt bei 27 Prozent der Wählerstimmen 
16,5 Prozent der Wahlmänner. Woodrow Wilson dagegen hatte zwar nur 
42 Prozent der abgegebenen Stimmen auf sich vereint, gewann jedoch in 40 
der 48 Staaten die relative Mehrheit der Wählerstimmen und damit 82 Pro- 
zent der Wahlmänner. 

Auch bei den letzten Präsidentschaftswahlen zeigten sich erhebliche 
Unterschiede zwischen dem prozentualen Stimmenanteil der Präsident- 
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Schaftskandidaten und ihrem Anteil an der Gesamtzahl der Wahlmänner. Es 
wäre eigentlich ein Zufall, daß 1960 und 1968 nicht der Kandidat mit dem 
geringeren Stimmenanteil Präsident wurde. 


Präsidentschaftswahlen 1960 bis 1972 


Jahr 


1960 

1964 

1968 

1972 


„Demok raten" „Republikaner" 

Stimmen Wahlmänner Stimmen Wahlmänner 


(Prozent) 


(Prozent) 


49,72 

303 

49,55 

219 

John F. Kennedy 


Richard M. Nixon 


61,05 

486 

38,47 

52 

Lyndon B. Johnson 


Barry Goldwater 


42,72 

191 

43,41 

301 

Hubert 


Richard M. Nixon 


H. Humphrey 




37,34 

17 

61,26 

521 

George McGovem 


Richard M. Nixon 



Kein Argument kann den antiquierten Wahlmodus bei Präsidentschafts- 
wahlen rechtfertigen. Auch solche einflußreichen Organisationen in den USA 
wie die Vereinigung der amerikanischen Rechtsanwälte („American Bar Asso- 
ciation") unterstützen eine direkte Wahl des Präsidenten. Dennoch werden 
keinerlei gesetzliche Schritte in dieser Richtung unternommen. Wie bereits 
erwähnt, hält nur der Kampf um das Amt des Präsidenten beide Parteien 
zusammen. Wäre die maßgeblich durch das Wahlrecht gestützte Ausrichtung 
der Präsidentschaftswahlen auf die zwei Parteien nicht mehr gegeben, würde 
nicht nur die über Generationen hinweg betriebene Propaganda, daß es keine 
Alternative zu den „Demokraten" und „Republikanern" gäbe, wirkungslos 
werden. Auch der Zusammenhalt dieser Parteien selbst wäre in Frage gestellt. 
Würde der Präsident direkt gewählt, so könnte sich jeder prominente Politiker 
der beiden großen Parteien als Präsidentschaftskandidat aufstellen lassen und 
hätte auch die Chance, gewählt zu werden. Der Zusammenhalt der „Republi- 
kaner" und „Demokraten" wäre damit in Frage gestellt. 

Das durch das Wahlrecht gestützte Zweiparteiensystem der USA ist 
einem Fangnetz mit zwei Öffnungen vergleichbar: „Sie sind mit dem republi- 
kanischen Präsidenten nicht zufrieden? Wählen Sie demokratisch! Sie sind mit 
dem demokratischen Präsidenten nicht zufrieden? Wählen Sie republika- 
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nisch!" 22 Jede Partei lebt von den Mißerfolgen und Fehlern der anderen 
Partei. Dabei hat einmal die eine Partei Erfolg, einmal die andere. Sicher ha- 
ben die maßgebenden Politiker der „Demokraten" und „Republikaner" auch 
eigenständige Interessen. Sie wollen ihren politischen Einfluß möglichst hal- 
ten und vertiefen, um noch größere finanzielle Einnahmen zu erreichen. Inso- 
fern stehen sie sich im Konkurrenzkampf gegenüber. Ihre gemeinsame Posi- 
tion, die kapitalistische Gesellschaftsordnung bedingungslos zu verteidigen 
und keine andere Partei (auf keinen Fall eine antiimperialistische Partei) auf- 
kommen zu lassen, einigt sie. Ihre gemeinsame Aufgabe besteht darin, die 
Bürger an die bestehende gesellschaftliche und politische Ordnung zu binden, 
gesellschaftliche Konflikte zu mildern und zu verhindern, daß sich die Volks- 
massen gegen das staatsmonopolistische System formieren. 

Das bestehende Wahlsystem ist eine wichtige Voraussetzung für die 
Wirksamkeit dieses Fangnetzes der beiden großen Parteien. Es erklärt aller- 
dings noch nicht die spezifischen Methoden, derer sich die Monopolbour- 
geoisie in den USA bedient, um über ihre Parteien, wie W. I. Lenin es formu- 
lierte, „in den Massen Rückhalt (zu) suchen". 23 

Eine entscheidende Grundlage für die besondere Wirksamkeit der Politik 
einer „Integration" der Bevölkerung in die bestehende Gesellschaftsordnung 
mit Hilfe der bürgerlichen Parteien ist die faktische Bindung der Arbeiter- 
klasse, einschließlich der Gewerkschaften, an das bestehende Zweiparteien- 
system, wie sie in den USA gegeben ist. Bereits sehr zeitig, in den dreißiger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts, begann, gefördert von Präsident Andrew 
Jackson „die organisierte Unterstützung bürgerlicher politischen Parteien 
durch die Arbeiterschaft, eine Politik, die in den späteren Jahrzehnten ent- 
scheidende Bedeutung gewinnen sollte". 24 Seit der Sozialgesetzgebung Frank- 
lin D. Roosevelts im Rahmen der Politik des „New Deal" gilt die Demokrati- 
sche Partei allgemein als die Partei der Arbeiter und des „kleinen Mannes", 
mindestens aber als das „kleinere Übel". Von den Arbeitern wählten in den 
letzten Jahrzehnten 50 bis 70 Prozent den Präsidentschaftskandidaten der 
Demokratischen Partei und lediglich 30 bis 40 Prozent den republikanischen 
Kandidaten. 25 Abgesehen von der Präsidentschaftswahl 1972 unterstützten die 
führenden Gewerkschaften in den letzten Jahrzehnten den Präsidentschafts- 
kandidaten der Demokratischen Partei finanziell und propagandistisch. Auf 
dem Nationalkonvcnt der Demokratischen Partei, der den Präsidentschafts- 
kandidaten nominiert, sind häufig einige hundert Gewerkschaftsfunktionäre 
anwesend, auf dem Nationalkonvent der Republikanischen Partei dagegen 
nur kleinere Gruppen. 

Die Gewerkschaftsführer waren bis in die dreißiger Jahre unter der 
Parole „Belohnt Eure Freunde, bestraft Eure Feinde" ganz allgemein bestrebt, 
die Arbeiter im Rahmen des Zweiparteiensystems zu halten, also keine Alter- 
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native außerhalb dieses Parteiensystems zu unterstützen. Heute dagegen stel- 
len sie zumeist die Demokratische Partei den Arbeitern als Alternative inner- 
halb des Parteiensystems dar. Die „Demokraten" ihrerseits übernehmen es, 
die Arbeiter, vor allem die mit den Gewerkschaften verbundenen, besonders 
anzusprechen. Auf diese Weise wird das Fangnetz des Zweiparteiensystems 
hinsichtlich der Arbeiterklasse noch enger geknüpft. Das Spiel mit verteilten 
Rollen gegenüber der Arbeiterklasse hat durchaus eine gewisse Ähnlichkeit 
mit dem Mechanismus des Zweiparteiensystems in Großbritannien. Die Un- 
terschiede sind jedoch unverkennbar. Sie liegen nicht einmal in erster Linie 
darin, daß es die Demokratische Partei im Gegensatz zur Führung der Labour 
Party infolge des Bewußtseinsstandes der Arbeiterbewegung in den USA 
kaum nötig hat, mit sozialistischem Vokabular zu arbeiten. Viel entscheiden- 
der ist, daß in den Reihen der Labour Party eine einflußreiche Bewegung exi- 
stiert, die darauf drängt, die Grundlagen des Kapitalismus zu beseitigen, und 
ihre Führung zu einer Politik der sozialen Reformen zwingt. Eine derartige 
Situation ist in den USA auch im Ansatz nicht gegeben. Dort ist die von den 
maßgebenden Gewerkschaften betriebene Politik, die Demokratische Partei 
zu unterstützen, nicht nur eine Politik des Verzichts auf den Kampf für die 
Loslösung der Arbeiterklasse von der Bourgeoisie, sondern sogar darauf ge- 
richtet, die Arbeiterklasse an die aggressivsten Kreise des Monopolkapitals 
zu binden. 

Die Bindung der Bevölkerung an die dem Monopolkapital ergebenen 
Parteien vollzieht sich in den USA vor allem auf zwei Wegen: indem die Mit- 
glieder und Anhänger erfaßt sowie indem die Wähler in Wahlschlachten um 
die Präsidentschaft und um die Sitze im Kongreß zwischen den zwei Parteien 
„aufgeteilt" werden. Die „Demokraten" und „Republikaner" verfügen (nicht 
nur in Zeiten der Wahlkämpfe) auch dadurch, daß ihre maßgebenden Poli- 
tiker in der Öffentlichkeit, im Fernsehen und Rundfunk auftreten, über ent- 
scheidende Positionen im System imperialistischer Meinungsmanipulierung. 
Sie können auch darauf verweisen, daß nur mit ihrer Hilfe, sei es auf lokaler 
Ebene, im Staat oder in der Union, eine politische und häufig auch eine 
berufliche Karriere möglich ist. 

Im Unterschied zu anderen kapitalistischen Ländern mit einer Staats- 
form der bürgerlichen Demokratie gibt es in den USA kaum eine feste Partei- 
mitgliedschaft. Eine Ausnahme bilden die Parueiklubs der „Demokraten" und 
„Republikaner", wie sie für bestimmte suburbane Wohnstädte in Kalifornien 
und Wisconsin typisch sind . 26 In einer Reihe von Einzelstaaten und vor allem 
in Großstädten werden die Parteiorganisationen noch immer von sogenann- 
ten Parteimaschinen beherrscht, an deren Spitze ein „boss" steht. Diese „Ma- 
schinen" blpiben dauernd bestehen. Ihre Aufgabe ist es, die Wahlkämpfe zu 
organisieren. 
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Um die etwa 250 000 regionalen Führer gruppieren sich die Parteiorga- 
nisationen, die sich insbesondere in Wahlzeiten um einzelne Kandidaten 
zusammenfinden und danach in der Regel wieder zerfallen. Nur vier Pro- 
zent der wahlberechtigten amerikanischen Bürger geben in Meinungsumfra- 
gen an, Mitglieder von Parteien zu sein und sich für Parteien oder Kandidaten 
im Wahlkampf einzusetzen. 27 

Die schwache politische Organisation der Arbeiterklasse und die Festig- 
keit des Zweiparteiensystems ließen es für die Monopolbourgeoisie und ihre 
zwei Parteien nicht in dem Maße wie in anderen imperialistischen Ländern 
notwendig werden, die Bevölkerung, sei es unter klerikalen, konservativen 
oder sozialreformistischen Vorzeichen, zu organisieren. 

Die Organisierung der Volksmassen über das Parteiensystem und ihre 
emotionelle Bindung an die eine oder andere Partei erfolgt in den USA in 
anderen Formen. Diese entsprechen der Tradition und der Spezifik des dorti- 
gen Zweiparteiensystems. 

Im 20. Jahrhundert haben sich auch in den USA bestimmte Methoden, 
größere Teile der Bevölkerung direkt an die Parteien zu binden, weiterent- 
wickelt. Der Hauptweg ist dabei das System der öffentlichen, staatlich 
überwachten Vorwahlen (primaries) vorwiegend anläßlich der Präsidenten- 
wahlen bzw. das in anderen Staaten übliche Parteiversammlungssystem (con- 
vention System). Millionen Bürger lassen sich alle vier Jahre als „Demokra- 
ten" oder „Republikaner" registrieren, um an der Aufstellung von Kandidaten 
vor allem für das Amt des Präsidenten oder an den entsprechenden Urwahlen 
teilnehmen zu können. Da jeder Einzelstaat dafür seine eigene gesetzliche 
Regelung hat, gibt es zahlreiche Spielarten der Vorwahl bzw. der Urwahl der 
Delegierten der Parteien. 

1972 fanden in 22 Staaten (vor 1972 waren es 14) und in Washington D. C. 
Vorwahlen statt, in denen über die Delegierten zum jeweiligen nationalen Par- 
teikonvent und über die Präsidentschaftskandidaten abgestimmt wurde. Bür- 
ger (im Durchschnitt 30 bis 50 Prozent der Wahlberechtigten), die sich als 
Anhänger der einen oder anderen registrieren lassen, nehmen an der Vorwahl 
teil. So beteiligten sich in Chicago an den Vorwahlen zu der Präsident- 
schaftswahl von 1972 818 000 der 1,6 registrierten Wähler: 745 000 als Anhän- 
ger der „Demokraten" und 73 000 als Anhänger der „Republikaner". Damit ein 
Bürger an derartigen Abstimmungen teilnehmen kann, muß sein Name auf 
der Liste der zur Teilnahme an den Vorwahlen der jeweiligen Partei berech- 
tigten Bürger aufgenommen werden (enrollment System). Darüber entschei- 
det auf der Grundlage einer Sympathieerklärung eine Registrierungskommis- 
sion. In anderen Staaten genügt eine Loyalitätserklärung beim Erscheinen zur 
Vorwahl. Das Parteiversammlungssystem gilt in den meisten anderen Einzel- 
staaten, in denen keine Vorwahlen stattfinden. Es dient der Delegiertenaus- 
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lese für die Parteikonvente, auf denen die Präsidentschaftskandidaten gewählt 
werden. Auch an diesen Wahlen nehmen nur registrierte Anhänger der Partei 
teil. Diese Urwahlen erfolgen auf der Ebene der kleinsten Verwaltungsein- 
heiten der Parteihierarchie, der Stimmbezirke (precinct), mit etwa 2 000 Ein- 
wohnern. In den Stimmbezirken werden die Delegierten für die Kreis-, Stadt- 
kreis- oder Standtkonferenzen der Parteien gewählt, die dann wiederum die 
Delegierten für die nächsthöhere Ebene wählen, bis hin zum Nationalkon- 
vent der jeweiligen Partei auf Bundesebene. Vorwahlen und Urwahlen, die 
in etwa 80 Prozent der Bundesstaaten stattfinden, sind, wie die Tatsachen zei- 
gen, keineswegs ein Mittel, wie zum Beispiel Stephan M. Monsma behauptet, 
um zu sichern, „daß kein ,Boss' und keine ,Maschine' sie (die Parteien — 
d. Verf.) beherrschen kann" 28 . Sie verdecken lediglich die Macht der Parteima- 
schinen und die Beherrschung der Demokratischen wie der Republikanischen 
Partei durch die großen Monopole und die ihnen ergebenen Politiker. Als 
Robert F. Kennedy 1968 ermordeit wurde, erhielt nicht etwa der mit ihm bei 
den Vorwahlen konkurrierende Eugene McCarthy auf dem demokratischen 
Parteikonvent die Mehrheit, sondern Hubert H. Humphrey, der an keiner 
einzigen Vorwahl teilgenommen hatte. 

Die Vorwahlen dienen dazu, große Teile der Bevölkerung an das beste- 
hende Zweiparteiensystem zu fesseln und dieses System im öffentlichen Be- 
wußtsein als Institution erscheinen zu lassen, die ebensowenig in Frage ge- 
stellt werden kann wie der Kongreß, der Präsident und das Oberste 
Gericht. 

Ein weiterer Weg, um eine größere Zahl von Bürgern den zwei großen 
Parteien zu verpflichten, ist, daß diese Parteien ausgesprochene Stellenjäger- 
parteien sind. Das Beutesystem (spoils System), der Charakter der zwei Par- 
teien in den USA als Institutionen zur Verteilung von einkommensgünstigen 
Posten, deren Bedeutung vom Wahlerfolg und von der Stellung in der Partei- 
hierarchie abhängt, hat - wie bereits dargestellt - Traditionen, die weit in 
die Geschichte der USA zurückreichen Friedrich Engels machte schon darauf 
aufmerksam, daß die führenden Politiker der zwei Parteien in den USA, 
„denen die Herrschaft abwechselnd zufällt", aus der „Politik ein Geschäft 
machen, ... auf Sitze in den gesetzgebenden Versammlungen des Bundes wie 
der Einzclstaaten spekulieren oder . . . von der Agitation für ihre Partei leben 
und nach deren Sieg durch Stellen belohnt werden . . Z' 29 Noch zu Anfang die- 
ses Jahrhunderts lagen über 300 000 Ernennungen für Stellen im Staatsdienst 
allein des Bundes in den Händen des amerikanischen Präsidenten. Hauptziel 
der Wahlkampagnen der „Republikaner" wie der „Demokraten" war es, die 
aktiven Werber der Partei mit staatlichen Ämtern zu versorgen. 30 Bis heute 
wurde diese Zahl durch die seit Ende des 19. Jahrhunderts fortschreitende 
Ausweitung des Civil Service Status der Staatsangestellten immer weiter ein- 
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geschränkt. Von den zwei Millionen Bundesbeamten werden lediglich noch 
etwa 1 500 bis 2 000 Ämter (Botschafter, politische Berater des Präsidenten 
und leitende Mitarbeiter zentraler Exekutiv- und Justizbehörden) direkt vom 
Präsidenten oder unter seiner Mitsprache vergeben. 31 Hinzu kommt jedoch 
auch heute noch eine große Zahl von Stellen, die von den Gouverneuren in 
den Einzelstaaten und den Bürgermeistern im lokalen Bereich verteilt wer- 
den. Außerdem, und das ist in der Gegenwart eine wichtige Erscheinungs- 
form des Beutesystems, gibt es in den USA weit über 500 000 Parlamentarier 
und Staatsangestellte (Verwaltung, Polizei, Justiz) auf allen Ebenen, die 
gewählt werden und deren Funktionen oft mit erheblichen finanziellen 
Vorteilen verbunden sind. Die Bundesebene nicht gerechnet, sind das unter 
anderen der Gouverneur, der Vizegouverneur, die Senatoren und Ab- 
geordneten des Staates, hohe Beamte, der Bürgermeister, die Stadträte, zum 
Teil die Richter, die Mitglieder des Verwaltungsrates für Finanzen, der Appel- 
lationsrat für Finanzen, die Kontrolleure für die Vermögenseinstufung, der 
Erbschaftsrichter, der Friedensrichter, der Sheriff, die Mitglieder der Kom- 
mission für Städteplanung und Entwicklung. Die Parteien wählen nahezu 
alle Anwärter auf diese Funktionen aus. Aussicht, gewählt zu werden, haben 
im allgemeinen nur die Bürger, die von den „Demokraten" oder den „Repu- 
blikanern" unterstützt werden. 

Es gibt kein anderes kapitalistisches Land, wo ein derart großer Kreis 
von Anwärtern der Legislative und der Exekutive von Parteien nominiert 
und von den Bürgern gewählt wird, wo Millionen Bürger in der Illusion 
befangen sind, bereits bei der Nominierung des Kandidaten für das höchste 
Staatsamt mitentscheiden zu können. Nicht zuletzt auch darauf, das heißt auf 
der damit verbundenen regelmäßigen Aktivierung der Bürger als Anhänger 
der Demokratischen oder der Republikanischen Partei, ist es zurückzu führen, 
daß ein hoher Prozentsatz der USA-Bürger sich auch heute noch als „Demo- 
krat" oder .Republikaner" (1974 = 66 Prozent) betrachtet. Die Wahlentschei- 
dung des einzelnen wird bereits in der Schulzeit als Folge von familiären und 
traditionellen Verhaltensweisen geprägt. Untersuchungen haben ergeben, daß 
etwa 65 bis 70 Prozent der Bürger, die von ihrem Wahlrecht Gebrauch 
machen, ebenso wählen wie ihre Eltern. 

Wie stark Traditionen das System der zwei Parteien des Monopolkapi- 
tals stützen, wird beispielsweise daran deutlich, daß nach mittlerweile über 
110 Jahren in Kentucky jene Gebiete, in denen bis 1865 die Sklaverei bestand 
und die im Bürgerkrieg die Südstaaten unterstützten, bis in die jüngste Zeit 
hinein überwiegend für die Demokratische Partei stimmten, während benach- 
barte Gebiete, die zur Union hielten, republikanisch wählten. 

Wie Wahlkämpfe in den USA gestaltet werden, hängt ebenfalls mit der 
Spezifik des bestehenden Zweiparteiensystems zusammen. In diesen Wahl- 
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kämpfen wird maßgeblich das bereits genannte Manipulierungsschema „Bist 
Du mit dem Kandidaten A nicht einverstanden, so wähle B" verwirklicht. 
Dabei geht es auch darum, in diesen Wahlkämpfen die bürgerliche politische 
Ideologie in Form optimistischer Gesellschaftsprognosen, von Losungen über 
„Recht und Ordnung“ (law and Order) und der verfälschenden Interpretation 
politischer Ereignisse oder Wirtschaftskrisen usw. in die Bevölkerung zu tra- 
gen. Im Vordergrund steht in den USA jedoch, daß die Wahl personalisiert 
wird, daß Methoden der kommerziellen Reklame in der Auseinandersetzung 
zwischen den „Demokraten" und den „Republikanern" angewendet werden. 
Damit wird erreicht, daß die Wahl auf der Grundlage ausgeklügelter Wahl- 
strategien der Spitzenkandidaten und ihrer Beraterteams gegenüber der „Ju- 
gend", „älteren Amerikanern", der „Landwirtschaft" usw. relativ stark ent- 
politisiert wird. Es ist eine alte Erkenntnis der Rcklameexperten : Je weniger 
sich die Waren unterscheiden, um so stärker müssen ihre angeblichen Vorzüge 
mit Hilfe einprägsamer Reklamegags herausgestellt werden. Dies trifft im vol- 
len Maße auch auf die Werbefeldzüge der „Demokraten" und „Republikaner" 
zu. Der für die USA typische Wahlrummel von Schauveranstaltungen, Stra- 
ßenumzügen, Paraden und der Aufbereitung des Persönlichkeitsbildes der 
Spitzenkandidaten sowie die Diffamierung politischer Gegner widerspiegelt 
eine besonders weitgehende Deformation bürgerlicher Wahlpraxis. „Demo- 
kratie erfüllt sich nicht im offenen Kampf von Ideen, sondern Demokratie 
ist bereits die Tatsache der Drängelei selbst, wobei derjenige als Sieger die 
Tür hinter sich schließen darf, der trotz geschicktestem, d. h. bestbezahltem 
Rufen, das auch im Schweigen bestehen kann, am besten aussah, d. h. am 
wenigsten schlecht, je nach Geschmack des frei entscheidenden Bürgers ." 32 
Neben den anderen Faktoren, die das Zweiparteiensystem stabilisieren und 
abschirmen sollen, sind auch die großen Wahlschlachten vor allem anläßlich 
der Präsidentenwahl sehr wirksam. Sie tragen wesentlich dazu bei, das 
Zweiparteiensystem funktionsfähig zu halten. Jede Alternative zu den mit 
einem gewaltigen propagandistischen Aufwand in die Wahlschlacht ziehenden 
Parteien der „Republikaner" und „Demokraten" soll anachronistisch erschei- 
nen. Die Ergebnisse der letzten Wahlen reflektieren allerdings unverkennbar 
die sich vertiefende Krise des bestehenden Parteiensystems. 

Angesichts der Zuspitzung der ökonomischen und sozialen Widersprüche, 
des Zusammenfalls der zyklischen Krise mit der weiteren Verschärfung der 
allgemeinen Krise des Kapitalismus gerät gegenwärtig auch das Zweiparteien- 
system immer tiefer in die Krise. Sie äußert sich vor allem im Verschleiß der 
Spitzenpolitiker, in erheblichen Stimmenverlusten für die regierende Repu- 
blikanische Partei, in zunehmenden politischen Differenzen innerhalb der 
zwei großen Parteien, in Bestrebungen, dritte, liberale bzw. noch weiter 
rechts stehende Monopolparteien zu schaffen. 
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Wie Meinungsumfragen eindeutig beweisen, äußert sich diese sich zu- 
nehmend verstärkende Krise auch darin, daß bereits seit langem das Ver- 
trauen der Bevölkerung zur Republikanischen Partei schwindet. Diese Ten- 
denz hat in der letzten Zeit auch die Demokratische Partei erfaßt. Zugleich 
wächst die Zahl der Bürger, die sich als unabhängig bezeichnen. 33 


Jahr 

Demokratische 

Partei 

Republikanische 

Partei 

Unabhängige 

1940 

42 

38 

20 

1945 

44 

36 

21 

1950 

45 

33 

22 

1955 

46 

31 

23 

1960 

47 

30 

23 

1965 

50 

26 

23 

1968 

46 

27 

27 

1969 

42 

28 

30 

1970 

44 

29 

27 

1971 

45 

25 

30 

1974 

42 

24 

34 


Die Zahl der Unabhängigen hat in den letzten Jahren bereits die der 
Anhänger der Republikanischen Partei überschritten, und sie wächst weiter. 
Bedeutsam ist auch, daß sich 1972 bereits 39,6 Prozent der Arbeiter als „Un- 
abhängige" bezeichneten. 34 

Nach wie vor besteht allerdings eine unübersehbare Kluft zwischen der 
immer größer werdenden Zahl der USA-Bürger, die sich von den beiden 
Monopolparteien abwenden, und der Zahl derjenigen, die bei Wahlen tat- 
sächlich für die Kommunistische Partei oder für andere demokratische Par- 
teien, wie für die Volkspartei von Benjamin Spock, stimmten. Es ergibt sich 
das scheinbare Paradoxon, daß die Zahl der Unabhängigen wächst, aber 
die der Wähler kleinerer demokratischer Parteien (und dritter Parteien 
überhaupt) zurückgeht. Während der Prozentsatz an Stimmen bei Wahlen 
zum Repräsentantenhaus, die auf Kandidaten dritter Parteien entfielen, in 
den zwanziger Jahren über drei Prozent und in den dreißiger Jahren bei 
vier Prozent lag, waren es in den sechziger Jahren weniger als ein Prozent. 
Das ist unverkennbar das Ergebnis des Gefühls einer Art Ohnmacht, das be- 
stimmte Bevölkerungsgruppen angesichts der hohen wahlrechtlichen Bar- 
rieren ergriffen hält. 
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In jüngster Zeit ist nicht zu übersehen, daß versucht wird, den beiden 
traditionellen Parteien mit einer angeblich unabhängigen ultrarechten und 
liberalen Bewegung Rückendeckung zu geben, um das Zweiparteiensystem 
auch von dieser Seite zu sichern. In New York gibt es zum Beispiel schon 
seit mehreren Jahren die Konservative Partei (verselbständigter rechter Flü- 
gel der Republikaner) und die Liberale Partei (linker Flügel der Demokra- 
ten). Auf Bundesebene suchte vor allem die „American Independent Party" 
des Gouverneurs von Alabama, George Wallace, für den bei der Präsidenten- 
wahl 1968 immerhin 13 Prozent der Bevölkerung stimmten, unzufriedene 
Teile der Mittelschichten und der Arbeiter unter rassistischen und Law-and- 
Order-Losungen zu sammeln. 

Die tiefgreifende Krise des Vertrauens zu den zwei etablierten Parteien 
äußert sich so vorläufig in Erscheinungen, die das Zweiparteiensystem nicht 
direkt bedrohen. Bei den Wahlen am 5. November 1974 gingen von den 
140 Millionen wahlberechtigten amerikanischen Bürgern nicht einmal 60 Mil- 
lionen, das sind lediglich 38 Prozent, zu den Wahlurnen (ansonsten in. der 
Regel etwa 45 Prozent). Die Demokratische Partei, die nunmehr im Reprä- 
sentantenhaus 291 von 435 Abgeordneten stellt, erhielt diese Mehrheit ledig- 
lich auf Grund des Votums von kaum mehr als 20 Prozent der Wähler! Die 
Krise und Deformation bürgerlich-demokratischer Institutionen äußert sich, 
da die Volksmassen bislang keine Möglichkeit finden, diese Institutionen für 
sich zu nutzen, in einer wachsenden Gleichgültigkeit der Bevölkerung gegen- 
über Wahlen und parlamentarischen Vertretungen. Bei den Wahlen im No- 
vember 1974 verlor die Republikanische Partei 43 Mandate im Repräsen- 
tantenhaus, drei Senatorensitze und fünf Gouvemeursposten. Zum erstenmal 
in diesem Jahrhundert erhielten die Abgeordneten der Partei, die nicht den 
Präsidenten stellt, im Repräsentantenhaus die Zweidrittelmehrheit. 100 Ab- 
geordnete und Senatoren zogen neu in den Kongreß ein. Derart starke 
Schwankungen im Zweiparteiensystem machen den Unmut der Bevölkerung 
über den regierenden Präsidenten deutlich. Sie gefährden allerdings dieses 
System selbst noch nicht unmittelbar. Sie spiegeln wohl die tiefe Krise, aber 
auch die immer noch vorhandene und nicht zu unterschätzende Manövrier- 
fähigkeit des bestehenden Zweiparteiensystems wider. 
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7 . Die Deformation 

der Rechte und Freiheiten 
des Menschen 


7.1. Unsicherheit und Angst 

statt Menschenwürde, Glück und Sicherheit der Person 


Die Krise, die gegenwärtig in den USA alle Bereiche der Gesellschaft erfaßt, 
offenbart so klar wie nie zuvor, daß Menschenrechte und staatsmonopolisti- 
scher Kapitalismus unvereinbar sind: Massenarbeitslosigkeit, Massenarmut, 
Unterernährung von Millionen, zunehmendes Wohnungselend und fehlende 
oder unzureichende gesundheitliche Betreuung. Das alles bedeutet einen 
ebenso groben Verstoß gegen elementare Menschenrechte wie es die sich 
sprunghaft erhöhende Gewalttätigkeit, die extreme Umweltverseuchung und 
das Bildungsdefizit sind. Allerdings trifft dies nicht allein zu einer Zeit 
zu, da sich die Krisenprozesse bedeutend verschärfen. Es erstreckt sich viel- 
mehr auf eine im wesentlichen schon seit Jahrzehnten zu beobachtende Ent- 
wicklung, die allerdings in der Gegenwart neue Dimensionen angenommen 
hat. Die Herrschaft des Monopolkapitals ist weit entfernt von jener mit 
bindender Rechtskraft verhießenen Feststellung der Unabhängigkeitserklä- 
rung, wonach Freiheit und Streben nach Glück zu den unveräußerlichen Men- 
schenrechten zählen. Sie ist ebensoweit entfernt von der Freiheit von Furcht 
und Not, wie sie 1941 in der Atlantik-Charta feierlich verkündet wurde. Prä- 
sident Franklin D. Roosevelt hatte diese Charta, die unter anderem auch die 
Völker im Kampf gegen den Faschismus bestärken sollte, mitunterzeichnet. 
Weit mehr noch als schon in der Vergangenheit wird der krasse Gegensatz 
deutlich, der zwischen den Rechten der USA-Bürger und den Grundrechten 
der Bürger sozialistischer Staaten besteht. Diese sozialistischen Persönlich- 
keitsrechte können sich nur auf der Basis grundsätzlich veränderter gesell- 
schaftlicher Verhältnisse entwickeln, in einer Ordnung, in der die Gesellschaft' 
über die Produktionsmittel verfügt und in der die Werktätigen unter der 
Führung der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch-leninistischen Partei die 
Macht ausüben. Grundrechte, wie das Recht auf Arbeit, auf Schutz der Ge- 


167 



sundheit und der Arbeitskraft oder das gleiche Recht auf Bildung, sind im 
Sozialismus alltägliche Praxis. Ihre Verwirklichung wie auch der aller ande- 
ren sozialistischen Grundrechte ist Bestandteil des Prozesses der Selbst- 
veränderung der Gesellschaft und des Menschen auf dem Wege zum Kom- 
munismus. Ihr Wesen, aber auch ihre verfassungsmäßige Fixierung unter- 
scheidet sich somit grundlegend von jenen sozialen und Bildungsrechten, die, 
manchmal namensgleich, in „moderneren" — als es die USA-Verfassung ist — 
bürgerlichen Verfassungen proklamiert worden sind und sich bis heute im 
Prinzip als verbale Verheißungen herausgestellt haben. 

Das Fehlen sozialer Grundrechte in der Bill of Rights der USA-Verfas- 
sung und ebenso in den Grundrechtskatalogen der nach der Unabhängig- 
keitserklärung erlassenen einzelstaatlichen Verfassungen ist auf deren Ent- 
stehung zurückzuführen, die im wesentlichen in der vorindustriellen Phase 
des USA-Kapitalismus verlief. Auch später gelang es nicht, derartige Grund- 
rechte verfassungsmäßig zu verankern. In erster Linie ist das darin begrün- 
det, daß die Bourgeoisie die Formierung der Arbeiterklasse in einer umfas- 
senden selbständigen politischen Organisation und damit parlamentarischen 
Einfluß zu verhindern vermochte. Das schloß jedoch Teilerfolge, die die 
werktätigen Massen im Kampf um soziale Verbesserungen erzielen konnten, 
nicht aus. 

Angesichts dessen drängt sich um so mehr die Frage nach der Rolle und 
dem Schicksal jener Freiheiten und Rechte auf, die die ideologischen Sach- 
walter des amerikanischen Monopolkapitals unter Berufung auf die Unab- 
hängigkeitserklärung und die Verfassung der Vereinigten Staaten seit jeher 
als Exportartikel zu verkaufen suchen. 

Zunächst ist unbestritten, daß die Rechte, wie sie in der Unabhängig- 
keitserklärung und in einzelstaatlichen Bills of Rights, deren erste die noch 
vor der Unabhängigkeitserklärung verkündete Virginia Bill of Rights war, 
niedergelegt sind, einen großen Fortschritt in der politischen Emanzipation 
bedeuteten. Sie übten einen starken Einfluß nicht nur auf die Verfassung 
der Vereinigten Staaten und ihre 1791 als Bill of Rights in Kraft getretenen 
ersten zehn Amendments aus, sondern auch auf Europa. So verabschiedete 
1789 die französische Nationalversammlung die berühmte Erklärung der 
Rechte des Menschen und des Bürgers. In der ersten amerikanischen bürger- 
lichen Revolution waren die Menschenrechte ursprünglich Forderungen und 
Proteste gegenüber der britischen Kolonialmacht, die in die Form von Rechts- 
sätzen gebracht wurden. Sie waren ein wesentliches, die gesellschaftlichen 
Kräfte zusammenführendes und mobilisierendes ideologisches Instrument 
zum Kampf „gegen die englischen Räuber, die Amerika unterdrückten und 
in kolonialer Sklaverei hielten" 1 . 

Zugleich aber war, wie vor allem Marx und Lenin aufgedeckt hatten, der 
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diesen Rechten verliehene Charakter von Menschenrechten ökonomisch, von 
den Erfordernissen veränderter Produktionsverhältnisse bedingt. Nicht kon- 
fessionelle Vielfalt in den damaligen nordamerikanischen Kolonien Englands 
veranlaßte die Väter der Rechteerklärungen, die revolutionären Forderungen 
auf der Basis des Naturrechts ganz allgemein als Menschenrechte zu formu- 
lieren. Die Herausbildung kapitalistischer Produktionsverhältnisse und die 
Klasseninteressen zwangen die Bourgeoisie dazu, Freiheit (für den bürger- 
lichen Warenmarkt), Gleichheit (der Menschen als Warenbesitzer) und Eigen- 
tum (als Ausbcutungs Verhältnis) zu fordern und als allgemeine Menschen- 
rechte auszugeben. Nach Marx, der damit den Klassencharakter dieser bür- 
gerlichen Menschenrechte entlarvt, ist die „Sphäre der Zirkulation und des 
Warenaustausches, innerhalb deren Schranken Kauf und Verkauf der Arbeits- 
kraft sich bewegt, ... in der Tat ein wahres Eden der angeborenen Menschen- 
rechte. Was allein hier herrscht, ist Freiheit, Gleichheit, Eigentum und 
Bcntham ." 2 Lenin bezog sich „auf diese berühmten sarkastischen Worte" in 
seiner Polemik gegen die Feinde der jungen Sowjetmacht, die ihr vorwarfen, 
die Freiheit und Gleichheit zu verletzen. Er legte die Gesetzmäßigkeit („es 
war unvermeidlich") dar, nach der „Freiheit, Gleichheit, Eigentum und 
Bcntham die Losungen dieser welthistorischen Epoche (die Grundlagen der 
bürgerlichen Ordnung - d. Verf.) wurden". Lenin stellt dem als ebenso 
unvermeidlich entgegen, „daß die Losungen unserer Epoche sind und sein 
müssen: Abschaffung der Klassen; Diktatur des Proletariats zur Verwirk- 
lichung dieses Zieles; schonungslose Entlarvung der kleinbürgerlichen demo- 
kratischen Vorurteile über Freiheit und Gleichheit, schonungsloser Kampf 
gegen diese Vorurteile ". 3 Wie auch in anderen Arbeiten stellte Lenin hier die 
Frage: Freiheit für welche Klasse und wofür, Gleichheit welcher Klasse mit 
welcher anderen und in welcher Hinsicht? Er formulierte damit voraus- 
schauend den Wesensunterschied, die Unvereinbarkeit bürgerlicher und so- 
zialistischer Grundrechte. Insbesondere auch die politischen Rechte, die nicht 
selten mit gleichen oder ähnlichen Worten in bürgerlichen wie sozialistischen 
Verfassungen bezeichnet sind, wurzeln in völlig entgegengesetzten gesell- 
schaftlichen Verhältnissen. 

Der Geist der Unabhängigkeitserklärung und der damals verkündeten 
Bills of Rights beseelte Millionen fortschrittlicher Bürger der Vereinigten 
Staaten in den verschiedenen geschichtlichen Etappen ihres Landes. Heute 
suchen die staatsmonopolistischen herrschenden Kreise der USA dem weiter 
zugespitzten Klassenwiderspruch zu begegnen, indem sie ihren Unter- 
drückungsapparat überdimensional ausweiten und mit besonderer Härte ein- 
setzen sowie Verfassung und Gesetze ständig verletzen. Angesichts dieser 
Entwicklung erlangen die bürgerlichen Grundrechte in der politischen und 
ideologischen Auseinandersetzung eine besonders große Bedeutung. Immer 
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mehr Arbeiter und andere progressive Kräfte, vor allem auch unter den 
rassisch unterdrückten Minderheiten, erkennen, daß es für sie und die Mehr- 
heit des Volkes zu einer Frage des Rechts auf Leben und politische Existenz 
geworden ist, aktiv dafür einzutreten, diese Grundrechte zu erhalten und sie 
zu verwirklichen. 

Unter der staatsmonopolistischen Herrschaft werden die den Amerika- 
nern von der Verfassung zugesicherten Rechte und Freiheiten mehr und 
mehr unterminiert. Mit Hilfe seiner politischen Akteure steuert das Monopol- 
kapital ständig weiter den Kurs einer polizeistaatlichen Entwicklung. Das 
alles äußert sich anschaulich und treffend in dem übermächtigen Überwa- 
chungs-, Ausforschungs- und Spitzelsystem, das aus mehr als einem Dutzend 
verschiedener Agenturen, Dienste und Organisationen besteht. 

Auch der berüchtigste Geheimdienst die CIA („Central Intelligence 
Agency"), hat in diesem System ihren festen Platz, obgleich sie eigentlich auf 
Auslandsspionage, Wühltätigkeit und Sabotageakte jenseits der Staatsgrenzen 
der USA ausgerichtet war. Nach dem „National Security Act" von 1947 darf 
sie nicht im Inland tätig werden. Die keineswegs vollständigen Enthüllungen 
von 1974/75 über Inlandsaktivitäten der CIA und der Bericht der von Vize- 
präsident Rockefeiler geleiteten Untersuchungskommission brachten jedoch 
ans Tageslicht: Die CIA hat Angaben über sieben Millionen Menschen aus 
aller Welt, darunter 115 000 USA-Bürger, gespeichert, die für sie von „irgend- 
einem Interesse" sind. Sie „kontrolliert" seit 1952 Privatpost aus und nach 
sozialistisdien Ländern. Sie schleuste ihre Agenten in die verschiedensten 
Organisationen in den USA ein und legte dabei Akten über Tausende von 
amerikanischen Bürgern an, die sie als „dissidents", als „Andersdenkende", 
einordnet. Nicht zuletzt erledigte die CIA auch „Aufträge" des früheren Prä- 
sidenten Nixon für dessen „persönliche politische Ziele". 4 Die Praktiken der 
CIA im Innern der USA — ihre Machenschaften im Ausland sollen hier nicht 
dargestellt werden — sind jedoch nur eines der Werkzeuge, deren sich die 
Monopole, die reaktionärsten, militaristischen Kräfte des Landes und die 
Exekutive bedienen, um die Rechte und Freiheiten der Bürger zu unter- 
graben. 

Das „Federal Bureau of Investigation" (FBI), das den Schein der Legali- 
tät und die umfassendsten Kompetenzen hat, ist das Zentrum in den USA, 
das das ganze Land mit einem dichten Netz der Überwachung, Ausforschung 
und Bespitzelung überzogen hat. Seine Informationen betreffen 200 Millionen 
Personen, deren Fingerabdrücke es gespeichert hat. „Zum Zwecke der Über- 
wachung aller Personen, die mit der Regierung zu tun haben", berichtet 
Lightfoot, „besitzt das FBI nahezu über jede Persönlichkeit des öffentlichen 
Lebens eine Akte. Dadurch, daß das FBI mitunter ,dunklen Punkten' auf die 
Spur kommt, ist es in der Lage, viele Leute zu erpressen oder zu kontrollie- 
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ren, in deren Händen Entscheidungsbefugnisse liegen." 6 Die Mitglieder des 
Kongresses und die Kandidaten für die Wahlen zum Kongreß sind von dieser 
Überwachung nicht ausgenommen. Seit 1950 besitzt das FBI entsprechende 
Akten. Im Mittelpunkt der Ausforschung stehen allerdings Kommunisten und 
andere progressive Kräfte. Der Informationsradius des FBI übersteigt weit 
seine „legalen" Kompetenzen. Das beweisen auch jene FBI-Berichte, die 1968 
dem früheren Präsidenten Lyndon B. Johnson über die Intimsphäre von 
Dr. Martin Luther King zugestellt und bekannt geworden sind. Selbst die Auto- 
ren des kritisch-analytischen Buches „American Government . . . Like it is", 
das jedoch von antikommunistischen Ausfallen nicht frei ist, müssen zuge- 
stehen: „Es ist kein Geheimnis, daß das FBI Akten über kontroverse Per- 
sonen führt, die keiner anderen inkriminierenden Tat verdächtigt werden als 
einer eigenen Meinung." 6 

Einen besonderen Platz in dem genannten System nimmt das Pentagon 
ein, das nach Feststellungen eines Senatsunterausschusses in einer zentralen 
Kartei 25 Millionen Akten über Zivilpersonen und 780 000 über gesellschaft- 
liche Organisationen gesammelt hat. 7 Das Ausmaß des vom Pentagon aus- 
gehenden Meinungs- und Gesinnungsterrors ist nur dann annähernd zu er- 
messen, wenn berücksichtigt wird, daß es, über die Anwendung politischen 
und ideologischen Drucks hinaus, weitreichende Möglichkeiten hat, um Mil- 
lionen von amerikanischen Familien die materielle Existenzgrundlage zu 
entziehen. Denn dieses Ministerium besitzt, nutzt und mißbraucht die Macht, 
Beschäftigte einer Institution oder Firma, die ihm irgendwelche Leistungen 
zu erbringen hat, entlassen zu lassen. Die in Frage kommenden Personen 
werden einfach als sogenanntes Sicherheitsrisiko bezeichnet und nicht mehr 
weiterbeschäftigt. 

Auch das Justizministerium hat im System der Ausforschung und Gesin- 
nungsschnüffelei seinen Platz. Zum einen untersteht ihm die Einwanderungs- 
behörde („Immigration und Naturalization Service"), die Akten über etwa 
50 Millionen Personen führt, zum anderen wird es über die Behörde zur 
Kontrolle der Einhaltung der Gesetze („Law Enforcement Assistance Admin- 
istration") tätig, die eine Vielzahl von Bürgern des Landes über die zustän- 
digen Staaten- und lokalen Behörden, insbesondere Polizeiorgane, auch mit 
Hilfe moderner elektronischer Ausrüstungen, bespitzeln und, ob sie eines 
Verbrechens beschuldigt werden oder nicht, unter ständiger Kontrolle hält. 

Erwähnt werden sollen noch die Kommission für Bundesangestellte 
(„Civil Service Commission"), die in ihrem Archiv weitere acht Millionen 
Akten über jene aufbewahrt, die sich bei Bundesbehören beworben haben; 
die Behörde zur Verwaltung von Bundeseigentum („General Services Admin- 
istration"), die unter dem Vorwand, unkorrektes Geschäftsgebaren überprü- 
fen zu müssen, Schwarze Listen über Geschäftsleute führt. Selbst die Bundes- 
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Wohnungsbauverwaltung („Federal Housing Administration") gehört dazu, 
die sich zum Beispiel vertrauliche Berichte über Anwärter auf ein Eigenheim 
verschafft; nicht zuletzt seien hier die Steuerbehörden genannt. 

Die meisten der diesem Ausforschungssystem angehörenden Einrichtun- 
gen tauschen die von ihnen gespeicherten Angaben — über politische Gesin- 
nung, Lebensgewohnheiten, finanzielle Lage, persönliche Freundschaften, 
Intimverhalten usw. — , die häufig genug ausgemachte Lügen enthalten, unter- 
einander aus. Daraus ergibt sich, daß der im Dienste imperialistischer Herr- 
schaft stehenden gigantischen Bürokratie kaum noch ein Bereich des persön- 
lichen Lebens der USA-Bürger verborgen bleibt. Vor allem aber besitzt der 
Unterdrückungsapparat somit alle Mittel, um die einzelnen Bürger einzu- 
schüchtem, zu erpressen, moralisch zu diskriminieren sowie wirtschaftlich zu 
ruinieren. Das Ausforschungssystem in seiner Gesamtheit sichert damit von 
vornherein ein politisches und ideologisches Wohlverhalten der Mehrheit der 
Bevölkerung im Sinne der die Gesellschaft beherrschenden monopolkapita- 
listischen Oberschicht. 

Ein ebenso wichtiger Bereich menschenrechtsfeindlicher Praktiken dieser 
Art wäre übergangen, würde nicht zumindest darauf verwiesen, daß sich die 
Konzerne der den staatlichen Ausforschungsagenturen ähnlichen Einrichtun- 
gen der „freien Wirtschaft" bedienen, der privaten Ermittlungsunternehmen. 
Der amerikanische Publizist Vance Packard ist ihnen nachgegangen. Ihm 
zufolge gab es schon vor Jahren mehrere Mammutunternehmen dieser Art, 
darunter das mit dem irreführenden Firmennamen „Retail Credit Company" 
(Kundenkreditgesellschaft) bezeichnete. Diese Gesellschaft besaß bereits 
damals 1 500 Büros in allen Einzelstaaten sowie Zweigstellen in Europa; 
sie arbeitete für 38 000 Kunden und ließ durch 6 000 festangestellte „In- 
spektoren" je Arbeitstag 90 000 Ermittlungen, meist über Einzelpersonen, 
besorgen. 8 Packard weist auch auf die Zusammenarbeit ehemaliger FBI- 
Agenten (die übrigens eine eigene Organisation besitzen und zu einem Groß- 
teil diesem Metier entsprechende Positionen in der Privatwirtschaft über- 
nommen haben) mit rechtsradikalen Vereinigungen hin. Das trifft zu auf die 
Konzentration „ehemaliger FBI-Leute im Mitarbeiterstab des American 
Security Council (Chicago) . . ., einer militanten, rechtsgerichteten Organi- 
sation, die von mehreren tausend Firmen und anderen organisierten Gruppen 
unterstützt wird. Sie verbreitet Informationsmaterial über das, was sie für 
Dirigismus und kommunistische Verschwörungen hält . . .; und in der jüng- 
sten Vergangenheit hat sie Namenslisten von Angestellten oder Bewerbern 
veröffentlicht, die ihr von Personalchefs zahlreicher Mitgliedunternehmen 
zugeleitet wurden." 9 

Das Überwachen, das Bespitzeln wirkt tief in das Arbeitsleben hinein. Es 
beginnt bereits vor der Arbeitsaufnahme in irgendeinem Betrieb, reicht über 


172 



die mittels verborgen installierter elektronischer Apparate gegebene Kon- 
trolle über jeden Handgriff und über jedes Wort und endet, wie Packard an 
sehr drastischen Beispielen nachgewiesen hat 10 , nicht einmal an der Toilette, 
wo Mikrophone bzw. Kameras angebracht wurden. Senator Sam J. Ervin 
erklärte 1972, daß die USA immer mehr eine „Dossier-Gesellschaft" würden. 
Es ist offensichtlich, daß in einer solchen Gesellschaft Menschenwürde und 
Menschenrechte für die Herrschenden nicht viel mehr als propagandistischen 
Wert besitzen. 

Die ständige Furcht vor dem „big brother", die in den USA übliche Be- 
zeichnung für das Au sforschungs System, verbindet sich mit der Furcht vor 
einem Angriff auf Leib und Leben und davor, Opfer einer kriminellen Tat 
zu werden. Die Furcht ist nicht unbegründet. Es ist errechnet worden, daß 
bereits 1971 in den USA alle 30 Minuten ein Mord, alle 13 Minuten eine 
Vergewaltigung und alle 82 Sekunden ein Raubüberfall stattfand. Offizielle 
Statistiken belegen für 1974 den größten Anstieg der Kriminalität seit 45 Jah- 
ren. Der Zuwachs bei schweren Straftaten betrug im Vergleich zum Vorjahr 
17 Prozent. Eine andere, 1972 angestellte Erhebung wies aus, daß eine von 
drei in innerstädtischen Gebieten und eine von fünf in Vorortgebieten leben- 
den Personen innerhalb nur eines Jahres überfallen bzw. ausgeraubt wurde 
oder infolge anderer krimineller Anschläge finanzielle Verluste erlitt. Im 
Landesdurchschnitt waren 21 Prozent aller Erwachsenen das Opfer einer oder 
mehrerer krimineller Handlungen. 11 

Diese Zahlen sind ein wichtiges Kennzeichen für die tiefe Krise der mono- 
polkapitalistischen Gesellschaft der USA. Sie markieren zugleich auch die 
Krise der verfassungsmäßigen Rechte und Freiheiten. Sie weisen aus, daß das 
Recht auf Sicherheit der Person ebenso stark deformiert ist wie das Recht 
auf eigene Meinung. Die Ursachen der Kriminalität und deren fortwährendes 
Steigen sind, auch wenn man die Komplexität der Kriminalitätsproblematik 
einräumen muß, letztlich auf die monopolkapitalistische Wirtschaft und Ge- 
sellschaft selbst zurückzuführen. Nur allzuoft wird die Explosion der Ge- 
walttätigkeit einseitig aus besonderen historischen Traditionen hergeleitet, 
wie etwa auf die von den weißen Siedlern mit ihrem angeblichen Selbstvertei- 
digungsrecht überkommene Tradition, woraus dann der „amerikanische 
Traum vom Schießen" entstanden sei Nicht gestellt, zumindest nicht klar 
beantwortet wird allerdings die Frage nach den Profitinteressen jener Un- 
ternehmen, die Handfeuerwaffen herstellen. Immerhin reicht der Einfluß 
dieser Unternehmen und der Dachorganisation „National Rifle Association" 
bis in den Kongreß. Sie konnten bis jetzt verhindern, daß eine wirksame 
Kontrolle über den Waffenerwerb und Waffenbesitz eingeführt wurde. Als 
die öffentliche Meinung nach den Morden an John F. Kennedy, Dr. Mar- 
tin Luther King und Robert F. Kennedy einer effektiven Waffenkontrolle 
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zuneigte, traten sie dem mit antikommunistischer Hetze und unter Berufung 
auf die Verfassung entgegen. Unter der Überschrift „Können drei Mörder ein 
Bürgerrecht töten?" veröffentlichten sie in ihrem Organ „The American Rifle- 
man" eine Art „Glaubensbekenntnis" : „Die Rechte von zweihundert Millionen 
gesetzestreuer Amerikaner, rechtmäßig Feuerwaffen zu besitzen und zu 
nutzen, sind wegen dreier Mörder, die wahrscheinlich samt und sonders kom- 
munistische Werkzeuge sind, schwer bedroht." 12 Von Profit war keine Rede. 
Aber Schätzungen sprechen von 100 bis 200 Millionen Schußwaffen, die sich 
in den USA in privatem Besitz befinden, „allein in Chicago wahrscheinlich 
mehr Handfeuerwaffen als der Bestand der gesamten aktiven US-Armee aus- 
mach t" 13 . 

Wenn von Gewalttätigkeit und Kriminalität gesprochen wird, die das 
elementare Recht auf Sicherheit der Person untergraben, so ist ihre typischste 
Erscheinungsform das organisierte Verbrechertum. Sicher gibt es zahlreiche 
Faktoren, die häufig als Argument herangezogene offene Einwanderungs- 
politik der USA cingcschlosscn, die begünstigt haben, daß organisierte Ver- 
brecherbanden entstanden sind. Ihre Wurzeln hat diese Erscheinung jedoch 
im kapitalistischen System selbst, in dem von der Monopolbourgeoisie uner- 
bittlich geführten Konkurrenzkampf um Profit. Die davon ausgehenden Wert- 
vorstellungen veranschaulichte ein Gangsterboß schon in den zwanziger Jah- 
ren wie folgt: „Ja, wir verwenden Gewalt — und wenn schon?... Hat er 
(Henry Ford — d. Verf.) vor einigen Jahren nicht im ganzen Land seine Händ- 
ler gezwungen, eine bestimmte Anzahl von Autos abzunehmen, und zwar 
mehr, als sie gebrauchen konnten; wenn sie diese nicht abgenommen und ihm 
das Geld überwiesen haben, hat er ihnen den Vertrag gekündigt. Wie würdest 
du das nennen? ... Und um auf die Schiebereien zu kommen! Ich habe . . . 
von dem neuen Zollgesetz gelesen — nun, wenn das keine Schieberei ist, 
dann möchte ich wissen, was es sonst sein soll. Dahinter steht zwar die Ge- 
walt des Staates, ansonsten gibt es aber fast keinen Unterschied; und wer ist 
denn der Staat anderes, als jene Gangster, die man als Großindustrie oder 
Republikanische Partei kennt. Der einzige Unterschied zwischen ihnen und 
dem »Geschäft mit Schutzgebühren' in der Bronx ... ist der, daß es sich bei 
dem Zollgesetz um ein Milliarden-Dollar-Ding handelt, während die Sache in 
der Bronx nur zehn Riesen im Monat abwirft." 14 Schon zu Zeiten eines Al Ca- 
pone waren (neben Alkoholschmuggel) Glücksspiel, Rauschgifthandel, Prosti- 
tution und die Erhebung von „Schutzgebühren" das Feld, auf dem sich organi- 
sierte Banden am stärksten betätigten. Schon damals (1929) beherrschten sie 
allein in New York 250 Geschäftsbranchen der Stadt, erreichte ihr „Einkom- 
men" Hunderte Millionen Dollar. Sie hatten in einigen Städten ihre eigenen 
Leute in der Stadtverwaltung, in den Polizeipräsidien und Gerichten. Heute 
geht es um andere Dimensionen. Die bekannteste, jedoch keineswegs 
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einzige Verbrecherorganisation, unterschiedlich als Mafia, Cosa Nostra 
oder Mob bezeichnet, durchwuchert alle Sphären der Gesellschaft. Ihre 
Chefs sind Industrielle, Millionäre. Sie beherrschen den Rauschgiftmarkt 
ebenso, wie sie die meisten Spielhöllen kontrollieren und kleine Ge- 
schäftsunternehmen terrorisieren. „Es gibt nichts", enthüllte einer der ein- 
geweihten Mafiosi, „wo der Mob nicht seine Finger drin hat. Sie haben Kon- 
greßabgeordnete ebenso im Sack wie staatliche Behörden und Polentereviere. 
Sie bestechen Geschäftsleute und Gewerkschaften." 15 Das Zusammenspiel 
von Gangsterbanden und Polizei wie auch andere Korruptionserscheinungen 
innerhalb der Polizei, die zwar in Einzelfällen aufgedeckt werden, ohne daß 
damit jedoch einschneidende Veränderungen verbunden sind, verstärken noch 
die Schutzlosigkeit der Bürger vor Angriffen auf Leib, Leben und Gut. Das 
Recht des Volkes auf Sicherheit der Person wird in dem Maße ausgehöhlt, 
in dem das Monopolkapital in immer räuberischerer Gier dem allmächtigen 
Dollar nachjagt. 

Diese Gier des Monopolkapitals, die Profitmacherei und unerbittliche 
Konkurrenz, das ganze System, mit dem die Arbeiterklasse, alle Werktätigen 
ausgebeutet und unterdrückt werden, sind der Nährboden für die Mißachtung 
der Menschenwürde und der Menschenrechte. In diese Rechte eingeschlossen 
ist die von den „Gründungsvätern" in den Rang eines Rechts gehobene For- 
derung nach der Gleichheit aller Menschen. 


7.2. Die Rassendiskriminierung als Negation der Menschenrechte 


„Alle Menschen sind gleich geschaffen", heißt es in der „Einstimmigen Erklä- 
rung der dreizehn Vereinigten Staaten von Amerika" vom 4. Juli 1776, die 
als Unabhängigkeitserklärung der USA in die Geschichte eingegangen ist. 
„Alle Menschen sind gleichermaßen frei und unabhängig", verlautet die 
Grundrechteerklärung, die die „Vertreter des guten Volkes von Virginia" 
schon am 12. Juni 1776 abgegeben hatten (Virginia Bill of Rights). Als im 
Jahre 1787 die Verfassung der Vereinigten Staaten verabschiedet wurde, 
besaß der Autor der Unabhängigkeitserklärung und damit auch des zitierten 
Gleichheitssatzes, Thomas Jefferson, 149 Sklaven. George Mason, dem die 
Urheberschaft der Grundrechteerklärung Virginias weitgehend zuzuschreiben 
ist, verfügte über eine Plantage von 2 000 Hektar und 118 Sklaven. George 
Washington schließlich nannte 390 Sklaven sein Eigentum. 16 

Heute, 200 Jahre nach der Unabhängigkeitserklärung und der Virginia 
Bill of Rights sowie über 100 Jahre nach der Verfassungsergänzung, die die 
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Sklaverei verbot, leben in den USA rund 25 Millionen Afroamerikaner 17 , die 
Nachfahren der amerikanischen Negersklaven, noch immer in einem System 
halber Sklaverei und halber Freiheit. Rassismus und Diskriminierung ethni- 
scher Minderheiten, deren größte die Afroamerikaner sind, prägen die poli- 
tische Gegenwart der USA. Für die Afroamerikaner ist der Gleichheitssatz 
der Unabhängigkeitserklärung unter der Herrschaft des staatsmonopolisti- 
schen Kapitalismus der USA noch weniger real als für die vielen Millionen 
anderen Bürger. Die folgenden Angaben sollen das belegen, wenngleich sie, 
so aufschlußreich sie auch sein mögen, Ausmaß und Tiefe der Diskriminie- 
rung der Afroamerikaner nicht voll darstellen können: 

1. Die Arbeitslosigkeit unter den Afroamerikanern ist seit Jahrzehnten 
durchweg doppelt so hoch wie unter den weißen Werktätigen. Nachdem 
jedoch die Gesamtarbeitslosigkeit acht Prozent überstiegen hatte, vergrö- 
ßerte sich dieses Mißverhältnis noch mehr. Anfang 1975 waren 5,8 Prozent der 
weißen Werktätigen, bei den Afroamerikanern dagegen 12,8 Prozent arbeits- 
los. Für einige Einzelstaaten und spezifische Personengruppen bringen die 
Statistiken Angaben, die für die tatsächliche Lage noch aufschlußreicher sind 
als die errechneten Mittelwerte. In Connecticut waren zum Beispiel Ende 
Januar 1975 6,6 Prozent weiße Werktätige arbeitslos, afroamerikanische hin- 
gegen 20,7 Prozent. Bei den afroamerikanischen Jugendlichen wird offiziell 
eine Arbeitslosenquote von über 40 Prozent zugegeben. Allerdings ist auch 
das ein Mittelwert; denn schon zu Beginn der siebziger Jahre, noch ehe sich 
die Krisenerscheinungen so zuspitzten wie um die Jahreswende 1974/75, stieg 
die Arbeitslosigkeit unter den jugendlichen Afroamerikanern, die in Ghettos 
zu leben gezwungen sind, häufig bis auf 50 Prozent. Schließlich darf nicht 
übersehen werden, daß Afroamerikaner viel stärker als weiße Werktätige von 
längeren Perioden der Arbeitslosigkeit betroffen sind. Das rassistische Prinzip 
in den USA, Afroamerikaner als letzte einzustellen, aber als erste zu entlas- 
sen („last hired, first fired"), macht die afroamerikanischen Arbeiter zu den 
Hauptopfem der Wirtschaftskrise. 18 

2. Die Afroamerikaner erhalten Arbeiten und einen Lohn, von denen 
selbst der offizielle, als „Kerner Report" bekanntgewordene Bericht feststellt: 
„Die Arbeitskräfte der Neger sind bei niedrig qualifizierten, niedrig bezahlten 
Arbeiten konzentriert. Diese Arbeiten bedeuten oft den Empfang eines Loh- 
nes unterhalb der festgelegten Normen, eine große Ungewißheit, selbst diese 
Arbeit behalten zu können, eine außerordentlich niedrige Stellung sowohl 
in den Augen des Unternehmers als auch in den Augen des Arbeiters selbst, 
die geringfügige Chance oder überhaupt das Fehlen irgendeiner Chance, vor- 
wärtszukommen, sowie schwere und kräftezchrcnde Arbeit. Im einzelnen ist 
der Prozentsatz der männlichen Neger doppelt so hoch wie der Prozentsatz 
der Weißen, welche unqualifizierte Arbeiten und Arbeiten im Bereich der 
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Dienstleistungen verrichten, die viel niedriger bezahlt werden als die meisten 
übrigen Arbeiten." 19 

Diese Ausagen erlangen jedoch erst dann ihre volle Bedeutung, wenn 
die von Gus Hall nach Berichten von Regierungsbehörden ermittelte Summe 
des gesamten Extraprofits in Höhe von 21 Milliarden Dollar in die Bewer- 
tung der Lage der Afroamerikaner einbezogen wird Dieser Extraprofit fließt 
dem Monopolkapital jährlich aus der Überausbeutung der Afroamerika- 
ner zu. 20 

3. Die Massenarmut ist bei den Afroamerikanern um ein mehrfaches 
höher als bei ihren weißen Mitbürgern. In den USA wird offiziell eine Ar- 
mutsgrenze angesetzt, allerdings eine denkbar niedrige. Sie richtet sich nach 
einem in Dollar festgelegten jährlichen Mindesteinkommen einer vierköpfigen 
Familie, wobei zwischen dem landwirtschaftlichen und dem nichtlandwirt- 
schaftlichen Bereich unterschieden wird. Bei aller gebotenen Skepsis gegen- 
über einer solchen statistisch errechneten Grenze sind selbst die vom Stati- 
stischen Bundesamt („Bureau of the Census") publizierten Angaben auf- 
schlußreich genug. Nach diesen Angaben befanden sich, in dem immerhin noch 
„normalen" Jahr 1972 allein schon 12 Prozent aller USA-Bürger unter dieser 
Armutsgrenze. Eine andere Analyse läßt jedoch deutlich werden, daß der An- 
teil bei den Afroamerikanern 33 Prozent, bei den weißen Amerikanern nur 
neun Prozent betrug. Im landwirtschaftlichen Bereich wurden 13 Prozent 
aller amerikanischen Farmerfamilien als unter der Armutsgrenze lebend an- 
gegeben, jedoch 43 Prozent der afroamerikanischen Farmerfamilien. Eine im 
gleichen Jahr errechnete Zahl weist aus, daß ' (wohlbemerkt im statistischen 
Durchschnitt!) eine afroamerikanische Familie ein um 38 Prozent niedrigeres 
Einkommen als eine weiße Familie hatte. 

4. Massenarmut und Massenarbeitslosigkeit verbinden sich mit dem 
Wohnungselend der Afroamerikaner sowie mit ihrer unzureichenden gesund- 
heitlichen Betreuung. In den Kerngebieten der Großstädte wohnen statisti- 
schen Erhebungen zufolge 58,2 Prozent aller Afroamerikaner, aber nur 
27,8 Prozent der weißen Bevölkerung. In den Randgebieten, den Vororten der 
Großstädte leben 40 Prozent aller Weißen, jedoch nur 16,1 Prozent der Afro- 
amerikaner. 21 Die Verwandlung der Stadtkerne in Slums ist aus dem Rassis- 
mus und aus „Wohnungsmarkt"vcrhältnissen herzuleiten, die den Profit- 
gesetzen des Kapitals uneingeschränkt unterworfen sind. Das führt dazu, daß 
Grundstückseigentümer bei unzureichender Rendite ihre Häuser bewußt ver- 
fallen lassen. Der sogenannte weiße Mittelstand zieht in die Vororte und 
-Städte, sobald Afroamerikaner oder Angehörige anderer ethnischer Minder- 
heiten in der Nähe einziehen. 

Trotz des katastrophalen Zustandes der baufälligen Wohnungen — in 
New York beispielsweise werden 33 Prozent aller Wohnhäuser als baufällig 
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oder verkommen eingestuft — erheben die weißen „Slumlords" hohe Mieten. 
Die Afroamerikaner, die infolge der Rassendiskriminierung keine Ausweich- 
möglichkeiten haben, können sich dieser speziellen Ausbeutungsform nicht 
erwehren. Das Wohnungselend ist — neben anderen Ursachen - eine ent- 
scheidende Quelle für die gegenüber dem USA-Durchschnitt um sieben Jahre 
kürzere Lebenserwartung, die vierfach höhere Müttersterblichkeit und die 
dreifach höhere Kindersterblichkeit der afroamerikanischen Slumbewohner. 22 

5. Die im Bildungs- und Erziehungswesen anzutreffende Diskriminie- 
rung der Afroamerikaner ist mindestens ebenso folgenschwer wie die in ande- 
ren Lebensbereichen. Sie verhindert, daß die Masse der afroamerikanischen 
Bevölkerung aus dem Kreislauf auszubrechen vermag, in dem sie durch Ar- 
beitslosigkeit, Zuweisung minderqualifizierter Arbeit, unzureichende Entloh- 
nung, Armut und Wohnungselend gehalten wird. 

Seit über 20 Jahren stemmt sich ein Großteil der weißen Bevölkerungs- 
mehrheit, häufig auch mit Terrormethoden, bis heute mit Erfolg dagegen, 
daß die Rassentrennung im Schulwesen überwunden werden kann. Dieser 
aktive Widerstand offenbart wie kaum etwas anderes, in welchem Maße es 
den herrschenden Kreisen gelungen ist, die Ideologie des Rassismus und die 
kapitalistische Wolfsmoral in allen Kreisen der Bevölkerung, auch in Teilen 
der Arbeiterklasse, zu verwurzeln und neu zu nähren. So können sich ein 
Denken und Verhalten ausbreiten, die von der Furcht beherrscht sind, nicht 
auf der „Straße des Erfolgs" voranzukommen, wenn die Bildungsbarrieren für 
Afroamerikaner fallen und somit Millionen neuer „Konkurrenten" auftreten 
könnten. 

6. Die Afroamerikaner werden auch nach wie vor erheblich daran ge- 
hindert, politische Rechte geltend zu machen. Trotz der in gewaltigen und 
opferreichen Kämpfen erzwungenen Bürgerrechtsgesetzgebung sind sie noch 
weit davon entfernt, am öffentlichen Leben gleichberechtigt teilnehmen zu 
dürfen. Noch immer ist die Zahl der für Wahlen registrierten Afroamerikaner 
im Wahlalter wesentlich geringer als die der registrierten weißen Bürger. Die 
Einwohner der Bundeshauptstadt Washington — 70 Prozent machen Afro- 
amerikaner aus — sind bei Kongreßwahlen immer noch nicht wahlberech- 
tigt. Entscheidend ist jedoch: Die Afroamerikaner sind in allen öffentlichen 
Ämtern unterrepräsentiert. Das zeigt sich darin, daß in den letzten Jahren 
die Afroamerikaner im Kongreß 15 bzw. 16 von 435 Repräsentantenmanda- 
ten und einen von 100 Senatorensitzen einnahmen. In den Staatenlegisla- 
tiven der Südstaaten — etwa die Hälfte der Afroamerikaner sind dort zu 
Hause — hatten ihre Vertreter nur 40 von 1 895 Sitzen inne. Insgesamt kom- 
men die Afroamerikaner auf die Ausübung von nicht mehr als ein Prozent der 
in den USA existierenden 500 000 staatlichen Wahlfunktionen. 23 Aber mehr 
als zehn Prozent der amerikanischen Bevölkerung sind Afroamerikaner! 
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Diese sehr gedrängte und deshalb auch unvollkommene Darstellung der 
Lage der Afroamerikaner läßt allein schon die Vielgestaltigkeit der mit dem 
Gleichheitssatz verbundenen Problematik erkennen. An erster Stelle steht 
dabei der ökonomische, politische und ideologische Kampf der Ausgebeute- 
ten und Entrechteten, besonders der als Klasse und als Rasse doppelt unter- 
drückten afroamerikanischen Werktätigen, gegen ihre Unterdrücker. Aus ver- 
fassungspolitischer und verfassungsrechtlicher Sicht berührt dieser Kampf 
natürlich nicht nur den Gleichheitssatz, wie umgekehrt der Gleichheitssatz 
nicht nur der Diskriminierung der Afroamerikaner und anderer ethnischer 
Minderheiten allein widerspricht. Dennoch ist den von den Herrschenden 
vertretenen Positionen zur Unterdrückung der Afroamerikaner nachzugehen, 
soweit sie die Form juristischer, vor allem verfassungsrechtlicher, somit auch 
verfassungspolitischer Entscheidungen haben. Damit werden die Negation 
des als allgemeines Menschenrecht proklamierten Gleichheitssatzes der Un- 
abhängigkeitserklärung und die Klassengebundenheit der Rechte und Frei- 
heiten besonders deutlich sichtbar. Im Grunde hatte der Gleichheitssatz für 
die amerikanische Bourgeoisie mit dem Sieg in zwei bürgerlichen Revolu- 
tionen seine Funktion erfüllt. Dieser Gleichheitssatz besaß eine mobilisie- 
rende, progressive Bedeutung. Er verleiht auch bis heute den Unterdrück- 
ten und Ausgebeuteten in ihrem legitimen ökonomischen und politischen 
Kampf für die Umgestaltung der Gesellschaft eine verfassungsrechtliche 
Basis. 

Die amerikanische Gesellschaft war in der zweiten Hälfte des 18. Jahr- 
hunderts weit davon entfernt, eine Gesellschaft Gleicher zu sein. Die Poli- 
tiker jener Zeit, die im Interesse der von ihnen vertretenen bourgeoisen 
Schichten auf die Texte von Unabhängigkeitserklärungen und Verfassung 
Einfluß nahmen, waren ebensoweit davon entfernt, den immer wieder stra- 
pazierten Gleichheitssatz im Sinne von sozialer Gleichheit zu verstehen und 
zu realisieren oder, von einzelnen abgesehen, sogar die Negersklaverei ab- 
schaffen zu wollen. Ihre Klasseninteressen verboten dies von selbst. Nicht 
einer der Einzelstaaten, die sich zwischen 1776 und 1783 Verfassungen gaben, 
schaffte die Sklaverei ab. 24 Die USA-Verfassung erkannte stillschweigend die 
Sklaverei an. Artikel I enthielt eine Klausel, wonach in der Berechnung für 
die auf die Einzelstaaten entfallenden Sitze im Repräsentantenhaus „der 
Gesamtzahl der Personen . . . drei Fünftel aller anderen Personen" hinzuzu- 
fügen sind. In Artikel IV gab es eine Bestimmung, nach der „die Rückgabe 
unter Vertrag stehender Bediensteter und flüchtiger Sklaven" an denjenigen 
vorgesehen war, „dem dieser Dienst oder diese Arbeit geschuldet" wird. 
Nach offizieller Rechtsauffassung gehörten Negersklaven zum Eigentum. Als 
beispielsweise einige versklavte Indianer 1787 sich an das höchste Gericht 
des Staates Virginia wandten, um ihre Freiheit zur erreichen, bestätigte es 
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zwar ihre Freiheit. Es berief sich jedoch nicht auf die Virginia Bill of Rights. 
Das hätte bedeutet, die Sklaverei für rechtswidrig zu erklären. Das Gericht 
berief sich auf ein Gesetz von 1705, das allen Indianern ungestörten Handel 
an allen Orten Virginias gewährleistete. 25 

Obwohl, wie bereits dargelegt, der Bürgerkrieg den Rechtsstatus der Ne- 
ger änderte, wurden sie keineswegs gleichberechtigte Mitglieder der Gesell- 
schaft. Die drei Verfassungsergänzungen aus der Zeit nach dem Bürgerkrieg 26 
waren darauf gerichtet, die Sklaverei zu beenden, die Bürgerrechte zu erwei- 
tern und keinen Bürger aus rassischen Gründen seiner Rechte zu berauben. 
Trotzdem blieben die von der Unabhängigkeitserklärung verkündeten Ver- 
sprechungen von Leben und Freiheit, Gleichheit und Streben nach Glück für 
die Afroamerikaner immer noch uneingelöst. In der Rekonstruktionsperiode 
wurden nur wenige Versuche unternommen, wenn schon nicht ihre ökono- 
mische und soziale Lage, so doch wenigstens ihren politischen und rechtlichen 
Status zu verbessern. Das konnte jedoch nicht verhindern, daß die Afroameri- 
kaner auf neue Weise zu Parias gemacht wurden, im Leben der Gesellschaft 
diskriminiert und ausgebeutet für den Profit der herrschenden Klasse. 

In zahlreichen Einzelstaaten waren die Afroamerikaner bis zum Ende 
des 19. Jahrhunderts von jeglichen politischen Betätigungsmöglichkeiten aus- 
geschlossen. Und in den Südstaaten hinderten „Großvaterklauseln", Wahl- 
steuern, weiße Vorwahlen, Lese- und Interpretationstests bis hinein in die 
fünfziger Jahre unseres Jahrhunderts die Afroamerikaner daran, die ihnen 
wiederholt zugesicherten Rechte auszuüben. Dabei ist festzustellen, daß hier- 
von weitgehend auch die ärmsten Schichten der weißen USA-Bürger betroffen 
waren. Die politische Diskriminierung war mit der in ihren Ausmaßen gegen- 
über der Zeit vor dem Bürgerkrieg nicht vergleichbaren Diskriminierung auf 
allen Gebieten des gesellschaftlichen Zusammenlebens verbunden: angefan- 
gen von der Benutzung von Trinkwasserhähnen über die Personenbeförde- 
rung in den Verkehrsmitteln, das Betreten von Speisegaststätten und Hotels, 
den Besuch von Theatern bis hin zur Aufnahme in Krankenhäusern und den 
Besuch von Schulen. 

1896 legitimierte und bestätigte das Oberste Gericht diese Grenzziehung 
in einem Grundsatzurteil. 27 Das Oberste Gericht hatte über die Verfassungs- 
mäßigkeit eines Gesetzes von Louisiana zu befinden, auf dessen Grundlage 
Homer Plessy, ein „Ein-Achtel-Neger", angewiesen worden war, das für „Far- 
bige" bestimmte Abteil eines Eisenbahnwagens zu benutzen. Das Oberste 
Gericht bestätigte die Verfassungsmäßigkeit der „getrennten, aber gleichen" 
Beförderungsmöglichkeiten im innerstaatlichen Eisenbahnverkehr und damit 
das fragliche Gesetz von Louisiana. Der Klagebegründung, das XIV. Admend- 
ment sei verletzt, entgegnete es mit dem Argument, daß, wenngleich es der 
Zweck der Verfassungsergänzung sei, „die absolute Gleichheit der zwei Ras- 
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Ken vor dem Gesetz zur Geltung zu bringen, ... es der Natur der Sache nach 
nicht beabsichtigt sein konnte, die Unterschiede abzuschaffen, die auf der 
Hautfarbe beruhen, oder eine soziale Gleichheit, so wie sie sich nun einmal 
von der politischen unterscheidet, oder eine Vermischung der zwei Rassen 
7.11 erzwingen, die für jede von ihnen unbefriedigend ist ." 28 Die Richtermehr- 
licit mußte zu einem juristischen Trick greifen, um zu der Schlußfolgerung zu 
gelangen, die Rassentrennung schließe die Überlegenheit der einen Rasse über 
die andere nicht ein. Dieser Trick äußert sich in den folgenden Formulierun- 
gen: „Wir erachten den zugrunde liegenden Trugschluß im Argument des 
Klägers als in der Annahme bestehend, daß die zur Geltung gebrachte Tren- 
nung der zwei Rassen die farbige Rasse mit einem Kennzeichen der Inferiori- 
tät abstempelt. Falls dies so ist, dann nicht wegen etwas, das in dem Gesetz 
zu finden ist, sondern allein, weil die farbige Rasse es vorzieht, daß ihr diese 
Konstruktion auferlegt wird ." 29 

Das Plessy-Urteil trägt bereits das Kennzeichen des imperialistischen 
Stadiums des amerikanischen Kapitalismus. Es entspricht in juristischer Form 
der dem Monopolkapital und seinen damaligen inneren Existenzbedingungen 
angemessenen Ideologie von der Vorherrschaft der weißen Rasse. Anders als 
in der groben Art und Weise der Sklavenhalter impft es den Millionen Ame- 
rikanern weißer Hautfarbe die Illusion ihrer Überlegenheit in verfeinerter 
Form ein und sicherte zugleich verfassungsrechtlich die auf die sozialökono- 
mische Ungleichheit der Rassen gerichtete Monopolpolitik ab. Entgegen häu- 
figen anderslautenden Behauptungen 30 trennte das Plessy-Urteil die zwei 
Rassen physisch und sozial nicht. Vielmehr gehen Rassentrennung und Un- 
terdrückung der Afroamerikaner innerhalb eines „geschlossenen Systems" 
vor sich, eines Systems, wie Henry Winston hervorhebt, „das alle Formen 
der Klassen- und Rassenunterdrückung im Rahmen einer Gesellschaft und auf 
der Grundlage des gleichen Wirtschaftssystems praktiziert". 31 

Als der U SA-Impcrialismus in den ersten Weltkrieg cintrat, in dem die 
amerikanischen Milliardäre, wie Lenin nachwies, „sich am meisten bereichert 
(haben) . . ., sich alle, selbst die reichsten Länder, tributpflichtig gemacht " 32 
hatten, scheute sich die amerikanische Monopolbourgeoisie nicht, auch die 
Afroamerikaner für ihre Interessen kämpfen und sterben zu lassen. Sie 
sparte nicht mit patriotischen und demokratischen Phrasen, wie sie sich vor 
allem in dem sogenannten Amerikanischen Glaubensbekenntnis von 1917 
niederschlugen, und auch nicht mit dem (von Präsident Woodrow Wilson 
abgegebenen) Versprechen, nach Kriegsende den Afroamerikanern alle Rechte 
einzuräumen, die die übrigen Amerikaner genießen . 33 Die Lage der Afroame- 
rikaner änderte sich nach Kriegsende jedoch nicht im geringsten. Im Gegen- 
teil! Der Ku-Klux-Klan, diese ultrareaktionäre rassistische Organisation, brei- 
tete seine Aktivitäten in neuen Ausmaßen aus, betrieb neben Rassismus nun 


181 



Antikommunismus und Antikatholizismus und übte in den Süd- und West- 
staaten durch Mord und Terror großen Einfluß aus. „Schwarze Soldaten, 
die, nachdem sie Paris gesehen und die Erfahrung gemacht hatten, daß nicht 
die ganze Welt in der Art wie Alabama und Mississippi in Gang gehalten 
wird, in die Städte des Südens zurückkehrten, schienen den Weißen, die aus 
jenen Städten niemals herausgekommen waren, nicht respektvoll genug. Es 

war, als ob sie etwas Ansehen oder sogar einen etwas verbesserten Status 
erwarteten. Viele wurden gelyncht, noch während sie ihre Uniform trugen." 34 
Karl A. Lamb, der dies schrieb, hat auch darauf aufmerksam gemacht, daß 
die Zahl der Lynchmorde, die im Verlaufe von 30 Jahren „im tiefen Süden" 
begangen wurden, jährlichen Schwankungen in direkter Abhängigkeit vom 
Preis der Rohbaumwolle unterworfen waren: Je geringer der Preis für Roh- 
baumwolle, desto höher die Anzahl der Lynchmorde! 35 Somit ist der Schluß 
nicht unbegründet, daß die aus dem Wirken der kapitalistischen Marktgesetze 
sich ergebenden Folgen für die individuelle Lebenslage der kleinen Baumwoll- 
produzenten wie auch für die der in der Baumwollproduktion beschäftigten 
Lohnabhängigen, die im Geist des Rassismus befangen sind, den weißen 
Rassenterror anzuheizen vermögen. Auch die Monopolbourgeoisie der USA 
griff zu dem Mittel, Unmut und Zorn über Verhältnisse, deren Ursachen im 
Wesen der ökonomischen und politischen Herrschaft des Kapitalismus be- 
gründet sind, mit Pogromen gegen Minderheiten abzuleiten. 

Bis zum zweiten Weltkrieg blieb für die Afroamerikaner der Gleichheits- 
satz eine unerfüllte Verheißung. Unter Präsident Franklin D. Roosevelt 
wurde gleichfalls nichts unternommen, um die Lage der Afroamerikaner zu 
verändern. Ihre Organisationen konnten trotz des Aufschwungs, den sie 
nahmen, die Rassendiskriminierung nicht beseitigen. Auch während des zwei- 
ten Weltkrieges blieb in den USA-Streitkräften eine strenge Trennung der 
Afroamerikaner aufrechterhalfen. Ende 1944 dienten etwa eine Million Afro- 
amerikaner in den verschiedensten Waffengattungen und Hilfsdiensten der 
USA-Streitkräfte, über drei Millionen Afroamerikaner hatten sich gemeldet. 36 
Mit dem Kampf gegen den Faschismus verbanden die Afroamerikaner auch 
ihre eigenen Interessen. Die „Vier Freiheiten", die Franklin D. Roosevelt in 
seiner Botschaft an den 77. Kongreß am 1. Januar 1941 verkündet hatte, wa- 
ren nicht nur an die Adresse anderer Staaten und Nationen gerichtet, sondern 
auch eine Verpflichtung gegenüber der amerikanischen Nation. In dieser 
Botschaft heißt es : „Die dritte (Freiheit — d. Verf.) ist die Freiheit von Not, 

was, in die Sprache des Alltags übersetzt, wirtschaftliche Verständigung be- 
deutet, welche jeder Nation für ihre Einwohner ein gesundes, friedliches Le- 
ben sichern wird — überall in der Welt." 

Wesentliche Änderungen in der Lage der Afroamerikaner traten mit dem 
Ende des zweiten Weltkrieges sowie mit den Veränderungen ein, die sich in 
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den nachfolgenden Jahrzehnten im internationalen Kräfteverhältnis zuungun- 
sten des Imperialismus vollzogen. Das USA-Monpolkapital war nicht nur 
gezwungen, auf die Sympathien zu reagieren, die den Afroamerikanern von 
vielen Völkern der Welt zuteil werden. Ebenfalls mußte Rücksicht genom- 
men werden auf die neu entstandenen Nationalstaaten, vor allem auf dem 
afrikanischen Kontinent, in denen die Diskriminierung der Afroamerikaner 
auf Ablehnung und Widerwillen stößt und die außenpolitischen Beziehungen 
der USA zu diesen Staaten belastet. Es sah sich vielmehr auch einer verän- 
derten inneren Situation insoweit gegenüber, als die organisierte Kraft, das 
politische Bewußtsein, die politische Aktivität und (regional) das politische 
Gewicht der Afroamerikaner Zunahmen. Die Kommunisten und andere pro- 
gressive Kräfte kämpften energisch um den Abbau der Rassendiskriminie- 
rung. Dieser Kampf erreichte im „Jahrzehnt der Bürgerrechtsbewegung" 
(Henry Winston) seinen Höhepunkt. 

Die Erschütterungen, die der Kampf gegen die Rassendiskriminierung 
im politischen System der Herrschaft des USA-Monopolkapitals auslöste, 
kennzeichnen eine wesentliche Seite der Krise dieses Systems. Es würde 
allerdings zu weit führen, an dieser Stelle den zahllosen und vielfältigen 
Aspekten dieses Kampfes nachzugehen. Dazu sind unter anderen zu zählen: 
die verschiedenen Phasen dieses Kampfes seit dem Beginn der fünfziger 
Jahre; seine Kräfte und Gegenkräfte sowie ihre Strategie und Taktik; die 
verschiedenen politisch-ideologischen Strömungen der afroamerikanischen 
Befreiungsbewegung und ihre Organisationen; die unermüdlichen Anstren- 
gungen und die Erfolge der KP der USA, um 'auf der Basis der marxistisch- 
leninistischen Theorie und einer darauf aufbauenden Strategie die Bewegung 
gegen die rassistische Unterdrückung mit der Arbeiterbewegung zu verbin- 
den; das Taktieren der herrschenden Kreise und ihrer Vertreter auf dem Prä- 
sidentenstuhl sowie im Kongreß, aber auch in den Organen der Einzelstaaten 
und auf lokaler Ebene,* der Terror der weißen Rassisten . 37 Hier soll nur aus 
verfassungspolitischer und verfassungsrechtlicher Sicht diese komplexe Pro- 
blematik behandelt werden. 

Welchen Niederschlag hat nun der Kampf, den Gleichheitssatz der Unab- 
hängigkeitserklärung zu verwirklichen, in Gesetzgebung und Rechtsprechung 
gefunden? 

Es wäre einseitig und würde die Fortschritte negieren, die im Kampf 
gegen die Rassendiskriminierung errungen wurden, wenn unberücksichtigt 
bliebe, daß in diesem Kampf mehrere juristische Akte erzwungen worden 
sind. Diese Gesetze haben dazu beigetragen, die übelsten Auswüchse der Ras- 
sendiskriminierung, mithin der Verletzungen des Gleichheitssatzes gegenüber 
den Afroamerikanern, zu mildem. 

Fortschritte gab es vor allem dabei, das aktive Wahlrecht zu verwirk- 
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liehen, das heißt bei der Registrierung von Afroamerikanern zu Wahlen. Sie 
ergeben sich aus dem aktiven politischen Kampf um den Erlaß und die Durch- 
setzung der auf Bundesebene zustande gekommenen Bürgerrechtsgesetze von 
1957 und 1960 sowie des Wahlrechtsgesetzes („Voting Rights Act“) von 1965. 
Die Gesetze allein bewirkten noch so gut wie gar nichts. Im Bürgerrechts- 
gesetz von 1957, das sich insoweit als ein sehr zögernder und mehr wider- 
williger Ansatz erweist, um Afroamerikanern den Zugang zu den Wahlurnen 
zu erleichtern, wurde unter anderem folgendes vorgesehen.- die Ermächtigung 
des Justizministeriums, Unterlassungsverfügungen gegen Registratoren zu 
beantragen, die Afroamerikaner im Wahlalter zurückgewiesen hatten, sowie 
die Möglichkeit, daß ein Registrator, der eine solche Unterlassungsverfügung 
unbeachtet ließ, vor dem örtlich zuständigen Bundesgericht ohne Schöffen 
verhört werden konnte. Bis 1960 fanden gemäß diesem Gesetz lediglich 
drei (!) Prozesse statt. Das Bürgerrechtsgesetz von 1960 sollte ermöglichen, 
daß Richter oder andere Beauftragte des Bundes Afroamerikaner, die über 
die Voraussetzungen verfügten, um ihr aktives Wahlrecht auszuüben, re- 
gistrieren konnten. Auch dieses Gesetz wurde weitgehend unterlaufen. Die 
örtlichen Behörden und Einzelstaatengerichte in den Südstaaten, die mit 
Rassisten besetzt waren, blockierten mit fadenscheinigen juristischen Tricks 
den Verfahrensgang bei Bürgerrechtsfällen. Es ist errechnet worden, daß in 
Mississippi bis 1964 erst nach durchschnittlich 18 Monaten über einen nor- 
malen Bürgerrechtsfall entschieden wurde; kam es zur Berufung, dauerte es 
weitere 12 Monate. 38 So waren 1964, sieben Jahre nach dem ersten und vier 
Jahre nach dem zweiten der genannten Bürgerrechtsgesetze, in Mississippi 
6,7 Prozent, in Alabama 23 Prozent, in Louisiana 32 Prozent und im Durch- 
schnitt der elf Südstaaten 45,7 Prozent der Afroamerikaner im Wahlalter als 
Wähler registriert. Dabei dürften diese offiziellen Zahlen eher zu hoch als zu 
niedrig gegriffen sein. 39 1964 war das Jahr, als — übrigens 48 Stunden nach 
der Annahme eines weiteren Bürgerrechtsgesetzes - zwei weiße und ein afro- 
amerikanischer Bürgerrechtskämpfer, die ihre afroamerikanischen Mitbürger 
dazu zu bewegen suchten, sich registrieren zu lassen, von Ku-Klux-Klan-Ver- 
brechern bestialisch ermordet wurden. 

Erst unter dem Druck von Aktionen, darunter dem von Dr. Martin Lu- 
ther King im Frühjahr 1965 geführten Protestmarsch gegen die fortdauernde 
Diskriminierung der Afroamerikaner durch die weißen Registratoren, kam 
es zum „Voting Rights Act". Nach diesem Gesetz gilt als bewiesen, daß 
eine Wählerdiskriminierung dort vorlicgt, wo 1964 in einem Kreis weniger als 
50 Prozent der Bevölkerung als Wähler registriert waren. In derartigen Krei- 
sen sei durch Bundesbeamte zu sichern, daß alle Bewerber registriert würden. 
Außerdem war (1964) das XXIV. Amendment zur Verfassung der Vereinigten 
Staaten in Kraft getreten, das verbietet, das aktive Wahlrecht bei Wahlen auf 


184 



Bundesebene davon abhängig zu machen, daß eine Wahlsteuer gezahlt wird. 
Dieses Verbot gilt seit 1966 auch für Wahlen in den Einzelstaaten. Das wurde 
vom Obersten Gericht mit der Begründung entschieden, der Steuerzensus 
diskriminiere arme Bürger und verstoße daher gegen die equal-protection- 
Klausel (gleichen-Schutz-Klausel) des XIV. Amendments der Verfassung. 40 
Schließlich wurden in einer 1970 vorgenommenen Erweiterung des „Voting 
Rights Act" von 1965 auch Lesetests als Wahlvoraussetzung bei Wahlen in 
F.inzelstaaten untersagt. Die seither ansteigende Zahl der als Wähler regi- 
strierten Afroamerikaner sowie die verstärkte Repräsentation der Afroameri- 
kaner auch in Organen auf Staatenebene und im lokalen Bereich in den Süd- 
staaten weisen einen beachtenswerten Erfolg aus. Diesen Erfolg auf dem 
Wege der Verwirklichung ihrer politischen Rechte haben die Afroamerikaner 
gemeinsam mit anderen progressiven Kräften errungen. Dieser Erfolg und 
auch solche spektakulären Ereignisse wie etwa 1973 die Wahl eines afroame- 
rikanischen Bürgers zum Oberbürgermeister von Los Angeles, einer Stadt 
mit einem relativ geringen afroamerikanischen Bevölkerungsanteil, können 
aber nicht darüber hin weg täuschen, daß es noch großer Anstrengungen be- 
darf, um den Anteil der Afroamerikaner in allen gewählten Organen und 
Funktionen wesentlich zu erhöhen. 

Die Kämpfe der sechziger Jahre haben einen weiteren Erfolg gebracht: 
die ausdrückliche Aufgabe der Doktrin „gleich, aber getrennt" durch Kongreß 
und Oberstes Gericht auch insofern, als sie die Nutzung öffentlicher Einrich- 
tungen betrifft. Noch im Dezember 1955 war die Afroamerikanerin Rosa 
Parks in Birmingham, Alabama, festgenomme'n worden, weil sie sich gewei- 
gert hatte, das für „Farbige" vorgesehene Abteil eines Autobusses des städti- 
schen Nahverkehrs zu benutzen. Auch die Diskriminierung in privaten Gast- 
stätten, Konzertsälen, Kinos usw. war immer noch nicht beseitigt. Der Kon- 
greß kam nicht umhin, mit dem Bürgerrechtsgesetz von 1964 (Titel II) diese 
rechtlich noch offene Frage im Sinne von Diskriminierungsverboten zu be- 
antworten. Und das Oberste Gericht mußte nicht nur die Verfassungsmäßig- 
keit dieses Teils des Bürgerrechtsgesetzes bestätigen 41 , sondern auch seine 
Anwendbarkeit auf kleine Gaststätten 42 . 

Die Vorgänge auf dem Gebiet der Integration im Schulwesen demonstrie- 
ren allerdings, inwieweit die gesellschaftliche Wirklichkeit in den USA von 
den in Gesetzen oder gerichtlichen Entscheidungen ausgesprochenen Verbo- 
ten und Geboten abweicht. Insbesondere trifft das zu, wenn sie Ansatzpunkte 
bieten, die von der afroamerikanischen Volksbewegung in ihren Bemühungen 
um grundlegendere Veränderungen genutzt werden können. Das Oberste Ge- 
richt hatte bereits am 17. Mai 1954 die Grundsatzentscheidung zu dieser Frage 
verkündet. 43 Es erklärte darin nicht nur, daß die Rassentrennung in den 
öffentlichen Schulen die equal-protection-Klausel des XIV. Amendments der 


185 



Verfassung verletze. Davon wurden 17 Einzelstaaten und der District of 
Columbia betroffen, in denen die Segregation im Schulwesen gesetzlich vorge- 
schrieben oder zumindest zugelassen war. Das Oberste Gericht verwarf damit 
zugleich generell die seit dem Plessy-Urteil juristisch bestätigte Doktrin des 
„gleich, aber getrennt" . 

Doch fast 20 Jahre später wurden noch immer 40 Prozent aller afro- 
amerikanischen Schüler in Klassen unterrichtet, in denen sie zu 90 bis 100 Pro- 
zent unter sich waren. 44 

Die Geschichte der Schulintegration ist einerseits die des aufopferungs- 
vollen Kampfes der Afroamerikaner um gleiche Bildungschancen. Sie ist 
andererseits die Geschichte des rassistischen Fanatismus und des weißen 
Rassenterrors. Zugleich ist sie jedoch die Geschichte eines variantenreichen 
Taktierern der staatsmonopolistischen Kreise der USA, ihrer Sachwalter auf 
dem Präsidentenstuhl, im Kongreß und im Obersten Gericht: So ordnete 1957 
Präsident Dwight D. Eisenhower den Einsatz von Bundestruppen an, um 
neun afroamerikanischen Kindern den Zugang zu einer Mittelschule in Little 
Rock zu sichern, der ihnen durch die von Gouverneur Orval E. Faubus 
mobilisierte Nationalgarde verwehrt wurde; hingegen verweigerte 1974 Prä- 
sident Gerald R. Ford den Einsatz von Bundestruppen zum Schutz der Afro- 
amerikaner vor den mit dem „busing" 45 von Schulkindern verbundenen Ge- 
waltakten in Boston. Während gegen die Brown-Entscheidung von 1957 
im Kongreß alle aus den Südstaaten kommenden Repräsentanten und Sena- 
toren eine Protestmanifestation unternahmen, verabschiedete 1964 eine 
Kongreßmehrheit das Bürgerrechtsgesetz, das vorsieht, jeder Schule, von be- 
stimmten Ausnahmen abgesehen, die Zuschüsse zu sperren, wenn sie nicht 
Schritte zum Abbau der Rassentrennung unternimmt. 1972 wiederum schei- 
terte im Kongreß ein Gesetzentwurf nur knapp, mit dem das „busing" für 
die meisten Fälle verboten werden sollte. Das Oberste Gericht schließlich 
erließ zwar die Brown-Urteile von 1954 und 1955 46 und verbot 1964, durch 
Schließen öffentlicher Schulen und durch Schulgeldzuschüsse für den Besuch 
von Privatschulen die Schulintegration zu unterlaufen 47 ; auch ordnete es 
1970 die Schulintegration nunmehr „sofort" (at once) an 48 . Aber 1974 sprach 
es sich gegen ein erzwungenes „busing" aus und ließ insoweit die Rassentren- 
nung über die Hintertür wieder herein 49 

Darstellungen über jenen liberalen Gerichtspräsidenten (Chief Justice 
Earl Warren — 1953 bis 1970), der kraft seiner Funktion und mit Hilfe eines 
„allmächtigen" Obersten Gerichts dem in Unabhängigkeitserklärung und Ver- 
fassung gleichermaßen proklamierten Gleichheitssatz gegen den Widerstand 
einer von Rassenvorurteilen und teilweise von Rassenwahn besessenen Be- 
völkerungsmehrheit Geltung verschafft habe, gehören zu den Legenden. Sie 
verschleiern die in den Klasseninteressen der USA-Monopolbourgeoisie und 
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in den Veränderungen der Existenzbedingungen des Monopolkapitals wur- 
zelnden Ursachen dafür, welche Positionen die Herrschenden zur Lebenslage 
der Afroamerikaner einnehmen. Als 1954 die Brown-Entscheidung die Abkehr 
von der Doktrin „gleich, aber getrennt" verkündete, wurden damit „begrenzte 
Operationsziele verfolgt... Der USA-Imperialismus war zu dieser Zeit aus 
zwei Gründen bereit, der afroamerikanischen Bewegung bestimmte Konzes- 
sionen zu machen: erstens, um seinen Ruf als Rassist in der Welt gegenstands- 
los erscheinen zu lassen, und zweitens, um die afroamerikanische Bevölke- 
rung mit vor den Karren des kalten Krieges zu spannen." 50 Später, als die 
wissenschaftlich-technische Revolution rasch voranschritt, mußten Hemm- 
nisse abgebaut werden, um eine im ganzen Staatsgebiet einigermaßen gleich- 
mäßige ökonomische Entwicklung zu gewährleisten. Damit wurden auch 
Hemmnisse für die Stabilisierung des ökonomischen und politischen Systems 
der Kapitalherrschaft im Süden beseitigt. Der auf die herrschenden Kreise 
ausgeübte Druck, der von einer gefestigten afroamerikanischen Bewegung und 
ihren kraftvollen Aktionen ausging sowie von einer mehr als zuvor sym- 
pathisierenden öffentlichen Meinung begleitet war, hatte sich außerdem 
verstärkt. 

Die Monopolbourgeoisie änderte jedoch ihre Taktik, „als die afroameri- 
kanische Volksbewegung auf grundlegendere Veränderungen drängte und 
sich nicht mehr mit Beschwichtigungen und Reformen zufriedengab. Die 
Forderung nach Macht wurde auf die Tagesordnung gesetzt. Der ökonomische 
Aspekt trat in den Vordergrund, und es wurden Forderungen aufgestellt, die 
den Kern der Dinge betrafen, indem sie die Beendigung der Kriegspolitik des 
USA-Imperialismus verlangten." 51 Die taktische Umorientierung des Mono- 
polkapitals Anfang der siebziger Jahre spiegelt sich in der offiziellen Regie- 
rungspolitik wider: Sozialprogramme, die, wenn auch begrenzt, die gesell- 
schaftliche Lage der Afroamerikaner verbessert hätten, wurden unter Präsi- 
dent Nixon entweder erheblich reduziert oder eingestellt. Die direkte Unter- 
drückung, der Einsatz bewaffneter Kräfte vor allem im Bereich der Einzel- 
staaten und auf lokaler Ebene eingeschlossen, wurden geduldet und zum Teil 
angeregt. Unmißverständliche Äußerungen des Präsidenten gaben dem Ras- 
sismus weiteren Auftrieb. Es kam zu einer rassistischen Gegenbewegung, dem 
sogenannten backlash, die noch andauert und die Afroamerikaner in die De- 
fensive drängt. Die akuten Krisenerscheinungen, besonders die Arbeitslosig- 
keit, tragen wesentlich dazu bei: Die Monopole und mit ihnen kollaborie- 
rende Gewerkschaftsführer nutzen die soziale Unsicherheit, um den Rassis- 
mus ständig neu zu beleben, mithin die weißen Arbeiter dazu zu drängen, 
Lösungen auf Kosten ihrer afroamerikanischen Klassenbrüder zu suchen. 

Die KP der USA tritt dieser Tendenz, wie jeder ideologischen Strömung, 
jeder politischen Konzeption und jeder individuellen oder organisierten Ak- 
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tion, die den afroamerikanischen Arbeitern oder der afroamerikanischen 
Bewegung schadet, energisch entgegen. Bereits im Jahrzehnt der Bürgerrechts- 
bewegung hatte sie davor gewarnt, daß formale Integration durchaus ein 
Ersatzsymbol für wirkliche Gleichberechtigung sein kann. Sie wendet sich 
entschieden gegen die Konzeptionen einer „afroamerikanischen Revolution" 
und eines „afroamerikanischen Kapitalismus", die im Zusammenhang mit der 
rassistischen Gegenoffensive in der afroamerikanischen Bewegung auftraten. 
Die KP der USA entlarvte beide Konzeptionen als separatistische Illusionen, 
die den Interessen des Monopolkapitals in die Hand arbeiten. Ihre auf dem 
Marxismus-Leninismus beruhende Politik beinhaltet als „vordringliche Pflicht 
der weißen Revolutionäre, den Kampf gegen die Ideologie des Rassismus zu 
führen und die weißen Arbeiter für den Kampf gegen den Rassismus und zur 
Unterstützung des afroamerikanischen Befreiungskampfes — als unabding- 
bare Voraussetzung für die erfolgreiche Wahrnehmung ihrer Klasseninteres- 
sen — zu mobilisieren" 52 . Die Kommunisten erweisen sich damit als den besten 
demokratischen Traditionen ihres Volkes am treuesten verbunden. 

Dem vom Monopolkapital der USA angewandten System aller Formen 
der Klassen- und Rassenunterdrückung, das mit dem proklamierten funda- 
mentalen Recht auf Gleichheit aller Menschen völlig unvereinbar ist, sind 
neben den Afroamerikanern noch weitere Minderheitsgruppen (Mexiko- 
amerikaner, Puertorikaner sowie zahlreiche asiatische Minderheiten) unter- 
worfen. Ihre an Zahl (etwa zehn Millionen) und Bedeutung größte, sind die 
Mexikoamerikaner. Als Nachkommen jener Stammbevölkerung des amerika- 
nischen Südwestens, die nach dem Annexionskrieg der USA gegen Mexiko 
(1846 bis 1848) unter das Joch der Vereinigten Staaten fielen, oder auch als 
mexikanische Einwanderer unterscheidet sich ihr Status nur wenig von dem 
der Afroamerikaner. Die USA-Bürger mexikanischer Herkunft werden in 
allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens unverhüllt diskriminiert; sie 
sind Objekt krasser Ausbeutung; in einigen Staaten der USA bilden sie das 
Gros des Landproletariats. 53 Das durchschnittliche Jahreseinkommen der 
Mexikoamerikaner liegt bei weniger als 70 Prozent des amerikanischen 
Durchschnittseinkommens. Die Mexikoamerikaner leben entweder in Ghetto- 
Slums von Großstädten, in Barackenstädten der Landarbeiter oder — eben- 
falls unter den elendesten Bedingungen — in abgeschlossenen Wohnkolonien. 
Ihrer sozialen Diskriminierung entspricht die politische: In New Mexico, wo 
sie 25 Prozent der Bevölkerung ausmachen, gab es 1970 in der Staatenlegis- 
lative lediglich je einen mexikoamerikanischen Repräsentanten und Senator. 
Andererseits waren in diesem Staat 69 Prozent aller Einberufenen und 44 Pro- 
zent aller Gefallenen im Indochina-Krieg Mexikoamerikancr. 54 

Wenn sich heute, 200 Jahre nach der Unabhängigkeitserklärung der Ver 
einigten Staaten, Mexikoamerikaner zusammenschließen und Puertorikaner 
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sowie auch die Indianer sich zum Kampf gegen die Diskriminierung organisie- 
ren, so verwirklichen sie die besten demokratischen Ideale, für die die pro- 
gressivsten Kräfte der amerikanischen Nation in deren wechselvoller Ge- 
schichte stets eingetreten sind. 

Das Bewußtsein, daß beispielsweise auch die Nachfahren der Ureinwoh- 
ner des Landes, die Indianer, wie alle Menschen „gleich geschaffen" sind, 
war seit jeher bei den weißen Amerikanern verschüttet und von ihnen ver- 
drängt. Erst in jüngster Zeit belebte es sich, als 1973 die Protestaktion der 
Indianer von Wounded Knee die amerikanische Öffentlichkeit auf das elende 
Schicksal der Indianer aufmerksam machte. 

Bekanntlich waren die Indianer, die die Ausrottungskriege überlebt hat- 
ten, zwangsweise in Reservate, in öde und unfruchtbare Landstriche über- 
gesiedelt worden. Sie wurden gezwungen, Verträge abzuschließen; die Wei- 
ßen brachen diese Verträge jedoch samt und sonders. Bis 1924, als die India- 
ner die Bürgerrechte erhielten, galten sie als Ausländer, die, wie jeder Ein- 
wanderer, ihre Einbürgerung beantragen mußten. Heute vegetieren etwa 
350 000 Indianer in 267 über das ganze Lan'd verstreuten Reservaten — das ist 
etwa die Hälfte der statistisch erfaßten Indianer. Die anderen wohnen 
größtenteils in städtischen Slums. Sie haben damit nur den Ort des Elends 
gewechselt. In den Reservaten herrschen Hunger und Armut. Das Durch- 
schnittseinkommen einer Indianerfamilie liegt um mehr als 50 Prozent unter 
der offiziellen „nationalen Armutsgrenze". Zehnmal höher als im Landes- 
durchschnitt ist die Arbeitslosenziffer. Die Zahl der an Tuberkulose Erkrank- 
ten ist siebenmal, die der an Hirnhautentzündung Erkrankten zwanzigmal so 
hoch. 70 Prozent der Indianerfamilien leben in menschenunwürdigen Behau- 
sungen. Die Preise aller Waren, die im größten Indianerreservat der USA ver- 
kauft werden, sind fast ein Drittel höher als außerhalb der Reservate. 55 Das 
alles vollzog und vollzieht sich unter der Aufsicht, mehr noch, unter Mitwir- 
kung der „Bundesbehörde für Indianerangelegenheiten" („Bureau of Indian 
Affairs"). Diese Behörde, der die Aufgabe zukommt, für die „allgemeine Un- 
terstützung und Zivilisation der Indianer" zu sorgen, ist jedoch tatsächlich 
eine Einrichtung, mittels der die Indianer unter dem Mantel völliger „Legali- 
tät" ebenso schamlos ausgebeutet wie grausam unterdrückt werden. Sie ließ 
auch zu, daß, als Flüsse in reservatnahen Landstrichen umgeleitet wurden, 
die Felder der Indianer versteppten. Sie unternahm ebenfalls nichts, als 
Monopole unter Anwendung von Methoden, die den in den Zeiten der In- 
dianerausrottung angewandten durchaus vergleichbar sind, sich der Boden- 
schätze in Indianergebieten bemächtigten und das noch heute tun. Die von 
der „American Indian Movement" geführte Protestaktion von Wounded Knee 
richtete sich daher auch gegen diese Bundesbehörde. Am Wounded Knee und 
im Gerichtssaal in St. Paul, Minnesota, in dem die Anklage gegen die beiden 
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Hauptorganisatoren der Protestaktion in allen Punkten zusammenbrach, for- 
derte die Indianerbewegung: Umwandlung der Bundesbehörde in eine unab- 
hängige Institution; Widerruf des 193-4 erlassenen „Gesetzes zur Reorganisa- 
tion der Indianer", das den Landraub legalisiert und die Bildung von Mario- 
netten-Stammesräten eingeführt hatte; Anerkennung der 371 Verträge, die die 
USA-Regierung mit den Indianern abgeschlossen hat; angemessene Entschä- 
digung für Landverluste; Ausdehnung der Hilfsprogramme auch auf Indianer, 
die in Städten wohnen. 

Vemon Bellecourt, einer der Führer der Indianerbewegung, kleidete das 
Ziel dieser Bewegung in folgende recht drastische Worte: „Sicherlich: Wenn 
wir die militärischen Mittel dazu besäßen, würden wir uns so verhalten müs- 
sen, wie sich diese Nation von Dieben und Räubern 1776 uns gegenüber ver- 
halten hat - wir würden ihnen ihre Unabhängigkeitserklärung an den Kopf 
werfen und in den Krieg ziehen gegen sie. Aber eben: Wir sind kein militäri- 
scher Faktor. Deshalb müssen wir es anders machen. Wir sehen, daß es eine 
junge Generation gibt unter den Weißen, die sich in vielerlei Hinsicht von 
ihren Vätern abgestoßen und zu uns hingezogen fühlt. Wir setzen uns mit 
ihnen an die Feuer und kultivieren diese Haltung uns gegenüber, denn sie 
sind die Führer von morgen." 56 Wenn diese Aussagen auch etwas unrealistisch 
anmuten, so setzt sich doch bei den unterdrückten nichtweißen Amerikanern 
immer mehr die Überzeugung durch, daß sie sich mit den weißen Werktäti- 
gen, vor allem mit der Arbeiterklasse, verbünden müssen, um ihre Gleich- 
berechtigung zu erlangen. Das wird der Weg zu einer antiimperialistischen 
Koalition der Amerikaner aller Hautfarben sein, die auf einer neuen Stufe 
die demokratischen Ideale, Rechte und Freiheiten verwirklichen wird, unter 
deren Banner eine große Nation vor 200 Jahren zu ihrem Kampf für die 
Befreiung aus der kolonialen Unterdrückung angetreten war. 



8. Arbeiterbewegung 

und demokratische Alternative 
in den USA 


Tiefe Krisenerscheinungen und Widersprüche im kapitalistischen Gesell- 
schaftssystem der USA haben jene Ideologen der Bourgeoisie verstummen 
lassen, die einst die gelungene „Zähmung" der Arbeiter und das „Ende der 
Ideologie" verkündeten. Die Gesetze des Klassenkampfes treffen voll und 
ganz auf die USA zu, wenn sie auch dort unter spezifischen Bedingungen 
wirken. Zunehmende antimonopolistische Kämpfe sowie eine wachsende 
Stärke und Übereinstimmung der antimonopolistischen Bewegungen, so 
schätzt die Kommunistische Partei der USA ein, machen deutlich, daß eine 
Zeit begonnen hat, „in der sich die Klassenpolarisierung verstärkt ". 1 

Die Klassenkämpfe in den USA unter den Bedingungen des staatsmono- 
polistischen Kapitalismus bestätigen insbesondere die Leninsche Erkenntnis, 
daß sich im Imperialismus der „Antagonismus zwischen dem die Demokratie 
negierenden Imperialismus und den zur Demokratie strebenden Massen (ver- 
schärft)" 2 . Es handelt sich deshalb in den USA auch keineswegs um eine 
„Krise der Demokratie". Allein die Krise der bürgerlichen Demokratie ver- 
schärft sich. Die demokratische Bewegung der Volksmassen dagegen erlebt 
gerade in der Gegenwart einen bedeutenden Aufschwung. Das schafft zugleich 
neue Möglichkeiten, jene von der Bourgeoisie errichteten Barrieren zu besei- 
tigen, die eine Nutzung und einen Ausbau der demokratischen Institutionen 
und Rechte seitens der Arbeiterklasse verhindern sollen. Die Erfolge im 
Kampf der Arbeiterklasse für eine legale marxistisch-leninistische Partei, für 
soziale Verbesserungen, für Koalitionsfreiheit und eine starke Gewerkschafts- 
bewegung sowie für die Gleichberechtigung der Afroamerikaner verdeut- 
lichen, daß auch in den USA die gcschichtsbildende Kraft der Arbeiterklasse 
unübersehbar ist. Sie zeigen, daß selbst angesichts der sehr weitgehenden 
Deformation bürgerlich-demokratischer Institutionen und Rechte die demo- 
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kratische Bewegung der Volksmassen in der Lage ist, neue Positionen und 
Freiheiten zu erkämpfen, die allerdings ständig in Gefahr sind, von den herr- 
schenden imperialistischen Kreisen wieder reduziert und beseitigt zu werden. 
Die Propaganda bürgerlicher Politiker und Gewerkschaftsführer in den USA, 
daß die Arbeiter dort ihre Interessen im Rahmen des Kapitalismus verwirk- 
lichen könnten und keinen Sozialismus brauchten, entlarvt sich immer mehr 
als falsch und desorientierend. Derartige Behauptungen stützen sich maßgeb- 
lich darauf, daß die politische Situation und auch der Mechanismus der bür- 
gerlichen Demokratie in den USA einige traditionelle Besonderheiten auf- 
weisen. Diese Besonderheiten sind auch heute, da sich die allgemeine Krise 
des Kapitalismus vertieft, für die herrschenden imperialistischen Kreise, für 
deren Politik der Niederhaltung der Arbeiterklasse von erheblicher Bedeu- 
tung. In der Entwicklung des vorimperialistischen Kapitalismus der USA gab 
es einige spezifische politische und wirtschaftliche Faktoren, die zwar nur 
vorübergehend wirkten, von der bürgerlichen Propaganda jedoch als Ur- 
sachen ökonomischer Vitalität und politischer Beständigkeit aufgebauscht 
wurden. 

Vor allem aber vollzog sich die politische Entwicklung der Arbeiterbewe- 
gung anders als in Europa. Der Arbeiterklasse gelang es im 19. Jahrhundert 
nicht, sich dem Einfluß der Bourgeoisie zu entziehen und sich als selbstän- 
dige politische Kraft Einlaß in die parlamentarischen Institutionen zu ver- 
schaffen, um von da aus noch wirksamer den Kampf um ihre Befreiung füh- 
ren zu können. Dafür waren vor allem folgende Gründe bedeutsam: die 
ungleichmäßige Zusammensetzung der Arbeiterklasse (Einwanderer aus 
40 Ländern), die riesigen Flächen regierungseigenen Landes, von denen Teile 
unzufriedenen Arbeitern zur Verfügung gestellt werden konnten, was sich 
als Ventil auswirkte, der Mangel an Arbeitskräften, die durch die rasche Ent- 
wicklung von Industrie und Landwirtschaft bedingte Förderung von Klein- 
bcsitz und die im Verhältnis zu Europa relativ weitgehenden politischen Frei- 
heiten/ 1 Die Bourgeoisie der USA versperrte ganz systematisch die zwei 
Wege, wie sie in den anderen kapitalistischen Ländern von der Arbeiterbewe- 
gung beschritten wurden: entweder den Weg über die Gewerkschaften zur 
Arbeiterpartei (Großbritannien) oder über die Entwicklung der Arbeiterpartei, 
die dann ihrerseits Gewerkschaften gründete und förderte (Deutschland). 

Die zahlreichen Aktionen, mit denen die amerikanischen Arbeiter, wie 
gering ihr Klassenbewußtsein und ihre Organisation auch entwickelt gewesen 
waren, gegen die unmenschliche Ausbeutung, gegen Not, Elend und Unter- 
drückung kämpften, beantwortete die herrschende Klasse in vielfältiger, in 
ihrer Wirkung äußerst grausamer und die Bürgerrechte verletzender Weise. 
„In diesen Jahren", schreibt Jürgen Kuczynski, „entstand der yellow-dog 
contract, in dem die Arbeiter eines Betriebes sich verpflichten mußten, keiner 
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Gewerkschaft beizutreten, wurde die labor injunction eingeführt, die den 
Gewerkschaften die Streikführung praktisch unmöglich machen sollte, wurde 
die Betriebsspionage systematisch entwickelt. Hunderte von Arbeitern wur- 
den von den ,Unternehmer-Abwehr-Organisationen', von Staats- und Unions- 
truppen getötet. Keiner der großen Streiks der neunziger Jahre . . ., der nicht 
blutige Opfer kostete!" 4 Einen Höhepunkt erreichten die Aktionen der Arbei- 
ter im Kampf um den Achtstundentag. Als Datum, an dem der Achtstunden- 
tag in Kraft treten sollte, war der 1. Mai 1886 bestimmt worden. Zehn- 
tausende von Arbeitern streikten, besonders viele in Chicago. Die Bour- 
geoisie griff angesichts dessen zur Provokation. Am 4. Mai 1886 warf ein 
Unbekannter auf dem Heymarket Square von Chicago eine Bombe. Bei der 
Explosion kamen vier Arbeiter und sieben Polizisten ums Leben. Daraufhin 
wurden acht führende Funktionäre der Chicagoer Arbeiterbewegung vor 
Gericht gestellt. Anklage, auch nur einer von ihnen habe die Bombe selbst 
geworfen, konnte nicht erhoben werden. Obwohl das Gericht ihnen lediglich 
zur Last legte, sie hätten durch ihre Reden und Artikel den Täter angestiftet, 
wurden sieben zum Tode und einer zu 15 Jahren Freiheitsentzug verurteilt. 

Auch in der Folgezeit verweigerte die Großbourgeoisie den Werktätigen 
ihre Bürgerrechte und setzte — entgegen bestehenden Gesetzen und den 
existierenden Grundrechten — die bürgerliche Staatsgewalt gegen die um 
ihre elementaren Lebensrechte kämpfenden Arbeiter und deren Organisa- 
tionen ein. In die Geschichte der Klassenkämpfe jener Zeit ist auch das Lud- 
low-Massaker eingegangen, bei dem am 20. April 1914 32 Menschen, davon 
über die Hälfte Frauen und Kinder, umkamen*und über hundert zum größten 
Teil schwer verletzt wurden. Das Massaker war die Antwort der Unterneh- 
mer auf einen Streik mehrerer Tausend von Bergarbeitern des Kohlereviers 
von Südcolorado. Die Bergarbeiter hatten für Forderungen gekämpft, die 
vom Staat Colorado in der Mehrzahl wohl anerkannt, jedoch infolge der 
Verfilzung zwischen Bergbauindustrie und Staatenregierung niemals ver- 
wirklicht worden waren. 5 

Nach dem ersten Weltkrieg zählte die Monopolbourgeoisie der USA 
über 20 000 neue Millionäre und Multimillionäre. Sie stärkten den Kreis jener 
Industrie- und Finanzmagnaten, die schon bisher rigoros vorgegangen waren, 
wenn cs galt, die Arbeiterklasse niederzuhalten und zu entrechten. Anderer- 
seits strahlte die Große Sozialistische Oktoberrevolution auch auf die ameri- 
kanischen Werktätigen und deren Kampfentschlossenheit aus. Diese gewach- 
sene Kampfentschlossenheit spiegelte sich in dem großen Stahlarbeiterstreik 
wider, der am 22. September 1919 begann und an dem sich fast 400 000 Arbei- 
ter in zehn Einzelstaaten beteiligten. Berichte, wie der Trust U. S. Steel in 
kombinierter Aktion eigener und von örtlichen Behörden gestellter bewaffne- 
ter Hilfstruppen die unbewaffneten Arbeiter in die Knie zu zwingen suchte. 
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lassen erkennen, daß im Zentrum des Streiks, dem Gebiet um Pittsburgh, ein 
Regime unverhüllter Kapitalwillkür errichtet wurde. Die absolute Herrschaft 
des Stahltrusts über Westpennsylvania enthob die Monopolherren der Not- 
wendigkeit, um den Einsatz von Truppen nachzusuchen: Die Bürgermeister 
und Polizeichefs konnten vor allem aus den Kreisen der kleinen Geschäfts- 
leute Hilfspolizisten rekrutieren lassen. Mancherorts kam auf einen unbe- 
waffneten streikenden Arbeiter ein bewaffneter Hilfspolizist. „Die Rede- und 
Versammlungsfreiheit war im Herzen des amerikanischen Eisen- und Stahl- 
reviers vollständig außer Kraft gesetzt worden; die ,Cossacks' galoppierten 
durch die Straßen, schlugen Männer und Frauen zusammen, beschimpften sie, 
schleppten sie ins Gefängnis und trampelten sie mit den Hufen ihrer Pferde 
nieder . . / G Der Streik mußte nach mehr als dreimonatiger Dauer abge- 
brochen werden. Das war vornehmlich auf die Sabotage führender Gewerk- 
schaftsführer zurückzuführen, die dem Hauptorganisator des Streiks, 
W. Z. Foster, in den Rücken fielen. 

Unter den Bedingungen des staatsmonopolistischen Kapitalismus wandte 
die herrschende Klasse alte und neue Methoden an, um die Arbeiterbewegung 
auch weiterhin niederzuhalten. Sie ging mit brutaler Gewalt insbesondere 
gegen die Kommunisten vor. Sie wachte darüber, daß das sozialistische Be- 
wußtsein möglichst nicht in die Gewerkschaftsbewegung hineingetragen 
werden konnte. Sie förderte — bezeichnenderweise gerade in der Zeit der 
Weltwirtschaftskrise -, die Entwicklung einer Arbeiteraristokratie. Es gelang 
ihr mit Hilfe einer korrupten Gewerkschaftsbürokratie, die meisten Gewerk- 
schaften auf einen Kurs der Klassenzusammenarbeit und des Antikommu- 
nismus festzulegen. Sie verfeinerte das System der Bindung der Gewerk- 
schaften und der Arbeiter an das bestehende kapitalistische Zweiparteien- 
system. Insbesondere seit der Präsidentschaft von Franklin D. Roosevelt war 
es ihr möglich, die Demokratische Partei als Partei der arbeitenden Menschen 
zu tarnen, ohne die enge Verbindung auch dieser Partei mit den großen 
Monopolen irgendwie zu reduzieren. Die herrschenden imperialistischen 
Kreise entwickelten in diesem Zusammenhang eine Methode der Herrschafts- 
ausübung, die von der Bourgeoisie in einigen europäischen Staaten schon 
längst praktiziert wurde: die Methode der politischen und sozialen Zuge- 
ständnisse. Dabei bedingt allerdings die organisatorische und politische 
Schwäche der Arbeiterbewegung in den USA, daß bis heute die sozialen 
Rechte der Arbeiter nicht an die westeuropäischer kapitalistischer Industrie- 
staaten heranreichen. Unter dem Druck der von der Wirtschaftskrise hart 
bedrängten Arbeiterklasse mußte die herrschende Klasse Anfang der drei- 
ßiger Jahre auch einigen Forderungen der Arbeiter zumindest teilweise Rech- 
nung tragen. Bis dahin gab es in den USA so gut wie keine Sozialgesetz- 
gebung. Die Bourgeoisie, unterstützt von rechten Gewerkschaftsführern, 
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hatte der Propaganda „vom freien Land der unbegrenzten Möglichkeiten" 
gerade auch den Sinn gegeben, daß der Mensch durch harte Arbeit, „ohne 
Staatshilfe und Staatseingriffe" zu Wohlstand und Erfolg komme . 7 „Zwar 
soll das Volk fröhlich und patriotisch seine Regierung unterstützen", so 
meinte zum Beispiel Präsident Grover S. Cleveland, „doch es kann unmög- 
lich eine Aufgabe der Regierung sein, das Volk zu unterstützen " 8 

Eine Änderung dieser Situation erfolgte erst, als 1935 eine allgemeine 
Versicherungsanstalt („Social Security Board") geschaffen worden war, die 
das Ziel hatte, eine Arbeitslosen- und Altersversicherung aufzubauen. Beide 
Versicherungsbereiche sind seitdem erweitert und durch eine staatliche Inva- 
liden- und Hinterbliebenenversicherung ergänzt worden. Im „Federal Social 
Security Act" waren alle Einzelstaaten aufgefordert, entsprechende Gesetze 
zu erlassen. Das Gesetz sicherte ihnen dabei Zuschüsse des Bundes zu. Die 
auf dieser Grundlage geschaffene Arbeitslosenversicherung ist ungünstiger 
als in den meisten anderen entwickelten kapitalistischen Ländern und er- 
streckt sich nicht auf die gesamte Dauer der Arbeitslosigkeit. Die heute in 
Arizona gezahlte Arbeitslosenunterstützung macht beispielsweise 39 Prozent 
des Durchschnittslohnes für einen Zeitraum von 26 Wochen aus. In Kalifor- 
nien beträgt sie 44 Prozent des Durchschnittslohnes für 36 Wochen 9 (danach 
kann eine Wohlfahrtsunterstützung gewährt werden, die noch geringer ist). 
Eine staatliche Krankenversicherung existiert seit 1965 lediglich für Bürger 
über 65 Jahre. 1968 besaßen 24 Millionen Bürger der USA keinen Kranken- 
hausversicherungsschutz. Die Alters- und Invalidenrenten sind sehr gering. 

Bereits im Rahmen der Politik des „New Deal" wurden einige seit lan- 
gem von der Arbeiterklasse erhobene politische Forderungen teilweise erfüllt. 
Das als Wagner-Gesetz bekannte Gesetz über allgemeine Arbeitsbeziehungen 
(„National Labor Relations Act") sicherte den Arbeitern die Koalitionsfrei- 
heit zu und verbot das Spitzel- und Banditenwesen der Unternehmer. Seit 
1946 gehört es nach dem Vollbeschäftigtengesetz („Full Employment Act") 
zur Pflicht der Regierung, die Arbeitslosigkeit zu beseitigen, was jedoch ange- 
sichts der kapitalistischen Wirklichkeit Deklamation bleibt. 

Ein bedeutender Wendepunkt im Kampf der Arbeiterklasse der USA 
um politische Selbständigkeit war die Gründung der Kommunistischen Partei 
am 31. August und am 1. September 1919. 10 Gegen die Kommunistische Partei 
gegen klassenbewußte Gewerkschafter und andere konsequent antimonopo- 
listische Kräfte setzten die herrschenden imperialistischen Kreise vor allem 
auf Gewalt und Terror. Seit jeher, schon im 19. Jahrhundert, hatte sich die 
Bourgeoisie in den USA nicht nur auf die illusionierende Wirkung der prokla- 
mierten bürgerlichen Freiheiten und der im Vergleich zu Europa höheren 
Löhne und günstigeren sozialen Aufstiegsmöglichkeiten verlassen. Immer 
dann, wenn die Organisiertheit und Bewußtheit der Arbeiter anstiegen und 
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die bewußtesten Kräfte ihre Anstrengungen verstärkten, die Arbeiterklasse 
als selbständige politische Kraft zu formieren, nahm die herrschende Klasse 
Zuflucht zu Mord und Provokationen oder inhaftierte die Führer der Arbei- 
terparteien. Polizei und Geheimdienste, Nationalgarde, Spitzel und Streik- 
brecherorganisationen und selbst Gangsterbanden arbeiteten dabei eng zu- 
sammen. 

Die Große Sozialistische Oktoberrevolution und ihre weltweite Ausstrah- 
lungskraft auf die Arbeiterklasse ließ besonders auch in den USA die Reak- 
tionäre aller Schattierungen hervortreten. Der Antikommunismus begann wie 
ein Krebsgeschwür zu wuchern und verursachte, daß die Rechte und Freihei- 
ten für unzählige USA-Bürger aufgehoben wurden. Antikommunistische Ver- 
einigungen entstanden; Berufsagenten und Revolvermänner im Dienste des 
„freien Unternehmertums" lösten Provokationen aus; Büros progressiver Ar- 
beiterorganisationen wurden zerstört, und es fanden Deportationen und 
Massenverhaftungen statt. Eines der abscheulichsten Verbrechen, das dem 
amerikanischen Antikommunismus jener Zeit zuzurechnen ist, war der Justiz- 
mord an Sacco und Vanzetti. Eines Verbrechens angeklagt, das sie nicht be- 
gangen hatten, wurden sie — sieben Jahre nach ihrer Festnahme — trotz eines 
weltweiten Proteststurms hingerichtet. In den dem barbarischen Mord vor- 
angegangenen Prozessen waren alle die Rechte wie auch die prozessualen 
Garantien verletzt worden, die die Apologeten des USA-Monopolkapitals 
nicht müde werden, unaufhörlich als die Fundamente „amerikanischer Frei- 
heit" anzupreisen. Die Aussagen zahlreicher Zeugen, nach denen die Anwe- 
senheit der Angeklagten am Tatort absolut ausgeschlossen werden mußte, 
konnten nichts bewirken. Das Urteil in einem ersten Prozeß gegen Vanzetti 
läßt das Motiv der amerikanischen Klassenjustiz deutlich erkennen : „Obwohl 
er das ihm angelastete Verbrechen nicht verübt haben mag, ist dieser Mann 
dennoch aus moralischen Gründen zu bestrafen, da er ein Feind unserer be- 
stehenden Institutionen ist." 11 Ein Kommentar erübrigt sich hierl 

Die Politik, die Entwicklung der Arbeiterbewegung dadurch zu hem- 
men, daß man ihre Führer in die Gefängnisse warf, physisch vernichtete bzw. 
unter Ausnahmerecht stellte, entwickelte sich somit im Imperialismus weiter. 
Sie kennzeichnet eine wesentliche Seite des Verfalls der bürgerlichen Demo- 
kratie, wie er im staatsmonopolistischen Kapitalismus der USA vor sich geht. 
Nicht nur nach außen, sondern auch im Innern greifen die herrschenden 
imperialistischen Kreise der USA immer wieder zu Gewalt und Terror. „Un- 
sere Kultur' 1 , hob Professor Albert Badura von der Stanford-Universität her- 
vor, „hat die Gewalt in kalte, schuldlose Routine verwandelt, mit der wir 
alle Probleme dadurch beseitigen, daß man die Menschen, die sie verursachen, 
beseitigt." 12 

Nach der Gründung der Kommunistischen Partei im Jahre 1919 setzte 
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gegen die etwa 70 000 Mitglieder zählende Avantgarde der Arbeiterklasse 
eine Flut von Repressalien und Verfolgungen ein. Ende 1919 waren die 
meisten Führer und etwa 10 000 weitere Mitglieder der beiden kommunisti- 
schen Parteien eingekerkert. Einsatzkommandos des FBI überfielen den 
III. Parteitag der United Communist Party am 22. August 1923 und verhaf- 
teten zahlreiche Delegierte. Die herrschende Klasse konnte damit allerdings 
nicht verhindern, daß sich die Kommunistische Partei in den nächsten Jahr- 
zehnten zu einem beachtlichen politischen Faktor in den USA entwickelte. 
Die KP der USA stand an der Spitze der Streikkämpfe während der Welt- 
wirtschaftskrise; sie spielte eine große Rolle bei der Entwicklung einer kämp- 
ferischen Gewerkschaftsbewegung in den dreißiger Jahren. Sie führte den 
Kampf gegen die faschistischen Bestrebungen im Innern der USA und trug 
dazu bei, das Bemühen der aggressivsten Kreise des USA-Monopolkapitals 
zu vereiteln, unter antisowjetischen Losungen ein Bündnis der USA mit 
Hitlerdeutschland zustande zu bringen. Bei den Präsidentschaftswahlen 1932 
erhielt der Kandidat der Kommunistischen Partei, William Z. Foster, 
102 991 Stimmen. 1938 auf ihrem X. Parteitag zählte die Kommunistische Par- 
tei 75 000, 1944 80 000 und noch 1947 immerhin fast 60 000 Mitglieder. 13 

In den folgenden Jahren des kalten Krieges war die Kommunistische 
Partei der USA, die konsequent gegen die aggressive Politik des USA-Impe- 
rialismus und für freundschaftliche Beziehungen zur Sowjetunion eintrat, 
einer beispiellosen Verfolgungskampagne ausgesetzt. Der Antikommunismus 
wuchs sich zu einer von Monopolen, Staat und Massenmedien koordiniert 
ausgelösten Massenpsychose aus, die Züge mittelalterlicher Hexenjagden 
annahm. Hunderttausenden von Amerikanern wurden die Freiheitsrechte 
der Unabhängigkeitserklärung und der Verfassung entzogen. Mehrere Ge- 
setze stellten die Kommunistische Partei und ihre Mitglieder unter Aus- 
nahmerecht: Der Smith Act aus dem Jahre 1940, der damals ein Vorgehen 
gegen die faschistischen Organisationen in den USA ermöglichen sollte und 
die „Vorbereitung zum gewaltsamen Sturz der Regierung der USA in Wort 
und Schrift" unter Strafe stellte, wurde zunehmend gegen führende Mitglie- 
der der KP der USA angewandt. Das „Federal Employees Loyalty Program" 
vom 22. März 1947 sah eine Überprüfung der „Loyalität" aller Staatsange- 
stellten vor. Am 22. September 1950 verabschiedete der Kongreß den bereits 
genannten „McCarran Act", der die „Registrierung kommunistischer Führer 
und Organisationen" wegen „umstürzlerischer Tätigkeit" vorschrieb. Hinzu 
kam am 30. Juni 1952 der „McCarran-Walter Act", der die Ausweisung und 
das Verbot der Einreise von Kommunisten ermöglichte, und am 24. August 
1954 der „Communist Control Act" („Brownell-Butler Act"), der einem fak- 
tischen Verbot gleichkam und die Pflicht zur Registrierung auf die einzelnen 
Mitglieder der Kommunistischen Partei ausdehnte. Weil die KP der USA es 
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ablehnte, sich als „umstürzlerische Organisation" registrieren zu lassen, ver- 
urteilten amerikanische Gerichte in zwei großen Prozessen in den Jahren 
1949 und 1951 elf bzw. 13 Mitglieder des Nationalkomitees der KP zu lang- 
jährigen Gefängnisstrafen. Derartige Prozesse fanden bis Anfang der sech- 
ziger Jahre statt. Zugleich wurden Zehntausende als Kommunisten verdäch- 
tige Bürger der USA entweder von ihren Arbeitsplätzen vertrieben oder als 
Angestellte des Staates entlassen. Eine unheilvolle Rolle spielten dabei die 
Inquisitionsverfahren des „Ausschusses für unamerikanische Betätigung" des 
Repräsentantenhauses und des Untersuchungsausschusses des Senatsaus- 
schusses für Government Operations, dessen Vorsitzender Joseph R. 
McCarthy war, dessen Name für diese antikommunistische Welle steht. Mitte 
der sechziger Jahre und teilweise erst Anfang der siebziger Jahre erklärte 
das Oberste Gericht der USA die antidemokratischen, gegen die Legalität 
der Kommunistischen Partei der USA gerichteten gesetzlichen Bestimmun- 
gen auf Bundesebene für verfassungswidrig. Geblieben ist das System der 
ständigen Diffamierung von Kommunisten, des Ausschlusses der Kommu- 
nisten aus dem Staatsdienst und aus zahlreichen Gewerkschaften, die anti- 
kommunistische Gesetzgebung in einer Reihe von Einzelstaaten, „Schwarze 
Listen" mit den Mitgliedern der Kommunistischen Partei in der Industrie, 
die geheimdienstliche Überwachung der KP der USA und die faktische 
Außerkraftsetzung des Wahlrechts für die KP der USA in zahlreichen Einzel- 
staaten. All dies — wie auch der unter fadenscheinigen Begründungen Anfang 
der siebziger Jahre gegen Angela Davis inszenierte Prozeß — dient dazu, die 
Kommunistische Partei der USA möglichst zu isolieren und Sympathisierende 
abzuschrecken. „Was die Unterdrückungsmethoden betrifft", so betonte Gus 
Hall auf dem XXL Parteitag der KP der USA, „besteht eine ernste Gefahr 
darin daß der Kongreß ein Gesetz verabschiedet, welches den berüchtigten 
Smith Act ersetzt . . . Das würde den McCarthyismus neu beleben." 14 

Die für den staatsmonopolistischen Kapitalismus typische Tendenz, die 
demokratischen Rechte abzubauen, zeigt sich in den USA vor allem auch 
in Angriffen auf die Rechte der Gewerkschaften. Zugleich trafen und treffen 
diese Angriffe auf eine zunehmend um ihre Rechte kämpfende Arbeiterklasse. 
In den dreißiger Jahren erst war es der Arbeiterklasse gelungen, das Koali- 
tions- und Streikrecht gesetzlich zu verankern. Zu dieser Zeit bestand, wie 
eine vom Senat eingesetzte Untersuchungskommission feststellte, ein von den 
Unternehmern auf gebautes, gegen die Gewerkschaften gerichtetes Terror- 
system, das jährlich etwa 80 Millionen Dollar kostete und 100 000 Spitzel 
beschäftigte. 15 Allein von 1934 bis 1936 wurden bei Streikkämpfen 88 Arbeiter 
getötet. 16 In den dreißiger Jahren kam es zu einem beachtlichen Aufschwung 
der Gewerkschaftsbewegung. Die Anzahl der Gewerkschaftsmitglieder stieg 
von 2,3 Millionen (1930) auf acht Millionen (1939) und 14 Millionen im Jahre 
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1 045. Heute sind mehr als 19 Millionen Lohnempfänger (über 27 Prozent) 
gewerkschaftlich organisiert. Von den Produktionsarbeitern waren es Anfang 
der sechziger Jahre etwa 37 Prozent, in der Industrie über 50 Prozent, im 
Bergbau und im Bauwesen sogar über 80 Prozent. 17 

Neben den Berufsgewerkschaften, die die Facharbeiter auf territorialer 
Ebene oder in einem Tätigkeitsbereich organisieren und häufig noch heute 
einen ausgesprochen zünftlerischen, gegen die Organisierung von Massen- 
Kcwcrkschaften gerichteten Charakter haben, entwickelten sich seit Gründung 
der CIO (Congress of Industrial Organizations) im Jahre 1935 zunehmend 
mächtige Industriegewerkschaften. Die bedeutsamsten Indus triegewerkschaf- 
len sind die der Lastwagenfahrer (Teamsters) mit zwei Millionen, die der 
Automobilarbeiter (Autoworkers) und die der Stahlwerker (Steelworkers), 
Jede mit über einer Million Mitgliedern. Das Haupttätigkeitsfeld der Gewerk- 
schaften ist es, Verträge mit den Betrieben bzw. mit den großen Konzernen 
auszuhandeln. „Da es keine umfassende Sozialgesetzgebung gibt . . . sowie 
keine sonstige Arbeitervertretung . . ., kann die die Arbeiter vertretende 
Gewerkschaftsorganisation der Betriebsleitung vorschlagen, über alles zu ver- 
handeln: Die Löhne, die Beschäftigungsbedingungen, die Anzahl der Feier- 
lage, die Krankenversicherung, die Bewilligung von Lernbeihilfen für die 
Kinder des Personals oder den Bau von Wohnungen." 18 Läuft der Vertrag 
ab und wird keine Einigung über einen neuen erzielt, so kann die Gewerk- 
schaft zum Streik aufrufen, um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen. 
Die Bindung des Streiks an den Neuabschluß von Betriebsverträgen engt das 
Streikrecht in den USA sehr ein. Streikaktionen, um in Einzelstaaten bzw. 
auf Bundesebene soziale und politische Forderungen der Arbeiter durchzu- 
setzen oder geplante reaktionäre Gesetze zu verhindern, von einem General- 
streik überhaupt nicht zu sprechen, sind in den USA bisher unbekannt. 

Der Aufschwung der Gewerkschaftsbewegung zwang das Monopolkapi- 
tal, seine Haltung zur Gewerkschaftsbewegung in den letzten Jahrzehnten 
zu verändern. Heute sind es vor allem zwei Wege, auf denen die Monopol- 
bourgeoisie versucht, die Gewerkschaftsbewegung zu zügeln: indem sie die 
korrupte Gewerkschaftsbürokratie stützt und indem sie die gewerkschaft- 
lichen Rechte direkt einengt. In keinem anderen imperialistischen Land ver- 
mochte es die herrschende Klasse, die Gewerkschaftsführung derart an das 
Herrschaftssystem des Imperialismus zu binden wie in den USA. „Der 
Lovestone-Apparat war und ist . . . ein bedeutsames Zubehör des staatsmono- 
polistischen Apparates geworden und hat allein den Zweck, den USA-Mono- 
polen bei ihrem Drang nach größeren Profiten zu helfen." 19 Die Politik der 
Klassenzusammenarbeit, des fanatischen Antikommunismus, der Rechtferti- 
gung selbst der aggressivsten Handlungen des USA-Imperialismus, wie sie 
von den maßgeblichen Gewerkschaftsführern der USA wie Meany und 
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Lovestone seit langem betrieben wurde, trägt auch heute wesentlich dazu 
bei, den Kampf der Arbeiterklasse der USA um politische und soziale Refor- 
men und für Entspannung zu erschweren. 

Dabei geht es, wie die KP der USA auf ihrem XXI. Parteitag einschätzt, 
„nicht um die übliche Art von Klassenkollaboration. Hier haben wir es mit 
der Kollaboration mit den reaktionärsten Ultrarechten, den rassistischen, anti- 
demokratischen und militärisch orientierten Kreisen des Monopolkapitals zu 
tun, die in jeder Hinsicht im Gegensatz zu den Interessen der Arbeiter 
steht ." 20 

Die Ergebenheit der Führung der AFL/CIO gegenüber den Interessen des 
Kapitals hat jedoch keineswegs etwa die Monopole und deren Staat dazu 
veranlaßt, die gewerkschaftlichen Rechte zu achten. Gerade in der Zeit der 
verstärkten Ausrichtung der Gewerkschaften auf die Linie der Klassenkolla- 
boration und des Antikommunismus trat am 23. Juni 1947 das Taft-Hartley- 
Gesetz in Kraft, das wesentliche, in den dreißiger Jahren erkämpfte gewerk- 
schaftliche Rechte wieder einschränkte. Es beseitigte das von den Gewerk- 
schaftern der Seeleute, der Hafenarbeiter und der Typographen erkämpfte 
Anstellungssystem der „closed shops" (nur organisierte Gewerkschafter kön- 
nen eingestellt werden) und räumt den Einzelstaaten das Recht ein, soge- 
nannte „union shops" (Neueingestellte müssen sich verpflichten, innerhalb 
einer bestimmten Frist der Gewerkschaft beizutreten) zu verbieten. Das 
Gesetz untersagt Solidaritätsstreiks und sogenannte wilde Streiks. In Arti- 
kel 305 verbietet es generell Streiks der Staatsangestellten. Auf der Grund- 
lage der Artikels 206 kann der Präsident der USA, wenn er die „nationale 
Wohlfahrt und Sicherheit" für gefährdet erklärt, bei den Distriktgerichten die 
Aussetzung eines Streiks für maximal 80 Tage durchsetzen. Das Taft-Hartley- 
Gesetz sicherte zugleich der opportunistischen Gewerkschaftsführung mög- 
lichst auch künftig das Monopol zu, die Gewerkschaftsmitglieder zu vertre- 
ten. Jeder Gewerkschaftsführer muß sich nach Artikel 1, Abschnitt 9 dieses 
Gesetzes jährlich notariell beglaubigen lassen, daß „er weder Mitglied der 
Kommunistischen Partei noch dieser angeschlossen ist". Das Gesetz ermög- 
licht, kommunistische Gewerkschaftsfunktionäre abzusetzen. Falls Gewerk- 
schaftsfunktionäre dennoch der Kommunistischen Partei angehören oder diese 
unterstützen, können die Rechte der entsprechenden Gewerkschaft zum Bei- 
spiel dadurch eingeschränkt werden, daß sie das Recht verliert, die Arbeiter 
eines Betriebes zu vertreten. Eine weitere Reglementierung der gewerkschaft- 
lichen Aktionsfähigkeit erfolgte mit dem Landrum-Griffin-Gesetz von 1959, 
das gestattet, die Gewerkschaftswahlen staatlich zu überwachen, konse- 
quente Gewerkschaftsführer abzusetzen, und das die Möglichkeiten der Ge- 
werkschaftsführer erweitert, lokale Gewerkschaftssektionen unter Vormund- 
schaft zu stellen. 
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Die besonders drastischen Disziplinierungsmittel, über die das Monopol- 
kapital der USA gegenüber den Gewerkschaften verfügt, und die politischen 
und organisatorischen Schwächen der Arbeiterbewegung hemmen ohne Zwei- 
fel den Kampf der Arbeiter in den USA um demokratische und soziale Ver- 
besserungen ganz wesentlich. „Die gegenwärtige Krise", so betont Victor 
Perlo, „hat den amerikanischen Arbeitern einen heftigeren Schlag versetzt, 
als dies bei den Arbeitern in den meisten industriell entwickelten kapita- 
listischen Ländern der Fall war. Das war eine Folge der kapitulantenhaften 
Politik, die die Bosse der führenden Gewerkschaften der USA betrieben 
haben, und der fehlenden politischen Massenorganisation der Arbeiter." 21 

Die Monopolbourgeoisie und ihre Vertreter in den Gewerkschaften konn- 
ten jedoch nicht verhindern, daß der gewerkschaftliche Kampf an Intensität 
und Bewußtheit zugenommen hat. Von 1960 bis 1965 beteiligten sich 8,1 Mil- 
lionen Arbeiter an Streikaktionen, von 1966 bis 1971 16,5 Millionen! 

Auch die Zahl der Streiks in staatlichen Einrichtungen steigt ständig. Die 
proimperialistische Politik der Gewerkschaftsführer um Meany stieß bei den 
Gewerkschaftsmitgliedern auf heftige Kritik. Ausdruck dafür war der Aus- 
tritt der Vereinigten Automobilarbeitergewerkschaft und der Gewerkschaft 
der Lastwagenfahrer aus dem AFL/CIO im Jahre 1969. In anderen Gewerk- 
schaften wurden progressive Gewerkschafter in Funktionen gewählt, was sich 
positiv auf die gegenwärtig zu beobachtende Erneuerung der kämpferischen 
Traditionen der Gewerkschaftsbewegung der USA auswirkt. 22 Besonders be- 
deutsam ist, daß unter den Bedingungen der sehr tiefgreifenden ökono- 
mischen Krisenerscheinungen sich in den Ärbeitskämpfen zunehmend die 
Lohnforderungen mit sozialen und politischen Zielsetzungen verbinden und 
einige Gewerkschaften direkt den Kampf gegen die Abwälzung der Krisen- 
lasten auf die Werktätigen zu organisieren beginnen. In dem Abschnitt des 
Rechenschaftsberichts an den XXI. Parteitag der Kommunistischen Partei der 
USA, der sich mit Fragen des Kampfes der Arbeiterklasse beschäftigt, heißt 
es: „Die Arbeiterklasse unternimmt größere Anstrengungen, um ihre füh- 
rende Rolle zu erfüllen, die ihr die Geschichte übertragen hat . . . Während 
des vergangenen Krisenjahres war die Front der Arbeiterklasse die aktivste 
Kraft. Das hohe Niveau der Streikaktionen ist weiter gewachsen. Die mei- 
sten Initiativen und die Mehrzahl der Teilnehmer der Massenaktionen kamen 
aus den Betrieben und aus der Gewerkschaftsbewegung." 23 Gus Hall machte 
in diesem Zusammenhang auf einige Erscheinungen aufmerksam, die die 
wachsende Kampfbereitschaft der Arbeiterklasse in den USA zeigen: die 
kämpferische Massenbewegung unter den einfachen Mitgliedern („rank and 
file movement")/ das Streben nach gewerkschaftlicher Einheit von Weißen, 
Afroamerikanern, Mexikoamerikanern und Puertorikanern, die Entwicklung 
der „Trade Unions for Action and Democracy" und „Coalition of Black 
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Trade Unionists" zu Zentren einer klassenkämpferischen Gewerkschafts- 
bewegung, die Opposition gegen den Präsidenten der AFL/CIO, George 
Meany, die Wahl progressiver Gewerkschaftsführer bei den Bergarbeitern und 
Stahlarbeitern, die Popularität der Forderung, die großen Monopole und 
insbesondere die energieproduzierende Industrie zu verstaatlichen. 

Die Kommunistische Partei der USA erörterte vor und auf ihrem 
XXL Parteitag vor allem intensiv das Problem, wie der Einfluß der Arbeiter- 
klasse auf die politische Entwicklung der USA erhöht und die Schaffung einer 
gegen das Monopolkapital gerichteten gemeinsamen Front beschleunigt wer- 
den kann. Diese Orientierung umfaßt einen ganzen Komplex von Aufgaben: 
die Stärkung der Kommunistischen Partei, die Entwicklung einer kämpfe- 
rischen Politik in den Gewerkschaften und die Vereinigung der verschiedenen 
demokratischen, antimonopolistischen Bewegungen und Strömungen. Das 
wachsende Streben in den USA nach politischer Unabhängigkeit der Arbeiter- 
klasse äußert sich vor allem in der Bildung von breiten Wahlbündnissen 
unter Führung der Kommunistischen Partei auf unterer Ebene, in vielfältigen 
gewerkschaftlichen Aktionen, in der Entwicklung verschiedenster antimono- 
polistischer Organisationen und Bewegungen, der Koalition afroamerikani- 
scher Gewerkschafter und unabhängiger Organisationen unter den Mexiko- 
amerikanern, den Puertorikanern und anderen Vertretern der Minderheits- 
gruppen sowie in mehreren unabhängigen Foren, die im Kampf um konkrete 
Probleme entstanden sind (gegen die Inflation, für die Kürzung der Militär- 
ausgaben, für Entspannung usw .). 24 Diese Bewegungen können sich auf die 
antimonopolistischen Traditionen des demokratischen Kampfes in den 
USA stützen. Ihre Entwicklung fällt zusammen mit dem schwindenden Ver- 
trauen der Bürger zu den politischen Institutionen, insbesondere auch mit 
einer wachsenden Abneigung gegenüber dem Zweiparteiensystem. Damit 
rückt in der Gegenwart erneut ein Problem in den Vordergrund, das in den 
USA von ganz entscheidender Bedeutung für die weitere Entfaltung der 
demokratischen Bewegung ist: die Überwindung des bestehenden Systems der 
zwei Zwillingsparteien des Kapitals. In der Hauptresolution des XXI. Partei- 
tages der KP der USA wird ausdrücklich festgestellt: „Im Zentrum des 
Kampfes um die politische Unabhängigkeit steht der Kampf um die Vertie- 
fung der Unabhängigkeit der Arbeiterklasse bei Wahlen ." 25 

Die bewußtesten Kräfte der Arbeiterklasse in den USA betrachteten die 
Loslösung der Arbeiterklasse von den bestehenden zwei großen Parteien in 
ihrer mehr als hundertjährigen Geschichte stets als eine Schlüsselfrage des 
Kampfes für die politische Selbständigkeit der Arbeiterklasse. Sie haben dabei 
beachtliche Einzelerfolge errungen, jedoch bisher keinen anhaltenden, ent- 
scheidenden Durchbruch. Erste Wahlerfolge der antimonopolistischen Bewe- 
gung der Arbeiter und Farmer konnten in der Zeit des Übergangs zum Impe- 
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rlalismus, unter den Bedingungen der damit einhergehenden Verschärfung 
der Klassenwidersprüche errungen werden. Die Partei der Populisten, die sich 
vor allem auf die Farmer stützte, gewann im Jahre 1892 bei den Präsident- 
schaftswahlen etwa eine Million Stimmen (8,5 Prozent) und entsandte 50 Ab- 
geordnete in das Repräsentantenhaus und vier Vertreter in den Senat. In den 
ersten 15 Jahren des 20. Jahrhunderts nahm die Sozialistische Partei einen 
gewissen Aufschwung. 1904 stimmten für ihren Präsidentschaftskandidaten 
Eugene Debs 409 230 Wähler. 1910 zogen die ersten sozialistischen Abgeord- 
neten in den Kongreß ein. Eugene Debs erhielt 1912 nahezu 900 000 Stimmen. 
Zugleich errangen die Sozialisten gewisse Wahlerfolge in Ohio, Pennsylvania, 
New York und Montana, wo sie 56 Bürgermeister und 300 Stadträte stell- 
tcn. 20 Friedrich Engels wies die amerikanischen Marxisten mehrfach auf die 
Notwendigkeit hin, eine Arbeiterpartei zu schaffen, die es versteht, Millionen 
Arbeiterstimmen auf sich zu vereinen. 27 Er stellte der Arbeiterbewegung in 
den USA die Aufgabe der „Konstituierung der Arbeiter als selbständige poli- 
tische Partei, einerlei wie, solange es nur eine distinkte Arbeiterpartei ist" 28 . 
Heute verlangt dies — darin sieht die Kommunistische Partei der USA eine 
Aufgabe von strategischer Bedeutung — , eine von den Arbeitern getragene 
antimonopolistische Massenpartei als Voraussetzung für Erfolge im Kampf 
für grundlegende demokratische und soziale Reformen zu schaffen. Der 
größte Sieg, den die amerikanischen Arbeiter und ihre Klassenverbündeten 
im Kampf um eine selbständige politische Klassenorganisation und im 
Kampf um die „Eroberung des Kapitols und des Weißen Hauses als Ziel" 29 , 
wie Friedrich Engels es einmal formulierte, überhaupt je errungen haben, 
waren die 4 826 382 Stimmen (16,2 Prozent), die der unabhängige Senator 
Robert M. La Follette und Präsidentschaftskandidat der Progressive Party 
bei den Wahlen im Jahre 1924 erhielt. La Follette trat gegen die Monopole 
auf und sprach sich für die Anerkennung der Gewerkschaften, für soziale 
Reformen zugunsten der Arbeiter und für feste Farmerzeugnispreise aus. 
Die hinter ihm stehende Bewegung der Arbeiter und Farmer konnte 1924 
auch bei den Wahlen zum Repräsentantenhaus etwa vier Prozent der Wäh- 
lerstimmen und einige Mandate gewinnen. Nach der Präsidentschafts wähl — 
La Follette hatte lediglich im Staat Wisconsin die Wahlmännerstimmen 
(2.7 Prozent) erhalten können — zerfiel die Progressive Party. Franklin 
D. Roosevelt übernahm im „New Deal" viele ihrer Forderungen: „...wäre 
Roosevelts Programm nicht gewesen, so wären die Arbeiter damals viel 
weiter gegangen, als sie es taten, und fast sicherlich aus dem Zweiparteien- 
system ausgebrochen, um eine eigene politische Partei zu gründen." 30 

Angesichts der sich zuspitzenden kapitalistischen Widersprüche, einer 
zunehmenden Aktionsbereitschaft der Arbeiterklasse und deren Verbündeten 
sowie des Anwachsens der verschiedenen demokratischen Massenbewegun- 
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gen in den USA reift gegenwärtig wiederum eine Situation heran, da unter 
den Volksmassen die Bereitschaft wächst, eine politische Alternative außer- 
halb des bestehenden Zweiparteiensystems zu suchen. Die Kommunistische 
Partei der USA reduziert die Aufgabe „Wie man die Loslösung der Massen 
vom Zweiparteiensystem und die Formation einer antimonopolistischen Mas- 
senpartei beschleunigen kann" 31 dabei keineswegs etwa auf die Vorbereitung 
eines entsprechenden Gründungskongresses. Sie versteht sie als Teil und Er- 
gebnis der erstarkenden demokratischen Bewegung und der Abneigung gegen 
das bestehende Zweiparteiensystem. „Als Partei fahren wir fort, an alle pro- 
gressiven, unabhängigen und antimonopolistischen Kräfte zu appellieren, nun- 
mehr einen Dialog darüber zu beginnen, wie am besten eine Alternative des 
Volkes, eine gemeinsame Wahlfront gegen die Monarchen des Monopolkapi- 
tals, gegen die Fords, Rockefellers, Jacksons und Wallaces zu schaffen ist." 32 
Die KP der USA versteht die Zielstellung, eine gegen das Monopolkapital 
gerichtete „Volksfront-Alternative" zu formieren, zugleich als Aufgabe, die 
Partei zu stärken und sich intensiver an Wahlen mit eigenen Kandidaten 
zu beteiligen. Vor dem XXI. Parteitag konnten Kandidaten der Kommu- 
nistischen Partei bei Wahlen auf unterer Ebene zum Teil über 30 Prozent 
der Stimmen erhalten. 33 Schon jetzt, so wies Gus Hall nach, ist die KP der 
USA die einflußreichste und bestorganisierteste Kraft der Linken. Es be- 
stehen Grundorganisationen der Partei in 37 Staaten der USA. Bis zum 
nächsten Parteitag sollen in allen 50 Staaten Parteiorganisationen geschaf- 
fen werden. Zusammen mit anderen politischen Kräften der Linken wird 
sich die Partei möglichst in allen Einzelstaaten an der Präsidentschaftswahl 
1976 beteiligen. 

Unter dem Eindruck der Krise des kapitalistischen Gesellschaftssystems, 
so ergeben Meinungsumfragen, sprechen sich schon heute „mehrere zehn 
Millionen Bürger der USA" für eine sozialistische Alternative als grund- 
legende Lösung aus, wobei sie damit sehr unterschiedliche Vorstellungen ver- 
binden. 34 Das ist eine gewaltige Zahl, auch angesichts der etwa 80 Millionen 
Bürger der USA, die an den Präsidentschafts wählen 1972 teilgenommen 
haben. „. ..wir haben die Aufgabe", erklärte Gus Hall gegenüber den Dele- 
gierten des XXI. Parteitages der KP der USA, „uns zu bemühen, diesen Teil 
der Bevölkerung zu beeinflussen und für uns zu gewinnen." 35 
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Zu 1. 

1 Vgl. ausführlich J. Kuczynski, Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem 
Kapitalismus, Bd. 29, Darstellung der Lage der Arbeiter in den Vereinigten 
Staaten von Amerika von 1775 bis 1897, Berlin 1966, S. 2 ff. 

2 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 21, Berlin 1962, S. 337. 

3 Eine von materialistischen Positionen ausgehende Darstellung der Entstehung 
der USA geben die progressiven amerikanischen Historiker Charles A. und 
Mary R. Beard, A Basic History of the United States, New York 1944. 

4 Diese 13 englischen Kolonien waren : Connecticut, Delaware, Georgia, Maryland, 
Massachusetts, New Hampshire, New Jersey, New York, North Carolina, Penn- 
sylvania, Rhode Island, South Carolina, Virginia. 

5 Vgl. W. W. Birjukowitsch / B. F. Porschnew / S. D. Skaskin, Geschichte der Neu- 
zeit, Bd. 1 (1640—1789), Berlin 1954, S. 124. 

6 a. a. O., S. 125 

7 J. Kuczynski, a. a. O., S. 3. 

8 Zitiert nach: W. Macdonald, Documentary Source Book of American History 
1606—1913, New York 1923, S. 20 ff. 

9 a. a. O., S. 67 ff. 

10 Zitiert nach: A. B. Hart. American History told by Contemporaries, Bd. I, New 
York 1897, S. 343 f. 

11 Die „Fundamental Orders . . ." sind wiedergegeben bei W. Macdonald, a. a. O., 
S. 36 ff. 

12 Die Zahlen erfassen nur Weiße und Neger, nicht die Indianer. Zitiert nach: 
J. Kuczynski, a. a. O., S. 16 . 

13 W. Z. Foster, Abriß der politischen Geschichte beider Amerika, Berlin 1957, 
S. 181. 

14 Zitiert nach: W. Michael, Englische Geschichte im 18. Jahrhundert, Bd. IV, 
o. O. 1937, S. 271. 

15 Zitiert nach: W. Lecky, Geschichte Englands im 18. Jahrhundert, Bd. II, o. O. 
1879, S. 8. 

16 W. Z. Foster, a. a. O., S. 182. 
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17 Zur sozialen Struktur der Werktätigen in den amerikanischen Kolonien Eng- 
lands vgl. J. Kuczynski, a. a. O., S. 33 ff. 

18 Zitiert nach: A. B. Hart, American History told by Contemporaries, Bd. II, 
New York 1897, S. 353. 

19 Zitiert nach: W. Macdonald, a. a. O., S. 136 ff. 

20 Zitiert nach: C. Becker, The Declaration of Independence, New York 1922, 
S. 103 ff. 

21 Zitiert nach: M. Beloff, Thomas Jefferson and American democracy, New York 
1962, S. 53 f. 

22 W. Z. Foster, a. a. O., S. 191. Das Zitat bezieht sich auf J. Hardy, The First 
American Revolution, New York 1937, S. 123. 

23 Foster spricht von einem rechten und einem liberalen Flügel, Kuczynski von 
einer gemäßigten und einer demokratischen Gruppe. 

24 W. W. Birjukowitsch u. a., a. a. O., S. 137. 

25 W. Z. Foster, a. a. O., S. 192. 

26 H. Aptheker, „Zum Klassencharakter der amerikanischen Revolution”, Probleme 
des Friedens und des Sozialismus, 1975/7, S. 980 f. 

27 a. a. O., S. 978 

28 J. Kuczynski, a. a. O., S. 31. 

29 W. P. Adams, Republikanische Verfassung und bürgerliche Freiheit — Die 
Verfassungen und politischen Ideen der amerikanischen Revolution, Darmstadt/ 
Neuwied 1973, S. 44. 

30 W. Z. Foster, a. a. O., S. 188; vgl. auch W. W. Birjukowitsch u. a., a. a. O., S. 138; 
H. Aptheker, a. a. O., S. 979. 

31 F. Glum, Die amerikanische Demokratie, Bonn 1966, S. 60. 

32 Eine umfassende marxistische Einschätzung der ersten bürgerlichen Revolution 

auf amerikanischem Boden gibt Herbert Aptheker, The American Revolution, 
New York 1960. 

33 W. I. Lenin, Werke, Bd. 28, Berlin 1959, S. 48 f. 

34 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 16, Berlin 1962, S. 18. 

35 W. Z. Foster, a. a. O., S. 195 f. 

36 Zitiert nach: K. Bolz, Vom Unabhängigkeitskampf der Vereinigten Staaten von 
Amerika bis zum Wiener Kongreß, Berlin/Leipzig 1949, S. 7. 

37 Über den Einfluß der amerikanischen Revolution auf Frankreich vgl. S. Bern- 
stein, „Amerikanische Freunde der Französischen Revolution", in: Maximilian 
Robespierre 1758—1794, hrsg. W. Markow, Berlin 1961. Über den Einfluß auf 
Deutschland U. Wertheim, „Der amerikanische Unabhängigkeitskampf im Spie- 
gel der zeitgenössischen deutschen Literatur", in: Weimarer Beiträge, 1957/III. 
Zu letzterem aus bürgerlicher Sicht auch E. Fraenkel, Amerika im Spiegel des 
deutschen politischen Denkens, Köln/Opladen 1959. 

38 Zitiert nach: O. Voßler, Die amerikanischen Revolutionsideale, München 1929, 
S. 2, Anm. 1. 

39 J. Pittman, „Von der Wiege der bürgerlichen Freiheiten zum staatsmonopo- 
listischen Kapitalismus", Probleme des Friedens und des Sozialismus, 1975/7, 
S. 975 f. 

40 Zitiert nach: N. M. Butler, Der Aufbau des amerikanischen Staates, o. O. 1926. 
An anderer Stelle erklärte Jefferson: „Ich weiß nur, daß ich beim Schreiben 
mich weder auf Bücher noch Broschüren stützte. Ich sah es nicht als Teil meiner 
Aufgabe an, völlig neue Ideen zu erfinden und keine Vorstellungen anzubieten, 
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die bereits früher artikuliert worden waren." Zitiert nach: C. Becker, a. a. O., 
S. 25. 

41 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 26. 1, Berlin 1965, S. 343. 

42 Geschichte der Philosophie, Bd. I, Berlin i960, S. 401. 

43 J. Locke, Zwei Abhandlungen über die Regierung, Frankfurt (Main) 1967, S. 314. 
S. a. die Kapitel „Tyrannei" und «Auflösung der Regierung", a. a. O., S. 336 ff. 

44 a. a. 0., S. 343 

45 a. a. O., S. 232 

46 Zitiert nach: Ph. S. Foner, The Complete Writings of Thomas Paine, 2 Bände, 
New York 1945, Bd. I, S. 27. 

47 Geschichte der Philosophie, a. a. O., S. 565. 

48 Zitiert nach: Propyläen — Weltgeschichte, Berlin 1931, Bd. VI, S. 464. 

49 Zitiert nach: A. B. Hart, Bd. II, a. a. O., S. 537 f. 

50 Zitiert nach: A. Rein, Die drei großen Amerikaner Hamilton, Jefferson, Wa- 
shington, Hamburg 1923, S. 157. 

51 W. Z. Fostcr, a. a. O., S. 282. 

52 ebenda 

53 F. Glum, a. a. O., S. 72. 

54 Zitiert nach: H. S. Commager, Documents of American History, New York 1963, 
S. 132 ff. 

55 F. Glum. a. a. O.. S. 73. 

56 J. Kuczynski, a. a. O., S. 54. 

57 K. Loewenstein, Verfassungsrecht und Verfassungspraxis der Vereinigten Staa- 
ten, Westberlin/Göttingen/Heidelberg 1959, S. 9. Ähnlich auch K. L. Shell, Das 
politische System der USA, Stuttgart/Westberlin/Köln/Frankfurt am Main 1975, 
S. 18; und D. G. Smith, The Convention and the Constitution, New York 1965, 
S. 25. 

58 H. J. Kleinsteuber, Die USA — Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, Eine Einführung, 
Hamburg 1974, S. 17. 

59 a. a. O., S. 18 

60 A. tfamilton / J. Madison / J. Jay, Der Föderalist, hrsg. von F. Ermacora, Wien 
1958, S. 74. 

61 ebenda 

62 Zitiert nach: B. F. Wright, Source Book of American political Theory, New York 
1929, S. 188. 

63 Vgl. C. Rossiter (Hrsg.), The Federalist Papers, New York 1961. 

64 K. Loewenstein, a. a. O., S. 10. 

65 Zitiert nach: W. Gerhard, Das politische System Alexander Hamiltons, o. O., o. J., 
S. 106. 

66 Zitiert nach: B. F. Wright, a. a. O., S. 288. 

67 ebenda 

68 a. a. O., S. 257 

69 Eine materialistische Analyse der Entstehung der Verfassung gibt Ch. A. Beard, 
An Economic Interpretation of the Constitution of the United States, New York 
1913. Von den zahlreichen Abhandlungen bürgerlicher Autoren seien genannt: 
W. A. Harbison / A. H. Kelly, The American Constitution. It's Origins and De- 
velopment, New York 1970; K. v. Beyme, Das präsidentielle Regierungssystem 
der Vereinigten Staaten in der Lehre der Herrschaftsformen, Karlsruhe 1967. 

70 Ch. L. Black, The People and the Court, Englewood Cliffs, Neue Justiz, 
1960/7, S. 2. 


14 Röder, USA 
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71 J. Kuczynski, a. a. 0., 8. 48. 

72 W. Z. Foster, a. a. O., S. 241. 

73 Marxistische Einschätzungen zur Geschichte sowie zur politischen, rechtlichen 
und kulturellen Stellung der Negersklaven in den USA geben vor allem H. Ap- 
theker, Essays in the History of the American Negro, New York 1945; ders., 
The Negro today, New York 1962; ders., American Negro Slave Revolts, New 
York 1963; W. Z. Foster, The Negro People in American History, New York 
1954. Weiter sei an neuerer marxistischer Literatur genannt: H. Ihde, Von der 
Plantage zum schwarzen Ghetto, Geschichte und Kultur der Afroamerikaner in 
den USA, Leipzig/Jena/Berlin 1975; C. Lightfoot, Der Kampf für die Befreiung 
der Afroamerikaner, Berlin 1973; H. Winston, Zur Strategie des Befreiungskam- 
pfes der Afroamerikaner, Berlin 1975. 

74 Im Jahr seiner Wahl zum ersten Präsidenten der USA, 1789, besaß George Wa- 
shington noch mehr als 200 Sklaven. 

75 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 20, Berlin 1962, S. 98. 

76 Vgl. dazu J. Kuczynski, a. a. O., S. 2, 7. 

77 H. Aptheker, „Zum Klassencharakter der amerikanischen Revolution", a. a. O., 
S. 982. 


Zu 2. 

1 K. Marx stellte bei Ausbruch des Bürgerkrieges in den USA fest: „Wie in der 
innern, so diente in der auswärtigen Politik der Vereinigten Staaten das Inter- 
esse der Sklavenhalter als Leitstern." (K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 15, Berlin 
1961, S. 334.) 

2 Zahlenangaben nach: Weltgeschichte, Bd. 6, Berlin 1969, S. 277; J. Kuczynski, 
Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Bd. 29, Darstel- 
lung der Lage der Arbeiter in den Vereinigten Staaten von Amerika von 1775 
bis 1897, Berlin 1966, S. 62. 

3 Zahlenangaben nach: J. Kuczynski, a. a. O., S. 64. * 

4 a. a. O., S. 65 

5 a. a. O., S. 126 

6 a. a. ü., s. 113 

7 a. a. O., S. 113 f. 

8 K. Locwcnstcin, Verfassungsrecht und Verfassungspraxis der Vereinigten Staa- 
ten, Westberlin/Göttingen/Heidelberg 1959, S. 19. 

9 C. J. Friedrich, Der Verfassungsstaat der Neuzeit, Westberlin/Göttingen/Heidel- 
berg 1953, S. 33. 

10 F. Glum, Die amerikanische Demokratie, Bonn 1966, S. 122. 

11 Sein Auftreten gegen die Vorherrschaft der Bank der USA sicherte Jackson den 
Sieg bei den Präsidentschaftswahlen 1832. 1834 wurden dieser Bank die staat- 
lichen Einlagen entzogen und auf die kleineren Banken der Bundesstaaten ver- 
teilt. 1836 lief das Gesetz ab, das der Bank der USA besondere Privilegien ein- 
räumte. 

12 Weltgeschichte, Bd. 6, a. a. O., S. 283. 

13 A. C. de Toqueville, Die Demokratie in Amerika, Eine Auswahl hrsg. von 
F. A. von der Heydte, Regensburg 1955, S. 56. Konservative Historiker und Ju- 
risten der Gegenwart nutzen die Schrift Tocquevilles mit Vorliebe zur apologeti- 
schen Verherrlichung der USA als Land „wahrer Freiheit und Demokratie". 
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14 W. Z. Foster, Abriß der politischen Geschichte beider Amerika, Berlin 1957, 

S. 507 f. 

15 Zahlenangaben nach : W. Z. Foster, a. a. O., S. 419 f. 

16 W. Z. Foster, a. a. O., S. 313. Durch eine solche Art von »Kauf gelangten die USA 
beispielsweise im Jahre 1803 in den Besitz des Gebietes von Louisiana, das mit 
einer Fläche von 2,6 Millionen Quadratkilometern nahezu ein Drittel des heuti- 
gen Gebietes der USA umfaßt. 

17 Mit dieser Methode beraubten die USA im Jahre 1846 Mexiko der Hälfte seines 
Gebietes, ein Vorgang, den Foster zutreffend als einen der «schandbarsten Vor- 
fälle in der Geschichte der Vereinigten Staaten" bezeichnet (a. a. O., S. 314). 

18 Ausführlich dazu.- H. Aptheker, „Zum Klassencharakter der amerikanischen Re- 
volution", Probleme des Friedens und des Sozialismus, 1975/7. 

19 Staatslcxikon, hrsg. von der Görres-GesellsChaft, 6. Aufl., Bd. 8, Freiburg 1963, 

S. 47. 

20 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 15, a. a. O., S. 336. 

21 a. a. O., S. 335 f. 

22 a. a. O., S. 336 

23 a. a. O., S. 335 

24 a. a. O., S. 336 f. 

25 Zitiert nach: A. B. Hart, Source Book of American History, New York 1925, 
S. 235. 

26 Vgl. K. Marx / F. Engels, Werke Bd. 15, a. a. O., S. 332, 307. 

27 Zitiert nach: B. F. Wright, Source Book of American political Theory. New York 
1929, S. 466. 

28 South Carolina gab 1832 mit seinem Nullifikationsbeschluß gegen die die Kapi- 
talisten des Nordens begünstigenden hohen Schutzzölle und der Drohung, aus 
der Union auszutreten, bereits ein erstes Signal für die spätere Sezession. 

29 Zitiert nach: B. F. Wright, a. a. O., S. 513. 

30 Zitiert nach: F. Glum, a. a. O., S. 120. 

31 Zitiert nach: B. F. Wright, a. a. O., S. 466. 

32 Zitiert nach : A. B. Hart, a. a. O., S. 244 ff. 

33 Zitiert nach: W. Macdonald, Documentary Source Book of American History 
1606—1913, New York 1923, S. 353. 

34 Eine marxistische Einschätzung der Abolitionisten gibt H. Ihde, Von der Plan- 
tage zum schwarzen Ghetto, Geschichte und Kultur der Afroamerikaner in den 
USA, Leipzig/Jena/Berlin 1975, S. 63 ff. 

35 Zitiert nach: W. Macdonald, Select Documents illustrative of the history of the 
USA 1776— 1861, New York 1898, S. 441. 

36 Wenig später folgten Texas sowie Arkansas, North Carolina, Tennessee und 
Virginia (mit Ausnahme seines westlichen Teils). 

37 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 15, a. a. O., S. 344. 

38 Der Bürgerkrieg begann am 12. April 1861 mit einem Angriff von Streitkräften 
der Konföderation auf das von Truppen der Bundesregierung besetzte Fort 
Sumter in South Carolina. 

39 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 15, a. a. O., S. 344 f. 

40 a. a. O., S. 346 

41 Vgl. dazu vor allem: H. Aptheker, The American Civil War, New York 1961. 

42 Vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 28, Berlin 1959, S. 56. 

43 Im XIII. Amendment (Zusatzartikel) zur Verfassung wurde 1865 das Verbot 
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der Sklaverei für das gesamte Territorium der USA verfassungsrechtlich aus- 
gesprochen. 

44 Zitiert nach : N. M. Butler, Der Aufbau des amerikanischen Staates, o. O. 1920, 
S. 215. 

45 Vgl. K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 16, Berlin 1962, S. 18 ff., 98 f. 

46 J. Kuczynski, a. a. O., S. 177 f. 

47 Die Amnestie betraf nicht die hohen Offiziere und Beamte der Südstaaten sowie 
die Besitzer von Eigentum im Werte von mehr als 20 000 Dollar. 

48 Angaben aus H. Ihde, a. a. O., S. 82. 

49 Im Jahre 1877 zog Präsident Hayes die letzten Besatzungstruppen aus dem 
Süden ab. 

50 K. Loewenstein, a. a. O., S. 24. 

51 ebenda 

52 In der Verfassungsgeschichte der USA wurde bisher zweimal Staatsanklage 
gegen einen Präsidenten erhoben: gegen Johnson (1868) und gegen Nixon (1973). 

53 K. Loewenstein, a. a. O., S. 24. 

54 Zitiert nach : H. Ihde, a. a. O., S. 83. 

55 K. Loewenstein, a. a. O., S. 580. 

56 So der derzeitige Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion im Bundestag der BRD, 
K. Carstens, in seiner Habilitationsschrift (K. Carstens, Grundgedanken der 
amerikanischen Verfassung und ihre Verwirklichung, Westberlin 1954, S. 200.). 

57 Vgl. K. Loewenstein, a. a. O., S. 585. 

58 Vgl. H. Ihde, a. a. O., S. 84. 

59 Vgl. M. R. Konvitz, The Constitution and Civil Rights, New York 1947, S. 104. 

60 K. Loewenstein, a. a. O., S. 25. 

61 Diese Klausel wurde erst im Jahre 1915 vom Obersten Gericht mit der Begrün- 
dung für ungültig erklärt, daß sie gegen die Grundrechte im XIV. und 
XV. Amendment verstoße. 

62 Aufschlußreich dazu wiederum K. Loewenstein: „Die Bestimmung war nicht 
nur gegen die Neger gerichtet, sondern auch gegen das damals von der radi- 
kalen agrarischen Reformbewegung der Populisten aufgehetzte weiße Prole- 
tariat, das die herrschenden Oberschichten von der Wahlurne ferne halten 
wollten.* (K. Loewenstein, a. a. O., S. 586.) 

63 Ch. E. Hughes, Adresses and Papers, o. 0. 1916, S. 185 f. 

64 Weltgeschichte, Bd. 7, Berlin 1965, S. 254. 

65 Zitiert nach: K. Carstens, a. a. O., S. 98. 


Zu 3. 

1 In der Zeit von 1860 bis 1900 wanderten über 14 Millionen Menschen in die 
USA ein. In diesem Zeitraum stieg die Bevölkerung der USA von 31 Millionen 
auf 76 Millionen. Die Zahl der registrierten Industriearbeiter erhöhte sich auf 
fast das Dreifache. 

2 W. Z. Foster, Abriß der politischen Geschichte beider Amerika, Berlin 1957, 
S. 345 ff. 

3 W. I. Lenin, Werke, Bd. 22, Berlin 1960, S. 206. 

4 Zur Geschichte der Monopole in den USA vgl. J. Kuczynski, Die Geschichte der 
Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Bd. 30, Darstellung der Lage der 
Arbeiter in den Vereinigten Staaten von Amerika seit 1898, Berlin 1966, S. 2 ff. 
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5 a. a. O., 8. 3 

6 ebenda 

7 a. a. O., S. 10 

8 W. I. Lenin, Werke, Bd. 23, Berlin 1957, S. 103. 

9 W. Z. Foster, a. a. O., S. 351. 

10 C. A. und M. R. Beard, The Rise of American Civilization, Bd. II, New York 
1942, S. 383 f. 

11 Weltgeschichte, Bd. 7, Berlin 1965, S. 323. 

12 J. Kuczynski, a. a. O., S. 13. 

13 a. a. O., S. 22 f. 

14 w. I. Lenin, Werke, Bd. 22, a. a. O., S. 270 f. 

15 W. I. Lenin, Werke, Bd. 23, a. a. O., S. 103. 

16 F. Glum, Die amerikanische Demokratie, Bonn 1966, S. 139. 

17 a.a. O., S. 138 

18 W. I. Lenin, Werke, Bd. 23, a. a. O., S. 34. 

19 W. I. Lenin, Werke, Bd. 28, Berlin 1959, S. 49. 

20 K. C. Shell, Das politische System der USA, Stuttgart/Westberlin/Köln/Mainz 
1975, S. 51. 

21 F. Ermacora, Allgemeine Staatslehre, Westberlin 1970, S. 487. 

22 Zitiert nach: V. Perlo, Der amerikanische Imperialismus, Berlin 1953, S. 10 f. 

23 Zitiert nach: A. Leontjew, »USA — Expansion früher und heute". Neue Zeit. 
22/1947, S. 9. 

24 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 17, Berlin 1962, S. 624. 

25 Zitiert nach : J. Kuczynski, a. a. O., S. 19. 

26 Selbst Prozesse gegen Monopolunternehmen, die unter den Präsidenten Roose- 
velt und Taft durchgeführt wurden, hemmten den Monopolisierungsprozeß nicht 
im geringsten. Außerdem entschärfte das Oberste Gericht der USA die Bestim- 
mungen des „Sherman Acts" noch, indem es in.Yerfahren gegen den öl- und den 
Tabaktrust erklärte, ein Unternehmen verstoße noch nicht dadurch gegen den 
„Sherman Act", wenn es eine „marktbeherrschende" Stellung einnehme. Es 
müsse ihm vielmehr erst ein „Mißbrauch wirtschaftlicher Macht" nachgewiesen 
werden können. Damit war dem Ermessen der Gerichte ein weitgehender 
Spielraum gegeben, den sie als Klassengerichte auch im Interesse des Schutzes 
der Monopole weitgehend ausnutzten. 

Die vom Obersten Gericht der USA formulierte sogenannte Mißbrauchsklausel 
wurde später auch in das imperialistische Kartellrecht der BRD übernommen. 

27 Zitiert nach: Weltgeschichte, Bd. 7, Berlin 1965, S. 481. 

28 W. I. Lenin, Werke, Bd. 18, Berlin 1962, S. 588. * 

29 W. I. Lenin, Werke, Bd. 29, Berlin 1961, S. 477. 


Zu 4. 

1 W. Wilson, Die neue Freiheit, München 1914, S. 73 f. 

2 a. a. O., S. 59 

3 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 23, Berlin 1962, S. 528. 

4 W. I. Lenin, Werke, Bd. 22, Berlin 1960, S. 305. 

5 „Die Kreise der Wirtschaft drangen während des ersten Weltkrieges in breitem 
Maße in den Staatsapparat ein, als sie die Handhabung der Kriegswirtschafts- 
bestimmungen und die Verteilung der Kriegsaufträge der Wilson-Regierung 
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übernahmen. - (V. Perlo, Der USA-Imperialismus, Bd. II, Frankfurt am Main 
1971, S. 371.) 

6 Vgl. J. Kuczynski, Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, 
Bd. 30, Darstellung der Lage der Arbeiter in den Vereinigten Staaten von Ame- 
rika seit 1898, Berlin 1966, S. 117. 

7 Vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 26, Berlin 1961, S. 157. 

8 W. Z. Foster, Geschichte der Kommunistischen Partei der USA, Berlin 1956, 
S. 413. 

9 Die Independent Regulatory Commissions (die erste wurde 1887 für das Eisen- 
bahnwesen gebildet) sind Bundeseinrichtungen mit tausenden Beamten, die auf 
Grund eines Gesetzes für bestimmte Bereiche der Sozialpolitik, des Transport-, 
Energie-, Nachrichten-, Handels-, Bank- und Börsenwesens gebildet wurden und 
das Recht haben, Verordnungen zu erlassen. Ihre Zusammensetzung wird durch 
den Präsidenten mit Zustimmung des Senats bestimmt. 

10 Das neue Programm der Kommunistischen Partei der USA, Berlin 1971, S. 18. 

11 a. a. O., S. 15 

12 Fortune (Chicago), May 1975. 

13 Vgl. W. I. Lenin, Werke, Bd. 22, a. a. O., S. 201. 

14 Vgl. G. Hall, Der amerikanische Imperialismus in der Welt von heute, Berlin 

1973, S. 29 f. 

15 Vgl. W. Korionow, Die Vereinigten Staaten von Amerika, wie sie sind, Moskau 

1974, S. 34 (russ.). 

16 Vgl. Ch. Levinson, Wirtschaftskrise und multinationale Konzerne, Hamburg 
1974, S. 133 f. 

17 Vgl. G. Hall, a. a. O., S. 33; H. J. Kleinsteuber, Die USA — Politik, Wirtschaft, 
Gesellschaft, Eine Einführung, Hamburg 1974, S. 133. 

18 „Statistische Kurzbiografie: USA - , IPW-Berichte, 4/1973, S. 76; IPW-BeriChte, 
8/1975, S. 75. 

19 Vgl. G. Hall, a. a. O., S. 53. 

20 H. Lumer, „Einige Züge der Evolution des Kapitalismus in den USA - , Probleme 
des Friedens und des Sozialismus, 1975/12, S. 1655. 

21 Fortune, a. a. O. 

22 Vgl. „Auslandsaktivitäten internationaler Konzerne - , IPW-Berichte, 1/1974, 
S. 55 f.; IPW-Berichte, 8/1975, S. 74. 

23 Vgl. H. Magdoff. Das Zeitalter des Imperialismus, Frankfurt am Main 1970, 
S. 159; J. Kuczynski, a. a. O., S. 269. 

24 Das neue Programm der Kommunistischen Partei der USA, a. a. O., S. 19; 

R. J. Barnet (Der Amerikanische Rüstungswahn, Reinbek bei Hamburg 1971, 

S. 94) berichtet, daß die Western Electric im Jahre 1964 bei der Erfüllung des 
Auftrages, die Funktionsweise beweglicher Abschußrampen zu überprüfen, 

eine riesige Profitrate erzielte (Kosten: 14 293 Dollar,- Vergütung: 955 396 Dollar). 

25 Vgl. D. Senghaas, Rüstung und Militarismus, Frankfurt am Main 1972, S. 181 f. 

26 J. Kuczynski, a. a. O., S. 269. 

27 Vgl. K. Polkehn / H. Szeponik, Wer nicht schweigt, muß sterben, Berlin 1972, 
S. 415, und H.-J. Schneider in: Handwörterbuch der Kriminologie, Bd. III, West- 
berlin/New York 1975, S. 481. 

28 Das neue Programm der Kommunistischen Partei der USA, a. a. O., S. 20 f. 

29 Fortune, May 1973, S. 194. 

30 Draft Main Political Resolution for the 2lst National Convention, Communist 
Party USA, o. O., February 1, 1975, S. 8. 
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31 L. Maier, „Die allgemeine Krise des Kapitalismus', IPW-Berichte, 5/1973, 8. 7. 

32 V. Perlo, a. a. O., S. 341 ; vgl. H. J. Kleinsteuber, a. a. O., S. 100. 

33 G. Hall, a. a. O., S. 130 f. 

34 Vgl. S. B. Tschetwerikow, Wer macht die Politik der USA und wie?, Moskau 

1974, S. 93 (russ.), und P. A. Baran / P. M. Sweezy, Monopolkapital, Frankfurt am 
Main 1973, S. 173. 

35 Diese besagt, daß der Bund das Recht hat, „den Handel . . . zwischen den 
Einzelstaaten ... zu regeln' (Art. 1, Abschn. 8, Nr. 3). Mittels einer extensiven 
Interpretation dieser Verfassungsbestimmung rechtfertigte die Bundesexekutive 
während und nach der Zeit des „New Deal" die schrittweise Ausweitung der 
vor allem von ihr wahrgenommenen ökonomischen Regulierungsfunktion des 
bürgerlichen Staates. 

30 Vgl. K. Polkehn / H. Szeponik, a. a. O., S. 430. 

37 Vgl. R. Lettau, Täglicher Faschismus, Leipzig 1973, S. 53 f. 

38 W. I. Lenin, Werke, Bd. 23, a. a. O., S. 43. 

39 V. Perlo, a. a. O., S. 343. 

40 Präsident Johnsons Zukunftsbild, Die große Gesellschaft, hrsg. vom US-Infor- 
mationsdienst, Bad Godesberg 1965, S. 7. 

41 Botschaft Fords über die Lage der Nation, Archiv der Gegenwart, Bonn/Wien/ 
Zürich, vom 4. 2. 1975, S. 19 231. 

42 A. M. Schlesinger, Das erschütterte Vertrauen, Bem/München/Wien 1969, S. 12. 

43 Vgl. IPW-Berichte, 3/1975, S. 74, und 1/19 76, S. 19. 

44 Zur Entwicklung der Arbeitslosigkeit von 1966 bis 1975: IPW-Berichte, 2/1974, 
S. 74; 1/1975, S. 13, 75; 9/1975, S. 76; Neues Deutschland vom 6./7. 12. 1975. 

Die offiziellen Arbeitslosenzahlen sind allerdings wenig exakt, da sie zumeist 
nur die Arbeitslosen erfassen, die Arbeitslosenunterstützung erhalten. Nach der 
Zeitschrift „Economic Notes" vom September 1975 waren das 6,7 Millionen 
Arbeitslose. Hinzu kamen weitere fünf Millionen, die zwar arbeitslos waren, 
aber keine Arbeitslosenunterstützung bekamen. 

45 Vgl. IPW-Berichte, 8/1973, S. 44; 3/1975, S. 74; V. Perlo, a. a. O., S. 480 f., und 
Probleme des Friedens und des Sozialismus, 1976/2, S. 280. 

46 Main Political Report, deliverd to the 2lst National Convention of the Com- 
munist Party, U.S.A., by Gus Hall, General Secretary, June 26, 1975, Chicago, 
I-l f. und UM. 

47 H. Kissinger. „Die Geschichte gab mir Schlüsselpositionen' (Interview), Der 
Spiegel (Hamburg), 43/1974, S. 123. 

48 Draft Main Political Resolution . . ., a. a. O., S. 22. 

49 Vgl. J. E. Jackson, „Die Bedeutung der führenden Rolle der Arbeiterklasse und 
ihrer marxistisch-leninistischen Partei in den sozialistischen Ländern für den 
Kampf der Werktätigen in den entwickelten kapitalistischen Ländern", Die 
wachsende Rolle der kommunistischen und Arbeiterparteien im revolutionären 

Prozeß des Aufbaus des Sozialismus und Kommunismus, Internationale wissen- 
schaftliche Konferenz, 16. bis 18. Juni 1970, Berlin 1970, S. 107. 

50 ebenda 

51 Vgl. M. Pittman, „Gutachten über eine Gesellschaft", Weltbühne (Berlin) vom 
28. 6. 1974, S. 791. 

52 Vgl. V. Perlo, „Die Schärfe der ökonomischen Widersprüche in den USA“, Pro- 
bleme des Friedens und des Sozialismus, 1975/4, S. 482. 

53 H. Winston, Zur Strategie des Befreiungskampfes der Afroamerikaner, Berlin 

1975, S. 235. 
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54 Vgl. V. Perlo, Die Schärfe der ökonomischen Widersprüche in den USA, a. a. O., 
S. 486. 

55 Life vom 24. 11. 1970. 

56 The Writings of Thomas Jefferson, New York 1892—1899, Bd. VII., S. 461. 

57 International Herald Tribüne vom 25. 2. 1971. 

58 V. Packard, Die wehrlose Gesellschaft, München/Zürich 1966, S. 9. 

59 Los Angeles Times vom 19. 4. 1970. 

60 A. Lockshin, „Die CIA — Instrument der USA-Außenpolitik", Einheit, 8/1975, 
S. 929 f. 

61 V. Perlo, Die Schärfe der ökonomischen Widersprüche in den USA, a. a. O., S. 483. 


Zu 5. 

1 J. Lawler, „Watergate: The Eighteenth Brumaire of Richard Nixon", political 
affairs, February 1974, S. 41; vgl. W. Menzel, „Zur Krise des politischen Herr- 
schaftssystems in den USA", IPW-Berichte 10/1975, S.46ff. 

2 G. Hall, The Conspiracy That Led to Watergate, political affairs, June 1973, S. 5. 

3 P. Lösche, „Watergate — Einige Überlegungen zur Krise des amerikanischen 
Regierungssystems", Das Parlament (Bonn), 24. 5. 1975, Beilage, S. 13. 

4 Zitiert nach: A. Lockshin, „Die CIA — Instrument der USA-Außenpolitik", Ein- 
heit, 8/1975, S. 931. 

5 Draft Main Political Resolution for the 21 st National Convention, Communist 
Party USA, o. O., February 1, 1975, S. 23. 

6 Newsweek vom 9. 12. 1974. 

7 S. B. Tschetwerikow, Wer macht die Politik der USA und wie?, Moskau 1974, 
S. 53 (russ.). 

8 Die Verfassunggeber der USA übernahmen dabei weitgehend die Lehren 
von Montesquieu (1689—1755). wie dieser sie in seinem Werk „De L’esprit des 
Lois" (Vom Geist der Gesetze) entwickelt hatte. 

9 The Federalist, Nr. 51. In : A. Hamilton / J. Madison/J. Jay, Der Föderalist, 
hrsg. von F. Ermacora, Wien 1958, S. 297, 298. 

10 A. Hamilton, The Federalist, Nr. 1, a. a. O., S. 35. 

11 Änderungen bzw. Ergänzungen der USA-Verfassung erfordern ein kompliziertes 

Verfahren. Die im 20. Jahrhundert bisher in Kraft getretenen 11 Verfassungs- 
zusätze (Amendments) berührten nur im geringen Maße die Bürgerrechte und 
den Staatsmechanismus: XVII. Amendment (1913) — direkte Wahl der Senatoren, 
XIX. Amendment (1920) — Einführung des Frauenwahlrechts, XX. Amendment 
(1933) — Verlegung des Amtsantritts eines gewählten Präsidenten vom 4. März 
auf den 20. Januar des nach den Wahlen folgenden Jahres, XXII. Amendment 
(1951) — Begrenzung der Amtsdaucr eines Präsidenten auf zwei Amtsperioden 
(acht Jahre), XXIII. Amendment (1961) — bei Präsidentschaftswahlen erhält 
die Bundeshauptstadt Washington das Wahlrecht, XXIV. Amendment (1964) — 
Verbot der Erhebung sogenannter Wahlsteuern, XXV. Amendment (1967) 
— Nachfolge bei vorzeitiger Beendigung der Präsidentschaft, XXVI. Amend- 
ment (1974) — Herabsetzung des Wahlalters auf 18 Jahre. 

12 Nach jüngsten Untersuchungen können die Lobbyisten bei ihren Bemühun- 
gen um Einfluß auf die Gesetzgebung und um die Vergabe von staatlichen 
Aufträgen in 90 von 100 Fällen einen vollständigen oder teilweisen Erfolg 
verzeichnen. Vgl. S. Peregudow / K. Cholodkowski, ,Zu aktuellen Tendenzen im 
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System der politischen Herrschaft der Monopole", Mirowaja ekonomika i 
meshdunarodnyje otnoschenija, 8/1975, S. 61. 

13 Vgl. Ralph Näder Congress Project, M. J. Green, J. M. Fallows, D. R. Zwick, Who 
runs Congress?, Toronto/New York/London 1972, S. 33 f. 

14 Vgl. S. Peregudow/ K. Cholodkowski, a. a. O. 

15 Congressional Record vom 15. 9. 1971 (Jahrgang 117, S. 9615 f.). 

16 Draft Main Political Resolution . . ., a. a. O., S. 23. 

17 W. I. Lenin, Werke, Bd. 28, Berlin 1959, S. 57. 

18 C. P. Magrath/E. E. Comwell/J. S. Goodman, The American Democracy, 
Second Edition, New York/London 1973, S. 288. 

19 Nach Artikel l, Abschnitt 3 der Verfassung hat allerdings der Senat das Recht, 
Amtsanklage auch gegen den Präsidenten zu erheben. Eine Amtsenthebung er- 
fordert eine Zweidrittelmehrheit im Senat. Ein derartiges impeachment wurde 
bisher noch nie bis zum Ende durchgeführt. Richard Nixon kam einer Amts- 
enthebung durch seinen Rücktritt zuvor. 

20 Zitiert nach: J. B. Tschernjak, Der Staatsaufbau und die politischen Parteien in 
den USA, Berlin 1961, S. 82. 

21 Draft Main Political Resolution . . ., a. a. O., S. 23. 

22 G. Hall, Watergate and the Fascist Danger, political affairs, August 1973, S. 10. 

23 Vgl. Das neue Programm der Kommunistischen Partei der USA, Berlin 1971, 
S. 19; G. Hall. Der amerikanische Imperialismus in der Welt von heute, Berlin 
1973, S. 130 f. 

24 Vgl. S. B. Tschetwerikow, a. a. O., S. 17. 

25 Vgl. P. Lösche, a. a. O., S. 9. 

26 Ralph Nader Congress Project . . ., a. a. O., S. 104. 

27 P. Lösche, a. a. O., S. 13. 

28 Vgl. A. I. Dejkin, „Presidential Office of Management and Budgets", S SCha A 
(Moskau), 3/1973, S. 119 ff. 

29 Derartige Bundesprogramme, die insbesondere auch einer krassen Verschär- 
fung der sozialen Widersprüche Vorbeugen sollen, sind eine spezifische Form 
staatsmonopolistischer Regulierungsmaßnahmen in den USA. Das überwie- 
gende Scheitern dieser Programme ist Bestandteil der politischen Krise in 
den USA. Geklagt wird darüber, daß Millionen Dollar .für Bemühungen um 
Sozialreformen vergeudet (werden), die sich nicht bewährten, für Wohnungs- 
bauprogramme, bei denen die Zahl der Spekulanten, die sich bereicherten, grö- 
ßer war als die Zahl der Armen, die anständige neue Wohnungen bekamen' 

(New York Tirries vom 10. 7. 1972). 

30 Vgl. 18. Parteitag der Kommunistischen Partei der USA, 22.-26. Juni 1966, Ber- 
lin 1967, S. 25. 

31 G. Kolko, Hintergründe der US- Außenpolitik, Frankfurt am Main 1971, S. 48. 

32 Vgl. D. Senghaas, Rüstung und Militarismus, Frankfurt am Main 1972, S. 170. 

33 Vgl. K. Loewenstein, Verfassungsrecht und Verfassungspraxis der Vereinigten 
Staaten, Berlin/Göttingen/Heidelberg 1959, S. 370; Ralph Nader Congress Pro- 
ject . . ., a. a. O., S. 94. 

34 Ralph Nader Congress Project . . ., a. a. O., S. 95. 

35 Vgl. a. a. O., S. 114 f. 

36 Botschaft Fords über die Lage der Nation, Archiv der Gegenwart, vom 4. 2. 1975, 

S. 19234. 

37 Vgl. A. M. Schlesinger, The Imperial Presidency, Boston 1973, S. 313. 

38 Vgl. Ralph Nader Congress Project . . ., a. a. O., S. 130. 
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39 Vgl. K. H. Kahrs, US-Anatomie — Wie Amerika regiert wird, Köln 1972, S. 102. 

40 Vgl. P. Glndew, Demokratie und ideologischer Klassenkampf, Berlin 1973, S. 52; 
H. J. Kleinsteuber, Die USA — Politik, Wirtschaft, Gesellschaft, Eine Einführung, 
Hamburg 1974, S. 80. 

41 R. Lettau, Täglicher Faschismus, Leipzig 1973, S. 49 f. 

42 Zitiert nach: Ralph Nader Congress Project . . ., a. a. 0., S. 131. 

43 F. Lundberg, Die Reichen und die Superreichen, Hamburg 1969, S. 398. 

44 Ralph Nader Congress Project . . ., a. a. O., S. 25 ff. 

45 Vgl. Daily Mail vom 30. 12. 1974 

46 Vgl. The Federalist, Nr. 52. a. a. O., S. 301 f. 

47 Ralph Nader Congress Project . . ., a. a. O., S. 285. 

48 The Federalist, Nr. 57, a. a. O., S. 243. 

49 A. M. Schlesinger, .Nixon wollte ein gaullistisches Regime' (Interview), Der 
Spiegel (Hamburg), 5/1974, S. 63. 

50 Botschaft Fords über die Lage der Nation, a. a. O., S. 19232. 

51 Ralph Nader Congress Project . . ., a. a. O., S. 111. 

52 Vgl. A. M. Schlesinger, a. a. O., S. X. 

53 Botschaft Fords über die Lage der Nation, a. a. O., S. 19231. 

54 Die heutige Zahl der Richter wurde mit dem Gesetz vom 10. April 1869 fest- 
gelegt. 

55 Vgl. W. Haller , Supreme Court und Politik in den USA, Bern 1972, S. 84 f. 

56 The Federalist, Nr. 78, a a. O.. S. 430. 

37 Vgl. K. H. Kahrs, a. a. O., S. 118. 

58 Vgl. Demokratie in USA, hrsg. vom US-Informationsdienst, Bad Godesberg 1961, 

S. 65. 

59 E. S. Griffith, Wie Amerika regiert wird, Wiesbaden o. J., S. 166. 

60 So C. C. Curtis jr., Löwen unter dem Thron, Westberlin 1971, S. 76. 

61 W. Z. Foster, Geschichte der Kommunistischen Partei der USA, Berlin 1956, 
S. 459. 

62 a. a. O., S. 464. 

63 K. H. Kahrs, a. a. O., S. 119. 

64 Vgl. W. Haller, a. a. O., S. 65. 

65 Vgl. Los Angeles Times vom 5. 10. 1969. 

66 Vgl. R. Lettau, a. a. O., S. 44. 


Zu 6. 

1 W. I. Lenin, Werke, Bd. 18, Berlin 1962, S. 395. 

2 Vgl. J. B. Tschernjak, Der Staatsaufbau und die politischen Parteien der USA, 
Berlin 1961, S. 162 ff. 

3 W. I. Lenin, a. a. O., S. 395 ff. 

4 V. Perlo, Der USA-Imperialismus, Bd. II, Frankfurt am Main 1971, S. 376. 

5 Vgl. Wirtschaftswoche, Frankfurt am Main, 1972/17, S. 22. 

6 Vgl. F. Lundberg, Die Reichen und die Superreichen, Hamburg 1969, S. 372. 

7 R. A. Dahl, Democracy in the United States, Chicago 1973, S. 252. 

8 Vgl. K. H. Kahrs, US-Anatomie — Wie Amerika regiert wird, Köln 1972, S. 61. 

9 M. Weber, Staatssoziologie, hrsg. von J. WinCkelmann, Zweite, durchgesehene 
und ergänzte Auflage, Westberlin 1966, S. 53. 

10 Das neue Programm der Kommunistischen Partei der USA, Berlin 1971, S. 97 f. 



11 Vgl. H. P. Magrath / E. E. Comwell / J. 8. Goodman, The American Democracy, 
New York/London 1973, S. 311. 

12 Vgl. K. H. Kahrs, a. a. O., S. 72. 

13 L. W. Milbrath, The Washington Lobbyists, Chicago 1963, S. 207. 

14 Vgl. W. Menzel, „USA-Novcmbcrwahlcn 1972", Staat und Recht, 5/1973, 8. 788 ff. 

15 K. H. Kahrs, a. a. O., S. 75. 

16 Vgl. F. Lundberg, a. a. O., S. 407 f., 476 f. 

17 a. a. O., S. 415 

18 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 7, Berlin i960, S. 93. 

19 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 39, Berlin 1968, S. 173. 

20 In nahezu zwei Dritteln aller Einzelstaaten kann die KP der USA infolge von 
Ausnahmegesetzen faktisch keine Kandidaten bei Präsidentschaftswahlen auf- 
stellen. Einzelne Staaten (zum Beispiel Alabama) lassen grundsätzlich keine 
Kommunisten kandidieren. Andere verlangen als Voraussetzung für eine Kandi- 
datur so viele Unterschriften, so daß dies einem faktischen Verbot gleichkommt. 

21 The Federalist, Nr. 68, in: A. Hamilton / J. Madison / J. Jay, Der Föderalist, hrsg. 
von F. Ermacora, Wien 1958, S. 381. 

22 J. Arnault, Die Arbeiterklasse der USA, Frankfurt am Main 1974, S. 133. 

23 Vgl. W. I. Lenin. Werke. Bd. 36. Berlin 1967, S. 218. 

24 W. Z. Foster, Geschichte der Kommunistischen Partei der USA, Berlin 1956, S. 15. 

25 Vgl. J. Arnault, a.a. O., S. 127. Eine Ausnahme bildeten die Präsidentschafts- 
wahlen 1972, als nur etwa 44 Prozent der Arbeiter den Kandidaten der Demo- 
kratischen Partei wählten. 

26 Vgl. K H. Kahrs, a. a. O., S. 71. 

27 Vgl. R. A. Dahl, Die politische Analyse, München 1973, S. 153. 

28 S. M. Monsma, American politics. A Systems ApproaCh, Hinsdale 1973, S. 146. 

29 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 22, Berlin 1963, S. 198. 

30 Vgl. M. Weber, a. a. O., S. 53. 

31 A. S. Nikiforow, .Die rechtlichen Besonderheiten der Macht des Präsidenten in 
den USA", Marxismus Digest (Frankfurt am Main), 17/1974, S. 109. 

32 R. Lettau, Täglicher Faschismus, Leipzig 1973, S. 57. 

33 Vgl. C. P. Magrath / E. E. Comwell / J. S. Goodman, a. a. 0., S. 181 ; W. SolotuChin, 
.Das amerikanische Zweiparteiensystem", Mirowaja ekonomika i meshdunarod- 
nyje otnoschenija, 2/1975, S. 100. 

34 Vgl. W. Kaltefleiter / H. Keynes (Hg.), Das labile Gleichgewicht, Köln/Westberlin/ 
Bonn/München 1974, S. 229. 


Zu 7. 

1 W. I. Lenin, Werke, Bd. 28, Berlin 1959, S. 48. 

2 K. Marx / F. Engels, Werke, Bd. 23, Berlin 1962, S. 189. 

3 W. I. Lenin, Werke, Bd. 31, Berlin 1959, S. 386 f. 

4 Vgl. auch W. Wurdak, „Die CIA soll sich nicht mehr erwischen lassen", horizont, 
27/1975, S. 7. 
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